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Mit dem neuen EU-Geldwäschepaket werden die Anforderungen an Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte weiter steigen. Der ÖRAK schafft daher eine 
Servicestelle Geldwäscheprävention, die Sie künftig mit praxisnahen Infor-
mationen und Unterstützungsleistungen begleitet.

Ein zentrales Vorhaben ist ein Know Your Customer- und Client Onboarding-
System zur Unterstützung bei der Erfüllung Ihrer gesetzlichen Sorgfalts-
pflichten bei der risikobasierten Mandatsaufnahme, der Identifizierung und 
Verifizierung, bei Screenings sowie bei der strukturierten Dokumentation.
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Die Servicestelle Geldwäscheprävention 
und das künftige KYC-System im Überblick.

Schauen Sie rein!

wäscheprävention
C-System im Überblick.

Erfahren Sie mehr und bleiben Sie informiert:
kyc.oerak.at
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BRÄG 2026: Weichenstellungen
für die Zukunft der
Rechtsanwaltschaft

S ehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege!
Mit BGBl I 2026/63 wurde eine der bedeutendsten No-

vellen zur Rechtsanwaltsordnung der vergangenen Jahre
kundgemacht.

Einen wesentlichen Faktor zur Sicherung der anwaltli-
chen Unabhängigkeit stellt die eigene, vom Staat unabhän-
gige Altersversorgung dar, welche die Rechtsanwaltschaft
bisher in acht verschiedenen Versorgungseinrichtungen
selbst organisiert hat.

Durch das Berufsrechts-Änderungsgesetz 2026 (BRÄG
2026) ermöglicht der Gesetzgeber der Rechtsanwaltschaft
nunmehr, eine einheitliche Versorgungseinrichtung für alle
österreichischen Rechtsanwaltskammern zu schaffen. Vo-
raussetzung für dieses zukunftsweisende Projekt ist der Bei-
tritt von zumindest sechs Kammern.

In Zeiten, in denen die langfristige Sicherung der Pen-
sionssysteme zu einer echten Jahrhundertaufgabe wird, hat
es der Gesetzgeber den Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälten ermöglicht, ihre eigene Versorgungseinrichtung be-
standsicherer zu gestalten.

Eine detaillierte Auseinandersetzung mit den versor-
gungsrechtlichen Regelungen des BRÄG 2026 sowie mit
den durch die einheitliche Versorgungseinrichtung verbes-
serten Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf bieten Mag.a Ursula Koch und ÖRAK-Präsident RA Dr.
Armenak Utudjian in ihrem Beitrag aus erster Hand.

Mit dem BRÄG 2026 wurden jedoch auch weitreichende
neue Regelungen im rechtsanwaltlichen Gesellschaftsrecht
getroffen.

Um die Kohärenz der Beschränkungen im Stand der Ge-
sellschafter noch stärker abzusichern, wurde der zulässige
Kreis der Gesellschafter von Rechtsanwaltsgesellschaften
präzisiert und eingeschränkt.

Nunmehr sind ausschließlich Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte, ehemalige Berufskollegen sowie Komple-

mentär-GmbHs und
Komplementär-Flex-
Cos, deren Gesell-
schafter ebenfalls
ausschließlich
Rechtsanwälte sein
dürfen, als Gesellschafter von Rechtsanwaltsgesellschaften
zugelassen.

In einem weiteren Beitrag dieser Ausgabe werden diese
gesellschaftsrechtlichen Änderungen ausführlich dargestellt.

Ergänzt wird dieser Schwerpunkt durch eine Darstellung
der höchstgerichtlichen strafrechtlichen Judikatur des Jah-
res 2025 von Dr. Roland Kier sowie einen äußerst lesenswer-
ten Aufsatz von Dr.in Marie-Therese Hartlieb über die Form-
pflicht bei Übergabsverträgen.

Abgerundet wird diese Ausgabe durch eine Abhandlung
von Univ.-Prof.in Dr.in Ilse Reiter-Zatloukal zur anwaltlichen
Selbstverwaltung und zum freiheitlichen Rechtsstaat. Der
Beitrag leistet einen wichtigen Beitrag zum Verständnis
der Core Values der Anwaltschaft – insbesondere von Unab-
hängigkeit, Verschwiegenheit und Freiheit von Interessen-
kollisionen.

Ebenso ausführlich widmet sich diese Ausgabe dem tra-
ditionellen Judikaturschwerpunkt. Hervorzuheben sind
hierbei insbesondere die berufsrechtlichen Entscheidungen,
bei denen dem Anwältinnenblatt ein echtes Alleinstellungs-
merkmal zukommt.

Ich wünsche Ihnen viel Freude bei der Lektüre dieser
Ausgabe des Anwältinnenblatts – und vielleicht auch bei
der vertiefenden Lektüre des neuen BRÄG 2026.

GERNOT MURKO
Schriftleiter
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Anwaltsakademie
Aus- & Fortbildung auf höchstem Niveau. 

Unsere wichtigsten Großveranstaltungen, die Sie nicht verpassen sollten!

Unsere Seminar-Highlights stehen für fundierte Aus- & Fortbildung.
Aktuell, relevant & praxisorientiert.
Gestalten Sie Ihren Bildungsweg mit uns fl exibel – online oder vor Ort, ganz nach Ihren Bedürfnissen.
Melden Sie sich jetzt an und sichern Sie sich Ihren Platz.
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WIEN
24.09.2026

Belastungen der Liegenschaft 
2026

25.09.2026 NEU

RechtsanwältInnen im Steuer-
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erfahndung und Finanzpolizei

25.09.2026
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Die fl exible Kapitalgesell-
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potentiale
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Praxis & Psychologie des 
Honorars

OBERÖSTERREICH
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Verfahrenshilfe im Strafrecht
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Zivilrechtstag
der österreichischen
RechtsanwältInnen

Alle weiteren Seminare fi nden Sie unter www.awak.at und in unserem beigelegten AWAK update.
Änderungen vorbehalten.

NOVEMBER

WIEN
25.11.2026

Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt

TIROL
13.11.2026 | INNSBRUCK NEU

Rechtsmittel im Öff entlichen 
Recht - Gestaltung und Übung

25.11.2026 – 27.11.2026 | INNSBRUCK

Das Strafverfahren - Ermitt-
lungsverfahren, Hauptver-
handlung und mögliche 
Rechtsmittel

21. – 23.09.2026 | MONDSEE 

Mondsee 
Forum für Zivilrecht

06.11.2026 | WIEN

Erster Wiener Kongress 
der Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte

22.10.2026 | WIEN 

KI-Praxis Event
Erleben. Verstehen. Anwenden.

22. & 23.01.2027 | WIEN 

Aktuelle Judikatur und 
Rechtsentwicklung im 
Liegenschafts- und 
Wohnrecht

19. & 20.11.2026 | WIEN 

Die dunklen Seiten
des Wirtschaftsrechts
Korruption, Betrug
und Strafverfolgung

NEU
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Berufsrecht im stetigen Wandel

I n dieser Ausgabe finden Sie einige Beiträge mit Informa-
tionen zum Berufsrechtsänderungsgesetz 2026, das nach

mehrjähriger Vorbereitung und auf Initiative der Rechtsan-
waltschaft im Juli 2026 endlich im Parlament verabschiedet
worden ist.

Diese Gesetzesnovelle wird – davon bin ich überzeugt –
nicht nur zur Absicherung, sondern auch nachhaltigen und
zukunftsorientierten Weiterentwicklung der für unsere be-
rufliche Unabhängigkeit so entscheidenden Selbstverwal-
tung sorgen, und zwar in mehreren Regelungsbereichen:

Zunächst ermöglicht diese Reform die überfällige Zusam-
menlegung der anwaltlichen Versorgungseinrichtungen, die
bisher auf regionaler Ebene der einzelnen Rechtsanwaltskam-
mern eingerichtet und geführt worden sind. Dass eine derar-
tige Zusammenlegung sinnvoll ist, zeigt sich bereits an einer
einzigen Kontrollfrage: Hätten wir – würden wir die Versor-
gungseinrichtung ohne jede historische Bezugnahme heute
neu „auf der grünen Wiese“ konzipieren – tatsächlich regio-
nale Pensionsfonds als sinnvoll angesehen? Unser Berufs-
stand ist wichtig, aber dennoch trotz seiner Bedeutung relativ
klein gemessen an der Zahl der Kammermitglieder – die Zu-
sammenlegung mit Schaffung einer größeren Versicherten-
und damit Risikogemeinschaft ist jedenfalls ein „no-brainer“,
wie es ein Kollege bei einer Informationsveranstaltung der
Rechtsanwaltskammer Wien so treffend formulierte.

Wichtige Vereinheitlichungsschritte wurden auf dem
Weg zu dieser Reform bereits in den letzten Jahren gesetzt:
Unsere kapitalgedeckte Säule Teil B wird bereits seit ihrer
Einrichtung vor knapp 30 Jahren gemeinsam von allen
Rechtsanwaltskammern verwaltet, auch wenn die Beitrags-
hoheit bislang den Rechtsanwaltskammern oblag. Die Sat-
zungskompetenzen sind bereits von den Plenarversamm-
lungen der Rechtsanwaltskammern auf die Vertreterver-
sammlung des ÖRAK übergegangen, um nicht bei jeder
(auch noch so kleinen) Änderung neun Plenarversamm-
lungsbeschlüsse zu benötigen. Die Rechtsanwaltskammern
haben sich auch bisher bei Beschlussfassung ihrer autono-
men Umlagenordnungen an der im ÖRAK gemeinsam erar-
beiteten Muster-Umlagenordnung orientiert. Die Veranla-
gung der Finanzmittel im Teil B war von jeher gemeinsam
organisiert; nun besteht seit 2026 auch eine analoge gemein-
same Veranlagung der Mittel der Versorgungseinrichtungen
Teil A, um auch hier größtmögliche Diversifikation und Ri-
sikostreuung zu ermöglichen.

Somit ist die Ein-
richtung einer eige-
nen rechtlich selb-
ständigen Versor-
gungseinrichtung
der österreichischen
Rechtsanwaltschaft
(VÖR) der logische
Endpunkt einer längeren Entwicklung dieser kontinuierli-
chen Zusammenführungsschritte. Wir wollen an diesem
Punkt aber keinesfalls stehenbleiben, sondern weiterhin an
der Entwicklung und nachhaltigen Absicherung unserer
Versorgungseinrichtung arbeiten.

Über den Beitritt Ihrer Rechtsanwaltskammer zur VÖR
werden Sie alle, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, in
Plenarversammlungen Ihrer Rechtsanwaltskammer zu be-
finden haben. Informieren Sie sich besonders gründlich –
dieser Entscheidung kommt große Bedeutung für die Zu-
kunft unserer Anwaltspension zu!

Mit dieser Novelle machen wir aber auch noch einen
weiteren wichtigen Schritt in der Modernisierung unserer
anwaltlichen Versorgung. Die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf soll vor allem zur Attraktivierung des Berufs
für unsere Kolleginnen maßgeblich gestärkt werden, indem
die Möglichkeit für Beitragsbefreiungen für zwölf Monate
ab der Geburt eines Kindes bei dennoch voller Anrechnung
der Versicherungszeiten eingeräumt wird – ein durchaus
kraftvolles Zeichen der Solidarität im Stand für alle Kolle-
ginnen und Kollegen, die gerade nach der Familiengrün-
dung unser aller Unterstützung benötigen.

Schließlich sollen auch zahlreiche andere Änderungen
im Bereich des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes und im an-
waltlichen Berufs- und Gesellschaftsrecht nicht unerwähnt
bleiben, über die Sie sich ebenfalls in diesem Heft informie-
ren können.

Unser Stand setzt mit dem Berufsrechtsänderungsgesetz
2026 und dessen möglichst rascher Umsetzung in den Sat-
zungen sowie Umlagenordnungen wieder ein starkes Zei-
chen und Signal für die Attraktivität unseres Berufs auch
für jüngere Kolleginnen und Kollegen.

ARMENAK UTUDJIAN
Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
(ÖRAK)
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Dornik: Anna Forgó; Teresa Perner: privat; Lukas Bono Berger: Katharina Marx; Jessica König: privat; Christian Aschauer: Hartlauer; Lukas Biermayr: 2023, Maximilian Mittendorfer;
Dagmar Coester-Waltjen: privat; Gülsah Erbilen: Saxinger; Michelle Haider: Saxinger; Marie-Therese Hartlieb: Konstantinos Tzivanopoulos; Christian Hausmaninger: Helmreich; Johann
Höllwerth: Sabine Klimpt Lichtblick KG; Wolfgang Jelinek: privat; Roland Kier: www.anwaltsbuero.at; Robert_Keimelmayr: StudioKoekart; Ursula Koch: privat; Rupert Kreuml: 2023
Unglaublicht e.U.; Michaela Nill: 2023 Unglaublicht e.U.; Ilse Reiter-Zatloukal: Martin Lifka; Caroline Rapatz: Inga Sommer, Hamburg; André Rohrleitner: Fröschl; Anna Rupp: 2023
Unglaublicht e.U.; Johannes Sobotka: Wilke; Armenak Utudjian: Werner Himmelbauer; Ulrike Maria Veronik-Pongratz: privat; Leo Vollert: Christian Bartling; Jan von Hein: privat;
Gerold Zeiler: Peter M. Mayr. Grafisches Konzept: WERTHER - Marketing- und Kommunikationsberatung, Türkenschanzstraße 46, 1180 Wien; rennergraphicdesign · martin renner,
Alte Bahngasse 1/6, 3034 Maria Anzbach. Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich abgegeben. Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit Zustimmung der Redaktion
unter Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.
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Ständige Mitwirkende

Mitwirkende dieser Ausgabe

RA Univ.-Prof. Dr.
Gernot Murko
Rechtsanwalt in Kla-
genfurt, Universitäts-
professor an der Uni-
versität Graz und Co-
Leiter des Forschungs-
zentrums für Berufs-
recht (ZBR)

Schriftleiter

Univ.-Prof. Dr.
Andreas Geroldinger
Vorstand des Instituts
für Zivilrecht und des
Instituts für Anwalts-
recht an der JKU Linz

Univ.-Prof. Dr.
Friedrich Rüffler
Universitätsprofessor
am Institut für Unter-
nehmens- und Wirt-
schaftsrecht und Leiter
der Forschungsstelle In-
stitut für Anwaltsrecht
an der Universität Wien

RA Dr. Michael
Buresch
Rechtsanwalt in Wien
und Anwaltsrichter
beim OGH

Univ.-Prof. Dr.
Severin Glaser
Universitätsprofessor
für Finanz- und Wirt-
schaftsstrafrecht am
Institut für Strafrecht,
Strafprozessrecht und
Kriminologie der Uni-
versität Innsbruck

RA Univ.-Prof. Dr.
Mathis Fister
Universitätsprofessor
an der JKU Linz und
Rechtsanwalt in Wien

RAin Dr.in Julia
Kusternigg, LL.M.
Rechtsanwältin in Kla-
genfurt und Mitglied
des Ausschusses der
Rechtsanwaltskammer
für Kärnten

Univ.-Prof. Dr. Stefan
Perner
Vorstand des Depart-
ments für Privatrecht
und Mitglied des Ver-
fassungsgerichtshofes

Univ.-Prof. Dr.
Martin Spitzer
Universitätsprofessor
für Zivil- und Zivilver-
fahrensrecht an der
WU Wien und Richter
am Obersten Gerichts-
hof des Fürstentums
Liechtenstein

PD Dr. Moritz
Zoppel, LL.M.
(Cambridge)
Privatdozent am Insti-
tut für Zivil- und Zivil-
verfahrensrecht an der
WU Wien

Univ.-Prof. Mag. Dr.
Thomas Garber
Universitätsprofessor
an der JKU Linz und
Vorstand des Instituts
für Zivilverfahrens-
recht

Univ.-Ass. Mag.
Tobias Thomas
Dornik
Universitätsassistent
(prae-doc) am Institut
für Unternehmens- und
Wirtschaftsrecht und
der Forschungsstelle In-
stitut für Anwaltsrecht
an der Universität Wien

Proj.-Ass.in Mag.a
Teresa Perner
Wissenschaftliche Mit-
arbeiterin am For-
schungszentrum für
Berufsrecht (ZBR) so-
wie am Institut für Zi-
vilverfahrensrecht und
Insolvenzrecht der Uni-
versität Graz

Univ.-Ass. Mag.
Lukas Bono Berger
Universitätsassistent
am Institut für Verwal-
tungsrecht und Verwal-
tungslehre der JKU
Linz
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RAin Britta Kynast
Leiterin ÖRAK-Vertre-
tung in Brüssel und in
Deutschland zugelasse-
ne Rechtsanwältin

Mag.a Jessica König
Juristischer Dienst,
ÖRAK-Vertretung in
Brüssel

RA Dr. Christian
Aschauer
Rechtsanwalt und In-
dependent Arbitrator
in Wien sowie Mitglied
des Internationalen
Schiedsgerichtshofs der
ICC in Paris

RA Mag. Lukas
Biermayer
Rechtsanwalt in Wien
und als Counsel bei
SAXINGER ist er in
nationalen und inter-
nationalen Schiedsver-
fahren tätig.

em. Prof.in Dr.in Dr.in
h.c. Dagmar Coester-
Waltjen, LL.M. (Univ.
of Michigan)
em Professorin der
Universität Göttingen
für Zivilrecht, interna-
tionales Zivilverfah-
rens- und Privatrecht
sowie Rechtsverglei-
chung

RAAin Mag.a Gülsah
Erbilen
Rechtsanwaltsanwärte-
rin in der Kanzlei SA-
XINGER Linz

RAAin Mag.a Michelle
Haider
Rechtsanwaltsanwärte-
rin in der Kanzlei SA-
XINGER Linz

Dr.in Marie-Therese
Hartlieb, LL.M.
Referentin in der
Rechtsabteilung des
Raiffeisenverbands
Steiermark

RA Hon.-Prof. Univ.-
Doz. Dr. Christian
Hausmaninger,
LL.M. (Harvard)
Rechtsanwalt und
Gründer der Kanzlei
Hausmaninger Kletter
Rechtsanwälte GmbH
in Wien

Hon.-Prof. Dr.
Johann Höllwerth
war SenPräs d OGH, ist
Hon.-Prof der Uni
Salzburg sowie Fach-
autor im Bereich im
Bereich des Verfahrens-
, Familien-, Versiche-
rungs- sowie Miet- und
Wohnrechts
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em. o. Univ.-Prof.
Dr. h.c. Dr. Wolfgang
Jelinek
Universitätsprofessor
für österreichisches und
internationales Zivil-
verfahrensrecht und für
Insolvenzrecht an der
Universität Graz

RA Priv.-Doz. Mag.
Dr. Roland Kier
Rechtsanwalt in Wien
und Vorsitzender der
österreichischen Straf-
rechtskommission des
ÖRAK

RA Mag. Robert
Keimelmayr, LL.B.
Rechtsanwalt im Pro-
zessrecht-Team von
DORDA Rechtsanwälte
GmbH und auf Zivil-
prozess- und Exeku-
tionsrecht spezialisiert

Mag.a Ursula Koch
Generalsekretär-Stell-
vertreterin des Öster-
reichischen Rechtsan-
waltskammertags

RA Mag. Rupert
Kreuml
Partner bei SAXINGER
und Universitätslektor
am Institut für Zivil-
verfahrensrecht an der
JKU in Linz

RAin Mag.a Michaela
Nill, LL.M.
Partnerin bei SAXIN-
GER mit dem Bera-
tungsschwerpunkt Me-
dizinrecht. Sie berät
vorwiegend Ärzt:innen
sowie Gesundheitsein-
richtungen.

Univ.-Prof.in Dr.in Ilse
Reiter-Zatloukal
Univ. Prof.in am Insti-
tut für Rechts- und
Verfassungsgeschichte
an der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät
der Universität Wien

Prof.in Dr.in Caroline
S. Rapatz, MPhil.
(Cantab.)
Professorin am Institut
für Eur. und Int. Pri-
vat- und Verfahrens-
recht der CAU zu Kiel

Mag. Dr. iur. André
Rohrleitner
war Univ.-Ass. am Ins-
titut für Zivilrecht,
Ausländisches und In-
ternationales Privat-
recht der Universität
Graz und ist ab Herbst
Rechtsanwaltsanwärter
in Wien

RAin Mag.a Anna
Rupp
Partnerin bei SAXIN-
GER. Sie ist speziali-
siert auf Beratung und
Prozessführung im Ar-
beits- und allgemeinem
Zivilrecht sowie Streit-
beilegung.

RA Mag. Johannes
Sobotka, LL.M.
(NYU)
Rechtsanwalt bei der
Kanzlei Hausmaninger
Kletter Rechtsanwälte
GmbH in Wien

RA Dr. Armenak H.
Utudjian, M.B.L.-HSG
Präsident des Österrei-
chischen Rechtsan-
waltskammertags

RAin Mag.a Ulrike
Maria Veronik-
Pongratz
Rechtsanwältin, Me-
diatorin und Treuhän-
derin; spezialisiert auf
Familien-, Erb- und
Vertragsrecht sowie
Gewaltprävention

Leo Vollert
Wissenschaftlicher Mit-
arbeiter und Dokto-
rand an der Universität
Hamburg

Prof. Dr. Jan von
Hein
Direktor am Institut für
ausländisches und In-
ternationales Privat-
recht, Abt. III, der Al-
bert-Ludwigs-Universi-
tät Freiburg (Deutsch-
land)

RA Dr. Gerold Zeiler,
LL.M. (WA SHU)
Rechtsanwalt in Wien
und Kalifornien, spezi-
alisiert auf nationale
und internationale
Schiedsgerichtsbarkeit
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GGG – Erhöhung mit 1. 8. 2026
Mit einer Verordnung der Bundesministerin für Justiz über
die Neufestsetzung von Gerichtsgebühren (BGBl II 2026/
227), erfolgte mit 1. 8. 2026 eine weitere Erhöhung der Ge-
richtsgebühren im Ausmaß von 5,7%. Betroffen sind die fes-
ten Gebührensätze wie etwa Pauschalgebühren in zivilge-
richtlichen Verfahren, Gebühren für einvernehmliche
Scheidungen, Eintragungs- und Eingabegebühren in Fir-
menbuchsachen, Gebühren für Grundbuchauszüge oder
die Gebühren für Firmenbuchabfragen.

Nicht umfasst sind jene Gebühren, die einen Prozentsatz
der Bemessungsgrundlage ausmachen, also zB die Grund-
buch-Eintragungsgebühren, oder jene für Abfragen des
Zentralen Melderegisters, welche nicht im Gerichtsgebüh-
rengesetz geregelt sind.

Parallel dazu wurde auch die Verordnung über den Nor-
malkostentarif neu erlassen (BGBl II 2026/226), die eben-
falls am 1. 8. 2026 in Kraft getreten und auf Leistungen
der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte anzuwenden
ist, die nach dem 31. 7. 2026 bewirkt werden.

Aufgrund der gesetzlichen Grundlage in § 31a GGG ist
eine automatische Valorisierung der Gerichtsgebühren vor-
zunehmen, die das letzte Mal mit Wirksamkeit vom
1. 4. 2025 aufgrund des Index des November 2024 durchge-
führt worden ist. Der ÖRAK fordert seit Jahren eine Ab-
schaffung der automatischen Valorisierung bzw eine umfas-
sende Reform des Gerichtsgebührengesetzes.

CM

Kostenwahrheit in
Rechtsanwaltskanzleien
Neu im Mitgliederbereich auf www.oerak.at finden Sie eine
vom ÖRAK in Auftrag gegebene Studie der TPA zur Kos-
tenwahrheit in Rechtsanwaltskanzleien. Die Studie analy-
siert die Kostenstruktur österreichischer Rechtsanwalts-
kanzleien mit dem Ziel, realistische Benchmarks zu schaf-
fen, um Kanzleien eine objektive Beurteilung ihrer Wirt-
schaftlichkeit zu ermöglichen. Ein eigens dafür
programmierter Kostenstrukturrechner unterstützt Sie da-
bei.

Schauen Sie rein unter Services/Kostenwahrheit in
Rechtsanwaltskanzleien.

Die Dokumente stellen eine Serviceleistung für Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte sowie Rechtsanwaltsanwär-
terinnen und Rechtsanwaltsanwärter dar und sind aus-
schließlich für diese bestimmt. Wir bitten daher um ver-
trauliche Behandlung.

UK

ZukunftsBonus – Prämienentlastung im
Alter (UNIQA
Gruppenkrankenversicherung)
Im Rahmen des ZukunftsBonus haben Sie die Möglichkeit,
Ihre Krankenversicherungsprämien im Alter zu reduzieren,
indem Sie Ihre Prämien während Ihres aktiven Erwerbsle-

bens erhöhen und im Gegenzug ab dem vollendeten 65. Le-
bensjahr weniger bezahlen. Diese Variante führt zu einer
Prämienentlastung zu einem Zeitpunkt, in dem Ihr Ein-
kommen vielleicht geringer, die Absicherung Ihrer Gesund-
heit aber umso wichtiger ist. Der ZukunftsBonus wird dabei
als Zusatzbaustein zur Gruppenkrankenversicherung ange-
boten und umfasst nicht nur die Prämienentlastung im Al-
ter, sondern auch eine Entlastung im Pflegefall sowie ein
Sterbegeld. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an einen spezi-
alisierten Versicherungsberater. Die Liste der spezialisierten
Berater sowie weitere Informationen zum ZukunftsBonus
finden Sie im Mitgliederbereich unter www.oerak.at unter
dem Menüpunkt „Versorgungseinrichtungen/Krankenversi-
cherung“ oder unter www.ra-vorsorge.at.

UK

Versorgungseinrichtung Teil B – Aktuelle
Performance ALPS
Im Mitgliederbereich unter www.oerak.at finden Sie unter
dem Menüpunkt „Versorgungseinrichtungen/Versorgungs-
einrichtung Teil B/Aktuelle Performance und Informatio-
nen“ eine Übersicht über die Performance der ALPS Gefäße.

Zum 24. 8. 2026 wurden seit Jahresbeginn folgende Ver-
anlagungsergebnisse erzielt:
• ALPS 15: + 2,54%
• ALPS 30: + 4,42%
• ALPS 50: + 6,86%
• ALPS Zero: + 1,08%
Weitere Informationen zur Versorgungseinrichtung Teil B
finden Sie unter www.oerak.at unter dem Menüpunkt „Ver-
sorgungseinrichtungen/Versorgungseinrichtung Teil B“
oder unter www.ra-vorsorge.at.

UK

Online-News-Portal
Unter www.anwaltsblatt.at steht Ihnen als Ergänzung zur
Print-Ausgabe unser Online-News-Portal zur Verfügung,
in dem Sie aktuelle Berichterstattungen aus dem Standesge-
schehen abrufen können. Die Beiträge der Rechtspre-
chungs-Rubrik werden ident aus der Print-Ausgabe über-
nommen und können durch die Filterung nach Rechtsge-
bieten leicht durchsucht werden. Mit Hilfe der Push-Nach-
richten können Sie die für Sie interessanten Rubriken
auswählen und werden unmittelbar nach Erscheinen eines
neuen Beitrags informiert.

Darüber hinaus finden Sie eine Terminübersicht und ein
„Schwarzes Brett“ für aktuelle Stellenanzeigen und Kanzlei-
Inserate. Schauen Sie noch heute vorbei!

Der ÖRAK ist auch in den sozialen Medien vertreten.
Sie finden uns auf folgenden Plattformen:

MAG. URSULA
KOCH (UK)
ÖRAK, Generalsekretär-
Stellvertreterin

MAG. CHRISTIAN
MOSER (CM)
ÖRAK, Juristischer
Dienst
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#glaubandich

Unser Land braucht  
Rechtsanwält:innen, 
die an sich glauben.

Und eine Bank,   
die an sie glaubt.
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Wenn juristisches Wissen eine neue Dimension erreicht: MANZ-Noxtua bietet Ihnen eine sichere 
digitale Infrastruktur für Recherche, Analyse und Dokumentenerstellung. Der Legal AI Agent über-
zeugt durch eine Vielzahl an innovativen Funktionen und verbindet den Datenschatz von MANZ 
mit dem Noxtua-KI-System. So werden aus komplexen Arbeitsschritten effiziente Workflows.

• Zugriff auf kuratierte europäische 
Fachliteratur

• KI-gestützte Analyse eigener Dokumente
• Dokumentenerstellung für Verträge, 

Schriftsätze, Gutachten und Memos

• Matrixanalyse für große Dokumentbestände
• Integration externer Dokumentquellen und 

bestehender Arbeitsabläufe
• DSGVO-konform, vertraulich und souverän 

in Europa betrieben

made in Europe.

Ihr Legal AI Workspace

noxtua.manz.at Jetzt in Österreich verfügbar!



ÖRAK auf LinkedIn

ÖRAK auf Facebook

ÖRAK auf Instagram

Abonnieren Sie jetzt gleich unsere Kanäle, um immer auf
dem Laufenden zu bleiben.

Maria Anna von Ertl’sche Stiftung
Die Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch für das
Jahr 2027 Stipendien an Rechtsanwältinnen oder Rechtsan-
wälte.

Anträge auf Gewährung der Stipendien können spätes-
tens innerhalb von drei Kalenderjahren nach der erstmali-
gen (berufsbegründenden) Eintragung als Rechtsanwältin
oder Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsanwaltskammer
Wien gestellt werden, wobei das Jahr der Eintragung selbst
nicht mitgerechnet wird.

Die erstmalige Eintragung in einer anderen Rechtsan-
waltskammer erfüllt nicht die Antragsvoraussetzungen.

Anträge können von allen jenen Rechtsanwältinnen oder
Rechtsanwälten gestellt werden, die im Jahre 2024 oder da-
nach, spätestens jedoch mit Ablauf des Jahres 2027, erstmals
als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt in die Liste der
Rechtsanwaltskammer Wien eingetragen wurden und noch
eingetragen sind.

Ein Bewerbungsansuchen kann nur einmal gestellt wer-
den.

Anlässlich der Antragsstellung hat die Antragswerberin
oder der Antragswerber die Absicht der unmittelbar bevor-
stehenden Gründung oder Mitbegründung einer Rechtsan-
waltskanzlei oder die Beteiligung an einer Rechtsanwalts-

kanzlei in Wien offenzulegen. Verbunden damit, sind die
ihr oder ihm dadurch entstehenden einmaligen Auslagen
sowie die danach laufenden Kosten darzutun und glaubhaft
zu machen. Diesen Zahlen ist eine Einnahmenschätzung ge-
genüberzustellen (Business Case).

Die Gründung, Mitbegründung oder Beteiligung ist oh-
ne Verzug nachzuweisen, erforderliche Unterlagen sind
über Verlangen vorzulegen.

Der Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftbriefes lautet:
„Diese Stiftung soll angehenden Rechtsanwälten männli-

chen und weiblichen Geschlechtes, dh solchen, bei welchen be-
reits die Voraussetzungen für die Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft in Wien gegeben sind, verliehen werden, welche ferner
unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffenheit und christka-
tholischer Religion echte Beweise abstatten und zugleich den
Nachweis der mindestens mit sehr gutem Erfolge abgelegten
Rechtsanwaltsprüfung zu erbringen.“

Der Punkt Viertens erster und zweiter Absatz des Stift-
briefes lautet:

„Diejenigen welchen diese Stiftung verliehen wird, erhal-
ten im Rahmen der von ihnen dargetanenen Kosten einen
Stiftungsbetrag von insgesamt bis zu EUR 80.800,–, wobei
für die Kosten der Gründung, Mitbegründung oder Beteili-
gung sogleich ein Betrag von EUR 26.800,– in bar und zur
teilweisen Deckung der laufenden Kosten des Kanzleibetriebs
durch fünf nacheinander folgende Jahre jedes Jahr ein Betrag
von EUR 5.400,– in halbjährigen Raten auszubezahlen sind.

Die Auszahlung erfolgt insoweit die liquiden Mittel der
Stiftung reichen. Eine Stiftung kann auch zwischen Stiftungs-
werbern geteilt werden.“

Ansuchen mit allen Unterlagen um Verleihung der Stif-
tung sind bis spätestens 31. 1. 2028 beim Präsidenten der
Rechtsanwaltskammer Wien elektronisch an die E-Mail-
Adressen office@rakwien.at und an office@ertlstiftung.at
zu stellen.

Stiftungssatzung, Merkblatt und Fragebogen finden sich
auch auf der Homepage des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages www.oerak.at im Mitgliederbereich un-
ter Informationen/Sonstiges -> Maria Anna von Ertl’sche
Stiftung und auf der Homepage der Rechtsanwaltskammer
Wien www.rakwien.at unter Downloads.

Beschluss der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer
Vom Ausschuss der Steiermärkischen Rechtsanwaltskam-
mer wird angezeigt, dass die über Dr. Roman Schiessler,
Rechtsanwalt in 8077 Gössendorf, Hauptstraße 82 mit Be-
schluss des Disziplinarrates vom 11. 11. 2025 zu D 46/25
verhängte Maßnahme der vorläufigen Untersagung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft gemäß § 19 Abs 4 DSt
außer Kraft getreten ist.

Der bestellte Kammerkommissär RA Dr. Ralph Forcher,
8010 Graz, Neutorgasse 51, wird seines Amtes enthoben.
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ZIVILRECHT

Wertsicherungsklauseln im Vollanwendungsbereich des MRG
§ 15 Abs 9 MRG; § 6 KSchG

Die Klausel-RL steht der Aufrechterhaltung einer Vertragsklausel trotz Unwirksamkeit einzelner Be-

stimmungen nicht entgegen, wenn die unwirksamen Bestimmungen eine von den übrigen Bestim-

mungen trennbare vertragliche Verpflichtung mit eigenständigem Regelungsgehalt betreffen und

ihr Wegfall den wesentlichen Inhalt der verbleibenden Regelung nicht verändert.

Tritt an die Stelle einer wegen Verstoßes gegen zwingendes Recht unwirksamen Vertragsbestim-

mung unmittelbar zwingendes Gesetzesrecht, liegt keine nach der Klausel-RL unzulässige ergänzen-

de Vertragsgestaltung durch das Gericht vor.

OGH 28. 4. 2025, 1 Ob 2/26 i

Aus den Entscheidungsgründen

[20] 3.3. Im vorliegenden Fall ist das Berufungsgericht je-
denfalls auch im Lichte der Rechtsprechung des EuGH zu
Recht von einer Teilbarkeit der Klausel ausgegangen:

[21] Danach stehen die Bestimmungen der Klausel-RL
der teilweisen Aufrechterhaltung einer für missbräuchlich
befundenen Klausel durch Streichung der sie missbräuch-
lich machenden Bestandteile entgegen, wenn diese Strei-
chung darauf hinausliefe, den Inhalt dieser Klausel grund-
legend zu ändern (EuGH C-321/22, Provident Polska,
Rn 89; C-19/20, Bank BPH, Rn 70 mwN). Das ist indes
dann nicht der Fall, wenn der missbräuchliche Bestandteil
einer Klausel in einer von den übrigen Bestimmungen ge-
trennten vertraglichen Verpflichtung besteht, die Gegen-
stand einer individualisierten Prüfung ihrer Missbräuch-
lichkeit sein kann, weil die Bestimmung, die eine solche
Verpflichtung vorsieht, als von den anderen Bestimmungen
der betreffenden Klausel abtrennbar angesehen werden
kann (C-321/22, Provident Polska, Rn 90).

[22] Im Ausgangsverfahren zur Entscheidung C-321/22,
Provident Polska, war eine einzige Klausel zu beurteilen, die
sämtliche Bedingungen für die Tilgung von Darlehen, wie
die zu zahlenden Beträge und die verschiedenen Raten, fest-
legte, und auch eine Bestimmung über die konkreten Mo-
dalitäten enthielt, nach denen die betreffenden Zahlungen
zu leisten waren, nämlich am Wohnsitz des jeweiligen Dar-
lehensnehmers und an einen Vertreter des Darlehensgebers.
Der EuGH führte aus, dass eine Bestimmung, die solche
konkreten Modalitäten der Erfüllung der Zahlungsver-
pflichtung des Verbrauchers festlege, eine von den anderen
Bestimmungen dieser einzigen Klausel getrennte vertragli-
che Verpflichtung darstelle, die gegenüber den Bestandtei-
len des Vertrags, die den wesentlichen Inhalt dieser Klausel
festlegten, wie denen über die Bestimmung der zu zahlen-
den Beträge und der Fälligkeitstermine für diese Zahlungen,
akzessorischen Charakter habe. Im Übrigen sei die Strei-
chung dieser Bestimmung offensichtlich nicht geeignet,
den wesentlichen Inhalt der betreffenden Klausel zu beein-
trächtigen, da der Verbraucher verpflichtet bleibe, seiner
Tilgungspflicht gemäß den anderen in dieser Klausel vorge-
sehenen Bedingungen nachzukommen, indem er jede belie-

bige Zahlungsweise unter den nach nationalem Recht zuläs-
sigen wähle (Rn 92 und 93).

[23] Davon ausgehend bestehen auch hier keine Beden-
ken an der Teilbarkeit der Klausel, weil die Vereinbarung
über die Bedingungen der Valorisierung einerseits und die
Modalitäten der Geltendmachung der erhöhten Beträge an-
dererseits jeweils einen eigenen Regelungsbereich haben.

[28] In der Entscheidung C-51/17, OTP Bank und OTP
Faktoring, Rn 52ff, hat der EuGH klargestellt, dass Vertrags-
klauseln, die auf einer bindenden Rechtsvorschrift beruhen,
nach Art 1 Abs 2 der Klausel-RL nicht deren Bestimmun-
gen unterliegen. Dieser Ausschluss von der Geltung der Re-
gelung der Klausel-RL sei dadurch gerechtfertigt, dass
grundsätzlich angenommen werden dürfe, dass der nationa-
le Gesetzgeber eine ausgewogene Regelung aller Rechte und
Pflichten der Parteien bestimmter Verträge getroffen habe.
Demnach kam der EuGH zu dem Schluss, dass der Anwen-
dungsbereich der Klausel-RL keine auf bindenden nationa-
len Rechtsvorschriften beruhenden Klauseln erfasse, die
nach dem Abschluss eines Darlehensvertrags mit einem
Verbraucher eingefügt worden seien und eine in diesem
Vertrag enthaltene nichtige Klausel ersetzen sollten.

[29] 3.5.3. Daraus wird abgeleitet, dass zwingendes na-
tionales Recht an die Stelle unzulässiger Klauseln tritt (Told,
Folgen missbräuchlicher Klauseln in Verbraucherverträgen,
JBl 2019 [1. Teil], 541 [551]; Graf, EuGH lässt OGH abblit-
zen: Keine Anwendung dispositiven Rechts bei Klauselnich-
tigkeit, ecolex 2023/52; I. Vonkilch, Die Einflüsse der Klau-
sel-Richtlinie auf Versicherungsverträge [Teil I], ZVers
2025, 50; Gsell, Grenzen des Rückgriffs auf dispositives Ge-
setzesrecht zur Ersetzung unwirksamer Klauseln in Ver-
braucherverträgen, JZ 2019, 751 [756]; tlw krit Loacker,
AcP 223 [2023] 516f).

[30] 3.5.4. Dieses Ergebnis überzeugt schon deshalb, weil
es mit den Zielsetzungen der Klausel-RL in Einklang steht:

[31] Der EuGH hat bereits mehrfach betont, dass eine für
missbräuchlich erklärte Vertragsklausel grundsätzlich als
von Anfang an nicht existent anzusehen ist, so dass sie ge-
genüber dem Verbraucher keine Wirkungen haben kann,
was dazu führt, dass die Sach- und Rechtslage wiederherge-
stellt wird, in der sich der Verbraucher ohne diese Klausel
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befunden hätte (C-118/17, Dunai, Rn 41; C-6/22, X S.A.,
Rn 25).

[32] Durch den Wegfall des (gesetzwidrigen) letzten Sat-
zes der Wertsicherungsvereinbarung ist hier die Sach- und
Rechtslage wiederhergestellt, in der sich der Kläger ohne
diese Klausel befunden hätte. Hätten die Parteien keine Ver-
einbarung über den Anpassungsmodus getroffen, wäre § 16
Abs 9 MRG auch zur Anwendung gelangt. Diese Bestim-
mung geht der Vereinbarung vor, soweit damit zu Lasten
des Mieters vom Gesetz abgewichen wurde. Die Nichtigkeit
der Klausel hat daher zu keiner erst durch Auslegung zu
schließenden Vertragslücke geführt.

Kontext

Der Kläger begehrte die Rückzahlung von EUR 15.926,35 an
wertgesichertem Mietzins sowie die Feststellung der Un-
wirksamkeit der Wertsicherungsklausel. Er brachte vor, die
Klausel genüge nicht dem Erfordernis der Zweiseitigkeit ge-
mäß § 6 Abs 1 Z 5 KSchG und sei daher insgesamt unwirk-

sam. Eine Aufrechterhaltung einzelner Klauselteile im Wege
einer Teilbarkeit komme wegen des Verbots der geltungser-
haltenden Reduktion nicht in Betracht. Zudem verstoße die
Vereinbarung, wonach wertgesicherte Beträge innerhalb
von acht Tagen nach Vorschreibung zu entrichten seien, ge-
gen § 16 Abs 6 und 9 MRG.

Von wesentlicher Bedeutung sind die Ausführungen des
OGH zum Verhältnis zwischen der Klausel-RL und zwin-
gendem nationalem Recht. Unter Berufung auf die Ent-
scheidung des EuGH in der Rechtssache OTP Bank (C-51/
17) stellt der OGH klar, dass zwingende gesetzliche Bestim-
mungen nicht im Wege einer ergänzenden Vertragsausle-
gung oder einer Lückenfüllung an die Stelle unwirksamer
Vertragsklauseln treten, sondern unabhängig von diesen
kraft Gesetzes gelten. Diese Erwägungen reichen über das
Mietrecht hinaus und könnten für den allgemeinen Um-
gang mit unwirksamen Klauseln im Verbraucherrecht von
erheblicher Bedeutung sein.

Kann eine Obsorgevereinbarung rückwirkend auf den Zeitpunkt
der Geburt wirken?
§§ 177 ABGB

Eine Obsorgevereinbarung nach § 177 Abs 3 ABGB entfaltet ihre Rechtswirkungen erst mit der Auf-

nahme der gerichtlichen Niederschrift (§ 109 Abs 1 AußStrG); eine rückwirkende Wirksamkeit auf

einen vor diesem Zeitpunkt liegenden Zeitraum ist ausgeschlossen.

Die in § 177 Abs 2 und 3 ABGB vorgesehenen Formalakte dienen der Schaffung von Rechtsklarheit

und Rechtssicherheit sowie der Sicherstellung einer Information und Belehrung der Eltern; dieser

Normzweck steht einer rückwirkenden Änderung der Obsorge, insbesondere der gesetzlichen Ver-

tretung des Kindes, entgegen.

Aus Art 8 EMRK oder Art 18 UN-Kinderrechtskonvention lässt sich kein Anspruch auf eine rückwir-

kend ab der Geburt wirksame gemeinsame Obsorge unverheirateter Eltern ableiten, wenn ihnen der

Abschluss einer für die Zukunft wirkenden Obsorgevereinbarung offensteht.

OGH 27. 5. 2026, 1 Ob 49/26a

Aus den Entscheidungsgründen

[9] Mit dem Argument des Rekursgerichts, durch die Auf-
nahme einer Niederschrift vor Gericht solle eine entspre-
chende Information und Belehrung der Eltern für die Zu-
kunft sichergestellt werden (vgl zur Pflicht des Standesbe-
amten, die Eltern über die mit der Obsorge für beide Teile
verbundenen Rechtsfolgen allgemein zu belehren: § 177
Abs 2 Satz 2 ABGB und ErlRV 2004 BlgNR 24. GP 24;
Gitschthaler in Schwimann/Kodek, ABGB Praxiskommen-
tar5.01 [2025] § 177 Rz 12), womit eine Vereinbarung mit
rückwirkender Rechtswirksamkeit nicht möglich sei, setzen
sie sich nicht auseinander.

[10] Vor allem aber liefe eine rückwirkende Änderung
der Obsorge, insbesondere der gesetzlichen Vertretung des
Kindes, dem offensichtlich auf die Schaffung von Rechts-
klarheit und Rechtssicherheit hinauslaufenden Zweck der
in § 177 Abs 2 und Abs 3 ABGB statuierten Formalakte
(Obsorgebestimmung vor dem Standesbeamten oder Ob-

sorgevereinbarung vor Gericht) zuwider und ist daher ab-
zulehnen.

[11] 3. Die Rechtsmittelwerber zeigen auch nicht auf,
warum es der Möglichkeit einer rückwirkenden Obsorge-
vereinbarung bedürfte, um dem von ihnen aus Art 8 EMRK
und Art 18 UN-Kinderrechtskonvention abgeleiteten
„Recht auf Pflege und Erziehung durch beide Elternteile
ab dem Zeitpunkt der Geburt“ des Kindes zum Durchbruch
zu verhelfen. Wie bereits das Rekursgericht ausgeführt hat,
wäre den Eltern der Abschluss einer entsprechenden – pro
futuro wirkenden – Vereinbarung jedenfalls „möglichst bald
nach der Geburt“ freigestanden. Nicht weiter nachvollzieh-
bar ist die Behauptung der Eltern, der Verweis des Rekurs-
gerichts auf eine ehestmögliche Vereinbarung sei fakten-
und rechtswidrig, nur weil sie auf der Protokollierung einer
Vereinbarung mit rückwirkender Wirksamkeit beharren.

[12] Bedenken an der Verfassungskonformität der zwi-
schen ehelichen und außerehelichen Kindern differenzieren-
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den Bestimmungen des § 177Abs 1 undAbs 2ABGBwecken
die Eltern vor diesem Hintergrund nicht (vgl auch 7 Ob 123/
19t Pkt 2.). Daran ändern auch die von ihnen zitierten Ent-
scheidungen des EGMR nichts, nach denen es bei außerhalb
einer Ehe geborenen Kindern bei Fehlen einer Vereinbarung
über die gemeinsameObsorge der Eltern („in the absence of a
joint declaration on parental authority“) gerechtfertigt sein
kann, dass der Gesetzgeber der Mutter die alleinige Obsorge
zuweist (EGMR 3. 12. 2009, Zaunegger v. Germany, App no.
22028/04, ErwGr 54 f; EGMR 3. 2. 2011, Sporer v. Austria,
App no. 35637/03, ErwGr 85). Für die Frage der – hier strit-
tigen – Zulässigkeit einer rückwirkenden Obsorgevereinba-
rung lässt sich daraus ohnehin nichts gewinnen.

[13] 4. Soweit die Eltern die Ansicht vertreten, auch das
Eingehen einer Partnerschaft zwischen heterosexuellen El-
tern müsse wegen des Gleichbehandlungsgrundsatzes zu ei-

ner Obsorge beider Teile ab der Geburt des Kindes kraft
Gesetzes führen, vermögen sie keine planwidrige Lücke auf-
zuzeigen, die eine Analogie rechtfertigen würde
(RS0098756), zumal der Gesetzgeber in § 177 Abs 2 Satz 1
ABGB bewusst eine von § 177 Abs 1 ABGB abweichende
Regelung getroffen hat. Dass im Wege der Analogie einge-
tragene Partnerschaften auch heterosexueller Partner nach
dem EPG im Hinblick auf § 177 Abs 1 ABGB wie Ehen be-
handelt werden sollten (so Kathrein/Pesendorfer, Ehe und
eingetragene Partnerschaft für alle – Neue Rechtslage ab
1. 1. 2019, iFamZ 2018, 324 [325]; Höllwerth in KBB7

§ 177 ABGB Rz 1; Gitschthaler in Schwimman/Kodek,
ABGB Praxiskommentar5.01 [2025] § 177 Rz 3; Ondreasova
in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 177 Rz 12), ist für
die Rechtsmittelwerber nicht relevant, weil sie nicht in einer
eingetragenen Partnerschaft leben.

Eheverfehlung und Beweislast
§§ 49, 54 EheG

Wer die Scheidungsklage nach § 49 EheG einbringt, hat nur das Vorliegen schwerer Eheverfehlun-

gen zu beweisen. Sache des Beklagten ist es, einen Gesundheitszustand zu beweisen, der den nach-

gewiesenen Eheverfehlungen die Qualifikation eines Scheidungsgrundes nach § 49 EheG nimmt.

OGH 20. 2. 2026, 4 Ob 195/25t

Aus den Entscheidungsgründen

[4] 2. Dass die Frage der sittlichen Rechtfertigung des Schei-
dungsbegehrens nach § 54 EheG von Amts wegen zu prüfen
ist, entspricht der ständigen Rechtsprechung (RS0056839).
Schon nach dem Wortlaut des Gesetzes ist § 54 EheG aber
nur in den Fällen der §§ 50 und 52 EheG anzuwenden, nicht
also im Fall des hier einschlägigen § 49 EheG.

[5] 3. Dass der Scheidungsausschlussgrund nach § 49
(nunmehr) Satz 3 EheG von Amts wegen auch ohne besonde-
ren Einwand des Beklagten zu berücksichtigen ist, entspricht
ebenso der höchstgerichtlichen Rechtsprechung (RS0056948).
Auf Basis der hier zu beurteilenden Feststellungen fehlt es aber
an jeglichem Anhaltspunkt dafür, dass das Verhalten der Be-
klagten eine „entschuldbare Reaktionshandlung“ (vgl dazu
statt vieler RS0057051; RS0057136; RS0057124) wäre. Die Re-
vision zeigt derartiges auch nicht auf.

[6] 4. Wer die Scheidungsklage nach § 49 EheG ein-
bringt, hat nur das Vorliegen schwerer Eheverfehlungen zu
beweisen. Sache des Beklagten ist es, einen Gesundheitszu-
stand zu beweisen, der den nachgewiesenen Eheverfehlun-
gen die Qualifikation eines Scheidungsgrundes nach § 49
EheG nimmt (RS0056498).

[7] Die Beklagte hat hier zwar bewiesen, dass sie an einer
Angst- und Zwangsstörung leidet, die sie medikamentös be-
handelt; die ärztlich empfohlene Psychotherapie absolviert
sie hingegen nicht. Dass sie aufgrund dieser Erkrankung
nicht in der Lage gewesen wäre, die ehezerstörende Wir-
kung ihres Verhaltens einzusehen und sich dieser Einsicht
gemäß zu verhalten, behauptet die Beklagte hingegen nicht
einmal in der Revision.

[8] 5. Das Ehescheidungsverfahren unterliegt seit der
Novellierung der zivilprozessualen Bestimmungen für das
Verfahren in Ehesachen mit BGBl 1983/566 nicht mehr
der Offizial-, sondern der Dispositionsmaxime. Der Sach-
verhalt ist demnach nicht von Amts wegen zu erforschen,
und der Entscheidung dürfen nur die Tatsachen zugrunde
gelegt werden, die von den Parteien vorgebracht wurden
(vgl RS0041671 [insbes T 2]). Wieso von dieser Rechtspre-
chung abweichend die Vorinstanzen – ohne konkrete Tatsa-
chenbehauptungen – zu weiteren amtswegigen Erhebungen
zum psychischen Gesundheitszustand der Beklagten ver-
pflichtet gewesen wären, ist nicht ersichtlich.
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Like eines negativen Postings durch einen Dritten in einem sozialen
Medium ist nicht grundsätzlich eine Ehrenbeleidigung
§ 1330 ABGB

Im Regelfall weist das „Like“ in einem sozialen Medium einen diffusen Charakter auf.

Die Beurteilung des Bedeutungsinhalts eines unter eine Äußerung gesetzten „Likes“ ist stets unter

Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu treffen.

OGH 26. 5. 2026, 6 Ob 26/26f

Aus den Entscheidungsgründen

[46] 3.1. Der Oberste Gerichtshof tritt der Ansicht bei, dass
die Beurteilung des Bedeutungsinhalts eines unter eine Äu-
ßerung gesetzten „Likes“ stets unter Berücksichtigung aller
Umstände des Einzelfalls zu treffen ist (vgl Schallmoser-
Schweiberer, ÖJZ 2026/6, 20 [28f]).

[47] Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich beim Sym-
bol eines „Likes“ nicht um ein individuell kreiertes grafi-
sches Zeichen, sondern um ein standardisiertes, den Nut-
zern von sozialen Online-Netzwerken zur Auswahl gestell-
tes Symbol handelt. Der ein jeweiliges Zeichen setzende
Nutzer wählt daher das von ihm am ehesten als passend
empfundene Symbol. Schon deshalb bleibt ein „Like“
grundsätzlich in seinem Aussagegehalt hinter jenem eines
individuell formulierten Kommentars zurück.

[48] 3.2. Dazu kommt, dass die Nutzerinnen und Nutzer
von Online-Netzwerken ein „Like“ in aller Regel nicht als
individuelle Äußerung der das „Like“ setzenden Person
wahrnehmen, sondern als Teil eines Stimmungsbilds: So
vermittelt die – auch im vorliegenden Fall unter dem Kom-
mentar des Dritten angegebene (vgl die unbestrittene ./A) –
Zahl der gesetzten „Likes“ einen quantifizierbaren Anhalts-
punkt dafür, ob und in welchem Ausmaß die betreffende
Äußerung im sozialen Medium das Interesse des Publikums
auf sich ziehen konnte und ob das Publikum der Äußerung
tendenziell positiv oder negativ gegenübersteht. Die Inten-
sität der Zustimmung – ob es sich um eine distanzierte,
kursorische Sympathiebekundung zu einem Teilaspekt oder
um ein vollinhaltliches Mittragen jedes Details der „gelik-
ten“ Äußerung handelt – wird einem individuellen „Like“
von den beteiligten Verkehrskreisen nicht ohne Weiteres
entnommen.

[49] 3.3. Vor dem Hintergrund dieser Erwägungen teilt
der Oberste Gerichtshof die Rechtsansicht des Schweizer
Bundesgerichts, dass das „Like“ im Regelfall einen diffusen
Charakter aufweist.

[50] 4.1. Im konkret zu beurteilenden Fall handelt es sich
bei dem von der Beklagten gesetzten „Like“ um ihre Reak-
tion auf eine Äußerung, die ein Dritter wiederum in Reak-
tion auf eine veröffentlichte Äußerung des Klägers abgege-
ben hat.

[51] Die Äußerung des Klägers erschöpft sich darin, die
Hochzeit eines Familienmitglieds zum Anlass zu nehmen,
das eigene Eheglück unter Beifügung eines vermutlich den
Kläger und seine Frau zeigenden privaten Fotos zu thema-

tisieren („[. . .] was für ein Glückspilz ich eigentlich bin, mit
dieser wundervollen Frau verheiratet zu sein“). Der Kom-
mentar des Dritten reagiert auf dieses den Charakter des
Klägers positiv (als dankbar und wertschätzend) und seiner
Frau (als „wundervoll“) betonende Posting mit dem Vor-
wurf von Charaktermängeln. Darauf folgt das „Like“ der
Beklagten.

[52] 4.2. In Betrachtung dieses Kommunikationsverlaufs
in seiner Gesamtheit ist dem „Like“ der Beklagten zu ent-
nehmen, dass sie dem Kommentar des Dritten, der auf das
positiv gezeichnete Bild des Klägers und seines Privatlebens
ablehnend reagierte, Sympathie entgegenbringt. Das „Like“
ist in diesem Verlauf bei unbefangener Betrachtung als Zei-
chen der Antipathie gegenüber dem Kläger oder gegenüber
dessen Zustimmung heischender Zurschaustellung seines
privaten Glücks aufzufassen.

[53] Dass sich die Beklagte durch das Setzen des grafi-
schen Symbols „Like“ auch mit den konkreten Vorwürfen
des Dritten identifizierte, wonach dem Kläger Ehrlichkeit
und Anstand fehlten und er mit Falschheit Geld verdiene,
wird ein unbefangener Durchschnittsbetrachter beim vor-
liegenden Kommunikationsverlauf hingegen nicht anneh-
men.

[54] 4.3. Der Bedeutungsgehalt der Äußerung der Be-
klagten geht daher nicht über die Bekundung einer unspe-
zifischen Antipathie gegenüber dem Kläger oder der öffent-
lichen Darstellung seines privaten Glücks hinaus.

[55] Darin ist allerdings kein Verstoß gegen die Ehre –
verstanden als Personenwürde (vgl RS0008984[T 3]) – zu
sehen: Dass einer Person, die die eigene Persönlichkeit
und die geführte Beziehung als besonders positiv und glück-
lich in der Öffentlichkeit präsentiert, Antipathie entgegen-
schlägt, beeinträchtigt weder ihre Ehre noch ihren guten
Ruf.

Kontext

Der Kläger betreibt ein Facebook-Profil. Dort veröffentlich-
te er ein Posting über eine Familienfeier. Ein dritter User
veröffentlichte als Reaktion darauf im Kommentarfeld eine
Äußerung, wonach im Gesicht des Klägers Ehrlichkeit und
Anstand nicht zu sehen seien; es sei „eigentlich traurig“,
dass man „mit Falschheit so viel Geld verdient“. Auf diesen
Kommentar reagierte die beklagte Partei und Gegnerin der
gefährdeten Partei (künftig: die Beklagte) mit der „Gefällt
mir“-Funktion.
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Der OGH entscheidet, dass die Beurteilung des Bedeu-
tungsinhalts eines unter eine Äußerung gesetzten „Likes“ stets
unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu tref-
fen ist. Ein Like sei in aller Regel etwas Unklares oder Diffuses

und hänge in seiner Bedeutung stets vomKontext ab. Im kon-
kreten Fall könnte man den „Like“ sogar nicht nur als Zustim-
mung zum Kommentar des Dritten verstehen, sondern ihn
beispielsweise auch nur auf das gepostete Bild beziehen.

Keine Verunstaltungsentschädigung bei aufrechter Ehe und
Aufhebung der Erwerbsfähigkeit
§§ 1325, 1326 ABGB

Wird die Erwerbsfähigkeit bei aufrechter Ehe durch eine Verletzung aufgehoben, gebührt keine Ver-

unstaltungsentschädigung.

Die Höhe des Schmerzengeldes und die Frage eines allfälligen Mitverschuldens sind idR einzelfall-

bezogen zu beurteilen.

Die Leistung einer privaten Unfallversicherung des Geschädigten ist auf dessen Schmerzengeldan-

spruch nicht anzurechnen.

OGH 25. 3. 2026, 7 Ob 20/26f

Aus den Entscheidungsgründen

1. Mitverschulden
1.1. Die Beurteilung des Ausmaßes eines Mitverschul-

dens des Geschädigten kann wegen ihrer Einzelfallbezogen-
heit – vorbehaltlich einer krassen Fehlbeurteilung – nicht
als erhebliche Rechtsfrage des § 502 Abs 1 ZPO gewertet
werden (RS0087606 [T 1, T 2]). Maßgebend sind das Ge-
wicht des (Gesamt-)Verschuldens, die Größe und Wahr-
scheinlichkeit der durch das Verschulden jeweils bewirkten
Gefahr sowie die Bedeutung der gegebenenfalls verletzten
Vorschriften (RS0026861 [T 11]). Trotz beidseitiger Sorg-
faltswidrigkeit hat nur eine Partei den Schaden zu tragen,
wenn das Verschulden dieser Partei weitaus überwiegt
(RS0027202).
2. Schmerzengeld

2.1. Der Entscheidung über die Höhe des Schmerzengel-
des kommt grundsätzlich keine über den Einzelfall hinaus-
gehende Bedeutung zu (RS0042887 [T 2]). In der Entschei-
dung 5 Ob 202/20x erachtete der Oberste Gerichtshof ein
Schmerzengeld von € 320.000,– bei einem 53-jährigen quer-
schnittsgelähmten Geschädigten für angemessen. Der nun-
mehrige Zuspruch von € 300.000,– für den im Unfallzeit-
punkt 69-jährigen querschnittsgelähmten Kläger bedarf da-
her (auch unter Berücksichtigung der festgestellten Schmerz-
perioden) keiner Korrektur durch den Obersten Gerichtshof.

2.2. Die Revision meint, der Kläger habe sich die Leistung
seiner privaten Unfallversicherung auf den Schmerzengeld-
anspruch anrechnen zu lassen. Nach der Rechtsprechung
sind allerdings Beträge, die dem Geschädigten aufgrund ei-
ner privaten Unfallversicherung zuflossen, auf die vom Schä-
diger zu erbringenden Schadenersatzleistungen nicht anzu-
rechnen (8 Ob 42/79). Die Entscheidungen der Vorinstanzen
sind daher auch insofern nicht zu beanstanden.
3. Verunstaltungsentschädigung

3.1. § 1326 ABGB dient dazu, zukünftige potenzielle Ver-
mögensschäden (RS0031203) und damit die Verhinderung

besseren Fortkommens auszugleichen (Reischauer/Neumayr
in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 1326 Rz 5).

3.2. Führt eine Verletzung zur Aufhebung der Erwerbs-
fähigkeit, so besteht bezüglich des beruflichen Fortkom-
mens kein Anspruch auf Verunstaltungsentschädigung
(4 Ob 515/93; vgl auch RS0030461 [T 2]). In diesem Fall
ist nämlich der Eintritt des Verdienstentgangs gewiss und
nicht nur wahrscheinlich; er ist nach § 1325 ABGB voll ab-
zugelten. Daneben bleibt für die Abgeltung des möglichen
Entfalls von Chancen kein Raum mehr (Reischauer/Neu-
mayr in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 1326 Rz 8).
Andere Verhinderungen besseren Fortkommens, insbeson-
dere die von Heiratschancen, sind dagegen im Rahmen des
§ 1326 ABGB abzugelten (1 Ob 161/00h; Schickmair in
Klang3 § 1326 ABGB Rz 8). Eine Verunstaltungsentschädi-
gung steht nach der Entscheidung 2 Ob 22/84 nicht zu,
wenn die Verletzungen zu einer Aufhebung der Erwerbsfä-
higkeit führen und der Geschädigte bereits verheiratet ist
(außer die Aufhebung der Ehe wäre nur eine Frage der Zeit
– so 8 Ob 681/89).

Kontext

Der Kläger, ein im Unfallzeitpunkt 69-jähriger Mann, mie-
tete vom Rechtsvorgänger der beklagten Verlassenschaft ein
Apartment mit Balkon. Der Rechtsvorgänger hatte das Ge-
länder des Balkons selbst restauriert; dieses bot jedoch keine
ausreichende Absturzsicherung. Wegen des mangelhaften
Geländers fiel der Kläger auf ein unter dem Balkon gepark-
tes Fahrzeug und anschließend auf den Boden. Er erlitt
durch den Sturz massive Verletzungen (Querschnittsympto-
matiken), weshalb er von der Beklagten Schmerzengeld iHv
€ 340.000,– sA und Feststellung begehrte. Das Erstgericht
sprach € 300.000,– zu, gab dem Feststellungsbegehren statt
und wies das Mehrbegehren iHv € 40.000,– (Verunstal-
tungsentschädigung) ab. Das Berufungsgericht folgte der
Entscheidung des Erstgerichts.
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Anmerkungen

Der OGH hatte sich im Rahmen seiner Entscheidung mit
den Fragen auseinanderzusetzen, ob den Kläger ein Mitver-
schulden trifft, ob die Höhe des Schmerzengeldes berechtigt
war, ob sich der Kläger Leistungen seiner privaten Unfall-
versicherung anrechnen lassen muss und ob demselben eine
Verunstaltungsentschädigung zusteht.

ZumMitverschulden:Die Frage des Mitverschuldens ist
einzelfallbezogen zu beurteilen und nur bei einer krassen
Fehlbeurteilung aufzugreifen. Beurteilungskriterien für das
Mitverschulden sind die Ausprägung des Verschuldens,
aber auch die Größe und Wahrscheinlichkeit der Gefahr,
die Folge des Verschuldens ist, sowie allenfalls der Zweck
von verletzten Vorschriften.1 Auch bei Sorgfaltswidrigkeiten
beider Seiten hat den Schaden nur eine Seite zu tragen,
wenn ihr Verschulden weitaus überwiegt.2

Konkret hatte sich das Berufungsgericht mit der Tatsache
beschäftigt, dass der Kläger betrunken war, als er sich auf
den Stuhl setzte und in weiterer Folge ohne Abwehrhand-
lungen stürzte. Die den Sturz herbeiführenden Bewegungen
und unterlassenen Abwehrhandlungen stufte es im Ergebnis
als nur geringfügig ein. Im Vergleich zum schweren Ver-
schulden des Rechtsvorgängers (mangelhaftes Geländer)
blieben diese weit zurück.

Der OGH sah darin keine korrekturbedürftige Rechtsan-
sicht, weil die Sorgfaltswidrigkeiten der Beklagten diejeni-
gen des Klägers hinsichtlich Größe, Wahrscheinlichkeit
und Gefahr weit überwogen. Zudem hätte ein ordnungsge-
mäßes Geländer den Schaden wesentlich geringer ausfallen
lassen. Außerdem konnte das Erstgericht nicht feststellen,
ob die sturzauslösenden Bewegungen überhaupt auf einer
Alkoholisierung oder Ablenkung basierten. Dies geht näm-
lich zu Lasten des Beklagten.3

Zum Schmerzengeld: Die Höhe des Schmerzengeldes ist
gleichsam einzelfallbezogen zu beurteilen.4 Der OGH zog
als Lösung für den gegenständlichen Fall einen vergleichba-
ren Sachverhalt heran, bei dem einem 53-jährigen quer-
schnittsgelähmten Mann € 320.000,– zugesprochen wur-
den.5 Eine Korrektur war deshalb nicht erforderlich. Zudem
wurde klargestellt: Der Kläger muss sich beim Schmerzen-
geldanspruch keine Leistungen aus seiner privaten Unfall-
versicherung entgegenhalten lassen. Eine Anrechnung er-
folgt somit nicht.6

Zur Verunstaltungsentschädigung: § 1325 ABGB regelt
den Anspruch eines Geschädigten bei Verletzung am Kör-
per. Der Verletzte hat bei (schuldhafter) Verletzung durch
den Schädiger einen Anspruch auf die Heilungskosten,
den allenfalls künftig entgehenden Verdienst und ein ange-
messenes Schmerzengeld. Verliert der Geschädigte durch
die Schädigung seine Erwerbsfähigkeit („Aufhebung der Er-
werbsfähigkeit“), hat er Anspruch auf Ersatz nach § 1325
ABGB.7 In diesem Fall sind die Erwerbsunfähigkeit und
das damit verbundene verminderte berufliche Fortkommen
nämlich nicht nur wahrscheinlich; der Verdienstentgang ist
hier geradezu gewiss.8

Verminderte Heiratschancen oder das wahrscheinlich
verhinderte berufliche Fortkommen aufgrund einer Verun-
staltung fallen hingegen in den Anwendungsbereich des
§ 1326 ABGB; in solchen Fällen hat die verletzte Person ei-
nen schadenersatzrechtlichen Anspruch als Ausgleich für
den von ihr erlittenen Vermögensschaden („Verunstaltungs-
entschädigung“). Bei verminderten Heiratschancen ist indes
darauf abzustellen, ob sich die geschädigte Person bereits in
einer Ehe befindet. Ist sie bereits verheiratet und erleidet sie
die völlige Aufhebung der Erwerbsfähigkeit, steht keine Ver-
unstaltungsentschädigung zu.9 Anderes kann gelten, wenn
die Auflösung der Ehe im Raum steht10 oder die Heirats-
chancen durch die Verunstaltung (möglicherweise) vermin-
dert werden.11

Die verunstaltete Person trifft sowohl die Behauptungs-
als auch die Beweislast; sie hat zu behaupten und zu bewei-
sen, dass das Fortkommen zumindest verhindert werden
kann, wobei keine allzu strengen Maßstäbe anzulegen
sind.12 Eine Ableitung aus dem Vorbringen13 oder aufgrund
der allgemeinen Lebenserfahrung14 genügt. Das bessere
Fortkommen beschränkt sich dabei nicht ausschließlich
auf berufliche oder eheliche Aspekte, sondern auf die Le-
benslage an sich.15

Im Ergebnis ist der Entscheidung des OGH vollinhaltlich
zuzustimmen, sie reiht sich in die bisherige Rechtspre-
chungslinie ein. Sowohl das Mitverschulden als auch der
Schmerzengeldanspruch sind – abgesehen von krassen
Fehlbeurteilungen – vom OGH grundsätzlich nicht aufzu-
greifen. Auf den Schmerzengeldanspruch muss sich der Ge-
schädigte Leistungen aus der privaten Unfallversicherung
nicht anrechnen lassen. Hinsichtlich der Verunstaltungsent-
schädigung wurde erneut klargestellt, dass diese nicht zu-
steht, wenn sich die verunstaltete Person in einer (auch wei-
terhin) aufrechten Ehe befindet und eine vollständige Be-
rufsunfähigkeit erleidet.

ANDRÉ ROHRLEITNER

1 OGH 25. 3. 2026, 7 Ob 20/26f; vgl RIS-Justiz RS0026861.
2 OGH 25. 3. 2026, 7 Ob 20/26f; RIS-Justiz RS0027202.
3 OGH 25. 3. 2026, 7 Ob 20/26f; RIS-Justiz RS0022560 [T 15].
4 OGH 25. 3. 2026, 7 Ob 20/26f; RIS-Justiz RS0042887 [T 2].
5 OGH 18. 3. 2021, 5 Ob 202/20x.
6 OGH 25. 3. 2026, 7 Ob 20/26f mit Verweis auf OGH 25. 5. 1979, 8 Ob
42/79.
7 Vgl hierzu OGH 17. 1. 1985, 8 Ob 35/84; OGH 6. 4. 1993, 4 Ob 515/93.
8 Vgl Schickmair in Fenyves/Kerschner/Vonkilch (Hrsg), Großkommentar
zum ABGB – Klang-Kommentar – §§ 1319b–1327, Schadenersatz3 (2025)
§ 1326 Rz 7 mwN.
9 Dazu OGH 26. 6. 1984, 2 Ob 22/84.
10 Vgl OGH 30. 11. 1989, 8 Ob 681/89.
11 Statt vieler etwa OGH 6. 10. 2000, 1 Ob 161/00h; OGH 20. 12. 2005, 5 Ob
260/05d.
12 RIS-Justiz RS0031366; OGH 25. 4. 1996, 2 Ob 2076/96z.
13 OGH 25. 4. 1996, 2 Ob 2076/96z.
14 OGH 25. 3. 2026, 7 Ob 20/26f; RIS-Justiz RS0031273.
15 RIS-Justiz RS0031223; OGH 18. 5. 2004, 2 Ob 111/04v.
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Verwendungsklausel: Leistungsfreiheit des Kaskoversicherers
§ 6 VersVG

Die Verwendungsklausel im Sinne von Art 7.1 AKB 2017 ist eine Obliegenheit.

Durch die Verwendungsklausel soll verhindert werden, dass eine gefahrenträchtigere Verwendung

des Fahrzeugs verschwiegen wird, um eine geringere Prämie zu zahlen. Die Durchführung einer

Privatfahrt bei einer vereinbarten Verwendung des Fahrzeugs für „Probefahrten“ stellt demnach

eine Obliegenheitsverletzung dar.

Ein durchschnittlich verständiger Versicherungsnehmer versteht unter einer „privaten Verwen-

dung“ grundsätzlich eine Nutzung zu privaten Zwecken ohne Zusammenhang mit einer gewerbli-

chen oder betrieblichen Tätigkeit, wie sie im allgemeinen Sprachgebrauch üblich ist.

Liegt eine äquivalenzwahrende Obliegenheit nach § 6 Abs 1a Satz 1 VersVG vor, dann bestimmen

sich die Rechtsfolgen einer Verletzung in erster Linie nach dem für alle primären Obliegenheiten

geltenden § 6 Abs 1 VersVG. § 6 Abs 1a Satz 1 VersVG enthält für den Teilbereich der Leistungsfrei-

heit jedoch eine zusätzliche Regelung, indem er eine Proportionalitätsregel einführt. Diese stellt,

anders als jene nach § 6 Abs 2 VersVG, nicht auf den „Kausalitätsgrad“, sondern auf den „Äquiva-

lenzgrad“ ab. Die vereinbarte Leistungsfreiheit tritt nur in dem Verhältnis ein, in dem die verein-

barte Prämie, hinter der für das höhere Risiko vorgesehenen Prämie zurückbleibt.

Quotenmäßige Leistungsfreiheit setzt voraus, dass der Versicherer das höhere Risiko gegen höhere

Prämie überhaupt versichert hätte.

Der Versicherungsnehmer hat nachzuweisen, dass der Versicherer das höhere Risiko zu höheren

Prämien versichern würde.

OGH 15. 4. 2026, 7 Ob 34/26 i

Aus den Entscheidungsgründen

[25] 4. Soweit sich die Klägerin im Rechtsmittelverfahren
auf einen Kausalitätsgegenbeweis beruft, hat sie einen sol-
chen – worauf bereits das Berufungsgericht zutreffend hin-
gewiesen hat – im erstinstanzlichen Verfahren nicht ange-
treten und keine konkreten Tatsachenbehauptungen dazu
erstattet. Damit besteht kein Anlass, auf diese Frage näher
einzugehen.

[26] 5. Die Klägerin verweist darauf, dass selbst bei Ver-
letzung der Obliegenheit nach Art 7.1 AKKB 2017 die verein-
barte Leistungsfreiheit gemäß § 6 Abs 1a VersVG nur in dem
Verhältnis eintrete, in dem die vereinbarte hinter der für das
höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibe.

[27] 5.1. Liegt eine äquivalenzwahrende Obliegenheit
nach § 6 Abs 1a Satz 1 VersVG vor, dann bestimmen sich
die Rechtsfolgen einer Verletzung in erster Linie nach dem
für alle primären Obliegenheiten geltenden § 6 Abs 1
VersVG. § 6 Abs 1a Satz 1 VersVG enthält jedoch für den
Teilbereich der Leistungsfreiheit eine zusätzliche Regelung,
indem er außerdem eine Proportionalitätsregel einführt.
Diese stellt anders als jene nach § 6 Abs 2 VersVG nicht
auf den „Kausalitätsgrad“, sondern auf den „Äquivalenz-

grad“ ab. Die vereinbarte Leistungsfreiheit tritt nur in dem
Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für das hö-
here Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt
(7 Ob 81/15k mwN).

[28] 5.2. Der Versicherer hat die objektive Verletzung der
Obliegenheit durch den Versicherungsnehmer zu behaup-
ten und zu beweisen (RS0043728 [T 1, T 5]). Bei einer Ob-
liegenheit nach § 6 Abs 1a Satz 1 VersVG muss dann der
Versicherungsnehmer beweisen, dass ihn nicht einmal
leichte Fahrlässigkeit trifft. Da § 6 Abs 1a Satz 1 VersVG
eine im Vergleich zu § 6 Abs 1 VersVG den Versicherungs-
nehmer begünstigende Regel ist, hat der Versicherungsneh-
mer auch nachzuweisen, dass der Versicherer das höhere
Risiko zu höheren Prämien versichert (7 Ob 81/15k mwN;
vgl Perner, Privatversicherungsrecht2 4.60).

[29] 5.3. Die Beklagte versichert nach dem festgestellten
Sachverhalt prinzipiell keine Fahrzeuge, die für Botendiens-
te oder Essenslieferungen verwendet werden. Damit steht
jedoch fest, dass der Versicherer das höhere Risiko der Ver-
wendung des Fahrzeugs im Rahmen des Restaurantbetriebs
selbst zu höheren Prämien nicht übernommen hätte. Die
vereinbarte Leistungsfreiheit tritt somit in voller Höhe ein.

Sturz in Gastgarten und Haftung
§§ 1295ff ABGB

Ein Gastwirt hat nach Maßgabe seiner allgemeinen vertraglichen Verkehrssicherungspflichten für

die Sicherheit seines Lokals (samt Außenbereich) zu sorgen und die den Gästen zur Verfügung ge-

stellten Flächen in einem verkehrssicheren und gefahrlosen Zustand zu erhalten. Wer eine Gefahren-

quelle schafft, indem er beispielsweise ein Hindernis, etwa einen Schirm, in den Weg stellt, hat die

notwendigen Vorkehrungen zu treffen, um eine Schädigung abzuwenden.
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Welche Sicherungsmaßnahmen einem Gastwirt zumutbar und erforderlich sind, hängt immer von

den Umständen des Einzelfalls ab. Derartige Einzelfallentscheidungen sind für den Obersten Ge-

richtshof nur dann überprüfbar, wenn im Interesse der Rechtssicherheit ein grober Fehler bei der

Auslegung der anzuwendenden Rechtsnorm korrigiert werden müsste.

OGH 25. 2. 2026, 17 Ob 23/25v

Aus den Entscheidungsgründen

[9] 1. Trotz Fehlens einer ausdrücklichen Rechtsprechung
des Obersten Gerichtshofs zu einer konkreten Fallgestaltung
liegt ua dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn ein
Streitfall ungeachtet neuer Sachverhaltselemente bereits
mit Hilfe vorhandener Leitlinien höchstgerichtlicher Recht-
sprechung gelöst werden kann (RS0042656 [T 48]). Dass ei-
ne Entscheidung des Obersten Gerichtshofs zu einem
gleichartigen (oder hinreichend ähnlichen) Fall fehlt, be-
gründet daher noch nicht das Vorliegen einer erheblichen
Rechtsfrage (RS0110702 [T 5]).

[10] 2. Gemäß höchstgerichtlicher Rechtsprechung hat
ein Gastwirt – nach Maßgabe seiner allgemeinen vertragli-
chen Verkehrssicherungspflichten – für die Sicherheit seines
Lokals (samt Außenbereich) zu sorgen und die den Gästen
zur Verfügung gestellten Flächen in verkehrssicherem und
gefahrlosem Zustand zu erhalten (vgl RS0023421 [insb
T 14]; RS0016407 [T 20]; RS0020753 [insb T 1, T 4]).

[11] Wer eine Gefahrenquelle schafft – indem er etwa ein
Hindernis in den Weg stellt –, hat ganz generell die notwen-
digen Vorkehrungen zu treffen, um eine Schädigung abzu-
wenden (vgl RS0022778). Umfang und Intensität von Ver-
kehrssicherungspflichten richten sich dabei nach der Wahr-

scheinlichkeit der Schädigung und vor allem danach, in wel-
chem Maß die Verkehrsteilnehmer selbst vorhandene
Gefahren erkennen und ihnen begegnen können (vgl
RS0023726; RS0114360; RS0023487 [T 7]).

[12] Auch vertragliche Verkehrssicherungspflichten dür-
fen nicht überspannt werden (vgl RS0023487 [T 17]); die
Verkehrssicherungspflichten finden ihre Grenze in der Zu-
mutbarkeit (RS0023397). Ein darüber hinausgehendes Ver-
langen würde auf eine vom Gesetz nicht vorgesehene, vom
Verschulden unabhängige Haftung hinauslaufen (vgl
RS0023950). So kann etwa auch von einem Geschäftsinha-
ber nicht die Beseitigung aller nur möglichen Gefahrenquel-
len gefordert werden, zumal von einem Kunden erwartet
werden kann, dass er der einzuschlagenden Wegstrecke
Aufmerksamkeit zuwendet (vgl RS0023787).

[13] Welche Sicherungsmaßnahmen einem Gastwirt zu-
mutbar und erforderlich sind, hängt nach ebenfalls ständiger
Rechtsprechung immer von den Umständen des Einzelfalls
ab. Derartige Einzelfallentscheidungen sind für den Obersten
Gerichtshof nur dann überprüfbar, wenn im Interesse der
Rechtssicherheit ein grober Fehler bei der Auslegung der an-
zuwendenden Rechtsnorm korrigiert werden müsste (vgl
RS0078150; vgl auch RS0110202; RS0029874; RS0111380).

ZIVILVERFAHRENSRECHT

Keine Unterbrechung des eV-Verfahrens durch Antrag auf aktorische
Kaution
§§ 57ff ZPO; §§ 378ff EO

Wird ein Antrag auf Sicherheitsleistung für Prozesskosten rechtzeitig gestellt, so ist der Beklagte

gem § 61 Abs 1, § 62 Abs 2 ZPO bis zur Entscheidung über denselben zur Fortsetzung des Verfah-

rens in der Hauptsache nicht verpflichtet; nach rechtzeitigem Erlag der Sicherheitssumme ist das

Verfahren in der Hauptsache auf Antrag einer Partei fortzusetzen. Schon aus dem Wortlaut des

Gesetzes ergibt sich, dass sich die Unterbrechungswirkung nur auf das Verfahren in der Hauptsache

bezieht. Daher entspricht es auch der höchstgerichtlichen Rechtsprechung, dass im Sicherungsver-

fahren eine aktorische Kaution nicht auferlegt werden darf, erfüllt doch die jederzeit auch auf An-

trag aufzuerlegende Sicherheit gem § 390 EO (auch) deren Funktion. Die Rechtsansicht der Beklag-

ten würde letztlich nur bedeuten, dass der Sicherungsantrag nicht zum bereits anhängigen Prozess,

sondern in einem selbständigen Verfahren zu stellen wäre, für das dasselbe Gericht zuständig wäre

(§ 387 Abs 2, 3 EO; Art 35 EuGVVO). Diese Intention kann dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden.

Es schadet daher nicht, dass der Sicherungsantrag erst nach dem Antrag auf aktorische Kaution

eingebracht wurde.

OGH 20. 2. 2026, 4 Ob 166/25b

Kontext

Der Kläger begehrte mit der Klage Unterlassung, Rech-
nungslegung, Zahlung und Urteilsveröffentlichung. Nach-

dem die Beklagte die Leistung einer aktorischen Kaution be-
antragt hatte, stellte der Kläger einen im Wesentlichen
gleichlautenden Antrag auf Erlassung einer einstweiligen
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Verfügung zur Sicherung seines Unterlassungsanspruchs.
Die Beklagte berief sich auf die mit dem Antrag auf Erlag
einer aktorischen Kaution verbundene Unterbrechungswir-
kung und vertrat die Auffassung, der Sicherungsantrag sei

unzulässig. Strittig war, ob die Unterbrechung nach § 61
Abs 1 ZPO auch das Verfahren über die einstweilige Verfü-
gung erfasst oder sich ausschließlich auf das Hauptverfah-
ren beschränkt.

Zur Abgrenzung zwischen echtem Arbeitsvertrag und freiem
Dienstvertrag bei ärztlicher Tätigkeit und zur Aktenwidrigkeit
als Revisionsgrund
§§ 502, 508a, 510 ZPO; § 2 Abs 1 ASGG

Beim Werkvertrag schuldet der vom Auftraggeber nicht persönlich abhängige Unternehmer einen

bestimmten Erfolg; beim Dienstvertrag hat der Dienstnehmer seine Arbeitskraft zur Verfügung zu

stellen und persönliche Dienstleistungen zu erbringen, schuldet aber keinen bestimmten Erfolg. Der

echte Arbeitsvertrag unterscheidet sich vom freien Dienstvertrag durch die persönliche Abhängig-

keit des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber, dh die Unterworfenheit des Arbeitnehmers unter die funk-

tionelle Autorität des Arbeitgebers. Die für das Vorliegen einer persönlichen Abhängigkeit spre-

chenden Merkmale sind vor allem die Weisungsgebundenheit des zur Arbeitsleistung Verpflichte-

ten, insbesondere hinsichtlich Arbeitszeit, Arbeitsort und arbeitsbezogenem Verhalten, die persön-

liche Arbeitspflicht des Arbeitnehmers, die Fremdbestimmtheit der Arbeit, deren wirtschaftlicher

Erfolg dem Arbeitgeber zukommt, die funktionelle Einbindung der Dienstleistung in ein betriebli-

ches Weisungsgefüge einschließlich der Kontrollunterworfenheit und die Beistellung der Arbeits-

mittel durch den Dienstgeber. Die Merkmale der persönlichen Abhängigkeit müssen nicht alle ge-

meinsam vorliegen und können in unterschiedlich starker Ausprägung auftreten; entscheidend ist,

ob die Merkmale der persönlichen Abhängigkeit bei einer Gesamtbetrachtung im Sinne eines „be-

weglichen Systems“ ihrem Gewicht und ihrer Bedeutung nach überwiegen oder nicht. Alle diese

Unterscheidungen können grundsätzlich nur in einer notwendigerweise einzelfallbezogenen Ge-

samtbetrachtung getroffen werden, welche bei vertretbarer Anwendung der dargelegten Recht-

sprechungsgrundsätze regelmäßig keine erhebliche Rechtsfrage aufwirft.

Eine Aktenwidrigkeit wäre nur gegeben, wenn Feststellungen auf aktenwidriger Grundlage getrof-

fen würden, dh wenn der Inhalt einer Urkunde, eines Protokolls oder eines sonstigen Aktenstücks

unrichtig wiedergegeben und infolgedessen ein fehlerhaftes Sachverhaltsbild der rechtlichen Beur-

teilung unterzogen worden wäre. Hingegen können Schlussfolgerungen – gleich, ob rechtlicher

oder tatsächlicher Natur [. . .] – den Rechtsmittelgrund der Aktenwidrigkeit nicht bilden.

OGH 20. 2. 2026, 8 ObA 2/26s

Kontext

Die Klägerin, eine Radiologin, begehrte die Feststellung eines
aufrechten Dienstverhältnisses zur beklagten Privatklinik.
Die Vorinstanzen verneinten ein echtes Arbeitsverhältnis
und qualifizierten ihre Tätigkeit als freie Dienstleistung, weil
es an einer ausreichenden persönlichen Abhängigkeit fehlte.
Im Revisionsverfahren wandte sich die Klägerin gegen diese
Beurteilung und machte unter anderem Aktenwidrigkeit gel-
tend, indem sie behauptete, die Vorinstanzen hätten den Ak-
teninhalt unrichtig wiedergegeben. Zu klären war daher ei-
nerseits die Abgrenzung zwischen echtem Arbeitsvertrag
und freiem Dienstvertrag anhand der Kriterien der persön-
lichen Abhängigkeit und andererseits, unter welchen Voraus-
setzungen eine Aktenwidrigkeit vorliegt und ob mit diesem
Vorbringen bloß die Beweiswürdigung bekämpft wird.

Anmerkungen

Die Entscheidung 8 ObA 2/26s überzeugt in ihrer dogmati-
schen Klarheit und setzt einen wichtigen Akzent für die Ab-

grenzung zwischen echtem Arbeitsverhältnis und freiem
Dienstvertrag im Bereich hochqualifizierter medizinischer
Leistungen.

Ausgangspunkt war die Tätigkeit einer Radiologin, die in
einer Privatklinik eine Wahlarztordination betrieb. Die Kli-
nik stellte hierfür umfassend Infrastruktur, Räumlichkeiten,
Geräte sowie nichtärztliches Personal zur Verfügung. Zu-
sätzlich war eine gewisse Präsenz für die Versorgung statio-
närer Patienten vorgesehen. Dennoch verneinten die Vorin-
stanzen – und ihnen folgend der OGH – das Vorliegen eines
echten Dienstverhältnisses.

Der OGH bleibt dabei konsequent bei den etablierten
Kriterien der persönlichen Abhängigkeit. Maßgeblich ist
nicht nur die wirtschaftliche oder organisatorische Einbin-
dung in einen fremden Betrieb, sondern insbesondere das
Bestehen einer funktionellen Weisungsunterworfenheit in
persönlicher Hinsicht. Diese fehlte hier in zentralen Punkten.

Besonders hervorzuheben ist, dass die Klägerin ihre Tä-
tigkeit weitgehend eigenständig organisieren konnte. Sie
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war weder in ein verbindliches Zeitsystem eingebunden
noch einer effektiven Kontrolle ihrer Anwesenheitszeiten
unterworfen. Die Befundung konnte ortsunabhängig erfol-
gen, Urlaub und Krankenstände waren frei gestaltbar, und
auch eine Vertretung durch Dritte war zulässig. Diese Ele-
mente sprechen in ihrer Gesamtheit klar gegen eine persön-
liche Abhängigkeit.

Zutreffend stellt der OGH zudem auf die erfolgsbezoge-
ne Vergütung ab. Die Abrechnung nach Anzahl der erstell-
ten Befunde verdeutlicht, dass nicht die Zurverfügungstel-
lung von Arbeitszeit, sondern die Erbringung einzelner
Leistungen geschuldet war. Gerade dieses Strukturmerkmal
ist typisch für selbständige Tätigkeit und steht in deutlichem
Gegensatz zum Dienstvertrag.

Die Entscheidung ist auch aus systematischen Gründen
zu begrüßen. Eine zu weite Ausdehnung des Arbeitnehmer-
begriffs auf Konstellationen, in denen hochqualifizierte Per-
sonen ihre Tätigkeit weitgehend eigenverantwortlich erbrin-
gen, würde die dogmatische Trennlinie zwischen echtem
Dienstvertrag und selbständiger Tätigkeit verwischen. Dies
wäre weder mit der Struktur des Arbeitsrechts noch mit den
Bedürfnissen moderner Organisationsformen vereinbar.

Dass die Radiologin in den Betrieb der Klinik funktional
eingebunden war und deren Infrastruktur nutzte, ist zwar
unbestritten. Eine solche wirtschaftliche oder organisatori-
sche Einbindung ersetzt jedoch keine persönliche Abhän-
gigkeit. Der OGH hält insoweit zu Recht an der klassischen
Unterscheidung fest und verhindert damit eine bloß fakti-
sche „Verallgemeinerung“ des Arbeitsverhältnisses.

Auch der Vergleich mit älteren Entscheidungen zu Kran-
kenhausärzten trägt die Beurteilung. Dort standen deutlich
stärkere Elemente persönlicher Bindung im Raum, insbe-
sondere umfassende zeitliche Verfügbarkeit und hierarchi-
sche Eingliederung. Solche Umstände lagen hier gerade
nicht vor.

Insgesamt bestätigt die Entscheidung, dass hohe fachli-
che Integration in fremde Strukturen nicht automatisch per-
sönliche Abhängigkeit begründet. Damit bleibt das Arbeits-
vertragsrecht auf seine Kernfunktion beschränkt, ohne in
selbständig organisierte Leistungsmodelle auszuufern.

ANNA RUPP

Schadenersatz wegen anwaltlicher Fehlberatung:
Anforderungen an Schlüssigkeit
§ 226 ZPO

Die Schlüssigkeit einer Klage kann nur anhand der konkreten Behauptungen im Einzelfall geprüft wer-

den.Ob eineKlage schlüssig ist, sich also der Anspruch aus dembehaupteten Sachverhalt ableiten lässt,

begründet daher grundsätzlich keine Rechtsfrage von erheblicher Bedeutung iSd § 502 Abs 1 ZPO.

Hängt der Erfolg der Schadenersatzklage gegen den Rechtsanwalt davon ab, ob dem Kläger (Klien-

ten) durch den Anwaltsfehler ein Schaden entstanden ist, so muss das Gericht den mutmaßlichen

Verlauf der Geschehnisse unter der Voraussetzung ermitteln, dass sich der Rechtsanwalt richtig ver-

halten hätte. Dabei trifft den Geschädigten die Behauptungs- und Beweislast dafür, dass der be-

hauptete Schaden bei pflichtgemäßem Handeln nicht eingetreten wäre.

Besteht das Fehlverhalten des Rechtsanwalts in einer unterbliebenen oder unrichtigen Aufklärung,

so hat der Geschädigte daher darzulegen, was er bei erfolgter Aufklärung unternommen hätte.

OGH 23. 2. 2026, 3 Ob 213/25g

Kontext

Der Kläger hatte einer Immobilienentwicklerin ein qualifi-
ziertes Nachrangdarlehen gewährt und klagte in einem Vor-
prozess auf Rückzahlung. In diesem Verfahren schloss die
durch die beklagten Rechtsanwälte vertretene Immobilien-
entwicklerin mit dem Kläger einen Vergleich ab, in dem sie
sich zur Rückzahlung samt Zinsen verpflichtete, dabei je-
doch die Aufnahme der ursprünglich vereinbarten qualifi-
zierten Nachrangklausel unterließ.

Mit einer Drittschuldnerklage machte der Kläger nun die
ihm exekutiv überwiesenen Schadenersatzansprüche der
Immobilienentwicklerin gegen die beklagten Rechtsanwälte
wegen behaupteter Fehlberatung beim Vergleichsabschluss
geltend.

Der Kläger behauptete, die Entwicklerin hätte bei gehö-
riger Aufklärung den Vergleich entweder nur mit der Nach-
rangklausel oder gar nicht geschlossen, wodurch sie den
Darlehensbetrag nur bei positivem Eigenkapital schulden
würde. Die Vorinstanzen wiesen die Klage als unschlüssig
ab. Der OGH hatte in seiner Entscheidung vor allem zu be-
urteilen, welche Anforderungen an die Behauptungslast für
die Kausalität eines anwaltlichen Beratungsfehlers zu stellen
sind und ob die Klage schlüssig war.

Anmerkungen

Der OGH bekräftigt zunächst seine ständige Rechtspre-
chung, wonach die Beurteilung der Schlüssigkeit einer Kla-
ge fallbezogen ist und nur bei einer krassen, im Interesse der
Rechtssicherheit korrekturbedürftigen Fehlbeurteilung an
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ihn herangetragen werden kann.1 Dieser strenge Maßstab
zwingt den anwaltlichen Parteienvertreter bereits in erster
Instanz zu höchster Präzision im Klagsvorbringen, da Ver-
säumnisse im Revisionsverfahren nicht mehr revidiert wer-
den können.

Im Zentrum der Entscheidung stehen die Anforderun-
gen an die Geltendmachung von Anwaltshaftungsansprü-
chen. Besteht das anwaltliche Fehlverhalten in einer unter-
lassenen Aufklärung oder Prozesshandlung, so hat das Ge-
richt den Prozess hypothetisch nachzuvollziehen. Zudem
hat es zu beurteilen, wie die Angelegenheit mit überwiegen-
der Wahrscheinlichkeit geendet hätte.2

Die Darlegungs- und Beweislast für diesen hypotheti-
schen Kausalverlauf liegt vollumfänglich beim Kläger.3

Nach der gegenständlichen Entscheidung 3 Ob 213/25g
genügt es nicht, pauschal zu behaupten, eine Vereinbarung
wäre „so nicht unterschrieben“ bzw abgeschlossen worden.
Der Geschädigte muss vielmehr ein geschlossenes und
rechtlich fundiertes Alternativszenario begründen und erör-
tern. Der Kläger scheiterte hier bereits am ersten Schritt der
Schlüssigkeitsprüfung. Er behauptete den Abschluss eines
ergänzenden Vergleichs, vergaß aber vorzubringen, dass es
dafür der (im konkreten Fall nicht naheliegenden) Zustim-
mung des Prozessgegners bedurft hätte. Wie bereits das Be-
rufungsgericht4 treffend aufzeigte, wäre eine solche Zustim-
mung auch unrealistisch: Ein Vergleich mit Nachrangklau-

sel hätte dem damaligen Prozessgegner gegenüber dem
Worst-Case-Szenario (Klagsabweisung) ausschließlich
Nachteile wie eine hinausgeschobene Fälligkeit und Zinsre-
duktionen gebracht. Eine hypothetische Handlungsalterna-
tive muss daher nicht nur prozessual behauptet werden; sie
muss auch wirtschaftlich plausibel sein.

Maßgeblich ist überdies die Abweisung der zweiten Kau-
salitätsvariante. In der Entscheidung wird festgehalten, dass
der Kläger nicht nachvollziehbar darlegte, „unter welchen
Umständen ein stattgebendes Urteil ‚mitsamt der Nachrang-
klausel‘ hätte ergehen können.“Die Nachrangabrede begrün-
dete einen Rückzahlungsanspruch, der nur bestand, sofern
kein negatives Eigenkapital vorgelegen hat (sohin eine auf-
schiebende Bedingung nach § 67 Abs 3 erster Fall IO).5 Oh-
ne Vergleich hätte der damalige Kläger nur obsiegen kön-
nen, wenn im maßgebenden Zeitpunkt kein negatives Ei-
genkapital vorlag. In diesem Fall wäre die Bedingung für
den Rückforderungsverzicht aber sowieso nicht eingetreten.

GÜLŞAH ERBILEN, MICHELLE HAIDER

Zur Berücksichtigung einer Urkunde, deren Echtheit zugestanden
wurde, erst durch das Berufungsgericht
§§ 496, 502, 503 ZPO

Eine Ergänzung des erstgerichtlichen Sachverhalts durch das Berufungsgericht ohne Beweiswieder-

holung bzw -ergänzung oder aufgrund einer unvollständigen Wiederholung der mit dem Beweis-

thema zusammenhängenden Beweise bildet grundsätzlich eine revisible Verletzung des Unmittel-

barkeitsgrundsatzes.

Die Berücksichtigung einer Urkunde, deren Echtheit zugestanden wurde, im Rahmen der rechtlichen

Beurteilung erfordert jedoch keine Berufungsverhandlung.

OGH 28. 1. 2026, 4 Ob 67/25v

Kontext

Zwischen den Parteien bestand ein Streit über das Bestehen
und den Umfang mehrerer Dienstbarkeiten, insbesondere
über Wege- und Nutzungsrechte an einer Liegenschaft des
Beklagten zugunsten des Grundstücks des Klägers. Das
Erstgericht gab dem Klagebegehren nur teilweise statt. Das
Berufungsgericht gelangte hingegen zu einem abweichen-
den Ergebnis und erkannte sämtliche geltend gemachten
Dienstbarkeiten zu. Dabei stützte es sich nicht nur auf die
erstinstanzlichen Feststellungen, sondern berücksichtigte
zusätzlich eine Urkunde, deren Echtheit von den Parteien
nicht bestritten worden war, und zog daraus ergänzende
Schlussfolgerungen für die rechtliche Beurteilung. Der Be-
klagte bekämpfte diese Vorgangsweise mit außerordentli-

cher Revision und machte unter anderem geltend, das Be-
rufungsgericht habe den Unmittelbarkeitsgrundsatz ver-
letzt, weil es ohne Beweiswiederholung ergänzende Feststel-
lungen getroffen habe. Der OGH hatte daher insbesondere
zu beurteilen, ob die Heranziehung einer unstrittigen Ur-
kunde durch das Berufungsgericht eine Verletzung des Un-
mittelbarkeitsgrundsatzes darstellt und ob darin ein revisib-
ler Verfahrensmangel liegt.

Anmerkungen

Der OGH bestätigt mit der vorliegenden Entscheidung neu-
erlich den durch die Rechtsprechung entwickelten Grundsatz,
dass ein solches Vorgehen des Berufungsgerichtes keine Ver-
letzung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes darstellt.

1 Vgl RIS-Justiz RS0037780, RS0116144.
2 RIS-Justiz RS0022706.
3 RIS-Justiz RS0022700.
4 OLG Wien 21. 11. 2025, 15 R 79/25k.
5 Vgl auch Pateter/Pirker, Zur Rechtsnatur der Nachrangabrede, ZIK 2015,
217.
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Dem Berufungsgericht steht es zu, bei Bedenken gegen
die Beweiswürdigung des Erstgerichts eine Beweiswieder-
holung bzw bei unterlassenen Feststellungen eine Beweiser-
gänzung durchzuführen. Die Verletzung der in § 488 Abs 4
und § 281a ZPO normierten grundsätzlichen Pflicht des
Berufungsgerichts zur neuerlichen Aufnahme im Rahmen
einer mündlichen Berufungsverhandlung eines in erster In-
stanz unmittelbar aufgenommenen Beweises im Fall der Er-
gänzung der Feststellungen oder alternativ zumindest ver-
pflichtend vorzunehmende Verständigungspflicht über die
Möglichkeit einer Beantragung einer solchen begründet üb-
licherweise einen Verfahrensmangel infolge der Verletzung
des Unmittelbarkeitsgrundsatzes. Eine Verletzung des Un-
mittelbarkeitsgrundsatzes liegt jedoch dann nicht vor, wenn
sich das Berufungsgericht auf eine unstrittige und in ihrer
Echtheit zugestandene Urkunde stützt.

Schon im Zuge vorhergehender Entscheidungen sprach
der OGH aus, dass der Inhalt einer von beiden Seiten als
bedeutsam angesehenen Urkunde ohne Weiteres der Ent-
scheidung zu Grunde zu legen ist. Dies auch im Fall, dass

das Erstgericht unpräzise Feststellungen zum Inhalt getrof-
fen hat und diese nach Ansicht des Berufungsgerichts einer
Ergänzung bedürfen. Sofern die Urkunde in den Feststel-
lungen der Vorinstanzen enthalten ist, herrscht – auch un-
abhängig von einer wörtlichen Wiedergabe – keine Pflicht
zur „Beweiswiederholung“ iSd § 488 Abs 4 ZPO. Entschei-
dendes Kriterium ist nach Ansicht des OGH, dass Gegen-
stand beider Normen die Beweisaufnahme über strittige
Tatsachen ist. Eine als echt zugestandene Urkunde enthält
aber keine solchen, sondern liefert ausschließlich unstrittige
Tatsachen, welche nach § 266 ZPO schon von Gesetzes we-
gen keiner Beweisaufnahme bedürfen und daher den Rege-
lungen nach § 488 Abs 4 und § 281a ZPO jedenfalls schon
nicht unterliegen können. In der Folge verneint die Recht-
sprechung – wie in der gegenständlichen Entscheidung
nochmals bekräftigt wird – konsequenterweise eine Verlet-
zung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes.

RUPERT KREUML

 29 Cg 24/24k 
URTEIL 

Im Namen der Republik 
 
Klagende Partei: Österreichischer Rechtsanwaltsverein, Rotenturmstraße 13, 1010 Wien 
vertreten durch: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 1030 Wien 
Beklagte Partei: Dr. Harald A. Schmidt, Stachegasse 1/5/2, 1120 Wien 
 
1. Der Beklagte ist schuldig, es im geschäftlichen Verkehr zu unterlassen, den 
Rechtsanwälten vorbehaltene Tätigkeiten anzubieten und/oder derartige Tätigkeiten zu 
erbringen, insbesondere Beratungsleistungen im Zusammenhang mit Verfahren aller Art 
und/oder Vertretungsleistungen in Gerichtsverfahren, dies insbesondere bei absoluter 
oder relativer Anwaltspflicht. 
2. Dem Kläger wird die Ermächtigung erteilt, Kopf und Spruch des über diese Klage 
ergehenden Urteils (mit Ausnahme der Kostenentscheidung) binnen 6 Monaten ab 
Rechtskraft desselben, bei Teilrechtskraft binnen 6 Monaten ab Gesamtrechtskraft, auf 
Kosten des Beklagten in einer Ausgabe des österreichischen Anwaltsblatts, und zwar 
mit Fettumrandung, der Überschrift „Im Namen der Republik“, den Namen der Parteien 
in Fettdruck und den Namen der Parteienvertreter in Normaldruck, zu veröffentlichen. 
3. Der Kläger wird ermächtigt, auf eigene Kosten auf der Homepage des Klägers in eben 
dieser Aufmachung Kopf und Spruch des Urteils durch drei Jahre hindurch zu 
veröffentlichen. 
 

Handelsgericht Wien, Abteilung 29 
Wien, 30. September 2025 

Mag. Katharina Leitner, Richterin 
 

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass die beklagte Partei nicht ident ist mit dem 
emeritierten Rechtsanwalt Dr. Harald Schmidt. 
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Keine Präklusion des Antrags auf Ergänzung zur aktorischen Kaution
(gegen die einhellige Lehre)
§§ 57ff ZPO

Nach § 62 Abs 2 ZPO kann der Beklagte, wenn sich im Laufe des Rechtsstreits ergibt, dass die ge-

leistete Sicherheit nicht hinreicht, die Ergänzung derselben beantragen, sofern nicht ein zur De-

ckung ausreichender Teil des erhobenen Anspruchs unbestritten ist. Der Ergänzungsantrag nach

§ 62 ZPO kann also nur erfolgen, wenn eine bereits auferlegte und geleistete Prozesskostensicher-

heit durch die ursprünglich nicht vorhergesehene Dauer und den dadurch verursachten Aufwand

nicht hinreicht, also keine genügende Deckung mehr bietet. Anders als der erstmalige Antrag auf

Kautionserlag führt der Ergänzungsantrag nicht zu einer Unterbrechung des laufenden Verfahrens,

weil der Gesetzgeber dem Antrag keine aufschiebende Wirkung für den Fortgang des Verfahrens

zuerkannt hat. Auch die Sanktion der Verfahrensbeendigung zu Ungunsten des Klägers gilt bei der

Ergänzung nicht, stattdessen sieht § 62 Abs 2 letzter Satz ZPO vor, dass der Ergänzungsbeschluss

vollstreckt werden kann.

Das Gesetz nennt für Anträge auf Ergänzung der aktorischen Kaution – anders als für die erstmali-

gen Anträge zu Prozessbeginn oder bei Eintritt der Voraussetzungen erst während des Prozesses –

keinen konkreten Zeitpunkt, bis zu dem die Anträge zu stellen sind.

Dennoch wird zur Rechtzeitigkeit des Ergänzungsantrags im österreichischen Schrifttum einhellig

vertreten, dass dieser unverzüglich in der nächsten mündlichen Verhandlung nach Eintritt des Wert-

verfalls der erliegenden Sicherheit zu stellen ist und der Beklagte allenfalls einen entsprechenden

Schriftsatz einzubringen hat. Die Ansicht überzeugt den Senat nicht. Der Antrag des Beklagten auf

Ergänzung einer aktorischen Kaution ist an keine Frist gebunden.

Bei Bestimmung der Höhe der Sicherheitssumme sind nach dem Wortlaut von § 60 Abs 2 ZPO die

Kosten, welche der Beklagte zu seiner Verteidigung wahrscheinlich aufzuwenden haben wird, nicht

aber auch die durch eine etwaige Widerklage erwachsenden Kosten in Anschlag zu bringen. Um

ausländischen Klägern die Rechtsverfolgung in Österreich nicht zu verunmöglichen, kann für die

Kautionsbemessung aber ohne nähere Anhaltspunkte nur ein durchschnittlicher Verfahrensverlauf

veranschlagt werden. Gerade wenn es zur Aufhebung einer Entscheidung und Zurückverweisung

des Verfahrens an eine Vorinstanz kommt, ist von einer Umstandsänderung auszugehen, die eine

Ergänzung einer nun bereits ausgeschöpften Prozesskostensicherheit ermöglicht.

OGH 28. 1. 2026, 4 Ob 183/25b

Kontext

Eine in Aserbaidschan ansässige Klägerin brachte gegen ei-
ne in Österreich ansässige Beklagte eine Schadenersatzklage
über mehr als 3,2 Mio Euro ein. Aufgrund des Auslandsbe-
zugs wurde der Klägerin zu Beginn des Verfahrens auf An-
trag der Beklagten eine Sicherheitsleistung für Prozesskos-
ten (aktorische Kaution) auferlegt. Im weiteren Verlauf des
Verfahrens stellte die Beklagte erstmals einen Antrag auf Er-
höhung dieser Kaution, der jedoch abgewiesen wurde, weil
zu diesem Zeitpunkt noch nicht feststand, dass die ur-
sprünglich festgesetzte Sicherheit unzureichend sein würde.
In der Folge entwickelte sich das Verfahren jedoch deutlich
umfangreicher als zunächst angenommen: Es kam zu erheb-
lichen Kosten im ersten Rechtsgang, zu einem Zwischenur-
teil, zu einem erfolgreichen Rechtsmittel der Beklagten so-
wie zur Aufhebung und Zurückverweisung durch das Beru-
fungsgericht. Auch im zweiten Rechtsgang entstanden
weitere Kosten und es war mit zusätzlichem Verfahrensauf-
wand zu rechnen. Erst zu einem späteren Zeitpunkt bean-
tragte die Beklagte erneut die Ergänzung der aktorischen
Kaution und verwies auf die bereits aufgelaufenen sowie

die künftig zu erwartenden Kosten. Die Klägerin wandte da-
gegen ein, ein solcher Ergänzungsantrag sei verspätet, weil
er nicht unverzüglich nach Eintritt der maßgeblichen Um-
stände gestellt worden sei; zudem diene ein solcher Antrag
nicht dazu, eine ursprünglich unzutreffende Ermessensent-
scheidung nachträglich zu korrigieren. Das Erstgericht gab
dem Ergänzungsantrag statt und verpflichtete die Klägerin
zur Leistung einer weiteren Sicherheit. Das Rekursgericht
wies den Antrag hingegen zurück und vertrat die Auffas-
sung, dass auch Ergänzungsanträge einer Präklusion unter-
liegen und daher unverzüglich geltend zu machen seien. Im
Revisionsrekursverfahren hatte der OGH insbesondere zu
klären, ob ein Antrag auf Ergänzung einer bereits geleisteten
aktorischen Kaution an eine Frist gebunden ist bzw einer
Präklusion unterliegt, sowie unter welchen Voraussetzun-
gen eine solche Ergänzung wegen nachträglicher Kostenent-
wicklung zulässig ist.

Anmerkungen

Die Entscheidung des OGH behandelt eine bislang kaum
näher untersuchte Frage des österreichischen Zivilverfah-
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rensrechts, nämlich ob der Antrag auf Ergänzung einer ak-
torischen Kaution nach § 62 Abs 2 ZPO einer Präklusion
unterliegt. Im Unterschied zur bisher einhelligen Auffas-
sung im Schrifttum1 verneint der Senat eine entsprechende
zeitliche Beschränkung für die Stellung des Antrags. Als Be-
gründung führt der OGH zunächst an, dass der Wortlaut
des § 62 Abs 2 ZPO – anders als § 59 ZPO für den erstma-
ligen Antrag auf Sicherheitsleistung – keine ausdrückliche
zeitliche Begrenzung für den Ergänzungsantrag vorsieht.
Zudem unterscheide sich der Ergänzungsantrag funktional
wesentlich vom ursprünglichen Antrag auf Kautionserlag.
Dem ist zuzustimmen. Die erstmalige Beantragung einer
aktorischen Kaution hat nämlich erhebliche Auswirkungen
auf den Verfahrensfortgang. Der Antrag entfaltet die Wir-
kung einer echten „prozesshindernden“ Einrede.2 Ähnlich
wie bei einer Unterbrechung kommt es ex lege zu einem
Stillstand des Verfahrens in der Hauptsache.3 Zudem kann
der Beklagte bei Nichterlag der Sicherheitsleistung4 inner-
halb der dazu festgelegten Frist einen Antrag nach § 60
Abs 3 ZPO stellen, mittels Beschlusses die Klage für zurück-
genommen zu erklären bzw ein vom Kläger erhobenes
Rechtsmittel als zurückgezogen anzusehen. Vor diesem
Hintergrund erscheint es sachgerecht, an die Geltendma-
chung eines solchen Antrags strenge zeitliche Anforderun-
gen zu stellen. Demgegenüber verfolgt der Ergänzungsan-
trag nach § 62 Abs 2 ZPO einen anderen Zweck. Er soll ge-
währleisten, dass eine bereits geleistete Sicherheit auch bei
atypischer Verfahrensentwicklung weiterhin ausreichende
Deckung bietet. Anders als der ursprüngliche Antrag be-
wirkt der Ergänzungsantrag weder einen Stillstand des Ver-
fahrens, noch kann er die Rechtsfolgen des § 60 Abs 3 ZPO
auslösen. Kommt der Kläger dem Auftrag zur Ergänzung
der Sicherheit nicht nach, hat dies nicht zur Folge, dass
die Klage als zurückgenommen gilt;5 es verbleibt lediglich
bei der Vollstreckbarkeit des Auftrags.6 Der Gesetzgeber
hat diesem Antrag demnach gerade keine aufschiebende
Wirkung für den Fortgang des Verfahrens beigemessen.7 Ei-
ne verspätete Antragstellung beeinträchtigt daher nicht die
prozessuale Stellung des Klägers, sondern wirkt sich primär
zulasten des Beklagten selbst aus, der das Risiko einer un-

zureichenden Deckung seiner Prozesskosten trägt. Vor die-
sem Hintergrund erscheint es konsequent, die strengen Prä-
klusionsfolgen des § 59 ZPO nicht auf Ergänzungsanträge
zu übertragen.

Auch wenn die Begründung und das Ergebnis der Ent-
scheidung überzeugen, darf daraus mE nicht geschlossen
werden, dass zeitliche Gesichtspunkte vollständig bedeu-
tungslos wären. Der Umstand, dass für den Ergänzungsan-
trag keine Frist besteht, birgt nämlich gewisse Missbrauchs-
risiken. Denkbar wäre etwa, dass ein Beklagter trotz bereits
früh erkennbarer Unzulänglichkeit der Sicherheit längere
Zeit mit einem Ergänzungsantrag zuwartet und diesen erst
in einem fortgeschrittenen Verfahrensstadium erhebt. Muss
der Kläger zu diesem Zeitpunkt eine erhebliche zusätzliche
Sicherheit leisten, kann dies den wirtschaftlichen Druck
und damit mittelbar auch den Vergleichsdruck erhöhen.8
In besonders gelagerten Ausnahmefällen wird jedoch zu
prüfen sein, ob ein bewusstes und sachlich nicht gerechtfer-
tigtes Zuwarten mit dem Ergänzungsantrag als rechtsmiss-
bräuchlich zu qualifizieren ist. In solchen Konstellationen
erscheint es sachgerecht, missbräuchlich verzögerte Ergän-
zungsanträge über das allgemeine Verbot rechtsmissbräuch-
licher Rechtsausübung oder vergleichbare Korrektive zu be-
grenzen. Zu einer derartigen Fallgestaltung musste der
OGH in der vorliegenden Entscheidung allerdings nicht
Stellung nehmen, weil keine Anhaltspunkte für ein miss-
bräuchliches Verhalten der Beklagten bestanden.

THOMAS GARBER

Zur Auslegung einer Schiedsvereinbarung
§§ 577ff ZPO

Welche Streitigkeiten von einer Schiedsvereinbarung umfasst sind, ist aufgrund ihres – nach dem

Parteienwillen auszulegenden – Inhalts zu ermitteln. Die Auslegungsgrenze bildet der Wortlaut der

Vereinbarung. Lässt der Wortlaut der Erklärung zwei gleich plausible Auslegungsergebnisse zu, so

gebührt jener Auslegung der Vorzug, die die Gültigkeit des Schiedsvertrags und deren Anwendbar-

keit auf einen bestimmten Streitfall favorisiert. Schiedsklauseln sind demnach ausdehnend auszu-

legen.

Das Ergebnis der Auslegung eines Schiedsvertrags ist einzelfallbezogen und begründet in der Regel

keine erhebliche Rechtsfrage, sofern – wie hier – keine unvertretbare Auslegung vorliegt.

OGH 28. 1. 2026, 6 Ob 133/25 i

1 Fucik in Fasching/Konecny (Hrsg), Kommentar II/13 § 62 ZPO Rz 14
(Stand 1. 9. 2014, rdb.at); Schindler/Schmoliner in Kodek/Oberhammer
(Hrsg), ZPO-ON § 62 ZPO Rz 3 (Stand 9. 10. 2023, rdb.at); Thole in Höll-
werth/Ziehensack (Hrsg), ZPO2 (2024) § 62 Rz 2.
2 RIS-Justiz RS0036266.
3 Schindler/Schmoliner in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 61 ZPO Rz 1.
4 Als Alternative zum Erlag der Sicherheitsleistung sieht das Gesetz die eid-
liche Bekräftigung der Unfähigkeit zum Erlag der Sicherheitssumme („Pau-
pertätseid“) vor. Dadurch kann der Kläger die Rechtsfolgen des § 60 Abs 3
ZPO abwenden.
5 OGH 2 Ob 80/31 SZ 13/41 = AnwZ 1931, 169.
6 OGH 2 Ob 80/31 SZ 13/41 = AnwZ 1931, 169; 1 Ob 43/71; 1 Ob 643/80
EvBl 1981/31 = JBl 1981, 382; Thole in Höllwerth/Ziehensack, ZPO § 62 Rz 2.
7 Fucik in Fasching/Konecny, Kommentar II/13 § 62 ZPO Rz 16.
8 Vgl auch Fucik in Fasching/Konecny, Kommentar II/13 § 62 ZPO Rz 16.
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Kontext

Der Kläger hatte dem Beklagten mit seiner Klage Verun-
treuung von Gesellschaftsgeldern vorgeworfen. Die Vorins-
tanzen wiesen die Klage wegen sachlicher Unzuständigkeit
mit Verweis auf eine anzuwendende Schiedsklausel zurück.
Der Oberste Gerichtshof (OGH) wies den außerordentli-
chen Revisionsrekurs des Klägers mangels Vorliegens einer
erheblichen Rechtsfrage zurück (§ 528 Abs 1 ZPO). In sei-
ner Begründung ging der OGH nichtsdestotrotz auf die
vom Revisionsrekurswerber behauptete Mangelhaftigkeit
des zweitinstanzlichen Verfahrens, auf Fragen des Umfangs
einer Schiedsvereinbarung sowie auf die Voraussetzungen
eines konkludenten Verzichts auf das Recht, von einer fakul-
tativen Schiedsklage Gebrauch zu machen, ein.

Anmerkungen

Der OGH nutzt diese Zurückweisungsentscheidung, um
Grundsätze der Auslegung von Schiedsvereinbarungen
(§ 581 ZPO) zu wiederholen.

Aus den Entscheidungsgründen geht hervor, dass es sich
bei der vom OGH beurteilten Schiedsvereinbarung (Punk-
te 11 und 12 eines „Settlement Agreements“) um eine fakul-
tative Schiedsvereinbarung handelt. Die vorliegende fakul-
tative Schiedsvereinbarung räumt beiden (bzw allen) Ver-
tragsparteien – jedoch wohl ausschließlich in der Rolle des
Anspruchsgegners bzw der beklagten Partei – das Recht ein,
zu verlangen, dass über die konkrete Streitigkeit ein
Schiedsverfahren geführt wird.1

Ob der Beklagte im konkreten Fall vor oder nach Klags-
einbringung von seinem Wahlrecht Gebrauch gemacht hat,
geht aus den Entscheidungsgründen nicht hervor. Für die
Praxis ist mit Oberhammer2 zu raten, in der Schiedsklausel
zu vereinbaren, dass der nicht wahlberechtigte potenzielle
Kläger den wahlberechtigten Gegner vorprozessual zur Aus-
übung des Wahlrechts auffordern kann, um der beklagten
Partei die Möglichkeit der Einrede der sachlichen Unzu-
ständigkeit im allenfalls folgenden Zivilprozess zu nehmen.

Bei der Vereinbarung von Schiedsklauseln ist besonders
auf deren Bestimmtheit zu achten.3 Die Vereinbarung eines
Schiedsgerichts begründet im Zweifel keine bloße Wahlzu-
ständigkeit.4 Koller5 weist auf eine ältere Entscheidung des
OGH hin,6 in der dieser festhält, dass eine einseitige fakul-
tative Schiedsvereinbarung – hier zugunsten des Verkäu-
fers –, die keine Bestimmung darüber enthält, wann und
wie der wahlberechtigte Verkäufer sein Wahlrecht als Be-
klagter auszuüben hat, zu unbestimmt sei. Sein Wahlrecht
als Kläger werde davon jedoch nicht berührt.

In der vorliegenden Entscheidung war nicht über die Be-
stimmtheit der Schiedsvereinbarung zu entscheiden. Der
OGH nutzte die Gelegenheit, um grundlegende Rechtssätze
zur Auslegung von Schiedsvereinbarungen zur Bestimmung
ihres Umfangs zu wiederholen. Neben der auch für die In-
terpretation von Verträgen allgemeingültigen Auslegungsre-
gel, wonach die Auslegung einer Schiedsvereinbarung nach
dem Parteiwillen zu erfolgen habe,7 betont der OGH zwei
für Schiedsklauseln – und die Interpretation ihres Umfangs
– besondere Auslegungsregeln: Die Auslegungsgrenze bilde
der Wortlaut der Vereinbarung8 und Schiedsklauseln seien
ausdehnend auszulegen.9 Letzteres gelte auch im Zusam-
menhang mit der Gültigkeit und damit auch der Frage der
Bestimmtheit einer Schiedsvereinbarung;10 lässt der Wort-
laut der Erklärung zwei gleichwertige Auslegungsergebnisse
zu, so gebühre jener Auslegung der Vorzug, die die Gültig-
keit des Schiedsvertrags favorisiert.11

Schließlich hat der Kläger im vorliegenden Fall einen
schlüssigen Verzicht des Beklagten auf sein Recht auf
Durchführung eines Schiedsverfahrens behauptet. Der
OGH begründet seine Ablehnung dieses Arguments mit ei-
nem Verweis auf Rechtssätze zu konkludenter Verzichtser-
klärung – auch abseits von Schiedsvereinbarungen. An die
Interpretation des stillschweigenden Verhaltens sei ein
strenger Maßstab zu legen.12 Hier war schon aus der fakul-
tativen Natur der Schiedsvereinbarung keine konkludente
Verzichtserklärung ableitbar: Sinngemäß führt der OGH
aus, selbst wenn der Kläger eine hohe Zahl anhängiger
(staatlicher) Verfahren behaupte, könne aus der einzelnen
(allenfalls) Nicht-Inanspruchnahme des Wahlrechts auf ein
Schiedsverfahren kein Verzicht auf das Wahlrecht an sich
abgeleitet werden.

LUKAS BIERMAYER

1 Rz 3.2. der Entscheidung.
2 Oberhammer, Fakultative Schiedsklauseln, RdW 2000, 134.
3 Plavec in Kodek/Oberhammer (Hrsg), ZPO-ON1.00 § 581 ZPO Rz 17 ff
mwN (Stand 9. 10. 2023, rdb.at).
4 RIS-Justiz RS0045041.
5 Koller in Liebscher/Oberhammer/Rechberger (Hrsg), Schiedsverfahrens-
recht I (2011) Rz 3/150.
6 OGH 3 R 106/8 GlUNF 4201 = NZ 1908, 205 = ZBl 1908, 853.
7 RIS-Justiz RS0018023.
8 RIS-Justiz RS0045066.
9 RIS-Justiz RS0045337.
10 RIS-Justiz RS0044997.
11 RIS-Justiz RS0044997 [T 3].
12 RIS-Justiz RS0014190 [T 33].
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Zur Schiedsrichterbestellung bei Säumnis einer Partei –
Anforderungen an die Aufforderung nach § 587 Abs 4 ZPO
§ 17 AußStrG; §§ 577ff, 615f ZPO

Gibt es keine abweichende Vereinbarung über das Verfahren zur Bestellung der Schiedsrichter, so

gilt in Schiedsverfahren mit drei Schiedsrichtern, dass jede Partei einen der drei Schiedsrichter be-

stellt. Diese beiden Schiedsrichter bestellen den dritten Schiedsrichter, der als Vorsitzender des

Schiedsgerichts tätig wird (§ 587 Abs 2 Z 2 ZPO).

Den Fall der Säumnis regelt § 587 Abs 2 Z 4 ZPO. Hat eine Partei einen Schiedsrichter nicht binnen

vier Wochen nach Empfang einer entsprechenden schriftlichen Aufforderung durch die andere Par-

tei bestellt oder empfangen die Parteien nicht binnen vier Wochen nach der Bestellung der Schieds-

richter von diesen die Mitteilung über den von ihnen zu bestellenden Schiedsrichter, so ist der

Schiedsrichter auf Antrag einer Partei durch das Gericht zu bestellen. Die Bestellung erfolgt nach

§ 616 Abs 1 ZPO im Außerstreitverfahren, die Zuständigkeit des Obersten Gerichtshofs ergibt sich

aus § 615 ZPO.

Die schriftliche Aufforderung zur Bestellung eines Schiedsrichters, die gleichsam die Einleitung des

Schiedsverfahrens bedeutet und die Regeln der Ersatzbenennung auslöst, muss auch Angaben da-

rüber enthalten, welcher Anspruch geltend gemacht wird und auf welche Schiedsvereinbarung sich

die Partei beruft.

Die Angabe darüber, welcher Anspruch geltend gemacht wird, dient als zusätzlicher Inhalt der In-

formation des Empfängers. Dieser Informationszweck kann nur erreicht werden, wenn der Antrags-

gegner in Kenntnis über den Streit gesetzt wird, auf den er sich einlassen soll. Bei den erforderlichen

Angaben über den Anspruch handelt es sich noch nicht um diejenigen Anforderungen, die an die

Beschreibung des Streitgegenstands im Rahmen der späteren Schiedsklage zu stellen sind. Vielmehr

ist hier kein allzu strenger Maßstab anzulegen. Nach dem Zweck eines Aufforderungsschreibens ist

daher zwar jedenfalls erforderlich, dass das Begehren für den Antragsgegner so weit umschrieben

wird, dass er erkennen kann, was von ihm verlangt wird, um eine verfahrensadäquate Reaktion

setzen zu können. Diese Angaben müssen aber nicht dem Detaillierungsgrad der Schiedsklage ent-

sprechen.

Weitere Voraussetzung für die Schiedsrichterbestellung ist das Bestehen einer für den Rechtsstreit

gültigen Schiedsvereinbarung iSd §§ 577ff ZPO. Welche Arten von (objektiv schiedsfähigen) Strei-

tigkeiten und welche Rechtsverhältnisse letztlich von der Schiedsvereinbarung abgedeckt werden,

und ob zwischen Streitigkeit und Schiedsvereinbarung der geforderte notwendige Bezug (Konnex)

besteht, ist dabei im Wege der Auslegung der Schiedsvereinbarung zu ermitteln.

OGH 30. 1. 2026, 18 ONc 4/25w

Kontext

Eine Partei leitet ein Schiedsverfahren ein und forderte die
Antragsgegnerin zur Bestellung eines Schiedsrichters auf. Da
diese untätig blieb, beantragte die Antragstellerin die gericht-
liche Bestellung. Die Antragsgegnerin bestritt insbesondere
die Ordnungsmäßigkeit der Aufforderung sowie die Wirk-
samkeit der Schiedsvereinbarung. Zu klären war, welche An-
forderungen an die Aufforderung nach § 587 Abs 4 ZPO zu
stellen sind und in welchemUmfang diese Voraussetzung für
die gerichtliche Schiedsrichterbestellung ist.

Anmerkungen

Mit Kaufvertrag vom 13. 1. 2013 vereinbarten die Parteien
den Erwerb einer Liegenschaft. Art 16 des Kaufvertrags, an
dem kein Verbraucher beteiligt war,1 enthielt folgende (Ad-
hoc)-Schiedsvereinbarung:

„Alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit die-
sem Vertrag einschließlich der Frage seines gültigen Zustande-
kommens, seiner Erfüllung und Beendigung, sowie seiner vor-

und nachvertraglichen Wirkungen werden ausschließlich und
endgültig durch ein Schiedsgericht entschieden. Dies gilt so-
wohl für die Ansprüche auf vertraglicher, als auch für solche
auf gesetzlicher Grundlage. Die Schiedsklausel unterliegt ös-
terreichischem Recht. Das Schiedsgericht besteht aus drei
Schiedsrichtern. Es gelten die Bestimmungen des 4. Abschnit-
tes des 6. Teiles der ZPO. Schiedsort ist B*. [. . .]“

Wenn ein Fall wie der vorliegende überhaupt vor ein
Schiedsgericht kommen soll, dann ruft er geradezu nach
dem Vienna International Arbitral Centre, das gemäß Art 1
Abs 1 Wiener Regeln auch rein nationale Verfahren verwal-
ten kann und für Streitigkeiten geringeren Streitwerts ein
beschleunigtes Verfahren parat hält, das von einem Einzel-
schiedsrichter binnen sechs Monaten ab Fallübergabe abge-
schlossen sein muss (Art 45 Abs 8 Wiener Regeln). Alterna-
tiv wäre im Hinblick auf die Lage des Grundstücks im Aus-

1 Zur Zuständigkeit zur Ersatzbestellung in Fällen, in denen ein Konsument
beteiligt ist, siehe OGH 12. 1. 2026, 18 ONc 3/25y.
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seer Land das Schiedsgericht der Rechtsanwaltskammer
Steiermark in Frage gekommen. Die Parteien hätten auch
nach Abschluss der Schiedsvereinbarung (zB bei Einleitung
des Ad-hoc-Verfahrens) auf ein institutionelles Schiedsver-
fahren umsteigen können, ohne gleichzeitige Anerkennung
der Wirksamkeit der Schiedsvereinbarung. All das ist offen-
bar aus mangelnder Kooperationsbereitschaft der Parteien
nicht geschehen.

Mit Schiedsspruch vom 31. 8. 2022 verurteilte das
Schiedsgericht die Verkäuferin zur Zuhaltung des Kaufver-
trags, nämlich zur Einwilligung in die Einverleibung des Ei-
gentums des Käufers Zug um Zug gegen Zahlung des ver-
einbarten Kaufpreises, sowie zum Ersatz der Kosten des
Schiedsverfahrens. In weiterer Folge rechnete die Käuferin
ihre Kostenersatzforderung aus dem Schiedsverfahren ge-
gen die Kaufpreisforderung der Verkäuferin auf und ver-
suchte, im Weg der Exekution gem § 7 Abs 2 ZPO (Bewir-
kung der Exekution bei Zug-um-Zug-Leistung) die Eintra-
gung ihres Eigentums an der Liegenschaft zu bewirken, in-
dem sie den Differenzbetrag gerichtlich hinterlegte. Zum
Nachweis der Erfüllung des Kaufvertrags legte sie den Ge-
nehmigungsbeschluss der Verwahrungsabteilung des OLG
Graz vor.

Nun bestritt die Verkäuferin im Exekutionsverfahren,
dass durch die Hinterlegung des Differenzbetrags die Zug-
um-Zug-Leistung gemäß Kaufvertrag vom 10. 1. 2013 er-
füllt wurde. Mit Beschluss vom 23. 7. 2025, 3 Ob 101/25m
bestätigte der OGH, dass allein dem vereinbarten Schieds-
gericht die Entscheidung darüber zukommt, ob der Erlag
schuldbefreiende Wirkung hat. Der Käufer wurde sohin
auf die Titelergänzungsklage gem § 10 EO verwiesen. Diese
ist als vermögensrechtlicher Anspruch gem § 582 Abs 1
ZPO objektiv schiedsfähig.2 Sie steht „aus oder im Zusam-
menhang“ mit dem Kaufvertrag vom 10. 1. 2013 und ist von
der Schiedsklausel erfasst. Dazu kommt, dass sich die
Schiedsklausel ausdrücklich auch auf Fragen der „Erfül-
lung“ des Kaufvertrags bezieht, sodass naheliegenderweise
das Schiedsgericht auch über die Erfüllung durch Hinterle-
gung zu entscheiden hat.

Fraglich könnte sein, ob für die Titelergänzungsklage das
seinerzeit bereits konstituierte Schiedsgericht wieder zu-
ständig ist oder ob das Schiedsgericht gemäß der ursprüng-
lichen Schiedsvereinbarung neu gebildet werden muss. Für
die Zuständigkeit des ursprünglichen Schiedsgerichts
spricht, dass dieses den Fall kennt und voraussichtlich rasch
und effektiv entscheiden kann.3 Die überwiegende Meinung
geht in Österreich jedoch davon aus, dass das Schiedsver-
fahren gem § 608 Abs 1 ZPO mit dem Schiedsspruch „in
der Sache“ jedenfalls beendet wird, was gem § 608 Abs 3
ZPO zur Beendigung des Schiedsrichteramts führt.4 Nach
dieser Meinung war daher ein neues Schiedsgericht zu bil-
den.

Das Ad-hoc-Verfahren beginnt gem § 587 Abs 4 ZPO
mit der Einleitungsanzeige („schriftliche Aufforderung zur
Bestellung eines Schiedsrichters“). Diese ist von der

„Schiedsklage“ zu unterscheiden, die erst nach Konstituie-
rung des Schiedsgerichts in der vom Schiedsgericht ange-
ordneten Frist gem § 597 Abs 1 ZPO einzubringen ist.5

Im vorliegenden Fall umschrieb die Käuferin in der Ein-
leitungsanzeige den Gegenstand des herankommenden
Schiedsverfahrens mit den Worten: „Ich teile mit, dass meine
Mandantschaft beabsichtigt, eine Schiedsklage auf Feststel-
lung, dass der Erlag von EUR [. . .] zu GZ [. . .] des LG für
Zivilrechtssachen Graz als Erfüllung des Endschiedsspruchs
vom 14. 7. 2021 gilt“. Zudem verwies die Käuferin auf die
Schiedsvereinbarung. Damit war der Verfahrensgegenstand
für die Einleitungsanzeige hinreichend bestimmt. Die re-
zensierte Entscheidung führt im Einklang mit der Recht-
sprechung6 und Lehre7 aus, dass der Antrag auf Ersatzbe-
stellung gem § 587 Abs 4 ZPO Angaben darüber zu enthal-
ten hat, welcher Anspruch geltend gemacht wird und auf
welche Schiedsvereinbarung sich die Partei beruft. Diese
Angaben dienen der Information des Antragsgegners darü-
ber, welcher Rechtsstreit auf ihn zukommt, damit er in Hin-
blick darauf einen geeigneten Schiedsrichter bestellen kann.
Es sind an den Antrag noch nicht die Anforderungen zu
stellen, die für die Spezifikation des Streitgegenstands im
weiteren Schiedsverfahren gelten. Als unzureichend beur-
teilte der OGH in einem anderen Fall dagegen die Nennung
nicht weiter konkretisierter Rechtsgründe wie etwa: „Im
Schiedsverfahren werden unsere Mandanten unter anderem
Ansprüche auf Zahlung von Vertragsstrafen, auf Schadener-
satz aus der Rahmenvereinbarung, auf Zuhaltung der Rah-
menvereinbarung sowie auf Feststellung der Unwirksamkeit
der Ausführungsverträge geltend machen“.8

Wenn der OGH in der rezensierten Entscheidung ferner
festhält, dass im Ersatzbestellungsverfahren im Weg der
Auslegung der Schiedsvereinbarung zu prüfen wäre, welche
Arten von (objektiv schiedsfähigen) Streitigkeiten und wel-
che Rechtsverhältnisse letztlich von der Schiedsvereinba-
rung abgedeckt werden,9 muss dies in den richtigen Kontext
gestellt werden. Es entspricht der herrschenden, vom OGH
in der rezensierten Entscheidung selbst herangezogenen
Rechtsprechung, dass der OGH im Ersatzbestellungsverfah-
ren die Gültigkeit der Schiedsvereinbarung lediglich sum-
marisch zu prüfen hat, weil die Entscheidungsbefugnis über
die Zuständigkeit des Schiedsgerichts aufgrund der in § 592
Abs 1 ZPO vorgesehenen Kompetenz-Kompetenz bei die-

2 Zur objektiven Schiedsfähigkeit der Titelergänzungsklage siehe Koller in
Liebscher/Oberhammer/Rechberger (Hrsg), Schiedsverfahrensrecht I (2011)
Rz 3/106.
3 Siehe hierzu im Zusammenhang mit der Rückverweisung nach Aufhebung
des Schiedsspruchs Aschauer/Neumayr, Austrian Arbitration Law in Motion
(2020) Rz 890.
4 Siehe etwa Wiebecke/Stooß/Schifferl in Torggler/Schäfer/Wong/Mohs/Wedl
(Hrsg), Schiedsgerichtsbarkeit3 (2024) Rz 1680; Pitkowitz in Nueber (Hrsg),
Handbuch Schiedsgerichtsbarkeit und ADR (2021) 457 Rz 136.
5 Zur Einleitung des Ad-hoc-Verfahrens siehe Wong/F. Schäfer/Stacher in
Torggler/Schäfer/Wong/Mohs/Wedl, Schiedsgerichtsbarkeit3 Rz 179.
6 Siehe bereits OGH 6. 2. 2018, 18 ONc 4/17h.
7 Schumacher, Die Ersatzbestellung von Schiedsrichtern durch das staatliche
Gericht, RZ 2008, 126 (128); Riegler/Petsche in Liebscher/Oberhammer/Rech-
berger Rz 5/54.
8 OGH 18 ONc 4/17h JusGuide 2018/12/16584.
9 Rz 26.
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sem selbst liegt.10 Diese Prüfung hat sich sinnvollerweise
nur auf die Frage zu beschränken, ob sich der Antragsteller
überhaupt auf eine Schiedsvereinbarung beruft.11 Maßgeb-
lich ist, ob nach dem Vortrag des Antragstellers eine wirk-
same Schiedsvereinbarung vorliegen kann. Die dahingehen-
de Prüfung durch den OGH als ernennende Stelle hat keine
Bindungswirkung für die Beurteilung der Zuständigkeit des
Schiedsgerichts im folgenden Schiedsverfahren.12 Nur wenn

mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann, dass eine wirk-
same Schiedsvereinbarung vorliegt, weil zum Beispiel die
objektive Schiedsfähigkeit fehlt, wäre der Antrag auf Ersatz-
bestellung abzuweisen.

CHRISTIAN ASCHAUER

Beschlussabänderung gem § 73 AußStrG auf Grund der Rückwirkung
eines (ausländischen) Bescheides
§§ 73f, 77 AußStrG; § 530 ZPO

Der Abänderungsgrund des § 73 Abs 1 Z 6 AußStrG entspricht dem Wiederaufnahmsgrund des

§ 530 Abs 1 Z 7 ZPO.

Bescheide sind gleich gerichtlichen Entscheidungen der Rechtskraft zugänglich und entfalten auf-

grund der materiellen Rechtskraft Bindungswirkung.

Im Verfahren über den Abänderungsantrag ist sogleich zu prüfen, ob die geltend gemachten Um-

stände tatsächlich im konkreten Verfahren zu einer günstigeren Entscheidung führen würden.

Hält der OGH den Abänderungsantrag für berechtigt, erfordert aber die Abänderung ausführliche

Berechnungen, kann er den Beschluss aufheben und die Sache an die erste Instanz zurückverweisen.

OGH 23. 2. 2026, 3 Ob 14/26v

Kontext

Im Vorverfahren ist die Unterhaltsverpflichtung unter An-
rechnung deutschen Kindergeldes festgesetzt worden. Nach
Eintritt der Rechtskraft dieser Entscheidung hat die zustän-
dige deutsche Behörde mit Bescheiden das Kindergeld rück-
wirkend gekürzt bzw eingestellt. Der Unterhaltsberechtigte
stellte deshalb einen Abänderungsantrag nach § 73
AußStrG mit dem Ziel, eine Verringerung der Anrechnung
zu erreichen. Die Vorinstanzen wiesen den Antrag mit der
Begründung ab, die Bescheide seien nova producta und kei-
ne tauglichen Abänderungsgründe. Es stellte sich die Frage,
ob rückwirkende Verwaltungsbescheide als Tatsachen oder
nur als Beweismittel zu qualifizieren sind und ob sie als no-
va reperta einen Abänderungsgrund nach § 73 Abs 1 Z 6
AußStrG (entsprechend § 530 Abs 1 Z 7 ZPO) bilden kön-
nen. Entgegen den Vorinstanzen bejahte der OGH das Vor-
liegen des Abänderungsgrunds des § 73 Abs 1 Z 6 AußStrG:
Bescheide, die einen Anspruch rückwirkend kürzen oder
aufheben, seien nicht nova producta, sondern nova reper-
ta. Für einen Bescheid, der einen bescheidmäßig festgestell-
ten Anspruch rückwirkend beseitigt, müsse Gleiches gelten
wie für eine Gerichtsentscheidung, die einen Vertrag rück-
wirkend beseitigt. Werde ein Vertrag erst nach dem Schluss
der Verhandlung im Vorprozess mit Wirkung ex tunc besei-
tigt, habe der Richter des Vorprozesses ex post betrachtet
auf einer falschen Grundlage entschieden, weshalb in die-

sem Fall nur die Wiederaufnahme des Vorprozesses zur
Verfügung steht.

Anmerkungen

Die Entscheidung, die in die Rechtssätze des RIS nicht auf-
genommen wurde, mag im Ergebnis zu billigen sein. Die
Begründung ist teils knapp, teils überraschend.

1. Der Abänderungsantrag (§§ 72ff AußStrG) istGegen-
stück zur Nichtigkeitsklage und zur Wiederaufnahmskla-
ge (§§ 529 ZPO). Die Formulierung der Abänderungsgründe
folgt ihrem zivilprozessualen Vorbild auch in den Bereichen,
in denen dessen Mängel bekannt und durch allgemein aner-
kannte Auslegungskünste gemildert waren.1 Das gilt insb für
die eher seltenen, doch heiklen Wiederaufnahmsgründe des
§ 530 Abs 1 Z 1 bis 5 ZPO. In das Abänderungsverfahren
wurden sie nicht durch Parallelformulierungen, sondern
durch Verweisung (§ 73 Abs 1 Z 4 AußStrG) übernommen.
Dank dieses Kunstgriffs sind zivilprozessuale Auslegungser-
gebnisse bei der Anwendung der §§ 72ff AußStrG maßge-
bend (und gegebenenfalls auch umgekehrt).2

10 OGH 18 ONc 1/24b ecolex 2024, 942 = GesRZ 2025, 55 (mit zust Bespre-
chung von Wedl) = NZ 2025, 127 (mit zust Besprechung von Wünscher be-
treffend die subjektive Reichweite statutarischer Schiedsklauseln).

11 Wedl, Anm zu OGH 18 ONc 1/24b, GesRZ 2025, 55 (58).
12 Ausdrücklich OGH 6. 8. 2024, 18 ONc 1/24b Rz 18; Hausmaninger in Fa-
sching/Konecny (Hrsg), Kommentar zur ZPO IV/2 § 587 ZPO Rz 183 (Stand
1. 10. 2016, rdb.at); Plavec in Kodek/Oberhammer (Hrsg), ZPO-ON1.00 § 587
ZPO Rz 18 (Stand 9. 10. 2023, rdb.at).

1 Dazu und zum Folgenden: Fucik/Kloiber, AußStrG (2005) § 73 Rz 4ff; Ko-
dek in Gitschthaler/Höllwerth (Hrsg), AußStrG I2 (2019) § 72 AußStrG Rz 1ff;
Klicka in Rechberger/Klicka (Hrsg), AußStrG3 (2021) § 72 Rz 4; Jelinek in Fa-
sching/Konecny (Hrsg), ZPG IV/13 Vor §§ 529 ff ZPO Rz 49 f (Stand
1. 9. 2019, rdb.at); Mayr in Garber/Mayr, Verfahren außer Streitsachen
(2024) Rz 469ff.
2 Kodek in Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG I2 § 73 AußStrG Rz 37 im An-
schluss an Jelinek in Fasching/Konecny2 § 530 ZPO Rz 96.
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Wenngleich Experten den Abänderungsantrag der
§§ 72ff AußStrG3 nicht mit einem rechtsmittelrechtlichen
Abänderungsantrag (§ 467 Z 3, § 506 Abs 1 Z 2 ZPO, § 65
Abs 3 Z 2 AußStrG) verwechseln, empfiehlt es sich doch,
das komplexe Thema in der zivilprozessualen Terminologie
zu erörtern, dem Tatbestandsaufbau des § 530 Abs 1 ZPO
zu folgen und zugleich die gesetzesfremden Begriffe „nova
reperta“ und „nova producta“ zu vermeiden.

2. Äußerst knapp ist die Begründung des OGH für die
unbeschränkte Gleichstellung eines rechtskräftigen aus-
ländischen Bescheides mit einem österreichischen. Es
spricht zwar für die ebenso traditionelle wie begrüßenswer-
te Einstellung des OGH zu grenzüberschreitenden Sachver-
halten, dass er die Bindungswirkung eines ausländischen
Bescheides gleich der eines österr Verwaltungsaktes für
möglich hält. Gerne hätte man erfahren, ob (und wenn ja)
auf welcher europarechtlichen, staatsvertraglichen oder in-
nerstaatlichen Rechtsgrundlage dies beruht. Immerhin
könnte der Bescheid aus einem Staat stammen, dessen Zivil-
urteile in Österreich generell oder im Einzelfall nicht aner-
kannt werden (§ 415 iVm §§ 406ff EO).

Der OGH beruft sich auf die Entscheidung 8 ObA 50/
12d, die gemeinsam mit der etwas breiter begründeten Ent-
scheidung 9 ObA 52/10b durch RIS-Justiz RS0126820 er-
schlossen wird: Gem Art 19 Abs 2 des Staatsvertrags zwi-
schen Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über
Kriegsopferversorgung und Beschäftigung schwer Geschä-
digter (BGBl 1964/218) konnte einem deutschen Bescheid
oder einer deutschen Bescheinigung nur dann bindende
Wirkung in Österreich verliehen werden, wenn er sich auf
bestimmte („historische“) Personengruppen bezog. Das ist
eine recht schmale Grundlage dafür, dass der OGH auslän-
dischen individuell-konkreten Verwaltungsakten gleichsam
pauschal die Bindungswirkung österreichischer Bescheide
zuerkennt, zumal da er eine vergleichbare Großzügigkeit
bei Akten ausländischer Zivilgerichte nicht üben kann.

Es ist zu hoffen, dass sich bald wieder eine Gelegenheit
für den OGH ergibt, zu den Voraussetzungen und den
Grenzen der Anerkennung ausländischer Bescheide in ös-
terreichischen Zivilverfahren näher Stellung zu nehmen,
insbesondere auch zu der hier bejahten Bindung von Perso-
nen, die am ausländischen Verwaltungsverfahren nicht be-
teiligt waren.

3. Weder der Text des § 73 Abs 1 AußStrG noch der sei-
nes Vorbilds, § 530 Abs 1 ZPO, geben darüber Auskunft, ob
die (bindende) Aufhebung oder Abänderung eines binden-
den Bescheides einen Wiederaufnahmsgrund bildet, und,
wenn man dies bejaht, welcher Tatbestand der genannten
Bestimmungen einschlägig ist.

Lange vor der Einführung des § 73 AußStrG, nämlich im
Jahr 19564 versuchte der OGH, die Frage in einer Grund-
satzentscheidung5 abschließend zu klären: „Auf Grund der
klaren Gesetzeslage“ bilde die nachträgliche Bescheidabän-
derung keinen Wiederaufnahmsgrund, und zwar weder
analog § 530 Abs 1 Z 5 ZPO noch gem § 530 Abs 1 Z 7

ZPO: Es handle sich um eine nachträglich eingetretene,
den Anspruch berührende Tatsache, die eine Oppositions-
klage oder – vor der Exekutionsführung – eine Feststel-
lungsklage ermögliche. Überwunden wurde diese Auffas-
sung in einem langwierigen, aus RIS-Justiz RS0001179 ab-
lesbaren Prozess durch die jüngere Rechtsprechung im Ein-
klang mit der Lehre: Wirkt die nachträgliche Aufhebung
eines bindenden Verwaltungsakts zurück, bildet dies ei-
nen Wiederaufnahmsgrund gem § 530 Abs 1 Z 5 ZPO
und nicht nach § 530 Abs 1 Z 7 ZPO.6

Teilt man die Prämisse der Gleichwertigkeit ausländi-
scher Verwaltungsakte mit vergleichbaren inländischen, ist
die Sache gem § 73 Abs 1 Z 4 AußStrG iVm § 530 Abs 1 Z 5
ZPO zu lösen, ohne dass auf das Verhältnis zwischen einem
Rechtsgestaltungsurteil, das einen Vertrag rückwirkend (et-
wa gem §§ 870 oder 871 ABGB) aufhebt, und einem früher
ergangenen Leistungsurteil, das die Wirksamkeit dieses Ver-
trags voraussetzt,7 zurückzugreifen ist. Ob der Hoheitsakt
„Bescheid“ (der nicht mit der ihn dokumentierenden Ur-
kunde identisch ist) den funktionellen Tatsachenbegriff
des § 530 Abs 1 Z 7 ZPO erfüllt, ist dann ebenso unerheb-
lich wie die mit der Anwendung des § 73 Abs 1 Z 6
AußStrG (= § 530 Abs 1 Z 7 ZPO) verbundene Frage nach
dem mangelnden Verschulden iSd § 73 Abs 3 AußStrG
(= § 530 Abs 2 ZPO).

Außen vor bleibt daher auch das nach wie vor offenbar
betörende Begriffspaar nova reperta – nova producta: Zivil-
prozessual gilt nach diesem für Tatsachen anderes als für
Beweismittel,8 was umso mehr verwirren kann, als sich
überdies aus § 352 Abs 1 Z 2 und § 353 Z 2 StPO abwei-
chende Begriffsinhalte ergeben.

WOLFGANG JELINEK

3 Die Bezeichnung wurde wegen der vom Nichtigkeits- und vom Wieder-
aufnahmsprozess abweichenden Verfahrensgestaltung gewählt: ErläutRV 224
BlgNR 22. GP 56 zu § 72 AußStrG.
4 OGH 3 Ob 118/56 Spr 45 neu SZ 29/27 (RIS-Justiz RS0001179).
5 Die Eintragung des Spruchs einer Entscheidung in das seit dem Jahr 1918
neu nummerierte Spruchrepertorium hatte eine ähnliche Wirkung wie die
Entscheidung eines verstärkten Senats gem § 8 OGHG.
6 Details bei Jelinek in Fasching/Konecny, ZPG IV/13 § 530 ZPO Rz 112ff
mwN in FN 193. Auch die Kommentierungen des § 73 AußStrG folgen dieser
Auffassung: Fucik/Kloiber, AußStrG § 73 Rz 6ff; Kodek in Gitschthaler/Höll-
werth, AußStrG I2 § 73 AußStrG Rz 37; Klicka in Rechberger/Klicka,
AußStrG3 § 73 Rz 4.
7 Klicka in Fasching/Konecny (Hrsg), ZPG III/23 § 411 ZPO Rz 96 (Stand
1. 11. 2017, rdb.at) unter Hinweis auf 7 Ob 142/06 t und Petschek, ZBl
1931, 297.
8 Grundlegend nach wie vor Fasching, Die Wiederaufnahme wegen neuer
Tatsachen und Beweismittel im Zivilprozessrecht, JBl 1956, 245 = FG Fa-
sching 357. In welche Kategorie ein nach dem Schluss der Verhandlung des
Vorprozesses entstandenes „neues“ Beweismittel gehört, richtet sich nach der
Einordnung der zu beweisenden oder zu widerlegenden Tatsache (Fasching,
Lehrbuch2 [1990] Rz 2063). Dem folgen Lehre und Rechtsprechung.

420

Rechtsprechung

05_2026 österreichisches anwältinnenblatt



Parallele Erwachsenenvertretung: Kein Antragsrecht des gesetzlichen
Erwachsenenvertreters zur Übertragung der gerichtlichen
Erwachsenenvertretung
§§ 117, 128 AußStrG

Ein Antrag auf Enthebung eines gerichtlichen Erwachsenenvertreters und Übertragung der gericht-

lichen Erwachsenenvertretung auf eine andere Person kann vom gerichtlichen Erwachsenenvertre-

ter und von jenen Personen gestellt werden, die auch im Bestellungsverfahren antragslegitimiert

sind.

Im Bestellungsverfahren ist nach § 117 Abs 1 AußStrG lediglich die betroffene Person selbst an-

tragslegitimiert. Dritte Personen haben kein Antragsrecht und auch keinen Anspruch auf Bestellung

eines Erwachsenenvertreters. Dies gilt selbst dann, wenn ihre Interessen tangiert werden. Die recht-

lich geschützte Stellung Dritter wird nämlich durch die gerichtliche Tätigkeit in einem Erwachsenen-

schutzverfahren nicht unmittelbar, sondern nur mittelbar beeinflusst.

OGH 25. 2. 2026, 7 Ob 215/25 f

Kontext

Für die Betroffene bestand neben einer gerichtlichen auch
eine gesetzliche Erwachsenenvertretung durch ihren Sohn.
Dieser beantragte die Enthebung des gerichtlich bestellten
Erwachsenenvertreters und die Übertragung der Vertretung
auf eine andere Person. Das Erstgericht wies den Antrag zu-
rück und verneinte auch von Amts wegen das Vorliegen von
Enthebungsgründen. Das Rekursgericht bestätigte die feh-
lende Parteistellung des gesetzlichen Erwachsenenvertre-
ters. Im Revisionsrekursverfahren stellte sich die Frage, ob
ein gesetzlicher Erwachsenenvertreter bzw Angehöriger be-
rechtigt ist, einen Antrag auf Enthebung und Übertragung
der gerichtlichen Erwachsenenvertretung zu stellen, und ob
ihm in diesem Verfahren Parteistellung zukommt.

Anmerkungen

Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes vom
25. 2. 2026, 7 Ob 215/25f, bringt eine weitere Klarstellung
zur Parteistellung im Erwachsenenschutzverfahren.

Bericht aus der Praxis: Es kommt vor, dass dritte Perso-
nen, seien es Familienangehörige, Nachbarn, Freunde oder
gesetzliche Erwachsenenvertreter – laut Sachverhalt zur ak-

tuell oberstgerichtlichen Rechtsprechung – ihrerseits bei
Gericht beantragen, den gerichtlichen Erwachsenenvertre-
ter zu entheben oder eine Umbestellung vorzunehmen.
Die oberstgerichtliche Rechtsprechung ist aus meiner Sicht
als konsequent und streng zu bezeichnen. Diese lässt sich
mit der Schutzbedürftigkeit der betroffenen Person ausrei-
chend argumentieren.

Auf die Frage, ob dieser Umstand als unbefriedigend zu
bezeichnen ist, darf geantwortet werden, dass dritte Perso-
nen sogenannte Anregungen an das zuständige Pfleg-
schaftsgericht erstatten können, sollten beispielsweise Um-
stände bekannt werden, die in Hinblick auf die Schutzbe-
dürftigkeit der betroffenen Person zu berücksichtigen sind.
Auch hier dient als Argument wieder die Schutzbedürftig-
keit der betroffenen Person.

Die Entscheidung stärkt damit die Stabilität bestehender
Vertretungsverhältnisse und verhindert, dass beispielsweise
familiäre Konflikte automatisch zu neuen gerichtlichen Ver-
fahren führen.

ULRIKE MARIA VERONIK-PONGRATZ

Erwachsenenvertreter: Kein Revisionsrekurs im eigenen Namen
gegen Enthebung
§§ 62, 119, 120, 127 AußStrG; § 246 ABGB

Es entspricht der ständigen Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs, dass ein (gesetzlicher) Er-

wachsenenvertreter nicht legitimiert ist, im eigenen Namen ein Rechtsmittel gegen seine Enthe-

bung zu erheben. § 127 Abs 3 AußStrG über die (eingeschränkte) Rechtsmittellegitimation von An-

gehörigen bezieht sich nur auf die Bestellung des endgültigen (gerichtlichen) Erwachsenenvertre-

ters und ist bei der Bestellung eines Rechtsbeistands nach § 119 AußStrG oder eines einstweiligen

Erwachsenenvertreters nach § 120 AußStrG nicht anzuwenden.

Ein noch nicht rechtskräftig enthobener gesetzlicher Erwachsenenvertreter (dessen Wirkungskreis

die Vertretung in gerichtlichen Verfahren umfasst) ist nach der Rechtsprechung zur Erhebung eines

Rechtsmittels im Namen und Interesse des Betroffenen legitimiert. Daran ändert auch der Umstand

nichts, dass das Erstgericht die gerichtliche Erwachsenenvertretung „mit sofortiger Wirksamkeit“ für
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beendet erklärte (erkennbar gem § 44 Abs 1 AußStrG). In einem Zwischenstreit über eine Vollmacht

ist von deren Wirksamkeit auszugehen. Die Vertretungsbefugnis der gesetzlichen Erwachsenenver-

treterin, ein Rechtsmittel im Namen und Interesse der Betroffenen einzubringen, umfasst weiters die

Bekämpfung des Beschlusses, mit dem – als unmittelbare und notwendige Folge der Enthebung –

für die Betroffene ein Rechtsbeistand im Verfahren und ein einstweiliger Erwachsenenvertreter be-

stellt wurden.

OGH 28. 1. 2026, 4 Ob 186/25v

Kontext

Die Entscheidung betrifft ein Erwachsenenschutzverfahren,
in dem die Mutter der Betroffenen bislang als gesetzliche
Erwachsenenvertreterin tätig war. Aufgrund wiederholter
Eingriffe in die Betreuungssituation – insbesondere häufiger
Wechsel von Einrichtungen sowie Abbrüche medizinischer
und therapeutischer Maßnahmen – gelangten die Vorins-
tanzen zur Auffassung, dass die Mutter nicht (mehr) zum
Wohl der Betroffenen handle. Das Erstgericht beendete da-
her die gesetzliche Erwachsenenvertretung und bestellte ei-
nen Verein sowohl zum Rechtsbeistand als auch zum einst-
weiligen Erwachsenenvertreter für dringende Angelegen-
heiten der medizinischen Versorgung und Pflege. Die Mut-
ter erhob dagegen Rekurs, jedoch ausdrücklich im eigenen
Namen. Das Rekursgericht wies dieses Rechtsmittel man-
gels Legitimation zurück, setzte sich aber dennoch inhalt-
lich mit den Einwendungen auseinander und bestätigte die
Entscheidung auch in der Sache. Einen ordentlichen Revi-
sionsrekurs ließ es nicht zu. Im außerordentlichen Revi-
sionsrekurs stellte sich zunächst die Frage, ob der bisherigen
Erwachsenenvertreterin überhaupt ein Rechtsmittel im ei-
genen Namen gegen ihre Enthebung zusteht. Daneben war
zu klären, ob sie – ungeachtet ihrer (noch nicht rechtskräf-
tigen) Enthebung – berechtigt ist, ein Rechtsmittel im Na-
men der Betroffenen zu erheben, und ob die Bestellung ei-
nes Rechtsbeistands bzw eines einstweiligen Erwachsenen-
vertreters von Angehörigen bekämpft werden kann.

Anmerkungen

Aus der Sicht einer Rechtsanwältin: Die Tätigkeit von Er-
wachsenenvertretern verlangt ein besonderes Maß an Ver-
antwortung, Transparenz und Sorgfalt, da Entscheidungen
oftmals tief in die persönliche Lebensgestaltung betroffener
Personen eingreifen. Maßnahmen der Erwachsenenvertre-
tung müssen streng am Wohl der betroffenen Person orien-
tiert sein. Eigeninteressen der Erwachsenenvertretung ha-
ben keinen Raum. Gerade bei sensiblen Maßnahmen, wie
einem Heimwechsel, kommt einer nachvollziehbaren Doku-
mentation aller Gespräche, Entscheidungsgrundlagen und
Abwägungen zentrale Bedeutung zu. Bei Angehörigen als
Erwachsenenvertretern ist darüber hinaus besondere Sensi-
bilität für Rollenkonflikte erforderlich. Wiederholte, nicht
fachlich abgestimmte Eingriffe in bestehende Betreuungsar-
rangements können rasch die Schwelle des § 246 Abs 3 Z 1
ABGB überschreiten.

PRAXISTIPP:

Es empfiehlt sich eine frühzeitige Einbindung

professioneller Stellen sowie eine dokumentierte

Entscheidungsbegründung, bevor Betreuungs-

oder Therapieentscheidungen verändert werden.

ULRIKE MARIA VERONIK-PONGRATZ

Erwachsenenvertretung: Bestellung erfordert konkrete
Sachverhaltsgrundlage
§§ 116a ff AußStrG; §§ 239, 240, 271, 272 ABGB

Die Anhaltspunkte für die Notwendigkeit der Bestellung eines gerichtlichen Erwachsenenvertreters

müssen konkret und begründet sein und müssen sich sowohl auf die psychische Krankheit oder die

vergleichbare Beeinträchtigung als auch auf die Schutzbedürftigkeit – also die Gefahr eines Nachteils

– beziehen. Das Vorliegen einer psychischen Krankheit oder geistigen Behinderung reicht für sich

allein nicht als Grund für eine Bestellung eines Erwachsenenvertreters. Es kommt vielmehr darauf

an, ob die psychisch kranke oder vergleichbar in ihrer Entscheidungsfähigkeit beeinträchtigte Person

bestimmte Angelegenheiten nicht ohne Gefahr eines Nachteils für sich selbst zu besorgen vermag.

OGH 29. 1. 2026, 5 Ob 138/25 f

Anmerkungen

Hinter dem Erwachsenenschutz steht der rechtliche Gedan-
ke, betroffenen Personen größtmöglichen Schutz zu bieten
und notwendige Eingriffe möglichst klein zu halten.

Psychische Krankheiten oder vergleichbare Beeinträchti-
gung bedeuten daher nicht per se, dass die Bestellung eines
gerichtlichen Erwachsenenvertreters notwendig ist. Es ist
sohin die weitere Frage zu stellen, ob auch eine Beeinträch-
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tigung der Entscheidungsfähigkeit vorliegend ist. Diese Fra-
gen stellen sich nicht nur zu Beginn eines Verfahrens, son-
dern auch im Laufe des Verfahrens, weil sich Krankheitsbil-
der der betroffenen Person verändern, weitere Kompeten-
zen erworben werden konnten oder auch verloren gegangen
sind. Die Einschätzung der Erwachsenenvertretung, die An-
tragstellung der betroffenen Person und das Ergebnis des
Sachverständigengutachtens sind in der Praxis nicht immer
deckungsgleich. Gerichtliche Entscheidungen sind daher
nicht immer leicht zu treffen.

PRAXISTIPP:

Detaillierte Aufzeichnungen und Schilderungen

der Erwachsenenvertretung, die naturgemäß die

Vergangenheit betreffen, unterstützen und schüt-

zen die betroffene Person auch bei der Entschei-

dungsfindung des Gerichts beispielsweise betref-

fend die Fragestellung zur weiteren Notwendigkeit

einer gerichtlichen Erwachsenenvertretung,

wenngleich dieses bei der Entscheidungsfindung

auch zukünftige Prognosen aufzunehmen hat.

Zwischenberichte im Anlassfall, unabhängig von

der jährlichen Berichtspflicht, können die Interes-

sen der betroffenen Person sowie jene der Er-

wachsenenvertretung wahren und die Entschei-

dungsfindung des Gerichtes erleichtern.

ULRIKE MARIA VERONIK-PONGRATZ

Rekursfrist gegen den Beschluss, mit dem der Zuschlag erteilt wird –
absolute Frist trotz fehlender Verständigung vom
Versteigerungstermin
§ 187 EO

Die in § 187 Abs 1 letzter Satz EO festgelegte Rekursfrist von 14 Tagen gilt nach der Rechtsprechung

absolut, also auch gegenüber dem vom Versteigerungstermin aus einem Versehen des Gerichts

nicht verständigten Beteiligten. Die mit der Einschränkung der Rekursmöglichkeiten verbundene

Härte ist im höher zu bewertenden Interesse des gutgläubigen Erstehers an der Rechtssicherheit

seines Liegenschaftserwerbs in Kauf zu nehmen. Verfassungsrechtliche Bedenken dagegen hat

der OGH nicht nur im Fall rekurrierender Pfandgläubiger, sondern auch bei Verpflichteten als Re-

kurswerbern verneint.

OGH 23. 2. 2026, 3 Ob 9/26h

Kontext

Im Zuge eines Exekutionsverfahrens wurde eine Liegen-
schaft versteigert und der Zuschlag an die Meistbietenden
erteilt. Die verpflichtete Partei sowie deren Geschäftsführer
erhoben dagegen Rekurs und machten insbesondere gel-
tend, sie seien vom Versteigerungstermin nicht verständigt
worden. Das Rekursgericht wies das Rechtsmittel als verspä-
tet zurück, weil die gesetzliche Rekursfrist bereits abgelau-
fen war. Im außerordentlichen Revisionsrekurs stellte sich
damit die Frage, ob die in § 187 EO vorgesehene 14-tägige
Rekursfrist gegen den Zuschlagsbeschluss auch dann strikt
gilt, wenn ein Beteiligter vom Versteigerungstermin nicht
verständigt wurde, und ob in solchen Fällen aus Gründen
des Rechtsschutzes eine Durchbrechung der Frist geboten
ist.

Anmerkungen

Der OGH beschäftigte sich in der vorliegenden Entschei-
dung einmal mehr mit der absolut geltenden 14-tägigen Re-
kursfrist1 nach § 187 Abs 1 letzter Satz EO gegen einen in
der Versteigerungstagsatzung ergangenen Zuschlagsbe-
schluss.2

Der OGH hat bereits in seiner früheren Rechtsprechung
die hinter der mit der ersten Gerichtsentlastungsnovelle
RGBl 1914/118 eingeführten absoluten Frist stehenden
Zwecke eingehend erörtert. Vor der Einführung der 14-tä-
gigen Rekursfrist stand den durch einen Zuschlag in ihren
Rechten verletzten Personen noch gar kein Rekursrecht zu,
wenn sie vom Versteigerungstermin nicht verständigt wor-
den waren. Mit der Einführung der Rekursmöglichkeit für
die nach § 171 erster Satz EO zu verständigenden Personen
sollte diese gesetzliche Härte gemildert werden. Gleichzeitig
sollte diese aber im Interesse der Rechtssicherheit nur bin-
nen einer Frist von 14 Tagen nach der im Versteigerungs-
termin erfolgten Zuschlagserteilung möglich sein – und
zwar unabhängig von der Kenntnis des Rechtsmittelwer-
bers, weil gerade dessen Nichtverständigung den einzigen
ihm zustehenden Rekursgrund bildet.3

1 Gemäß § 89 Abs 1 GOG werden die Tage des Postlaufs dabei nicht mit-
eingerechnet.
2 RIS-Justiz RS0003206 [T 1]; RS0003220.
3 OGH 29. 4. 1987, 3 Ob 59/87 (3 Ob 60/87); 16. 11. 1988, 3 Ob 133/88;
23. 5. 2005, 3 Ob 112/05z.
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Die 14-tägige absolute Rekursfrist steht zudem vor dem
Hintergrund, dass schon im Versteigerungstermin alle rele-
vanten Rechtsfragen und Streitigkeiten über die Rechtmä-
ßigkeit der Versteigerung geklärt werden (sollen) – auch
die Rechte des Verpflichteten sollen primär dort gewahrt
werden. Durch die Regelung des § 187 Abs 1 letzter Satz
EO soll dem Ersteher nach Ablauf der Rekursfrist daher
endgültig Sicherheit geboten und sein Vertrauen auf die
Wirksamkeit des Zuschlags geschützt werden. Der OGH
hielt im Zusammenhang mit diesem Rechtssicherheitsinte-
resse des Erstehers auch fest, dass der vom Regelfall4 abwei-
chende Beginn der Rekursfrist nach § 187 Abs 1 letzter Satz
EO und eine damit einhergehende, gegebenenfalls beste-
hende Verletzung des rechtlichen Gehörs des Nichtverstän-
digten verfassungsrechtlich unbedenklich ist. Dies auch,
weil sich Buchberechtigte auch ohne Verständigung vom
Versteigerungstermin über diesen informieren können.
Das folgt schon daraus, dass das Versteigerungsedikt nach
§ 71 iVm § 170 Abs 1 EO öffentlich bekannt zu machen ist,
und zwar entweder durch Aufnahme in die Ediktsdatei oder
gegebenenfalls durch Veröffentlichung in Zeitungen oder
durch eine sonstige Bekanntmachung. Angesichts dieser
Veröffentlichungsformen kann der im § 171 EO angeordne-
ten Verständigungspflicht nicht die gleiche Bedeutung zuer-
kannt werden, wie sie sonst bei einem Ausschluss eines Be-
teiligten vom Verfahren gegeben wäre.5

Die absolute Frist ist damit einhergehend auch vom
praktischen Gedanken getragen, dass eine spätere Aufhe-
bung und Versagung des Zuschlags zu erheblichen und mit-
unter unlösbaren Rückabwicklungsschwierigkeiten führen
kann – zum Beispiel, wenn der Ersteher dadurch seine ein-
zige Wohnmöglichkeit verlieren würde, wenn ein bereits an

Gläubiger verteiltes Meistbot nicht oder nur mit unverhält-
nismäßigen Schwierigkeiten zurückverlangt werden kann,
oder wenn zwischenzeitlich ein Gläubiger ein vertragliches
Pfandrecht am grundbücherlichen Eigentum des Erstehers
erworben hat.6

Die Rechtssicherheitserwägungen hinter der absoluten
Rekursfrist nach § 187 Abs 1 letzter Satz EO entsprechen
auch generell den von der Exekutionsordnung verfolgten
Maximen bei rechtskräftigen Zuschlagsbeschlüssen. So ste-
hen grundsätzlich etwaige Mängel des Verfahrens oder auch
eine allfällige Nichtigkeit des Zuschlags nicht der Rechts-
kraft des Zuschlagsbeschlusses entgegen.7 Und auch § 189
Abs 1 EO ordnet an, dass die durch rechtskräftige Erteilung
des Zuschlags erworbenen Rechte des Erstehers auch nicht
deshalb angefochten werden können, weil der Exekutions-
titel, auf welchem die Bewilligung der Zwangsversteigerung
beruht, aufgehoben worden ist oder nachträglich aufgeho-
ben wird.8

Da im Anlassfall die Rechtsmittelwerber ihren Rekurs
erst nach Ablauf der absoluten 14-tägigen Frist – und sogar
trotz vorangegangener Zustellung des Versteigerungsedikts
an die verpflichtete Partei – erstattet hatten, wurde dieser
richtigerweise als verspätet zurückgewiesen.

ROBERT KEIMELMAYR

Keine Haftung nach § 69 IO für Prozesskosten eines
eigenkapitalersetzenden Gesellschafterdarlehens
§ 69 IO

§ 69 Abs 2 und 3 IO verpflichten die organschaftlichen Vertreter juristischer Personen, bei Vorliegen

der Voraussetzungen für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ohne schuldhaftes Zögern, spätes-

tens aber binnen 60 Tagen nach dem Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Insolvenzeröffnung zu

beantragen.

Der Prozesskostenanspruch entsteht nicht erst mit dem Zuspruch, sondern, grundsätzlich bedingt

durch den Prozesserfolg, bereits mit Vornahme der einzelnen Prozesshandlung.

Bei § 69 Abs 2 und 3 IO handelt es sich um ein Schutzgesetz zugunsten der Gläubiger und nicht des

insolventen Unternehmens.

Zu ersetzen hat ein Geschäftsführer jenen Schaden, der durch sein rechtswidriges schuldhaftes Ver-

halten verursacht wurde und vom Schutzzweck der übertretenen Norm umfasst ist.

§ 69 Abs 2 IO hat jedenfalls den Zweck, die Befriedigungsinteressen der Gläubiger zu schützen.

Zusammengefasst schützt die Verpflichtung der organschaftlichen Vertreter zur rechtzeitigen Insol-

venzantragstellung nicht nur das Vertrauen der Gläubiger auf die Vertragserfüllung an sich, sondern

auch auf die Deckung allenfalls zu deren Durchsetzung aufgewendeter berechtigter, sohin zweck-

entsprechender und notwendiger Prozesskosten in der Höhe, wie sie vom Prozessgericht zuerkannt

worden wären.

4 Vgl dazu §§ 426, 521 ZPO.
5 OGH 17. 12. 2008, 3 Ob 262/08p; 15. 2. 2006, 3 Ob 321/05k; RIS-Justiz
RS0003220 [T 2] sowie RS0003227.
6 Angst in Angst/Oberhammer (Hrsg), EO3 § 187 EO Rz 5/3 (Stand
1. 7. 2015, rdb.at).
7 RIS-Justiz RS0003128 [T 5]; Höllwerth in Garber/Simotta (Hrsg), EO –
Exekutionsordnung (2023) § 187 EO Rz 26.
8 Vgl aber insbesondere § 187a EO.

bearbeitet von:
THOMAS GARBER

2026/231

424

Rechtsprechung

05_2026 österreichisches anwältinnenblatt



Aus einer vertraglichen Geschäftsbeziehung entspringende Rechtsverfolgungskosten für die Betrei-

bung einer berechtigten Altforderung sind somit vom Schutzzweck der Norm des § 69 Abs 2 IO

umfasst.

Demgegenüber sind aus der Prozessführung über eine nicht rite bestehende Altforderung entstan-

dene bzw nicht zweckentsprechende oder notwendige Rechtsverfolgungskosten nicht vom Schutz-

zweck der Norm erfasst.

Ein eigenkapitalersetzendes Darlehen darf bis zur nachhaltigen Sanierung der Gesellschaft weder

mittelbar noch unmittelbar zurückgezahlt werden.

Eine Haftung des Geschäftsführers nach § 69 Abs 2 und 3 IO kann sich nur in Bezug auf Rechtsver-

folgungskosten für rite bestehende Altforderungen stellen.

OGH 24. 2. 2026, 6 Ob 237/24g

Kontext

Die Klägerin gewährte einer Gesellschaft ein Darlehen und
machte viele Jahre später dessen Rückzahlung gerichtlich gel-
tend. Nachdem sich im Zuge eines Insolvenzverfahrens he-
rausstellte, dass die Gesellschaft seit Jahren zahlungsunfähig
gewesen war, begehrte sie vom Geschäftsführer Schadener-
satz wegen unterlassener Insolvenzantragstellung, insbeson-

dere Ersatz der im Darlehensprozess und im Insolvenzver-
fahren angefallenen Kosten. Im Revisionsverfahren stellte
sich die Frage, ob solche Rechtsverfolgungskosten vom
Schutzzweck des § 69 IO umfasst sind und ob eine Haftung
des Geschäftsführers auch dann in Betracht komme, wenn
die zugrunde liegende Forderung wegen eigenkapitalersetz-
ender Qualifikation nicht durchsetzbar gewesen sei.

Kein Verbrauchergerichtsstand in Österreich bei deutscher Website
und internationaler Telefonnummer eines Anwalts mit Sitz auf Malta
Art 17 Brüssel-Ia-VO

Für die Beurteilung, ob im Fall eines Vertrags zwischen einem Gewerbetreibenden und einem be-

stimmten Verbraucher Ersterer seine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit iSd Art 17 Abs 1 lit c

EuGVVO 2012 auf irgendeinem Wege auf den Mitgliedstaat, in dem der Verbraucher seinen Wohn-

sitz hat, oder auf mehrere Staaten, einschließlich dieses Mitgliedstaats, „ausrichtet“, ist nach der

Rechtsprechung des EuGH zu ermitteln, ob vor dem möglichen Vertragsschluss mit diesem Verbrau-

cher Anhaltspunkte dafür vorlagen, dass der Gewerbetreibende Geschäfte mit Verbrauchern tätigen

wollte, die in anderen Mitgliedstaaten wohnhaft sind, darunter in dem Mitgliedstaat, in dessen Ho-

heitsgebiet der fragliche Verbraucher seinen Wohnsitz hat, und zwar in dem Sinne, dass der Gewer-

betreibende zu einem Vertragsschluss mit diesen Verbrauchern bereit war. Von diesem – autonom

und eng auszulegenden – Begriff des „Ausrichtens“ sind alle auf den Wohnsitzstaat des Verbrau-

chers ausgerichteten absatzfördernden Handlungen erfasst.

Maßgeblich ist daher, ob der Gewerbetreibende seine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit entwe-

der ausschließlich auf den Wohnsitzmitgliedstaat des Verbrauchers oder auf mehrere Mitgliedstaa-

ten (einschließlich des Wohnsitzmitgliedstaats des Verbrauchers) oder überhaupt auf die gesamte

Europäische Union in diesem Sinn „ausrichtet“.

Ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine Tätigkeit auf den Wohnsitzmitgliedstaat des Verbrau-

chers ausgerichtet ist, hat das nationale Gericht im Einzelfall zu beurteilen.

OGH 18. 3. 2026, 9 Ob 121/25x

Anmerkungen

Welche Anforderungen sind an die Website eines Unterneh-
mers zu stellen, damit ein Ausrichten nach Art 17 Abs 1 lit c
Brüssel-Ia-VO auf einen bestimmten Staat festgestellt und
dort ein Verbrauchergerichtsstand begründet werden kann?
2024 hatte der OGH über die Bedeutung einer Website zu
entscheiden, die sich im Wesentlichen durch eine englisch-
sprachige Version und den Hinweis auf „Versandkosten EU“
auszeichnete.1 Während in jenem Fall das Ausrichten bejaht
wurde, lag der Sachverhalt in der nun vorliegenden Ent-
scheidung anders: Hier stand eine Website eines deutschen

Anwalts mit Kanzleisitz auf Malta im Zentrum, die unter
anderem auf Deutsch verfügbar war und eine Telefonnum-
mer mit internationaler Vorwahl enthielt. Der Kläger hatte
seinen Wohnsitz in Österreich. Er hatte einem Bekannten
einen PKW vermietet. Der Bekannte verunglückte mit
dem Fahrzeug auf Malta. Dies veranlasste den Kläger, den
Beklagten mit der Verfolgung seiner Ansprüche zu manda-
tieren, nachdem er ihn über dessen Website gefunden hatte.
Der Beklagte verfolgte das Mandat nicht zur Zufriedenheit

1 OGH 16. 5. 2024, 9 Ob 13/24p Rz 18.
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des Klägers. Daraufhin machte der Kläger vor dem Bezirks-
gericht Klosterneuburg Schadenersatz geltend. Im Wesent-
lichen verteidigte sich der Beklagte mit dem Einwand der
Unzuständigkeit des österreichischen Gerichts. Das Bezirks-
gericht und in der Folge auch das Landesgericht Korneu-
burg folgten diesem Vortrag und erklärten sich für unzu-
ständig. Der Beklagte habe seine Tätigkeit nicht gemäß
Art 17 Abs 1 lit c Brüssel-Ia-VO auf Österreich ausgerich-
tet. Dagegen richtet sich der vom Rekursgericht zugelassene
ordentliche Revisionsrekurs.

Das Ausrichten der Tätigkeit eines Unternehmers auf ei-
nen Mitgliedstaat eröffnet dort beheimateten Verbrauchern
nach Art 17 Abs 1 lit c Brüssel-Ia-VO einen Schutzgerichts-
stand. In Zeiten, in denen Websites gewöhnlich in der ge-
samten EU abrufbar sind, kommt der Auslegung dieser
Norm im digitalen Rechtsverkehr eine große Bedeutung
zu. In der vorliegenden Entscheidung bezieht der OGH in
der Sache allerdings nicht zu den Anforderungen an eine
Website Stellung. Denn anders als vom Rekursgericht ange-
nommen, fehle es an einer uneinheitlichen Rechtsprechung
des OGH, die eine Sachentscheidung gerechtfertigt hätte.
Die anderen Behauptungen des Klägers seien durch das
Neuerungsverbot präkludiert.

Die nun als einheitlich und gefestigt beurteilte Recht-
sprechung des OGH zur Frage des Ausrichtens fußt zu gro-
ßen Teilen auf Rechtsprechung des EuGH. Dieser verlangt
bei Websites das Vorliegen von „offenkundigen Ausdrucks-
formen des Willens, Verbraucher in diesem Mitgliedstaat als
Kunden zu gewinnen“.2 Der EuGH und ihm folgend der
OGH weisen auf eine enge Auslegung hin.3 Zur weiteren
Präzisierung gibt der EuGH den mitgliedstaatlichen Gerich-
ten zudem einen (nicht abschließenden) Katalog von Indi-

zien an die Hand, nach denen sie das Vorliegen des Aus-
richtens zu bewerten haben.4

Zu den von EuGH und OGH aufgezählten Indizien für
eine Ausrichtung auf einen Mitgliedstaat gehören die Spra-
che einer Website und die Angabe einer Telefonnummer
mit internationaler Vorwahl.5 Beides war im besprochenen
Fall gegeben. Daher ist es bedauerlich, dass der OGH nicht
weiter auf diese Kriterien eingehen konnte, deren Gewicht
noch nicht abschließend geklärt ist. Es ist zu befürchten,
dass ein anderes Instanzgericht möglicherweise einen Ge-
richtsstand in Österreich bejaht hätte. Dieses Risiko wird
deutlicher, wenn man sich den Fall vor einem deutschen
Gericht und mit einem Verbraucher aus Deutschland vor-
stellt. Für ein Ausrichten auf diesen Mitgliedstaat sprächen
zusätzlich die „de“-Domain und möglicherweise der Um-
stand, dass es sich um einen deutschen Anwalt handelte.
Daher ist anzuraten, sich als Unternehmer nicht zu sehr
von den naheliegenden Möglichkeiten der Öffnung für an-
dere Märkte und Sprachen verleiten zu lassen. Eine Über-
setzung der Website ist in Zeiten von KI schnell angefertigt.
Man sollte dabei aber nur so weit gehen, wie man im Zweifel
auch bereit ist, in anderen Mitgliedstaaten gerichtspflichtig
zu werden.

LEO VOLLERT

Internationale Zuständigkeit bei Glücksspielverlusten
Art 7 EuGVVO; Art 4 Rom II-VO; §§ 1301, 1302, 1311 ABGB

Bei den sogenannten „doppelrelevanten Tatsachen“, also jenen, aus denen sowohl die internationa-

le Zuständigkeit als auch die Begründetheit des Anspruchs abgeleitet wird, muss die Schlüssigkeit

des Klagevorbringens ausreichen, um nicht die Zuständigkeitsprüfung mit einer weitgehenden

Sachprüfung zu belasten. Die Frage der internationalen Zuständigkeit ist daher danach zu beurtei-

len, ob die Klageangaben schlüssig sind.

Nach zum österreichischen Recht schon vorliegender Rechtsprechung kann eine Außenhaftung ei-

nes Organs einer Gesellschaft bei schuldhafter Verletzung eines Schutzgesetzes nach § 1311 ABGB

grundsätzlich bestehen, wobei Spielerschutzvorschriften des GSpG bereits als Schutzgesetze quali-

fiziert wurden. Die Behauptung von deliktischen Schadenersatzansprüchen gegen den Beklagten,

die auf einer unerlaubten Handlung oder einer Handlung, die einer unerlaubten Handlung gleich-

gestellt ist, iSv Art 7 Nr 2 EuGVVO beruhen, ist – auf Basis österreichischen Schadenersatzrechts –

somit nicht unschlüssig.

Der EuGH hat die ihm vorgelegten Fragen mit Urteil vom 15. 1. 2026, C-77/24, Wunner, wie folgt

entschieden:

„1. Art. 1 Abs. 2 Buchst. d der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht ist

dahin auszulegen, dass eine deliktische Schadenersatzklage gegen die Geschäftsführer einer Gesell-

schaft aufgrund des Verstoßes gegen ein nach nationalem Recht bestehendes Verbot, der Öffentlichkeit

2 EuGH 7. 12. 2010, C-585/08, C-144/09, Pammer/Alpenhof, ECLI:EU:
C:2010:740 Rz 80.
3 Vgl RS0128703, zurückgehend auf OGH 24. 1. 2013, 2 Ob 158/12t unter
Bezugnahme auf EuGH 6. 9. 2012, C-19/11, Mühlleitner/Yusufi, ECLI:EU:
C:2012:542 Rz 26f.
4 EuGH Pammer/Alpenhof Rz 93.
5 EuGH Pammer/Alpenhof Rz 84; OGH 16. 5. 2024, 9 Ob 13/24p Rz 15, 18.
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Glücksspiele anzubieten, ohne über eine entsprechende Konzession zu verfügen, nicht in die Kategorie

der außervertraglichen Schuldverhältnisse, die sich aus dem Gesellschaftsrecht ergeben, im Sinne die-

ser Bestimmung fällt.

2. Art. 4 Abs. 1 der Verordnung Nr. 864/2007 ist dahin auszulegen, dass im Rahmen einer Klage auf

Ersatz von Verlusten aufgrund der Teilnahme an Online-Glücksspielen, die von einer Gesellschaft in

einemMitgliedstaat angeboten wurden, in dem sie nicht über die vorgeschriebene Konzession verfügte,

der einem Spieler entstandene Schaden als in dem Mitgliedstaat eingetreten gilt, in dem dieser Spieler

seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.“

Aus diesen Ausführungen des EuGH ergibt sich, dass – folgt man den für die Beurteilung der inter-

nationalen Zuständigkeit maßgeblichen Klagsangaben – der Schaden des Klägers in Österreich ein-

getreten ist und daher auf seine Ansprüche nach der Verordnung (EG) Nr 864/2007 des Europä-

ischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhält-

nisse anzuwendende Recht („Rom II-VO“) österreichisches Recht maßgeblich ist.

Zugleich führte der EuGH aus, dass bei der Bestimmung, was mit der Wendung „Ort, an dem das

schädigende Ereignis eingetreten ist oder einzutreten droht“ in Art 7 Nr 2 der Verordnung Nr 1215/

2012 gemeint sei: Diese sei nämlich nicht schon deshalb auf den Ort des Klägerwohnsitzes als Ort

des Mittelpunktes seines Vermögens zu beziehen, weil dem Kläger durch den Verlust von Vermö-

gensbestandteilen in einem anderen Mitgliedstaat ein finanzieller Schaden entstanden sei, es sei

denn, dass dieser Ort tatsächlich den Ort des schadensbegründenden Ereignisses oder den der Ver-

wirklichung des Schadenserfolgs darstelle.

Im vorliegenden Fall sprächen solche Anforderungen auch dafür, den Ort der Verwirklichung des

behaupteten Schadenserfolgs am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Spielers zu bestimmen, was

folglich zu einer Übereinstimmung zwischen dem anwendbaren Recht und der gerichtlichen Zustän-

digkeit führe.

Aufgrund der demnach nach österreichischem Recht zu beurteilenden schlüssigen Klagsangaben ist

auch die internationale Zuständigkeit nach Art 7 Nr 2 EuGVVO 2012 zu bejahen. Dem Rekurs des

Klägers war daher Folge zu geben, der angefochtene Beschluss aufzuheben und die Rechtssache zur

Entscheidung über die Berufung des Zweitbeklagten an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

OGH 19. 2. 2026, 9 Ob 8/26f

Kontext

Der Kläger begehrte die Rückzahlung von Verlusten aus
Online-Glücksspielen gegen eine in Malta ansässige Gesell-
schaft und deren Geschäftsführer. Während die Klage gegen
die Gesellschaft rechtskräftig erledigt wurde, wandte sich
das Verfahren im Revisionsrekursverfahren gegen den Ge-
schäftsführer, der die internationale Zuständigkeit österrei-
chischer Gerichte bestritt. Das Berufungsgericht verneinte
die internationale Zuständigkeit, weil weder ein Handlungs-

noch ein Erfolgsort in Österreich vorliege. Der Kläger stütz-
te sich demgegenüber auf den deliktischen Gerichtsstand
nach Art 7 EuGVVO und machte geltend, der Schaden sei
in Österreich eingetreten. Im Revisionsrekursverfahren
stellte sich insbesondere die Frage, unter welchen Voraus-
setzungen bei behaupteten deliktischen Ansprüchen wegen
verbotenen Online-Glücksspiels ein Erfolgsort in Österreich
anzunehmen sei und wie sich die internationale Zuständig-
keit bei sogenannten doppelrelevanten Tatsachen bestimme.

Grenzüberschreitende Telemedizin – keine einstweilige Verfügung bei
vertretbarer Rechtsansicht zur grenzüberschreitenden zahnärztlichen
Behandlung
§ 1 UWG; Art 56 ff AEUV; Art 3, 4 RL 2011/24/EU; §§ 3, 4, 24, 26 ZÄG; §§ 3, 3a KAKuG

Im Wettbewerbsverfahren ist aber bei einem behaupteten Verstoß gegen eine nicht dem Lauter-

keitsrecht im engeren Sinn zuzuordnende Norm grundsätzlich nur die Frage zu prüfen, ob es eine

mit guten Gründen vertretbare Auslegung der strittigen Norm gibt, die dem Verhalten des Beklag-

ten nicht entgegensteht. Im vorliegenden Fall ist daher entscheidend, ob die Rechtsansicht der Be-

klagten, dass die Zweitnebenintervenientin ihre Leistungen (in Kooperation mit der Beklagten) in

Österreich rechtmäßig erbringen könne, vertretbar ist.

Den Ausführungen des EuGH in der Entscheidung C-115/24,Österreichische Zahnärztekammer, ist für die

hier relevanten Bestimmungen der PatientenmobilitätsRL zusammengefasst Folgendes zu entnehmen:
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Aus Art 4 Abs 1 ergibt sich, dass bei der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen im Rahmen

des Anwendungsbereichs der Richtlinie – abgesehen von den Rechtsvorschriften der Union über

Sicherheitsstandards – nur die nationalen Rechtsvorschriften und nur die nationalen Standards

und Leitlinien für Qualität und Sicherheit des Behandlungsmitgliedstaats einzuhalten sind, wie er

in Art 3 lit d definiert ist. Art 3 lit d bestimmt den Behandlungsmitgliedstaat als den Mitgliedstaat,

in dessen Hoheitsgebiet Gesundheitsdienstleistungen für den Patienten tatsächlich erbracht wer-

den (Satz 1); im Fall der Telemedizin gilt die Gesundheitsversorgung als in dem Mitgliedstaat er-

bracht, in dem der Gesundheitsdienstleister ansässig ist (Satz 2). Mithin müssen die Leistungen

der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, die zur Telemedizin gehören, nur den Rechts-

vorschriften sowie den Standards und Leitlinien für Qualität und Sicherheit jenes Mitgliedstaats

entsprechen, in dem der Erbringer dieser Leistungen ansässig ist.

Nach Art 3 lit e ist die grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung die Gesundheitsversorgung,

die in einem anderen Mitgliedstaat als dem Versicherungsmitgliedstaat erbracht oder verschrieben

wird. Der Begriff „Telemedizin“ wird in der PatientenmobilitätsRL nicht definiert und ist unions-

rechtlich autonom auszulegen. Art 3 lit d Satz 2 kann nicht dahin ausgelegt werden, dass unter die-

se Ausnahme auch andere Gesundheitsdienstleistungen als die der Telemedizin fallen können. Folg-

lich ist der Behandlungsmitgliedstaat für eine andere als eine zur Telemedizin gehörende Behand-

lung auf der Grundlage des Hoheitsgebiets zu bestimmen, in dem diese Behandlung tatsächlich

erbracht wird.

Von dem Begriff der Telemedizin ist jede Erbringung einer Gesundheitsdienstleistung ausgeschlos-

sen, die bei gleichzeitiger physischer Anwesenheit dieser Akteure am selben Ort erfolgt, unabhän-

gig davon, ob die Erbringung im Rahmen einer komplexen medizinischen Behandlung erfolgt, die

die Vornahme von Gesundheitsdienstleistungen unterschiedlicher Art umfasst, die auf verschiedene

Weise erbracht werden. Ob eine dieser Dienstleistungen, aus denen die Behandlung besteht, über-

wiegt, ist für die rechtliche Einstufung jeder einzelnen Gesundheitsdienstleistung im Hinblick auf

die Bestimmung des Behandlungsmitgliedstaats gem Art 3 lit d unerheblich.

Nach Art 3 lit g ist ein Gesundheitsdienstleister jede natürliche oder juristische Person oder sonstige

Einrichtung, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats rechtmäßig Gesundheitsdienstleistungen er-

bringt. Nach Art 3 lit a stellen eine Gesundheitsversorgung Gesundheitsdienstleistungen dar, die

von Angehörigen der Gesundheitsberufe erbracht werden, also – iSv Art 3 lit f und soweit dies im

vorliegenden Fall relevant ist – neben einem Arzt oder Zahnarzt einer Person, die nach den Rechts-

vorschriften des Behandlungsmitgliedstaats als Angehöriger der Gesundheitsberufe gilt. Da im vor-

liegenden Fall für die in Anwesenheit erbrachten zahnmedizinischen Leistungen der Behandlungs-

staat Österreich ist, kann die Zweitnebenintervenientin nicht als der Gesundheitsdienstleister in

diesem Mitgliedstaat angesehen werden, da sie nicht die Eigenschaft eines Angehörigen der Ge-

sundheitsberufe iSd ZÄG besitzt und sie jedenfalls nicht berechtigt ist, in diesem Staat Gesundheits-

dienstleistungen zu erbringen. Vielmehr ist die zur Ausübung des Zahnarztberufs in Österreich be-

rechtigte Beklagte hinsichtlich der von ihr erbrachten Gesundheitsdienstleistungen (weil sie diese

Leistungen rechtmäßig erbringt) ein Angehöriger der Gesundheitsberufe, der als Erbringer dieser

Leistungen angesehen werden kann. Dass der Patient keinen Vertragmit diesem Erbringer geschlos-

sen hat und daher nicht verpflichtet ist, ihn unmittelbar zu vergüten, da diese Gesundheitsdienst-

leistungen zu einer komplexen medizinischen Behandlung gehören, die in einem Vertrag zwischen

diesem Patienten und einer in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Einrichtung geregelt ist,

kann für die Einstufung dieses Berufsangehörigen als Gesundheitsdienstleister nicht relevant sein.

Aus der Entscheidung des EuGH C-115/24 folgt zunächst, dass die gegenständlich angebotene Zahn-

schienentherapie nach der PatientenmobilitätsRL eine komplexe medizinische Behandlung ist, in

deren Rahmen die Zweitnebenintervenientin von Deutschland aus für in Österreich aufhältige Pa-

tienten im Fernabsatz ohne gleichzeitige Anwesenheit von Patient und Dienstleister grenzüber-

schreitende telemedizinische Leistungen (nämlich die Betreuung des Patienten anhand der von die-

sem übermittelten Bilder mittels App) erbringt. Für diese telemedizinischen Leistungen gilt – dem

Sitz der Zweitnebenintervenientin entsprechend – gem Art 3 lit d Satz 2 PatientenmobilitätsRL

Deutschland als Behandlungsmitgliedstaat. Demnach müssen für diese Leistungen – abgesehen

von den Rechtsvorschriften der Union über Sicherheitsstandards – gem Art 4 Abs 1 iVm Art 3 lit d

Satz 2 PatientenmobilitätsRL nur die deutschen Rechtsvorschriften und nationalen Standards und
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Leitlinien für Qualität und Sicherheit eingehalten werden. Damit ist aber mit guten Gründen ver-

tretbar, die PatientenmobilitätsRL sehe vor, dass auf die Zweitnebenintervenientin in Ansehung der

von ihr erbrachten telemedizinischen Leistungen – schon mangels Anwendbarkeit der österreichi-

schen Rechtsvorschriften – die Bestimmungen des österreichischen Zahnärztevorbehalts nach § 4

Abs 2 und 3 ZÄG nicht zur Anwendung kommen.

Weiters geht aus der Entscheidung hervor, dass die faktisch von der Beklagten in Anwesenheit des

Patienten erbrachten Leistungen (Anamnese, Aufklärungsgespräch, 3D-Scan des Gebisses, allenfalls

erforderliche Vorbehandlungen) keine telemedizinischen Leistungen sind und darauf gemäß Art 4

Abs 1 iVm Art 3 lit d Satz 1 PatientenmobilitätsRL österreichisches Recht anwendbar ist. Hinsichtlich

dieser Leistungen erachtet der EuGH die Zweitnebenintervenientin allerdings nicht als Gesundheits-

dienstleister nach Art 3 lit g PatientenmobilitätsRL im Behandlungsstaat Österreich, sondern viel-

mehr die Beklagte, wobei es für diese Einstufung nicht relevant ist, dass der Patient mit der Beklag-

ten allenfalls gar keinen Vertrag geschlossen hat. Diese Ausführungen könnten dahin verstanden

werden, dass die PatientenmobilitätsRL in der vorliegenden Konstellation vorsieht, dass die Zweit-

nebenintervenientin mangels ihrer Eigenschaft als Gesundheitsdienstleisterin nicht diejenige ist,

die für die in Österreich in Anwesenheit erbrachten Behandlungsleistungen die nach Art 4 Abs 1

iVm Art 3 lit d Satz 1 PatientenmobilitätsRL anzuwendenden österreichischen Rechtsvorschriften,

Standards und Leitlinien anzuwenden hat, selbst wenn sie vertragsrechtlich gegenüber den Patien-

ten zur Erbringung dieser Leistungen verpflichtet sein mag. In diesem Sinn leitet etwa aus der Ent-

scheidung des EuGH ab, dass nationale Bestimmungen, wonach Gesellschafter einer Gesellschaft

Zulassungsvoraussetzungen für die Ausübung des Zahnarztberufs erfüllen müssen, durch Unions-

recht begrenzt werden können, wenn sie Bereiche der Telemedizin betreffen, solange diese Teile

Fernleistungen ohne physische Anwesenheit umfassen. Davon ausgehend kann auch mit guten

Gründen vertreten werden, dass die Zweitnebeninintervenientin nach der PatientenmobilitätsRL

auch für die faktisch von der Beklagten in Anwesenheit erbrachten Leistungen nicht Adressatin

des § 4 Abs 2 und 3 ZÄG ist, weil sie insofern nicht Gesundheitsdienstleisterin im Inland ist.

Im vorliegenden Fall ist aber weiters zu berücksichtigen, dass die PatientenmobilitätsRL grundsätz-

lich nicht unmittelbar anwendbar ist, sondern von den Mitgliedstaaten in das innerstaatliche Recht

umgesetzt werden muss. Dies erfolgte in Österreich durch das EU-Patientenmobilitätsgesetz (EU-

PMG, BGBl I 2014/32), mit dem ua auch das ZÄG geändert wurde. Weder im EU-PMG noch in der

Regierungsvorlage dazu (33 dB XXV. GP) oder im ZÄG finden sich Regelungen oder Ausführungen zu

telemedizinischen Leistungen oder dazu, welches nationale Recht auf Leistungen einer grenzüber-

schreitenden zahnärztlichen Behandlung anwendbar ist. Allerdings haben die innerstaatlichen Be-

hörden die inhaltlich von einer Richtlinie berührten Normen des nationalen Rechts soweit wie mög-

lich im Einklang mit der Richtlinie auszulegen.

Unter Zugrundelegung des dargestellten Verständnisses der Bestimmungen der Patientenmobili-

tätsRL konnte die Beklagte aber auch mit guten Gründen vertreten, dass der den Zahnärztevorbe-

halt in Österreich regelnde § 4 Abs 2 und 3 ZÄG in der vorliegenden Konstellation richtlinienkon-

form und in Hinblick auf die Dienstleistungsfreiheit nach Art 56ff AEUV dahin auszulegen ist, dass

die Zweitnebenintervenientin im Rahmen der gegenständlichen Zahnschienenbehandlung keine

nach dieser Bestimmung Zahnärzten vorbehaltene Tätigkeiten im Inland erbrachte, und zwar weder

in Ansehung der faktisch von ihr erbrachten telemedizinischen Leistungen noch in Ansehung der

faktisch von der Beklagten in Anwesenheit der Patienten erbrachten Leistungen.

OGH 20. 2. 2026, 4 Ob 154/25p

Kontext

Die Klägerin, die Österreichische Zahnärztekammer, be-
gehrte im Sicherungsverfahren nach § 1 UWG die Unterlas-
sung der Mitwirkung der beklagten Zahnärztin an einer
grenzüberschreitenden Zahnschienenbehandlung. Diese
wurde arbeitsteilig zwischen der Beklagten in Österreich
(Anamnese, Aufklärung, 3D-Scan, Vorbehandlungen) und
einer in Deutschland ansässigen Gesellschaft (Behandlungs-
planung und weitere Betreuung mittels App) erbracht. Die

Klägerin sah darin einen Verstoß gegen den österreichi-
schen Zahnärztevorbehalt sowie gegen berufsrechtliche
Vorschriften und argumentierte, die Beklagte wirke als Ge-
hilfin an einer unzulässigen Tätigkeit einer nicht in Öster-
reich befugten Gesellschaft mit. Das Erstgericht wies den
Sicherungsantrag ab, während das Rekursgericht ihm statt-
gab. Der OGH setzte das Verfahren zunächst aus und legte
dem Gerichtshof der Europäischen Union Fragen zur Aus-
legung der PatientenmobilitätsRL vor. Nach Vorliegen der
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Entscheidung des EuGH stellte sich im Revisionsrekursver-
fahren insbesondere die Frage, ob die Beklagte durch ihre
Mitwirkung an der grenzüberschreitenden Behandlung ge-
gen § 1 UWG verstoßen hat oder ob ihre Rechtsansicht zur
unionsrechtlichen Zulässigkeit dieses Modells – insbesonde-
re im Hinblick auf die PatientenmobilitätsRL und die
Dienstleistungsfreiheit – als vertretbar anzusehen ist und
damit ein lauterkeitsrechtlicher Rechtsbruch ausscheidet.

Anmerkungen

Der OGH stellt in 4 Ob 154/25p entsprechend der Entschei-
dung im vorangegangenen Vorabentscheidungsverfahren C-
115/24 vor dem EuGH klar, dass grenzüberschreitende tele-
medizinische Kooperationsmodelle zwischen Gesundheits-
dienstleistern nicht schon deshalb gegen den zahnärztlichen
Berufsvorbehalt im Inland verstoßen, weil einzelne Leis-
tungsschritte auch im bzw aus dem EU-Ausland, in diesem
Fall von einer deutschen Zahnklinik, erbracht werden.

Maßgeblich ist nach Ansicht des OGH nicht die wirt-
schaftliche Gesamtbetrachtung eines Behandlungskonzepts,
sondern die konkrete zahnärztliche Tätigkeit der in Öster-
reich niedergelassenen Zahnärztin. Diese beschränkte sich
auf eigenständig erbrachte Behandlungsschritte und orien-
tierte sich nicht an der Berufsausübung der ausländischen
Gesellschaft. Da für die deutsche Zahnklinik das Herkunfts-
landprinzip gilt und somit deren Leistungen nach deut-
schem Recht zu beurteilen sind, konnte schon mangels Ge-
setzesverstoßes keine Mitwirkung an einem solchen ange-
nommen werden; die Rechtsansicht der Zahnärztin war ver-
tretbar. Bei grenzüberschreitender Telemedizin gelten somit

die Rechtsvorschriften des Niederlassungsstaates des jewei-
ligen Leistungserbringers. Physische Leistungen am Patien-
ten, auch wenn sie im Rahmen derselben Gesamtbehand-
lung (Zahnschienentherapie) erfolgen, gelten wiederum
am Ort der tatsächlichen Leistungserbringung, gegenständ-
lich also Österreich, als erbracht. Für das Lauterkeitsrecht
genügt, dass die Rechtsansicht nicht unvertretbar ist, wes-
halb gegenständlicher Sachverhalt auch vom OGH im Er-
gebnis als nicht wettbewerbswidrig angesehen wird. Damit
verschiebt sich der Fokus: Nicht die ausländische Gesell-
schaft „behandelt vollumfänglich in Österreich“, sondern
die österreichische Zahnärztin erbringt die inländischen Be-
handlungskomponenten eigenständig.

Die Entscheidung stärkt die Rechtssicherheit für grenz-
überschreitende kooperative Modelle im Bereich der Tele-
medizin. Sie verdeutlicht, dass ein arbeitsteiliges Zusam-
menwirken über Staatsgrenzen hinweg zulässig bleibt, so-
lange die Behandlungsleistungen den einzelnen Gesund-
heitsdienstleistern klar zugeordnet sind und jede beteiligte
Person im Rahmen ihrer jeweiligen Berufsberechtigung bzw
Zulassung handelt.

Für die anwaltliche Beratungspraxis bestätigt der OGH
damit einen differenzierten Zugang, der wichtige Innovatio-
nen im Gesundheitsbereich nicht unnötig einschränkt. Ar-
beitsteilige, grenzüberschreitende Behandlungsmodelle, die
auch telemedizinische Leistungen beinhalten, sind zukünf-
tig besser umsetzbar.

RUPERT KREUML, MICHAELA NILL

§ 549 ZPO: Unterlassungsauftrag gegen Hostprovider setzt
behauptete Abmahnung voraus
§ 20 ABGB, § 549 ZPO

Gem § 549 Abs 1 Satz 1 ZPO hat das Gericht in Rechtsstreitigkeiten über Klagen, in denen ausschließ-

lich Ansprüche auf Unterlassung wegen einer erheblichen, eine natürliche Person in ihrer Menschen-

würde beeinträchtigenden Verletzung von Persönlichkeitsrechten in einem elektronischen Kommu-

nikationsnetz geltend gemacht werden, auf Antrag der klagenden Partei ohne vorhergehende münd-

liche Verhandlung und ohne Vernehmung der beklagten Partei einen Unterlassungsauftrag zu erlas-

sen, wenn sich der behauptete Anspruch aus den Angaben in der Klage schlüssig ableiten lässt.

Bedient sich derjenige, der eine Verletzung eines Persönlichkeitsrechts begangen hat, hiezu der

Dienste eines Vermittlers, so kann gem § 20 Abs 3 ABGB auch dieser auf Unterlassung geklagt wer-

den. § 20 Abs 3 ABGB sieht eine Abmahnung des Hostproviders (Dienstanbieter iSd Art 6 DSA) als

zusätzliche materiell-rechtliche Anspruchsvoraussetzung des Unterlassungsanspruchs mit dem

Zweck vor, die erforderliche Kenntnis des Providers von der Rechtsverletzung herzustellen, um

ihm die Möglichkeit zu geben, den Inhalt unverzüglich zu entfernen; reagiert der Diensteanbieter

auf eine solche Mitteilung nicht, kann gerichtlich gegen ihn vorgegangen werden. Davor besteht

kein Unterlassungsanspruch; eine Klage wäre daher abzuweisen.

OGH 18. 3. 2026, 6 Ob 218/25 i

Kontext

Der Kläger begehrte im Mandatsverfahren nach § 549 ZPO
einen Unterlassungsauftrag gegen einen Hostprovider we-

gen persönlichkeitsverletzender Kommentare Dritter. Das
Erstgericht wies den Antrag ab, weil die Klage keine Be-
hauptung enthielt, dass der Beklagte zuvor erfolglos abge-
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mahnt worden sei. Das Rekursgericht hob den Beschluss auf
und trug dem Erstgericht die Durchführung eines Verbes-
serungsverfahrens auf. Im Rekursverfahren stellte sich ins-
besondere die Frage, ob die behauptete vorherige Abmah-
nung des Hostproviders bereits im Mandatsverfahren nach
§ 549 ZPO eine materielle Anspruchsvoraussetzung dar-
stellt und ob ihr Fehlen sofort zur Abweisung des Antrags
oder zunächst zu einem Verbesserungsverfahren führt.

Den Rekurs der klagenden Partei gegen den rekursge-
richtlichen Aufhebungsbeschluss wies der OGHmangels er-
heblicher Rechtsfrage zurück und bestätigte dabei die An-
sicht der zweiten Instanz, dass es sich bei der Abmahnung
des Hostproviders um eine materiell-rechtliche Anspruchs-
voraussetzung des Unterlassungsanspruchs handle, die für
das Mandatsverfahren nach § 549 ZPO in der Klage be-
hauptet werden müsse.

Anmerkungen

Seit dem Hass-im-Netz-Bekämpfungs-Gesetz (HiNBG;
BGBl I 2020/148) ermöglicht § 549 ZPO ein besonderes
Mandatsverfahren wegen erheblicher Verletzung von Per-
sönlichkeitsrechten in einem elektronischen Kommunika-
tionsnetz. Bei dessen Einführung rechnete das BMJ ausge-
hend von den seinerzeitigen Jahresberichten des Vereins
ZARA mit einem jährlichen Anfall von etwa 750 neuen
Mandatsverfahren.1 Die Vereinigung der österreichischen
Richterinnen und Richter (RiV) verlangte daraufhin in ihrer
Stellungnahme zum Gesetzesvorhaben reflexartig eine Auf-
stockung der RichterInnenplanstellen.2 Nach einer Anfrage-
beantwortung des BMJ soll es dann im Jahr des Inkrafttre-
tens 2021 insgesamt 25 Anträge gem § 549 ZPO, im Jahr
2022 zwölf Anträge und im Jahr 2023 ebenfalls zwölf An-
träge gegeben haben.3 Der OGH ist – soweit überblickbar –
bislang nur in 6 Ob 166/22p sowie im vorliegenden Verfah-
ren inhaltlich mit einem Mandatsverfahren nach § 549 ZPO
befasst worden. Den Verfahren 6 Ob 188/25b und 6 Ob
189/25z lag zwar ebenfalls ein Antrag nach § 549 ZPO zu-
grunde, doch waren dort in letzter Instanz nur allgemeine
verfahrensrechtliche Fragen zu klären.

Dieser Befund könnte darauf schließen lassen, dass sich
das Mandatsverfahren als ein wenig taugliches Instrument
erweist:

Vor Einleitung eines solchen Verfahrens ist zunächst zu
beachten, dass im Fall einer minderjährigen antragstellen-
den bzw klagenden Person wohl eine pflegschaftsbehördli-
che Genehmigung erforderlich sein wird. In der Folge kann
dann schon die Bezeichnung des Gegners auf Schwierigkei-
ten stoßen, wenn dieser im Netz einen Fake- oder Phanta-
sienamen verwendet, werden doch gerade massive Persön-
lichkeitsrechtseingriffe wohl eher nicht unter Verwendung
des Klarnamens vorgenommen. Passivlegitimiert ist zu-
nächst jene Person, welcher die persönlichkeitsrechtsverlet-
zende Äußerung zuzuordnen ist, das sind idR der Verfasser/
Verbreiter des Postings. Zusätzlich erlaubt § 20 Abs 3 ABGB
das Vorgehen gegen den „Vermittler“, dessen Dienste in An-

spruch genommen wurden. Dabei handelt es sich üblicher-
weise um den Diensteanbieter, der die betreffenden Inhalte
im Netz Dritten bereitstellt (insb Host-Provider).4 § 20
Abs 3 ABGB verlangt aber – so die vorliegende Entschei-
dung im Kontext des § 549 ZPO – die vorherige Abmah-
nung des Hostproviders (Diensteanbieter iSd Art 6 DSA)
als zusätzliche materiell-rechtliche Anspruchsvoraussetzung
des Unterlassungsanspruchs mit dem Zweck, die erforder-
liche Kenntnis des Providers von der Rechtsverletzung her-
zustellen, um ihm die Möglichkeit zu geben, den Inhalt un-
verzüglich zu entfernen; reagiert der Diensteanbieter auf ei-
ne solche Mitteilung nicht, dann erst kann erfolgreich ge-
richtlich gegen ihn vorgegangen werden. Davor besteht kein
Unterlassungsanspruch.

Das Mandatsverfahren erfordert dann einen besonders
massiven Fall einer Persönlichkeitsrechtsverletzung, was
bei einem grundlosen Verächtlichmachen einer Person als
solcher oder bei besonders ekelhaften, aus sich heraus he-
rabwürdigenden Schimpfwörtern etwa aus der Fäkalspra-
che, gegeben sein wird.5 Die Abgrenzung, wann „nur“ eine
weniger üble Beleidigung und wann eine Verletzung der
Menschenwürde vorliegt, ist allerdings rechtlich nicht im-
mer einfach zu lösen6 und bildet eine weitere praktische
Hürde für einen Unterlassungsauftrag. Macht der Kläger
„nur“ weniger krasse Verletzungen von Persönlichkeitsrech-
ten geltend, ist der Antrag auf Erlassung eines Unterlas-
sungsauftrags nach der Rsp „ab“zuweisen, was einen mate-
riellen Mangel ausweist, und in der Regel das ordentliche
Verfahren über den geltend gemachten Unterlassungsan-
spruch einzuleiten (§ 549 Abs 3 iVm § 556 Abs 5 ZPO).7
Eine deutliche Verbesserung der Rechtslage für betroffene
Personen könnte dadurch erzielt werden, dass sich der Ge-
setzgeber zur Aufgabe der Erheblichkeitsschwelle ent-
schließt und das Mandatsverfahren für alle Verletzungen
von Persönlichkeitsrechten im Netz eröffnet.8 § 549 ZPO
erlaubt ausschließlich Unterlassungsansprüche, nicht aber
(auch) andere Begehren, wie insb auf Zahlung von Schaden-
ersatz.9 Allerdings soll der Unterlassungsauftrag nach dem
Verständnis des Gesetzgebers immerhin auch den Auftrag
zur Beseitigung der verletzenden Inhalte („Löschen“; „take
down“) mitenthalten, ohne dass dies gesondert begehrt und
ausdrücklich ausgesprochen werden müsste, was materiell
aus § 20 Abs 1 Satz 2 ABGB abgeleitet wird.10

1 Vorblatt und WFA 481 BlgNR 27. GP 2.
2 Stellungnahme vom 14. 10. 2020, 30/SN-48/ME 27. GP 2.
3 Anfragebeantwortung des BMJ vom 21. 5. 2024, 17618/AB 27. GP samt
Aufgliederung der Erledigungsarten (Beilage zur Frage 8 der Parlamentari-
schen Anfrage 18185).
4 Ristić/Frybert, Das neue Mandatsverfahren nach dem Hass-im-Netz-Be-
kämpfungs-Gesetz, JAP 2020/2021, 239 (240) mwN.
5 ErläutRV 481 BlgNR 27. GP 10.
6 Näher dazu Schoditsch, Die Erheblichkeitsschwelle des § 549 ZPO, ÖJZ
2022, 913 (914f); vgl auch die Äußerungen, die der E 6 Ob 166/22p zugrunde
lagen.
7 OGH 6 Ob 188/25b.
8 IdS schon Koller in Kodek/Oberhammer (Hrsg), ZPO-ON1.00 § 549 ZPO
Rz 3 (Stand 9. 10. 2023, rdb.at).
9 Ristić/Frybert, JAP 2020/2021, 239 (240).
10 ErläutRV 481 BlgNR 27. GP 10.
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Der Klage ist schließlich ein Nachweis aus dem elektro-
nischen Kommunikationsnetz, typischerweise ein Screens-
hot, anzuschließen, und letztlich ist der Unterlassungsauf-
trag erst dann zu erlassen, wenn sich alle formellen und ma-
teriellen Voraussetzungen aus den Angaben in der Klage
schlüssig ableiten lassen (§ 549 Abs 1 ZPO). Wenngleich
§ 59a JN für Klagen auf Unterlassung nach § 549 ZPO
den Streitwert zwingend mit € 5.000,– festlegt, damit keine
Anwaltspflicht besteht (§ 27 Abs 2 iVm § 29 Abs 1 ZPO)
und überdies ein amtliches Formular für Klage und Antrag
auf Erlassung eines Unterlassungsauftrags zur Verfügung
steht,11 lässt sich bezweifeln, ob eine unvertretene Person
allen beschriebenen gesetzlichen Anforderungen wird ent-
sprechen können. Zumindest ist im Fall einer unschlüssigen
Klage der klagenden Partei – so die vom OGH unwider-
sprochen gebliebene Ansicht des Rekursgerichts – zunächst
eine Verbesserungsmöglichkeit einzuräumen und nicht mit
einer sofortigen Antragsabweisung vorzugehen.

Wird der Unterlassungsauftrag erlassen, kann der Geg-
ner dagegen binnen vierzehn Tagen Einwendungen erhe-
ben, die nicht begründet sein müssen. Dadurch tritt der Un-
terlassungsauftrag aber nicht außer Kraft, sondern bleibt in
Schwebe, bis das Gericht im Endurteil ausspricht, ob und
inwiefern er aufrecht bleibt oder aufgehoben wird.

Das Gericht kann dem Unterlassungsauftrag allerdings
auch vorläufige Vollstreckbarkeit zuerkennen. Dafür muss
– obwohl das Mandatsverfahren ohnehin einen besonders
schwerwiegenden Fall einer Persönlichkeitsrechtsverletzung
voraussetzt – zusätzlich eine von drei weiteren Vorausset-

zungen erfüllt sein: Die Fortwirkung der behaupteten
Rechtsverletzung muss für die klagende Partei entweder un-
zumutbar oder mit erheblichen Nachteilen verbunden oder
mit den tragenden Grundwertungen der österreichischen
Rechtsordnung unvereinbar sein. Aus der Zusammenschau
von § 549 Abs 1 und 4 ZPO folgt, dass es nach Ansicht des
Gesetzgebers offenbar eine erhebliche, die Menschenwürde
beeinträchtigende Verletzung von Persönlichkeitsrechten
gibt (Abs 1), deren Fortwirkung aber für die klagende Partei
zumutbar (Abs 4 Fall 1) oder die mit tragenden Grundwer-
tungen der österreichischen Rechtsordnung vereinbar
(Abs 4 Fall 3) ist, weil andernfalls ohnehin immer vorläufige
Vollstreckbarkeit zuerkannt werden müsste. Auch daraus
folgt eine Differenzierung, die nicht unbedingt selbstver-
ständlich erscheint und erst einmal sauber argumentiert
werden muss.

Parteienvertreter, die alle diese Unwägbarkeiten eines
Mandatsverfahrens nach § 549 ZPO scheuen, können na-
türlich auch auf das bewährte Verfahren einer „normalen“
Unterlassungsklage samt einstweiliger Verfügung zurück-
greifen und mit einer solchen Klage insb auch Schadener-
satzansprüche geltend machen.

JOHANN HÖLLWERTH

Wohnsitz einer natürlichen Person in Deutschland –
kein weiterer Wohnsitz in Österreich trotz Wohnsitzmeldung
Art 4, 62 EuGVVO; § 66 JN

Der Wohnsitz einer Person ist nach § 66 Abs 1 JN an dem Ort begründet, an welchem sie sich in der

erweislichen oder aus den Umständen hervorgehenden Absicht niedergelassen hat, daselbst ihren

bleibenden Aufenthalt zu nehmen. Von einem Wohnsitz kann nur dann die Rede sein, wenn neben

dem körperlichen Moment des tatsächlichen Aufenthalts an einem bestimmten Ort das Willensmo-

ment der erweislichen Absicht, dort einen bleibenden Aufenthalt zu nehmen, nach außen hin er-

kennbar wird.

Ein Mehrfachwohnsitz ist zwar möglich, erfordert aber die Absicht, die mehreren Orte zum jeweili-

gen Mittelpunkt der Lebensführung zu machen. Für die Frage der Begründung eines – zweiten –

Wohnsitzes ist nicht allein die Dauer der Aufenthalte ausschlaggebend, sondern vor allem auch,

ob Umstände vorliegen, die eine dauernde Beziehung zwischen einer Person und ihrem Aufenthalt

anzeigen. Entscheidend ist, dass der (weitere) Aufenthaltsort bewusst zum wirtschaftlichen, beruf-

lichen und gesellschaftlichen Mittelpunkt gemacht wird. Die behördliche Meldung ist demgegen-

über für die Wohnsitzbegründung oder -aufgabe ohne Bedeutung.

OGH 18. 3. 2026, 6 Ob 39/26t

Kontext

Die Beklagte hatte bis 1998 in Innsbruck gelebt und war da-
nach nach München übersiedelt, wo sie seither mit ihrem
Ehemann wohnte und beruflich tätig war. Sowohl ihr fami-

liäres als auch ihr gesellschaftliches Umfeld befanden sich in
Deutschland. In Innsbruck verfügte sie weiterhin über Lie-
genschaften, nutzte eine Wohnung dort in regelmäßigen
Abständen selbst und war weiterhin polizeilich gemeldet.

11 Https://www.bmj.gv.at/themen/Fokusthemen/gewalt-im-netz/Zivilrechtli-
cher-Schutz/Das-Mandatsverfahren.html; s dazu auch Dokalik/Mokrejs-
Weinhappel, Hass im Netz – Das Formblatt zum neuen Mandatsverfahren
nach § 549 ZPO, RZ 2021, 6.
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Zudem führte sie in einzelnen Vertragsurkunden eine Inns-
brucker Adresse an. Das Erstgericht verneinte einen weite-
ren Wohnsitz in Österreich. Das Rekursgericht bestätigte
diese Entscheidung und ging davon aus, dass weder die auf-
rechte Meldung noch die Nutzung der Wohnung oder die
mittelbare Verfügung über Liegenschaften ausreichten, um
einen weiteren Wohnsitz in Innsbruck anzunehmen. Gegen
diese Entscheidung erhob die Klägerin außerordentlichen
Revisionsrekurs an den OGH. Die Frage des Wohnsitzes
war entscheidend für die Begründung der internationalen
Zuständigkeit der österreichischen Gerichte im Sinne der
Brüssel Ia-VO.

Anmerkungen

Art 4 Brüssel Ia-VO ist die Grundregel für den allgemeinen
internationalen Gerichtsstand. Der Beklagtenwohnsitz be-
stimmt weitgehend (Art 6 Brüssel Ia-VO) die Anwendbar-
keit der Zuständigkeitsvorschriften der VO – Ausnahmen:
Art 24 und Art 25 Brüssel Ia-VO. Die Gerichte am Wohn-
sitz des Beklagten sind – soweit nicht ausnahmsweise eine
ausschließliche internationale Zuständigkeit anderer Ge-
richte vorgesehen ist – für alle (vom Anwendungsbereich
der Verordnung – Art 1 Brüssel Ia-VO – umfassten) Klagen
gegen diese Person international zuständig. Diese Regelung
war bereits in der Ursprungsfassung, nämlich dem EuGVÜ
von 1968 enthalten. Anders als bei der Anknüpfung der in-
ternationalen Zuständigkeit in den später erlassenen euro-
päischen Verordnungen (Art 3, 8 Brüssel IIb-VO, Art 3
EuUntVO, Art 6 EuGüVO/EuPartVO, Art 4 EuErbVO)
und bei der international privatrechtlichen Anknüpfung
kommt es also nicht auf den gewöhnlichen Aufenthalt einer
Person, sondern auf ihren Wohnsitz an. Rechtspolitisch er-
scheint dieses Konzept inzwischen veraltet. Heute wird die
Anknüpfung der internationalen Zuständigkeit an den ge-
wöhnlichen Aufenthalt empfohlen.1

Wie der Wohnsitz bestimmt wird, überlässt die Brüssel
Ia-VO nach Art 62 dem Recht des präsumtiven Wohnsitz-
staats. Hintergrund dieser – ebenfalls bereits im EuGVÜ
enthaltenen – Regelung war die damalige Zurückhaltung
der Verfasser des Übereinkommens gegenüber einer auto-
nomen Auslegung.

Da die Mitgliedstaaten den Wohnsitz möglicherweise
unterschiedlich definieren,2 können durch den Verweis auf
die Bestimmung nach den nationalen Rechten Kompetenz-
konflikte entstehen, wenn mehrere Mitgliedstaaten nach ih-
rem Recht den Wohnsitz in ihrem Staat für gegeben erach-
ten. Unterschiedlich wird beispielsweise die Möglichkeit
mehrerer Wohnsitze geregelt (möglich zB im französischen
und deutschen Recht); die Bedeutung der Meldung bei der
entsprechenden Behörde wird unterschiedlich gewichtet
(im belgischen Recht besonders betont in Art 36 Nr 1 Code
judiciaire); der Wohnsitzbegründungswille wird unter Um-
ständen besonders – insbesondere im Gegensatz zu dem
stärker auf die rein tatsächliche Lage abstellenden gewöhn-
lichen Aufenthalt – hervorgehoben.3

Der OGH stellt nunmehr für den Wohnsitzbegriff nach
österreichischem Recht neben dem Wohnsitzbegründungs-
willen die tatsächliche Beziehung der Personen zu ihrer
Umwelt in den Mittelpunkt. Auf die behördliche Meldung
kommt es ihm hingegen nicht an. Zwar ist es nach Ansicht
des OGHmöglich, zwei Wohnsitze zu haben. Dies setzt aber
voraus, dass die Absicht besteht, beide Orte jeweils zum
Mittelpunkt der Lebensführung zu machen. Dabei kommt
es auf die wirtschaftlichen, beruflichen und gesellschaftli-
chen Beziehungen der Personen zu dem jeweiligen Ort an.
In der Regel wird daher ein zweiter Wohnsitz nur in Aus-
nahmefällen gegeben sein, in denen diese Beziehungen glei-
chermaßen an zwei unterschiedlichen Orten bestehen und
gepflegt werden.

Der OGH nähert damit den österreichischen Wohnsitz-
begriff dem europäischen Verständnis des gewöhnlichen
Aufenthalts stark an. Zwar soll es aus Sicht des EuGH stets
nur einen gewöhnlichen Aufenthalt geben können4 und
auch das Willenselement ist für den gewöhnlichen Aufent-
halt nicht conditio sine qua non,5 aber die Absicht einer Per-
son, einen bestimmten Ort zum Mittelpunkt des Lebensin-
teresses zu machen,6 spricht bei gleichzeitiger dauerhafter
Anwesenheit für die Annahme eines gewöhnlichen Aufent-
halts iSd Verordnung. Damit wird die vom europäischen
Gesetzgeber bisher nicht vollzogene Umstellung auf den ge-
wöhnlichen Aufenthalt als Anknüpfungspunkt für die inter-
nationale Zuständigkeit nach der Brüssel Ia-VO aus öster-
reichischer Sicht indirekt vorgenommen. Dies ist zu begrü-
ßen.

DAGMAR COESTER-WALTJEN

1 Vgl Hess/Pfeiffer/Schlosser, Brüssel I Regulation2 (2008) Rn 177.
2 Vgl Spellenberg, Internationale Zuständigkeit kraft Wohnsitzes oder ge-
wöhnlichen Aufenthalts, in FS Kerameus I (2009) 1307.
3 So zB im deutschen Recht: BGH IV ZB 21/52 BGHZ 7, 104, 109; Spickhoff
in MüKo-BGB10 (2025) § 7 Rz 18.
4 EuGH 25. 11. 2021, C-501/20.
5 EuGH 1. 8. 2022, C-501/22.
6 EuGH 25. 11. 20221, C-289/20.
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Kostenersatz bei Zurückziehung eines Antrags auf
Schiedsrichterbestellung
§ 78 AußStrG; §§ 587, 616 ZPO; TP 3A RATG

Die Einschränkung eines Antrags auf Kosten ist auch im Außerstreitverfahren über eine ersatzweise

Schiedsrichterbestellung zulässig. Wie im Zivilprozess ist dabei darauf abzustellen, aus welchen

Gründen die Einschränkung erfolgt. Es ist daher entscheidend, ob der Grund einem Obsiegen oder

Submittieren gleichkommt. Als obsiegend ist der Antragsteller immer dann anzusehen, wenn sein

Anspruch während des Verfahrens aufgrund eines Umstands untergeht, der nicht seiner Sphäre zu-

geordnet werden kann, insbesondere wenn die Erledigung in der Hauptsache auf Dispositionen des

Antragsgegners, beispielsweise Erfüllung, beruht.

Strengt eine Partei eine ersatzweise Schiedsrichterbestellung durch das Gericht an, ist ihr Antrag

abzuweisen, wenn noch vor der gerichtlichen Entscheidung die Bestellung durch den Antragsgegner

erfolgt (§ 587 Abs 7 ZPO). In einem solchen Fall der nachträglichen Benennung ist der dem Antrag

entsprechende Antragsgegner zum Kostenersatz zu verpflichten, da er dem Begehren letztlich ent-

sprochen hat. Beantragt der Antragsgegner allerdings primär die Ab- oder Zurückweisung des An-

trags auf Schiedsrichterbestellung, und benennt er – wie hier – bloß hilfsweise einen Schiedsrichter,

liegt nach Ansicht des OGH keine nachträgliche Benennung iSd § 587 Abs 7 ZPO und somit auch

kein Submittieren des Antragsgegners vor. Schränkt der Antragsteller daraufhin seinen Antrag auf

Kosten ein, gibt er seinen Anspruch daher ohne Anlass auf und hat daher er seinem Antragsgegner

die Kosten des Verfahrens zu ersetzen.

OGH 7. 4. 2026, 18 ONc 1/26f

Kontext

Im Anlassfall stellte eine Partei beim OGH den Antrag, statt
des säumigen Antragsgegners einen Schiedsrichter für ein
einzuleitendes schiedsgerichtliches Verfahren zu bestellen.
Der Antragsgegner beantragte, den Antrag ab- oder zurück-
zuweisen, und wandte unter anderem ein, dass die Schieds-
klausel unwirksam sei. Lediglich hilfsweise machte er einen
Schiedsrichter namhaft.

Die antragstellende Partei zog daraufhin ihren Antrag
zurück bzw schränkte diesen auf Kosten ein. Es stellte sich
damit die Frage, ob der Antragsgegner in einem solchen Fall
zum Kostenersatz zu verpflichten ist.

Anmerkungen

Grundsätzlich können die Parteien einer Schiedsvereinba-
rung das Verfahren zur Schiedsrichterbestellung frei verein-
baren (§ 587 Abs 1 ZPO). Oftmals geschieht dies durch die
Wahl institutioneller Schiedsregeln, die entsprechende Be-
stimmungen zur Schiedsrichterbestellung vorsehen. Handelt
eine der Parteien sodann nicht entsprechend dem vereinbar-
ten Verfahren oder können die Parteien keine dem festgeleg-
ten Verfahren entsprechende Einigung erzielen, kann jede
Partei gemäß § 587 Abs 3 ZPO bei Gericht die ersatzweise
Bestellung eines Schiedsrichters beantragen, sofern nicht be-
reits das vereinbarte Verfahren ein Prozedere zur ersatzwei-
sen Schiedsrichterbestellung vorsieht. Als zuständiges Ge-
richt legt § 587 Abs 3 ZPO iVm § 615 ZPO den OGH fest,
der gemäß § 616 Abs 1 ZPO im Außerstreitverfahren über
die ersatzweise Schiedsrichterbestellung zu entscheiden hat.

Stellt eine Partei den Antrag auf gerichtliche Schiedsrich-
terbestellung, so hat die andere Partei auch in diesem Ver-

fahren noch immer die Möglichkeit, die Bestellung bis zur
gerichtlichen Entscheidung nachzuholen. Dies entspricht
dem Grundsatz der Parteiautonomie, dem gerade im
Schiedsverfahren große Bedeutung zukommt.1 Im Falle ei-
ner solchen nachträglichen Benennung kommt es sodann
nicht zu einer Bestellung durch das Gericht, der Antrag ist
vielmehr abzuweisen (§ 587 Abs 7 ZPO). Da der Antrags-
gegner dem Begehren letztlich entsprochen hat, ist der An-
tragsteller allerdings bei der Beurteilung der Kosten als ob-
siegend anzusehen und sein Gegner daher zum Kostener-
satz verpflichtet.2

Nach der Judikatur des OGH ist von dieser Konstellation
der Fall zu unterscheiden, dass der Antragsgegner primär
die Ab- oder Zurückweisung des Antrags auf Schiedsrich-
terbestellung beantragt und bloß hilfsweise einen Schieds-
richter namhaft macht. Genau mit einer solchen Konstella-
tion hatte sich der OGH auch im Anlassfall (erneut) ausei-
nanderzusetzen, wobei er aber nur über den Kostenpunkt
zu entscheiden hatte, da die antragstellende Partei ihren An-
trag nach der hilfsweise Schiedsrichterbestellung auf Kosten
einschränkte.

Diese Einschränkung auf Kosten kann insofern als über-
raschend bezeichnet werden, als der OGH bereits in frühe-
ren Entscheidungen3 festgehalten hatte, dass die hilfsweise
Namhaftmachung eines Schiedsrichters gerade keine nach-
trägliche Benennung iSd § 587 Abs 7 ZPO darstellt. Es liegt
in diesem Fall vielmehr weiterhin am Gericht, einen

1 Hausmaninger in Fasching/Konecny (Hrsg), Zivilprozessgesetze IV/23
§ 587 ZPO Rz 176 (Stand 1. 10. 2016, rdb.at).
2 RIS-Justiz RS0134892.
3 OGH 30. 1. 2026, 18 ONc 4/25w; OGH 6. 8. 2024, 18 ONc 1/24b.
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Schiedsrichter auszuwählen und zu bestellen, wobei das Ge-
richt den Vorschlag des Antragsgegners zwar berücksichti-
gen kann, an diesen aber nicht gebunden ist. Es drängte sich
im Anlassfall daher die Frage auf, wer die Kosten des bishe-
rigen Verfahrens zu tragen hatte.

In seiner hierzu ergangenen Entscheidung hat der OGH
zunächst die hA4 bestätigt, wonach auch im Außerstreitver-
fahren eine Einschränkung des Antrags auf Kosten zulässig
ist. Wie im Zivilprozess ist dabei darauf abzustellen, aus
welchen Gründen die Einschränkung erfolgt. Es ist dabei
entscheidend, ob der Grund einem Obsiegen oder Submit-
tieren gleichkommt.5 Als obsiegend ist der Antragsteller im-
mer dann anzusehen, wenn sein Anspruch während des
Verfahrens aufgrund eines Umstands untergeht, der nicht
seiner Sphäre zugeordnet werden kann, insbesondere wenn
die Erledigung in der Hauptsache auf einer Disposition des
Gegners – etwa Erfüllung – beruht.6

Im konkreten Fall ging der OGH davon aus, dass nicht
vomObsiegen des Antragstellers auszugehen war: Nachdem
der Antragsgegner bloß hilfsweise einen Schiedsrichter
namhaft machte, lag gerade keine nachträgliche Benennung

iSd § 587 Abs 7 ZPO und somit auch kein Submittieren des
Antragsgegners vor. Die antragstellende Partei gab ihren
Anspruch daher ohne Anlass auf. Konsequenterweise er-
kannte der OGH daher darauf, dass dem Antragsgegner
die Kosten des Verfahrens zu ersetzen sind.

Hinsichtlich der Höhe des Kostenersatzes hielt der OGH
fest, dass eine Äußerung im Außerstreitverfahren über eine
Schiedsrichterbestellung nach TP 3A des RATG zu honorie-
ren ist.7 Als Bemessungsgrundlage ist dabei der vom An-
tragsteller angegebene Streitwert des beabsichtigten
Schiedsverfahrens heranzuziehen.8

CHRISTIAN HAUSMANINGER, JOHANNES SOBOTKA
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4 Obermaier in Gitschthaler/Höllwerth (Hrsg), AußStrG I3 § 78 Rz 55 (Stand
1. 7. 2025, rdb.at).
5 OGH 18 ONc 3/18p.
6 M. Bydlinski in Fasching/Konecny (Hrsg), Zivilprozessgesetze II/13 § 45
ZPO Rz 17 (Stand 1. 9. 2014, rdb.at).
7 RIS-Justiz RS0143690.
8 RIS-Justiz RS0132099.
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Aufhebungsklage gegen Schiedsspruch: keine umfassende Kontrolle
schiedsgerichtlicher Kostenentscheidungen
§§ 538, 611 ZPO

Die Aufhebungsklage nach § 611 ZPO kann sich auch gegen den Kostenzuspruch des Schiedsge-

richts richten. In der Literatur wird die Auffassung vertreten, dass die Kostenentscheidung selbstän-

dig anfechtbar ist, sodass der Schiedsspruch in der Hauptsache von der Anfechtung unberührt

bleibt. Ob dies zutrifft, muss hier nicht beantwortet werden. Bei Aufhebungsklagen hat nämlich

in Analogie zu § 538 ZPO ein Vorprüfungsverfahren stattzufinden. Stützt sich die gegen einen

Schiedsspruch gerichtete Klage auf keinen der in § 611 Abs 2 ZPO genannten Aufhebungsgründe,

ist sie sogleich zurückzuweisen.

Zur Verletzung des rechtlichen Gehörs (§ 611 Abs 2 Z 2 ZPO): Das rechtliche Gehör wird nicht nur

dann verletzt, wenn einer Partei die Möglichkeit, sich im Verfahren zu äußern, überhaupt genom-

men wurde, sondern auch dann, wenn einer gerichtlichen Entscheidung Tatsachen und Beweiser-

gebnisse zugrunde gelegt werden, zu denen sich die Partei nicht äußern konnte. Der Grundsatz des

Parteiengehörs fordert aber nur, dass der Partei ein Weg eröffnet wird, auf dem sie ihre Argumente

für ihren Standpunkt sowie überhaupt alles vorbringen kann, was der Abwehr des gegen sie erho-

benen Anspruchs dient, wofür es ausreicht, dass sie sich schriftlich äußern konnte oder geäußert

hat.

Zum Verstoß gegen den verfahrensrechtlichen ordre public (§ 611 Abs 2 Z 5 ZPO): Die Prüfung, ob

ein Verstoß gegen den ordre public vorliegt, darf nicht zu einer Gesamtüberprüfung des Schieds-

spruchs führen. Der Aufhebungsgrund des § 611 Abs 2 Z 5 ZPO wäre nur dann zu bejahen, wenn

gegen tragende Grundsätze eines geordneten Verfahrens verstoßen wurde und die Verfahrensrech-

te einer Partei in unerträglicher Weise beschnitten wurden. Dies wird typischerweise nur zu bejahen

sein, wenn die Mangelhaftigkeit des Schiedsverfahrens einem Nichtigkeitsgrund der ZPO gleich-

kommt. Auch dann, wenn der Schiedsspruch zu einem wesentlichen Streitpunkt nicht oder nur

mit inhaltsleeren Floskeln begründet ist, kann dies zur Aufhebung nach § 611 Abs 2 Z 5 ZPO führen.

Zum Verstoß gegen den materiellen ordre public (§ 611 Abs 2 Z 8 ZPO): Unter den „Grundwertun-

gen der österreichischen Rechtsordnung“ iSd § 611 Abs 2 Z 8 ZPO werden vor allem die tragenden

Grundsätze der Bundesverfassung, des Strafrechts, Privatrechts und Prozessrechts, aber auch des

öffentlichen Rechts verstanden. Maßgebend für die durch die ordentlichen Gerichte in diesem Rah-

men mögliche Überprüfung ist nicht die Begründung, sondern das Ergebnis des Schiedsspruchs. Der

Aufhebungsgrund ist nur verwirklicht, wenn das Ergebnis des Schiedsspruchs Grundwerte der öster-

reichischen Rechtsordnung in unerträglicher Weise verletzt. Nach der unlängst ergangenen Ent-

scheidung 18 OCg 1/24g ist es zwar nicht ausgeschlossen, dass ein exorbitant überhöhter Kosten-

zuspruch gegen den materiellen ordre public verstoßen könnte. Ein allgemeiner Grundsatz, dass die

Kosten eines Schiedsverfahrens nicht höher sein dürften als die Kosten eines vergleichbaren staat-

lichen Verfahrens, ist der Rechtsordnung nicht zu entnehmen.

OGH 7. 4. 2026, 18 OCg 2/26g

Kontext

Die Klägerin begehrte die teilweise Aufhebung eines ICC-
Schiedsspruchs, soweit ihr darin Vertretungskosten von
rund € 377.000,– zugesprochen worden waren. Sie machte
geltend, das Schiedsgericht habe gegen eine zwischen den
Parteien getroffene Vereinbarung zur Offenlegung und
Überprüfung von Kostenunterlagen verstoßen. Die Parteien
hätten vereinbart, dass eine autorisierte Person bestätigen
müsse, dass die Verfahrenskosten bezahlt wurden oder noch
bezahlt werden. Eine Leistungsbeschreibung sei zwar nicht
erforderlich gewesen. Die Parteien hätten jedoch das Recht
gehabt, innerhalb von zwei Tagen weitere Unterlagen anzu-
fordern. Die Klägerin habe daraufhin eine detaillierte Auf-
schlüsselung verlangt, und die Beklagte habe diesem Verlan-

gen nur mit geschwärzten Leistungsbeschreibungen und ge-
schwärzten Stundensätzen entsprochen. Auch sei die Bezah-
lung nicht ordnungsgemäß bestätigt worden, sondern nur
durch eine nicht vertretungsbefugte Mitarbeiterin und nur
durch einen Verweis auf E-Mail-Korrespondenz. Dennoch
habe das Schiedsgericht die geltend gemachten Kosten – le-
diglich pauschal um 20% gekürzt – zugesprochen. Mit der
Aufhebungsklage berief sich die Klägerin auf eine Verlet-
zung des rechtlichen Gehörs sowie auf Verstöße gegen den
verfahrensrechtlichen und materiellen ordre public nach
§ 611 Abs 2 ZPO. Im Verfahren stellte sich insbesondere
die Frage, in welchem Umfang staatliche Gerichte schieds-
gerichtliche Kostenentscheidungen überprüfen dürfen und
unter welchen Voraussetzungen behauptete Mängel der
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Kostenprüfung einen Aufhebungsgrund begründen kön-
nen.

Anmerkungen

Der OGH wendet die in bisheriger Judikaturlinie entwickel-
ten Grundsätze zur Anfechtung von Schiedssprüchen kon-
sequent und detailliert auf die Entscheidung eines Schieds-
gerichts im Kostenpunkt an. Die Entscheidung bietet daher
eine ausgezeichnete Orientierungshilfe für die Praxis der
Schiedsgerichtsbarkeit. Im Einzelnen:

Selbständige Anfechtbarkeit von Kostenentscheidun-
gen: § 609 Abs 1 ZPO verpflichtet das Schiedsgericht, so-
fern die Parteien nichts anderes vereinbart haben, bei Been-
digung des Schiedsverfahrens auch über den Kostenersatz
zu entscheiden. Nach den Erläuternden Bemerkungen
zum SchiedsRÄG 20061 kann sich die Aufhebungsklage
nach § 611 ZPO auch gegen den Kostenzuspruch richten.
Die Form der Entscheidung über den Kostenersatzanspruch
sei (ua) deswegen ein Schiedsspruch, um „eine Überprü-
fung im Wege des Aufhebungsantrages zu ermöglichen“.
Dies hat der OGH nun ausdrücklich bestätigt.

Unabhängig davon kann man sich die Frage stellen, ob
die Kostenentscheidung abgesondert von der Hauptsache
bekämpft werden kann. Die Literatur2 vertritt einhellig, dass
die Kostenentscheidung selbstständig anfechtbar ist, sodass
die Hauptsacheentscheidung von der Aufhebung unberührt
bleibt. Dem ist zuzustimmen. Es ist nicht zu sehen, warum
hier anderes gelten soll als sonst für die Teilanfechtung, die
grundsätzlich als zulässig angesehen wird.3 Für die Praxis
bleibt die Rechtslage dennoch unsicher.

Verletzung des rechtlichen Gehörs: Das rechtliche Ge-
hör im Sinne des § 611 Abs 2 Z 2 ZPO ist verletzt, wenn
einer Partei die Möglichkeit zur Äußerung vollständig ge-
nommen wird oder wenn die Entscheidung auf Tatsachen
oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äu-
ßern konnte.4

Seit der Grundsatzentscheidung 18 OCg 3/16i ist aner-
kannt, dass die Verletzung des rechtlichen Gehörs ein Spe-
zialfall des verfahrensrechtlichen ordre public (§ 611 Abs 2
Z 5 ZPO) ist, sodass keine präzise Abgrenzung erforderlich
ist. Der Gehörsverstoß muss aber von vergleichbarem Ge-
wicht wie ein Nichtigkeitsgrund (§ 477 ZPO) sein. Es ge-
nügt, dass die Partei die Möglichkeit hatte, sich schriftlich
zu äußern oder tatsächlich Stellung nahm.5

Die Rechtsprechung des 18. Senats ist in diesem Bereich
streng restriktiv: Beweisanträge werden vom Schiedsgericht
im Allgemeinen ohne Gehörsverletzung zurückgewiesen.
Nur im Fall willkürlicher Sachverhaltsermittlung könnte
§ 611 Abs 2 Z 2 ZPO berührt sein.

Der OGH wendet diese Grundsätze nun sauber auf die
Kostenentscheidung an: Die Klägerin erhielt die (ge-
schwärzten) Zeitaufzeichnungen und nahm ausdrücklich
dazu Stellung. Sie hatte die Möglichkeit zur Äußerung und
nutzte sie. Dass die Dokumente geschwärzt waren, ändert
daran nichts: Entscheidend ist die Möglichkeit zur Äuße-

rung, nicht die Vollständigkeit der Beweisgrundlage. Es
kommt darauf an, ob die Partei zu den entscheidungserheb-
lichen Unterlagen Stellung nehmen konnte, nicht darauf, ob
sie diese inhaltlich vollständig überprüfen konnte. Die Frage
der Zulänglichkeit der Dokumentation ist eine Frage der
Beweisführung – nicht des rechtlichen Gehörs.

Verfahrensrechtlicher ordre public: Der für das
Schiedsrecht bedeutendste Beitrag des 18. Senats zum ver-
fahrensrechtlichen ordre public ist die Entscheidung 18 OCg
3/16i: Ein Schiedsspruch verstößt gegen den formellen ord-
re public, wenn ein wesentlicher Streitpunkt nicht oder nur
mit inhaltsleeren Floskeln begründet ist. Dies hat der Senat
in zahlreichen Folgeentscheidungen bekräftigt.6

Seit 18 OCg 2/16t7 gilt: Die Ablehnung eines Beweisan-
trags durch das Schiedsgericht ist für sich genommen noch
kein Verstoß gegen den verfahrensrechtlichen ordre public.
Und seit 18 OCg 5/16h sowie 18 OCg 5/21s gilt: Im Auf-
hebungsverfahren ist nicht zu prüfen, ob das Schiedsverfah-
ren dem vereinbarten Regulativ einer Schiedsinstitution
oder einer diesbezüglichen Parteivereinbarung entsprach.

Die vorliegende Entscheidung vertieft und verschärft
diesen Grundsatz im Kostenkontext: Selbst wenn das
Schiedsgericht nach der Parteivereinbarung verpflichtet ge-
wesen wäre, die Vorlage weiterer Unterlagen zu verlangen,
begründet das allein keinen Ordre-public-Verstoß. Die ent-
scheidende Frage ist nicht, ob das Schiedsgericht die Verein-
barung richtig angewendet hat, sondern ob es seine Kosten-
entscheidung überhaupt begründet hat. Das Schiedsgericht
hat dies getan (mit Hinweisen auf Vertraulichkeit, Zah-
lungsgewissheit, 20%-Pauschalkürzung). Das erfüllt das
Mindestmaß an Begründung, das RIS-Justiz RS0131052 ver-
langt. Die Begründung muss keine vollständige Auseinan-
dersetzung mit jedem Einwand sein – sie darf sich nur nicht
auf „inhaltsleere Floskeln“ beschränken. Die 20%-ige Kür-
zung zeigt, dass das Schiedsgericht die fehlende Dokumen-
tation sehr wohl zur Kenntnis genommen hat. Das schließt
Willkür aus.

Materieller ordre public: Schon 18 OCg 2/18w etabliert,
dass es keinen allgemeinen Grundsatz gibt, wonach
Schiedsverfahrenskosten nicht höher sein dürfen als die
Kosten eines vergleichbaren staatlichen Verfahrens oder
nicht den Streitwert übersteigen dürfen.

18 OCg 1/24g anerkennt, dass ein exorbitant überhöhter
Kostenzuspruch grundsätzlich gegen den materiellen ordre
public (§ 611 Abs 2 Z 8 ZPO) verstoßen kann. Im konkreten
Fall wurde der Aufhebungsgrund aber verneint – weil die

1 ErläutRV 1158 BlgNR 22. GP 25.
2 Hausmaninger in Fasching/Konecny (Hrsg), Zivilprozessgesetze IV/23
§ 609 ZPO Rz 89 (Stand 1. 10. 2016, rdb.at); Nueber in Höllwerth/Ziehensack
(Hrsg), ZPO2 (2025) § 611 ZPO Rz 2; Schwab/Walter, Schiedsgerichtsbarkeit7
(2005) Kap 24 Rn 26.
3 Vgl zB Zeiler/Siwy/Herbst, Schiedsverfahren3 Rz 44a zu § 611 ZPO mwN.
4 RIS-Justiz RS0005915; RS0117067.
5 RIS-Justiz RS0006048.
6 RIS-Justiz RS0131052.
7 RIS-Justiz RS0131051.
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Klägerin im Schiedsverfahren keinerlei Einwände gegen die
Kostenverzeichnisse erhoben hatte.8

In der vorliegenden Entscheidung hatte die Klägerin sehr
wohl Einwände erhoben (sie forderte Aufschlüsselung, rüg-
te die geschwärzten Unterlagen). Das Schiedsgericht hat
aber sachlich begründet, warum die Kosten angemessen wa-
ren (komplexes internationales Verfahren, albanische und
englische Rechtsexperten, komprimierter Zeitplan, gleich-
zeitiger Einsatz mehrerer Anwälte). Der OGH verneint da-
mit erstmals explizit den materiellen ordre public in einem
Fall, in dem die Klägerin Einwände erhoben hatte, aber das
Schiedsgericht diese sachlich bearbeitet und seine Entschei-
dung begründet hat.

Der Schwellenwert für eine erfolgreiche Bekämpfung ei-
ner Kostenentscheidung ist damit sehr hoch: Es bedarf eines

schlechthin unerträglichen Ergebnisses, das heißt eines
exorbitant überhöhten Kostenzuspruchs ohne sachliche
Rechtfertigung und trotz Einwänden der Gegenpartei.

18 OCg 2/26g bestätigt außerdem, dass es kein allgemei-
nes Gebot gibt, dass die Kosten der obsiegenden Partei nicht
wesentlich höher sein dürfen als jene der unterlegenen. Hier
betrugen die Kosten der Beklagten ca das 2,5-Fache jener
der Klägerin. Das verletzt keine Grundwerte der österreichi-
schen Rechtsordnung.

GEROLD ZEILER

Örtliche Zuständigkeit für die Vollstreckung eines
Unterlassungsauftrags nach § 549 ZPO – Erfolgsort bei
Internetverstößen nach § 5c EO
§§ 5c, 355 EO; § 549 ZPO

§ 5c Abs 3 EO gelangt auch bei reinen Binnenfällen zur Anwendung.

Auch für die Exekution ist davon auszugehen, dass der Erfolg eines Titelverstoßes, der im Unter-

lassen oder in der Beseitigung online veröffentlichter Inhalte oder einer erneuten Veröffentlichung

im Internet besteht, nicht an jedem beliebigen Ort eintritt, an dem der inkriminierte Inhalt abrufbar

ist.

Ist die Veröffentlichung österreichweit abrufbar, so ist vielmehr auch im Sinn des § 5c Abs 3 EO

(neben dem Wohnsitz bzw gewöhnlichen Aufenthalt des Urhebers) nur jener Ort der Erfolgsort,

an dem sich der Mittelpunkt der Interessen des Betroffenen befindet.

Im Rahmen der Unterlassungsexekution aufgrund eines auf einer Persönlichkeitsrechtsverletzung

beruhenden Exekutionstitels ist auch bei einem österreichweit online abrufbaren Titelverstoß (ne-

ben dem Wohnsitz bzw gewöhnlichen Aufenthalt des Urhebers) nur jener Ort Erfolgsort im Sinn des

§ 5c Abs 3 EO, an dem sich der Mittelpunkt der Interessen des Betreibenden befindet.

OGH 27. 1. 2026, 3 Ob 207/25z

Kontext

Der Verpflichtete war aufgrund eines vollstreckbaren Unter-
lassungstitels nach § 549 ZPO verpflichtet, bestimmte In-
halte über den Betreibenden auf Facebook nicht durch
„Likes“ oder ähnliche Interaktionen zu unterstützen. Der
Betreibende machte geltend, dass der Verpflichtete gegen
diesen Titel verstoßen habe, weil die entsprechende Zustim-
mung weiterhin online abrufbar gewesen sei, und beantrag-
te die Unterlassungsexekution nach § 355 EO. Strittig war
die örtliche Zuständigkeit: Während das Erstgericht diese
verneinte, bejahte das Rekursgericht sie mit Hinweis auf
die bundesweite Abrufbarkeit von Internetinhalten. Zu klä-
ren war, ob bei Online-Verstößen der Erfolgsort iSd § 5c
Abs 3 EO im gesamten Bundesgebiet liegt oder auf den Mit-
telpunkt der Interessen des Betroffenen zu beschränken ist.

Anmerkungen

Das europäische Zivilprozessrecht regelt in Art 7 Nr 2 Brüs-
sel Ia-VO nicht allein die internationale, sondern auch die

örtliche Zuständigkeit für Klagen wegen Persönlichkeits-
rechtsverletzungen.1 Darüber hinaus kann diese Vorschrift
– in Verbindung mit der einschlägigen Rechtsprechung des
EuGH – als Vorbild für die Auslegung oder Schaffung auto-
nomer Regelungen im Bereich der internationalen oder ört-
lichen Zuständigkeit dienen.2 Derartige Normen spielen ei-
ne Rolle, wenn der Wohnsitz des Beklagten sich in einem
Drittstaat befindet (Art 6 Abs 1 Brüssel Ia-VO) oder es sich
um einen reinen Inlandssachverhalt handelt, bei dem von
vornherein nur die örtliche Zuständigkeit in Rede steht.3
Daher stellt sich die Frage, ob die Rechtsprechung des

8 Analog § 54 Abs 1a ZPO; siehe auch OGH 18 OCg 2/25f und 18 OCg 1/
25h.

1 Schlosser in Schlosser/Hess (Hrsg), EU-Zivilprozessrecht5 (2021) Art 7
Brüssel Ia-VO Rz 1.
2 Zu solchen Einflüssen von Hein, Comments on Christopher A. Whytock,
Harmonization of EU Procedural Law: Is the US a positive or Negative Mo-
del? in Hess/Kramer (Hrsg), From common rules to best practices in Euro-
pean Civil Procedure (2017) 159, 171–174.
3 Bei der Annahme des für die Anwendung der Brüssel Ia-VO erforderli-
chen Auslandsbezugs ist der EuGH allerdings sehr großzügig, vgl zum Ver-
brauchergerichtsstand EuGH C-774/22, JX/FTI Touristik GmbH, ECLI:EU:
C:2024:646 Rn 24ff.
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EuGH zu Persönlichkeitsrechtsverletzungen auch für bloße
Binnensachverhalte einen adäquaten Rahmen bildet. Nach
dem EuGH gilt für Persönlichkeitsrechtsverletzungen das
Ubiquitätsprinzip, dh das Wahlrecht zwischen Handlungs-
und Erfolgsort.4 Der EuGH stellt insoweit für die Bestim-
mung des Erfolgsorts in Internetfällen grundsätzlich auf
den Mittelpunkt der Interessen des Klägers ab, den er im
Zweifel an dessen gewöhnlichem Aufenthalt lokalisiert.5
Dort kann der Geschädigte den gesamten Schaden geltend
machen und Unterlassung verlangen, während dies an an-
deren Verbreitungsorten nicht möglich ist.6 Hingegen hält
der EuGH für Printmedien und Fernsehausstrahlungen an
der Mosaikbeurteilung fest, welche die Kognitionsbefugnis
am Erfolgsortgerichtsstand auf den dort eingetretenen
Schaden begrenzt.7

In Österreich hat der Gesetzgeber im Jahre 2022 mit
§ 92b JN eine spezielle Vorschrift zur örtlichen Zuständig-
keit für Streitigkeiten wegen Persönlichkeitsrechtsverletzun-
gen in einem elektronischen Kommunikationsnetz geschaf-
fen. In diesen Fällen ist auch das Gericht zuständig, in des-
sen Sprengel das schädigende Ereignis eingetreten ist oder
einzutreten droht. In Bezug auf die Zwangsvollstreckung ei-
nes Unterlassungstitels sieht § 5c Abs 3 EO seit 2021 vor,
dass eine Exekution zur Erwirkung einer Unterlassung auch
bei dem Gericht beantragt werden kann, in dessen Sprengel
die gegen den Exekutionstitel verstoßende Handlung gesetzt
worden oder ihr Erfolg eingetreten ist. Im vorliegenden Fall
musste der OGH sich anlässlich eines Mandatsverfahrens
nach § 549 ZPO mit der Frage befassen, ob angesichts der
bundesweiten Abrufbarkeit von Inhalten im Internet eine
Unterlassungsvollstreckung bei jedem Bezirksgericht in Ös-
terreich möglich ist oder ob diese nur, entsprechend den
vom EuGH entwickelten Kriterien, am Interessenmittel-
punkt des Geschädigten statthaft ist. Hierbei stellt der
OGH zunächst klar, dass § 5c Abs 3 EO zwar auch als Auf-
fangtatbestand für Fälle konzipiert sei, in denen der Beklag-
te über keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland verfü-
ge, dass der Anwendungsbereich der Vorschrift aber nicht
auf solche Konstellationen beschränkt sei (Rn 11–13). Der
OGH begründet sodann eingehend, dass seine einschlägige
Rechtsprechung zu bundesweiten TV-Ausstrahlungen
(Rn 15) sowie zum Lauterkeits- und Immaterialgüterrecht
(Rn 16–18) nicht auf Persönlichkeitsrechtsverletzungen
im Internet übertragbar sei. Sodann betont der OGH zwar
im Ausgangspunkt, dass der für die örtliche Zuständigkeit
nach nationalem Recht maßgebliche Erfolgsort iS des § 5c
Abs 3 EO grundsätzlich gemäß eigenen Kriterien zu bestim-
men sei (Rn 20). Im Anschluss daran referiert der OGH
aber seine Judikate zu § 92b JN, in denen er sich stark an
der einschlägigen Rechtsprechung des EuGH (Rn 21f) ori-
entiert. Demnach steht dem Geschädigten auch in reinen
Binnensachverhalten ein Erfolgsortgerichtsstand in Bezug
auf den gesamten Schaden, Widerruf und Unterlassung
nur am Mittelpunkt seiner Interessen zur Verfügung
(Rn 21f). Dieses Ergebnis überträgt der OGH im Wege ei-

ner Parallelwertung auf § 5c Abs 3 EO (Rn 23). Auch für
die Vollstreckung eines Unterlassungstitels am Erfolgsort
iS des § 5c Abs 3 EO ist daher erforderlich, dass dort der
Interessenmittelpunkt des Geschädigten zu lokalisieren ist
(Rn 24).

Der Lösungsweg des OGH vollzieht die gesetzgeberi-
schen Wertungen plausibel nach und gelangt zu einem
schlüssigen Ergebnis. Fragwürdig bleibt aber, ob die unter-
schiedliche prozessuale Behandlung verschiedener Medien,
die der EuGH für die internationale Zuständigkeit befür-
wortet,8 für die örtliche Zuständigkeit sachgerecht ist. So
will der EuGH Fernsehausstrahlungen weiterhin der Mo-
saikbeurteilung unterwerfen, während für Internetdelikte
eine umfassende Zuständigkeit am Interessenmittelpunkt
des Geschädigten besteht.9 Das überzeugt angesichts der
heute vielfach gängigen cross-medialen Verbreitung identi-
scher Inhalte (zB Verbreitung eines Beitrags über lineares
TV und über Online-Mediatheken) nur bedingt.10 Insoweit
erscheint auch die Abgrenzung der bundesweiten örtlichen
Zuständigkeit für TV-Formate, die der OGH in Rn 15 be-
jaht, von der Beschränkung auf den Interessenmittelpunkt
für Internetdelikte (Rn 22) diskussionswürdig.

Schließlich sei der rechtsvergleichende Hinweis erlaubt,
dass der herkömmliche „fliegende Gerichtsstand“ für Per-
sönlichkeitsrechtsverletzungen nach § 32 dZPO auch in
Deutschland seit geraumer Zeit unter dem Einfluss der rest-
riktiveren EuGH-Rechtsprechung infrage gestellt wird.11 Es
ist daher zu wünschen, dass die jüngere Entwicklung des
österreichischen Zivilprozessrechts auch in Deutschland Be-
achtung finden wird.

JAN VON HEIN

4 StRsp, EuGH C-509/09, eDate Advertising/Martinez, ECLI:EU:C:2011:685
Rn 41; EuGH C-251/20, Gtflix, ECLI:EU:C:2021:1036 Rn 27; EuGH C-232/
25, Idziski, ECLI:EU:C:2026:494 Rn 41.
5 EuGH C-509/09, eDate Advertising/Martinez, ECLI:EU:C:2011:685
Rn 48f.
6 EuGH C-194/16, Bolagsupplysningen, ECLI:EU:C:2017:766 Rn 48; EuGH
C-251/20, Gtflix, ECLI:EU:C:2021:1036 Rn 32.
7 EuGH C-232/25, Idziski, ECLI:EU:C:2026:494 Rn 43ff; kritisch zur Mo-
saikbeurteilung, gerade mit Blick auf die örtliche Zuständigkeit, Johanson/
Rapp/Vatter, Mosaiktheorie ad absurdum – Örtliche Zuständigkeit im Rah-
men des Art 7 Nr 2 EuGVVO bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen,
ZVglRWiss 2022, 176 (176–192).
8 EuGH C-232/25, Idziski, ECLI:EU:C:2026:494 Rn 43ff.
9 EuGH C-232/25, Idziski, ECLI:EU:C:2026:494 Rn 43ff.
10 Von Hein/Mariottini, The „Lisbon Guidelines on Privacy“ – A Path For-
ward for the Protection of Privacy in Private International and Procedural
Law, YbPIL 23 (2021/22), 103 (103, 132).
11 Näher Stein/Roth, Kommentar zur Zivilprozessordnung24 (2024) § 32
dZPO Rz 37f; skeptisch Jungmann, MüKo-ZPO7 (2025) § 32 dZPO Rz 192;
beide mwN; für die Vollstreckung von Unterlassungstiteln (§ 890 dZPO) be-
steht allerdings eine ausschließliche (§ 802 dZPO) Zuständigkeit des Prozess-
gerichts des ersten Rechtszugs.

439

Rechtsprechung

05_2026



Internationale Zuständigkeit für Schadenersatzklagen gegen
Geschäftsführer konzessionsloser Online-Glücksspielanbieter
Art 7 EuGVVO; Art 4 Rom II-VO

Bei den sogenannten „doppelrelevanten Tatsachen“, also jenen, aus denen sowohl die internationa-

le Zuständigkeit als auch die Begründetheit des Anspruchs abgeleitet wird, muss die Schlüssigkeit

des Klagevorbringens ausreichen, um nicht die Zuständigkeitsprüfung mit einer weitgehenden

Sachprüfung zu belasten. Auch die Frage der internationalen Zuständigkeit ist daher danach zu be-

urteilen, ob die Klageangaben schlüssig sind.

Der Erstschaden aus einem Verlust aufgrund Teilnahme von Online-Glücksspielen, die von einer Ge-

sellschaft in einem Mitgliedstaat angeboten werden, in dem sie nicht über die vorgeschriebene

Konzession verfügte, gilt als in demMitgliedstaat eingetreten, in dem dieser Spieler seinen gewöhn-

lichen Aufenthalt hat.

Unter Berücksichtigung der gebotenen Kohärenz von Art 4 Abs 1 der Rom-II-VO und Art 7 Nr 2 der

EuGVVO sowie der zur Frage des Erfolgsorts bei Schadenersatzklagen gegen Glücksspielgesellschaf-

ten selbst bereits vorliegenden höchstgerichtlichen Rechtsprechung ist daher auch der Erfolgsort in

Form des Eintritts des Erstschadens des Klägers an seinem gewöhnlichen Aufenthalt und somit in

Österreich zu verorten.

OGH 12. 3. 2026, 5 Ob 8/26a

Kontext

Die inzwischen insolvente T. Limited mit Sitz auf Malta bot
von dort aus über eine auf den ganzen europäischen Markt
ausgerichtete Casino-Website die Teilnahme an Online-
Glücksspielen an; sie verfügte zwar über eine maltesische
Glücksspielkonzession, nicht jedoch über eine Konzession
nach dem österreichischen Glücksspielgesetz. Der in Öster-
reich wohnhafte Kläger nahm mehrere Monate lang über
diese Website an Online-Glücksspielen teil, tätigte zur Auf-
ladung seines dafür in Malta eröffneten „Spieleraccounts“
Einzahlungen von seinem österreichischen Bankkonto auf
ein maltesisches Bankkonto und verlor insgesamt mehr als
€ 18.000,–. Die Rückzahlung dieses Verlusts begehrt er von
den Beklagten in ihrer Eigenschaft als Geschäftsführer („Di-
rektoren“) der Glücksspielgesellschaft im fraglichen Zeit-
raum. Das Erstgericht wies die Klage wegen fehlender inter-
nationaler Zuständigkeit zurück, das Rekursgericht sah die
Voraussetzungen für einen österreichischen Deliktsgerichts-
stand nach Art 7 Nr 2 EuGVVO als erfüllt an. Dagegen
wendete sich der Revisionsrekurs der Beklagten, dem der
OGH – nach Verfahrensunterbrechung für ein Vorabent-
scheidungsersuchen an den EuGH1 – nunmehr nicht Folge
gab, sodass das Verfahren in Österreich fortgesetzt wird.

Anmerkungen

Mit der Entscheidung 5 Ob 8/26a fügen OGH und EuGH
der Architektur des internationalen Online-Glücksspiel-
rechts einen weiteren Baustein hinzu. Anknüpfend an seine
bereits ergangenen Entscheidungen zu maltesischen
Glücksspielgesellschaften2 setzt der OGH seine Rechtspre-
chungslinie nunmehr für gegen die Gesellschafter persön-
lich gerichtete Schadenersatzklagen konsequent fort. Der
EuGH liefert klare Vorgaben für die inzident zu prüfenden
kollisionsrechtlichen Fragen und stellt damit gleichzeitig die

Weichen für grundsätzliche Fragen der Gesellschafterhaf-
tung sowie des Schadeneintrittsorts bei Verlusten durch On-
line-Geschäfte.

In etwas ungewöhnlicher Weise illustriert der Fall die
prozesstechnische Verschränkung von Internationalem Zi-
vilverfahrensrecht und Internationalem Privatrecht. Ein be-
sonderer Deliktsgerichtsstand in Österreich nach Art 7 Nr 2
EuGVVO setzt voraus, dass dort der Handlungsort oder der
Erfolgsort der anspruchsbegründenden unerlaubten Hand-
lung liegt (Ubiquitätsprinzip);3 vorliegend kam eine erfolgs-
ortbasierte Internationale Zuständigkeit in Betracht. Das
Bestehen eines deliktischen Schadensersatzanspruchs ist da-
bei eine doppelrelevante Tatsache – die eigentliche Prüfung
des Anspruchs bleibt der Begründetheit vorbehalten, für die
Bejahung der Internationalen Zuständigkeit ist ein schlüssi-
ges Klagevorbringen ausreichend.4 Der klägerische Vortrag
behauptete schlüssig das Bestehen eines deliktischen Scha-
denersatzanspruchs gegen die Beklagten, die als Geschäfts-
führer der Gesellschaft für deren Angebot von in Österreich
illegalem Glücksspiel verantwortlich gewesen seien und
nach §§ 1301, 1311 ABGB für die Verletzung der Spieler-
schutzvorschriften des Glücksspielgesetzes persönlich hafte-

1 EuGH C-77/24, Wunner, ECLI:EU:C:2026:1 EuZW 2026, 167 (Aßfalg) =
IPRax 2026, 338 (de Barros Fritz) = IWRZ 2026, 123 (Krümmel). Zum Urteil
ferner Staudinger/Runge, jurisPR-IWR 2/2026 Anm 1; Cassar Pullicino/Refa-
lo, The Titanium Brace Tightens: Rome II and Director Liability after Wun-
ner, conflictoflaws Blog, 16. 1. 2016, https://conflictoflaws.net/2026/the-tita-
nium-brace-tightens-rome-ii-and-director-liability-after-wunner/; Sinander,
CJEU: Piercing the Corporate Veil Is Not Subject to the Lex Societatis, EAPIL
Blog, 9. 3. 2026, https://eapil.org/2026/03/09/cjeu-piercing-the-corporate-
veil-is-not-subject-to-the-lex-societatis/.
2 OGH 22. 6. 2023, 10 Ob 56/22s; OGH 27. 6. 2023, 8 Ob 172/22k; OGH
25. 10. 2023, 2 Ob 177/23b; OGH 5. 10. 2023, 3 Ob 164/23y; OGH
25. 9. 2023, 6 Ob 168/23h.
3 Gottwald in Rauscher/Krüger (Hrsg), Münchener Kommentar ZPO6

(2022) Art 7 Brüssel Ia-VO Rz 55 mwN.
4 RIS-Justiz RS0116404; OGH 3. 7. 2013, 7 Ob 31/13d; OGH 31. 5. 2021,
5 Ob 193/20y.
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ten.5 Allerdings unterstellte er dafür die Anwendbarkeit des
österreichischen Rechts – nur nach diesem, nicht aber nach
maltesischem Recht kann eine deliktische Haftung gegen
die Gesellschaftsgeschäftsführer durchgreifen. Die zur Zu-
ständigkeitsprüfung erforderliche Schlüssigkeit des Vor-
bringens hing damit maßgeblich vom anwendbaren Recht
ab.6 Die bei dessen Bestimmung aufgeworfenen Rechtsfra-
gen lösten mangels „acte clair“ das Vorabentscheidungser-
suchen an den EuGH aus. Die unumgängliche Beantwor-
tung kollisionsrechtlicher Fragen bereits im Rahmen der
Zuständigkeitsprüfung zeigt die enge Verzahnung der bei-
den Ebenen. Sie fördert ihre Koordination im Rahmen des
europäischen IPR-IZVR-Systems – dem Ziel einer Entlas-
tung und Beschleunigung der Zuständigkeitsprüfung durch
eine bloße Schlüssigkeitsprüfung hinsichtlich doppelrele-
vanter Tatsachen war sie im vorliegenden Fall freilich nicht
dienlich.

In kollisionsrechtlicher Hinsicht war zunächst die An-
wendbarkeit der Rom II-VO auf Szenarien der Direktoren-
haftung fraglich – der EuGH wurde diesbezüglich um Klä-
rung der Reichweite der Lex-societatis-Ausnahme in Art 1
Abs 2 lit d) Rom II-VO ersucht. Angesichts der in der Lite-
ratur mehrheitlich vertretenen Position7 und seiner frühe-
ren Rechtsprechung8 wenig überraschend9 judizierte der
EuGH (Rz 23 ff), dass der Ausschlusstatbestand zwar die
im Zusammenhang mit der Funktionsweise der Gesellschaft
stehende Innenhaftung von Gesellschaftsorganen im Ver-
hältnis zur Gesellschaft erfassen soll, nicht aber deren nicht
mit dem „Leben der Gesellschaft“ zusammenhängende Au-
ßenhaftung gegenüber Dritten. Bei funktionaler Interpreta-
tion anhand des jeweiligen Haftungstatbestands10 sind de-
liktisch zu qualifizierende Klagen Dritter gegen Gesell-
schaftsorgane also nicht von der Ausnahme erfasst11 – das
entspricht sowohl der vom EuGH etablierten Linie einer en-
gen Auslegung der gesellschaftsrechtlichen Bereichsausnah-
men12 als auch deren Zweck. Die im Ausgangsfall geltend
gemachte Haftung der Beklagten als Geschäftsführer betrifft
gerade nicht das (Innen-)Verhältnis zwischen diesen und
der Gesellschaft, sondern das (Außen-)Verhältnis, in dem
die Gesellschaft gegen das allgemeine Verbot eines konzes-
sionslosen Angebots von Glücksspielen verstoßen hat. Da-
mit unterfällt sie nicht dem (in casu maltesischen) Gesell-
schaftsstatut, sondern dem anhand der Anknüpfungsregeln
der Rom II-VO zu ermittelnden Deliktsstatut.

Relevant wurde damit die für diesen Fall bedingt gestellte
zweite Vorlagefrage nach der Lokalisation des Erfolgsorts
iSd Art 4 Abs 1 Rom II-VO: Wo ist der Schaden des Spielers
eingetreten? Der OGH bietet in seiner Frage fünf verschie-
dene in Betracht kommende Orte an – der EuGH liefert den
gewöhnlichen Aufenthaltsort des Spielers als klare Antwort
(Rz 34ff). Zunächst überträgt er seine Rechtsprechung zum
IZVR13 ins IPR: Die Schadensverwirklichung wird zum ei-
nen in ihrer Verortung durch die Art des verletzten Rechts
beeinflusst, zum anderen setzt sie dessen Schutz am in Rede
stehenden Ort voraus (Rz 39f). Ausgehend von der etablier-

ten Maxime,14 dass der Schadenerfolg sich an dem Ort ver-
wirklicht, an dem der behauptete Schaden sich konkret
zeigt, sieht der EuGH die Schädigung hier jedoch nicht erst
im aus der Glücksspielteilnahme resultierenden Vermö-
gensverlust des Klägers. Vielmehr liegt das Delikt bereits
in einer Beeinträchtigung seiner durch das in seinem ge-
wöhnlichen Aufenthaltsstaat Österreich geltende Verbot ei-
nes öffentlichen Angebots von Online-Glücksspielen ohne
entsprechende Konzession geschützten Interessen, also der
Schutzgesetzverletzung; konkret gezeigt habe sich der gel-
tend gemachte Schaden in der Teilnahme an den dort ver-
botswidrig angebotenen Glücksspielen (Rz 42f). Detailliert
setzt sich der EuGH mit der Problematik der nicht immer
eindeutig möglichen räumlichen Verortung der Teilnahme
an (illegalen) Online-Glücksspielen auseinander (Rz 44ff).
Sowohl der Ort, von dem aus sie angeboten werden, als
auch der Ort, an dem der Vermögensschaden des Spielers
eintritt, sind als Handlungsort bzw Ort indirekter Schadens-
folgen im Rahmen des Art 4 Abs 1 Rom II-VO irrelevant;
maßgeblich müssen also die Spielhandlungen durch den
Spieler sein. Diese lokalisiert der EuGH den Schlussanträ-
gen des Generalanwalts Emiliou folgend fiktiv insgesamt am
gewöhnlichen Aufenthalt des Spielers, da von dessen On-
line-Glücksspiel-Teilnahme von diesem Ort aus auszugehen
sei; dafür sprechen auch die Vorhersehbarkeit für den Schä-
diger und die bereits etablierte Rechtsprechung zur
EuGVVO.15 Dem Rückgriff auf die eng auszulegende Aus-
weichklausel des Art 4 Abs 3 Rom II-VO tritt der EuGH
entgegen (Rz 52ff): Allein das Bestehen eines Vertrags zwi-
schen den Parteien kann die vertragsakzessorische Anknüp-
fung der deliktischen Haftung noch nicht begründen. Dies
stärkt die Rechtssicherheit und lässt zahlreiche potenzielle
Probleme, etwa Fragen des Verbraucherschutzes oder der
Wirkung von Eingriffsnormen, entfallen.

Dem OGH ermöglicht diese Positionierung des EuGH
eine klare und rasche Entscheidung im Ausgangsfall. Kolli-
sionsrechtlich ist der behauptete Schadensersatzanspruch

5 RIS-Justiz RS0128696; OGH 20. 2. 2020, 6 Ob 168/19b.
6 Dagegen de Barros Fritz, Anm zu EuGH C-77/24, Wunner – Die Lokali-
sierung des Erfolgsorts bei Klagen auf Rückzahlung von Verlusten aus On-
line-Glücksspielen im Rahmen der Rom II-VO und die Anwendung der Leh-
re von den doppelrelevanten Tatsachen im Zusammenhang mit der
EuGVVO, IPRax 2026, 338 (342ff), der die Vorlagefragen im Kontext des
Art 7 Nr 2 EuGVVO verorten will und hier die Lehre von den doppelrelevan-
ten Tatsachen für nicht einschlägig hält.
7 Junker in Säcker/Rixecker/Oetker/Limperg/Schubert (Hrsg), Münchener
Kommentar zum BGB9 (2025) Art 1 Rom II-VO Rz 49ff mwN.
8 EuGH C-498/20, BMA Nederland, ECLI:EU:C:2022:173 Rn 55.
9 So auch de Barros Fritz, IPRax 2026, 338 (339f).
10 Vgl nur Cassar Pullicino/Refalo, https://conflictoflaws.net/2026/the-tita-
nium-brace-tightens-rome-ii-and-director-liability-after-wunner/.
11 Sinander, https://eapil.org/2026/03/09/cjeu-piercing-the-corporate-veil-is-
not-subject-to-the-lex-societatis/.
12 EuGH C-272/18, VKI/TVP, ECLI:EU:C:2019:827, Rn 26; siehe auch EuGH
C-25/18, Kerr/Postnov, ECLI:EU:C:2019:376, Rn 33.
13 EuGH C-170/12, Pinckney, ECLI:EU:C:2013:635, Rn 32f mwN – de Barros
Fritz, IPRax 2026, 338 (340f) betont daher die territoriale Wirkung der öster-
reichischen Eingriffsnormen als das maßgebliche Element für die Schaden-
lokalisierung.
14 EuGH C-709/19, Vereniging van Effectenbezitters, ECLI:EU:C:2021:377,
Rn 31 mwN.
15 EuGH C-709/19, Vereniging van Effectenbezitters, ECLI:EU:C:2021:377,
Rn 28f mwN.
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nach dem Erfolgsortrecht und damit nach dem Recht des
gewöhnlichen Aufenthalts des Spielers zu beurteilen, also
nach österreichischem Recht. Nach diesem waren delikti-
sche Schadenersatzansprüche im Klagevorbringen schlüssig
behauptet, sodass diese als doppelrelevante Tatsachen einen
besonderen Deliktsgerichtsstand begründen konnten. Für
die internationale Zuständigkeit verortet der OGH den Er-
folgsort iSd Art 7 Nr 2 EuGVVO im Einklang mit Art 4
Abs 1 Rom II-VO sowie seiner bisherigen Rechtsprechung
zu Schadenersatzklagen gegen Glücksspielgesellschaften am
Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Klägers – und bejaht
zweifelsfrei die internationale Zuständigkeit der österreichi-
schen Gerichte auch für die Klage gegen die Gesellschafter.

Für die Gesellschafterhaftung birgt die Positionierung
des EuGH potenzielle Sprengkraft. Sie lässt eine Haftung
der Organe für ihre Handlungen im Namen der Gesellschaft
zu – und zwar nach deliktsrechtlichen und nicht nach ge-
sellschaftsrechtlichen Maßstäben. Für nicht gesellschafts-
spezifische Haftungsfragen kann sich sowohl hinsichtlich
der Haftungstatbestände als auch hinsichtlich der Durch-
griffsmöglichkeiten gegen die Gesellschafter („piercing the
corporate veil“) das Deliktsstatut des jeweiligen Erfolgsorts
gegenüber dem Gesellschaftsstatut durchsetzen.16 Die Mög-
lichkeit einer Überlagerung der nach dem Gesellschaftssta-
tut etablierten Haftungsbeschränkung der Organe durch ei-
ne Durchgriffshaftung nach dem jeweiligen Deliktsstatut
steuert den Gefahren der bewussten Gründung von Gesell-
schaften in Mitgliedstaaten mit „haftungsgünstigem“ Gesell-
schaftsrecht entgegen17 – gleichzeitig bedeutet sie für die
Geschäftsführer europaweit agierender Gesellschaften nicht
nur erhöhte, sondern nur schwer überschaubar variable
Haftungsrisiken. Die Qualifikationsfrage nach der Abgren-
zung zwischen gesellschaftsrechtlicher Innen- und delikts-
rechtlicher Außenhaftung wird aller Voraussicht nach Ge-
genstand weiterer Streitigkeiten werden.18

Die Auslegung des Deliktskollisionsrechts verstärkt die-
sen Effekt, indem sie den Erfolgsort am gewöhnlichen Auf-
enthalt des Geschädigten lokalisiert. Bei der Teilnahme an
Online-Glücksspielen ist diese Fiktion in der Tat sinnvoll:
Typischerweise wird ein Spieler seine Spielhandlungen am
Ort seines Lebensmittelpunkts vornehmen, dort trifft ihn
auch der am Ende eintretende Vermögensschaden schwer-
punktmäßig. Im Interesse einer stabilen und einheitlichen
Anknüpfung müssen punktuelle Spielhandlungen von an-
deren Orten aus (zB während kürzerer Auslandsreisen) un-
beachtlich bleiben;19 die Konsequenz, im Urlaub getätigte
Online-Glücksspiele nach dem gewöhnlichen Aufenthalts-
recht zu beurteilen, während der physische Gang in die
Spielbank am Urlaubsort dem dortigen Recht unterstellt
wird,20 ist angesichts des unterschiedlichen Charakters vir-
tueller und realer Casinos ohne weiteres hinzunehmen. Wer
im Ausland ein Casino betritt, kann nicht mit der Geltung
seines gewöhnlichen Aufenthaltsortrechts rechnen; wer sich
in ein Online-Casino einloggt, ist dagegen in seinem Ver-
trauen auf die Geltung der Haftungs- und Schutzregeln sei-

nes gewöhnlichen Aufenthaltsstaats zu schützen, insbeson-
dere, wenn die Website des ausländischen Casino-Betreibers
auf diesen „ausgerichtet“ und die vom EuGH großzügig an-
genommene21 Verbrauchereigenschaft des Spielers zu beja-
hen ist.22 Sowohl der geschädigte Spieler als auch der schä-
digende Online-Casino-Betreiber können den gewöhnli-
chen Aufenthalt des Spielers erkennen und als Anknüp-
fungskriterium vorhersehen.23 Für die vom EuGH in den
Fokus gerückte Schutzgesetzverletzung kann es sinnvoller-
weise nur auf die Regelungen dieses Staats ankommen,
gleichzeitig garantiert die Erfolgsortlokalisierung am ge-
wöhnlichen Aufenthalt, dass dessen Schutzniveau nicht un-
terlaufen wird. In der überwiegenden Zahl der Szenarien
führt sie zudem zu einem Gleichlauf zwischen deliktischer
und vertraglicher Anknüpfung, da Glücksspielverträge re-
gelmäßig dem Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des
Spielers unterstellt sind.24 Gleichzeitig erteilt der EuGH je-
doch etwaigen Versuchen einer Umgehung durch die Aus-
weichklausel des Art 4 Abs 3 Rom II-VO, beispielsweise im
Fall einer vertragsbezogenen Rechtswahl, bereits vorsorglich
eine klare Absage. Auf einem anderen Blatt steht freilich, ob
und inwieweit eine Verallgemeinerung der fiktiven Erfolgs-
ortlokalisierung am gewöhnlichen Aufenthalt bei Vermö-
gensschädigungen eines im Internet tätig werdenden Opfers
empfehlens- und wünschenswert ist.25

Die Lokalisierung der Erfolgsortanknüpfung am ge-
wöhnlichen Aufenthalt des geschädigten Spielers sichert
diesem nach Art 4 Abs 1 Rom II-VO die deliktischen Scha-
densersatzansprüche seines gewohnten Rechts und garan-
tiert durch die Übertragung auf Art 7 Nr 2 EuGVVO die
Option eines Klägergerichtsstands. Der Opferschutz bei
Teilnahme an verbotenen Online-Glücksspielen wird da-
durch erheblich gestärkt. Umgekehrt müssen Online-
Glücksspielanbieter in allen Mitgliedstaaten ihrer Tätigkeit
mit Klagen rechnen und können sich nicht mehr auf die
einheitliche Großzügigkeit des maltesischen Rechts verlas-

16 Sinander, https://eapil.org/2026/03/09/cjeu-piercing-the-corporate-veil-is-
not-subject-to-the-lex-societatis/; Krümmel, Anm zu EuGH C-77/24,Wunner
– Maßgeblicher Schadensort für deliktische Klage gegen Geschäftsführer we-
gen Verstoßes gegen Glücksspielverbot, IWRZ 2026, 123 (123).
17 Siehe auch Aßfalg, Anm zu EuGH C-77/24, Wunner – Internationales Pri-
vatrecht: Maßgeblicher Ort für deliktische Schadensersatzklage gegen Ge-
schäftsführer ausländischen Anbieters ohne Konzession, EuZW 2026, 167
(167). Kritisch deswegen Cassar Pullicino/Refalo, https://conflictoflaws.net/
2026/the-titanium-brace-tightens-rome-ii-and-director-liability-after-wun-
ner/.
18 Skeptisch hinsichtlich Online-Glücksspiel Cassar Pullicino/Refalo, https://
conflictoflaws.net/2026/the-titanium-brace-tightens-rome-ii-and-director-
liability-after-wunner/.
19 Zustimmend Aßfalg, EuZW 2026, 167 (168); Staudinger/Runge, jurisPR-
IWR 2/2026 Anm 1.
20 Sinander, https://eapil.org/2026/03/09/cjeu-piercing-the-corporate-veil-is-
not-subject-to-the-lex-societatis/.
21 EuGH C-774/19, AA, BB/Personal Exchange International Ltd, ECLI:EU:
C:2020:1015, Rn 36.
22 Kritisch bezüglich der Übertragung der vertragsrechtlichen Verbraucher-
schutzlogik in das Deliktsrecht Cassar Pullicino/Refalo, https://conflictoflaws.
net/2026/the-titanium-brace-tightens-rome-ii-and-director-liability-after-
wunner/.
23 Krümmel, IWRZ 2026, 123 (123).
24 Aßfalg, EuZW 2026, 167 (168).
25 Krümmel, IWRZ 2026, 123 (123 f); vorsichtig befürwortend Staudinger/
Runge, jurisPR-IWR 2/2026 Anm 1; zurückhaltend Aßfalg, EuZW 2026,
167 (168).
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sen, sondern haften ihren Teilnehmern nach deren jeweili-
gen deliktsrechtlichen Standards. Die Attraktivität von Mal-
ta als Standort für Online-Casinos dürfte sich damit erheb-
lich reduzieren.

Im Interesse der Eindämmung illegaler Online-Glücks-
spielangebote ist dieses Resultat zu begrüßen. Es setzt die
begonnene schutzorientierte Interpretation der europä-

ischen IPR- und IZVR-Regelungen für derartige Szenarien
konsequent fort; erkennbar sind OGH und EuGH durchaus
von diesem Bestreben geleitet, das sie durch eine sorgfältige
und detaillierte Argumentation überzeugend untermauern.

CAROLINE S. RAPATZ

UNTERNEHMENSRECHT

Zur Beschlussfassung legitimierenden Sanierung eines
Einberufungsmangels einer außerordentlichen
Generalversammlung
§ 36 Abs 1, § 37 Abs 2, § 41 GmbHG

Gemäß § 38 Abs 4 GmbHG können Beschlüsse in einer nicht ordnungsgemäß einberufenen Ver-

sammlung gefasst werden, wenn alle Gesellschafter anwesend oder vertreten sind („Vollversamm-

lung“). Eine den Einberufungsmangel sanierende „Anwesenheit“ setzt das Einverständnis mit der

Abhaltung der Versammlung und der Beschlussfassung voraus.

Wenn der erschienene Gesellschafter aufgrund des Einberufungsmangels Widerspruch gegen alle in

der Generalversammlung gefassten Beschlüsse erhebt und die Generalversammlung vor Beschluss-

fassung wieder verlässt, wird der Mangel nicht saniert.

OGH 22. 4. 2026, 6 Ob 13/25t (OLG Wien 21. 10. 2024, 3 R 30/24i-79; LG Krems an der Donau 12. 12. 2023, 33 Cg

22p-63)

Aus den Entscheidungsgründen

[27] Die Einberufung der Generalversammlung obliegt ge-
mäß § 36 Abs 1 GmbHGden Geschäftsführern. Zudem kann
eine Minderheit von mindestens 10% der Stammeinlagen ge-
mäß § 37 Abs 2 GmbHG dann, wenn ihrem schriftlichen
Verlangen auf Einberufung einer Generalversammlung bin-
nen 14 Tagen nicht entsprochen wird, selbst eine solche ein-
berufen. Diese einseitig zwingende Bestimmung ist Teil des
Minderheitenschutzes bei der GmbH. Aus der Regelung
folgt, dass das Recht (nur) einer Minderheit von zumindest
10% zusteht, also kein Individualrecht ist (Enzinger in Strau-
be/Ratka/Rauter, WK GmbHG [149. Lfg] § 37 Rz 2).

[40] Gemäß § 38 Abs 4 GmbHG können Beschlüsse in
einer nicht ordnungsgemäß einberufenen Versammlung ge-
fasst werden, wenn alle Gesellschafter anwesend oder ver-
treten sind („Vollversammlung“).

[41] Die „Anwesenheit“ iSd § 38 Abs 4 GmbHG, die den
Einberufungsmangel saniert, setzt jedoch auch das Einver-
ständnis mit der Abhaltung der Versammlung und der Be-
schlussfassung voraus (Koppensteiner/Rüffler,GmbHG3 § 38
Rz 13; Harrer in Gruber/Harrer, GmbHG2 §§ 41–42 Rz 14;
vgl 6 Ob 65/15z ErwGr 2.; Enzinger in Straube/Ratka/Rau-
ter, WK GmbHG § 41 [151. Lfg] Rz 17; unklar Aburumieh/
Arlt/Gruber in FAH, GmbHG2 § 38 Rz 31f). Wenn der er-
schienene Gesellschafter aus diesem Grund (Einberufungs-
mangel) Widerspruch erhebt und sich wieder entfernt, wird
der Mangel nicht saniert (3 Ob 161/50).

[43] Gemäß § 41 Abs 2 GmbHG ist Voraussetzung der
Klageberechtigung des Gesellschafters, der zur Versamm-

lung erschienen ist, dass er gegen den Beschluss Wider-
spruch zu Protokoll gegeben hat.

[44] In der Regel ist der Widerspruch nach der Fassung
des Beschlusses zu erklären (vgl RS0060260; RS0060255),
doch kann auch ein bereits vor einer Abstimmung erklärter
Widerspruch beachtlich sein (vgl 4 Ob 241/03z ErwGr 3.;
RS0060183).

[45] Im Fall eines Einberufungsmangels ist ein Wider-
spruch gegen alle in der Generalversammlung gefassten Be-
schlüsse schon vor der Beschlussfassung auch dann zulässig,
wenn der Gesellschafter die Generalversammlung vor Be-
schlussfassung verlässt (3 Ob 161/50; vgl Lindner in FAH
GmbHG2 § 41 Rz 136f; Diregger in Doralt/Nowotny/Kalls,
AktG3 § 196 Rz 36).

Kontext

Im gegenständlichen Verfahren erfolgte die Einberufung
der außerordentlichen Generalversammlung durch den an
der beklagten GmbH zu 1% beteiligten und auf Beklagten-
seite als Erstnebenintervenient eintretenden Gesellschafter.
Zwischen ihm und der Beklagten wurde am 20. 11. 1998 ein
Geschäftsführungsvertrag abgeschlossen, welcher eine fixe
Vertragslaufzeit bis zum 30. 11. 2006 mit einer Möglichkeit
zur Wiederbestellung vorsah. Von dieser Möglichkeit wurde
nicht explizit Gebrauch gemacht, laut Vorbringen der Be-
klagten und des Erst- und Zweitnebenintervenienten war
der Erstnebenintervenient aber auch nach dem 30. 11.
2006 noch im Firmenbuch als Geschäftsführer eingetragen
und als solcher mit Wissen, Willen und Zustimmung aller
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Gesellschafter in der Gesellschaft tätig. Bis 2017 wurden alle
Entscheidungen der Gesellschafter im Konsens getroffen,
bevor es zunehmend zu Diskussionen über eine neue Struk-
tur und Stimmrechtsverteilung kam.

Die Generalversammlung fand in weiterer Folge statt,
wobei sämtliche Gesellschafter unter Mitteilung der Tages-
ordnung verständigt wurden und zunächst auch erschienen
sind. Bereits zu Beginn der Generalversammlung und noch
vor der ersten Beschlussfassung haben der Kläger und des-
sen Nebenintervenientin als zu 30% und 49% an der Beklag-
ten beteiligte Gesellschafter erklärt, gegen sämtliche in die-
ser Sitzung zu fassende Beschlüsse mangels Rechtsgrundla-
ge zur Abhaltung der Generalversammlung Widerspruch zu
erheben, zumal der Erstnebenintervenient zu diesem Zeit-
punkt nicht mehr Geschäftsführer der Gesellschaft gewesen
sei. Laut OGH haben sie damit ihre Ablehnung gegen die
Abhaltung der Generalversammlung und die Beschlussfas-
sung unmissverständlich zum Ausdruck gebracht.

Zum geltend gemachten Einberufungsmangel hielt der
Gerichtshof weiters fest, dass der Erstnebenintervenient

bloß über eine nicht zur Einberufung der Generalversamm-
lung ausreichende Minderheit der Gesellschaftsanteile ver-
fügte. Aufgrund des einseitig zwingenden Charakters des
§ 37 Abs 2 GmbHG können zwar anstatt der 10% der
Stammeinlagen gesellschaftsvertraglich zugunsten der Stel-
lung der Minderheit günstigere Regelungen vorgesehen
werden. Hiervon wurde im gegenständlichen Verfahren je-
doch kein Gebrauch gemacht, womit ein relevanter und zur
Anfechtung der Beschlüsse berechtigender Mangel vorlag.
An der Zulässigkeit des hierauf gestützten Widerspruchs ge-
gen alle in der Generalversammlung gefassten Beschlüsse
ändere auch nichts, dass der Kläger und dessen Nebeninter-
venientin die Generalversammlung bereits vor Beschluss-
fassung verlassen haben.

Offen bleibt für den OGH, ob der Erstnebenintervenient
nicht (noch) Geschäftsführer der Gesellschaft war, was wie-
derum bedeuten würde, dass die Generalversammlung
trotzdem ordnungsgemäß einberufen worden wäre, weshalb
er die Entscheidung zur Vervollständigung der Tatsachen-
grundlage an die Vorinstanzen zurückverwies.

Ausschluss von der Teilnahme an der Hauptversammlung und der
Stimmrechtsausübung eines nach der EU-Sanktionsverordnung 2014
sanktionierten Aktionärs
§ 195 Abs 1 AktG; Art 2 Abs 1 EU-Sanktionsverordnung 269/2014/EU

Das Einfrieren von Geldern im Sinn des Art 1 lit f EU-Sanktionsverordnung 2014 führt zu einem

kategorischen und nicht von weiteren Voraussetzungen – insbesondere nicht vom Inhalt der Tages-

ordnungspunkte oder der zur Abstimmung gebrachten Beschlussanträge – abhängigen Ausschluss

der sanktionsbetroffenen Person von ihrem Teilnahmerecht und ihrem Stimmrecht in der Gesell-

schafterversammlung.

Will ein Aktionär, der den Sanktionen nach der EU-Sanktionsverordnung 2014 und den darin nor-

mierten Eingriffen in sein Eigentumsrecht unterliegt, geltend machen, infolge einer unrichtigen An-

wendung der Sanktionsbestimmungen seien seine Aktionärsrechte im Zusammenhang mit der Be-

schlussfassung in der Gesellschafterversammlung einer österreichischen Gesellschaft unzulässig be-

schnitten worden, so liegt der einzige ihm zur Verfügung stehende Rechtsbehelf, um die richtige

Anwendung der EU-Sanktionsverordnung 2014 im konkreten Fall überprüfen zu lassen, darin, den

Beschluss der Hauptversammlung nach §§ 195ff AktG zu bekämpfen.

OGH 22. 4. 2026, 6 Ob 60/26f (OLG Graz 24. 1. 2024, 3 R 133/23p-29; LG Klagenfurt 22. 6. 2023, 49 Cg 63/22p-20)

Aus den Entscheidungsgründen

[13] Im vorliegenden Fall focht die Klägerin, die von einer
in die Liste in Anhang I der EU-Sanktionsverordnung 2014
aufgenommenen Person kontrolliert wird, die in der Haupt-
versammlung der Beklagten (. . .) gefassten Beschlüsse ge-
mäß § 195 Abs 1 AktG mit der Begründung an, sie sei zu
Unrecht zu dieser Hauptversammlung und zur Stimm-
rechtsausübung nicht zugelassen worden.

[15] Die von der Klägerin an der Beklagten gehaltenen
Aktien sind von der Legaldefinition von „Geldern“ gemäß
Art 1 Abs 1 lit g sublit iii EU-Sanktionsverordnung 2014 er-
fasst (vgl 6 Ob 69/24a Rz 30).

[16] Durch das Urteil des EuGH C-465/24 ist klargestellt,
dass eine gesonderte Qualifikation der aus den Aktien resul-

tierenden Rechte als „wirtschaftliche Ressourcen“ im Sinn
von Art 1 Abs 1 lit d EU-Sanktionsverordnung 2014 (dies
erwägend 6 Ob 69/24a Rz 30) nicht in Betracht kommt:
Die Wahrnehmung der durch die Aktien vermittelten Rech-
te auf Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung
des Stimmrechts sind vielmehr als Nutzung von Geldern im
Sinn von Art 1 lit f EU-Sanktionsverordnung 2014 zu qua-
lifizieren (vgl EuGH C-465/24, SBK Art Limited, Rn 35, 38).

[17] Der EuGH hat weiters klargestellt, dass das Einfrie-
ren von Geldern im Sinn des Art 1 lit f EU-Sanktionsverord-
nung 2014 zu einem kategorischen und nicht von weiteren
Voraussetzungen – insbesondere nicht vom Inhalt der Tages-
ordnungspunkte oder der zur Abstimmung gebrachten Be-
schlussanträge abhängigen – Ausschluss der sanktionsbetrof-
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fenen Person, in casu die Klägerin, von ihrem Teilnahme-
recht und ihrem Stimmrecht in der Gesellschafterversamm-
lung führt (vgl EuGH C-465/24, SBK Art Limited, Rn 41).

[19] Der Ausschluss von der Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und der Stimmrechtsausübung stand nach der
dargestellten Rechtsprechung des EuGH allerdings im Ein-
klang mit der EU-Sanktionsverordnung 2014 und erfolgte
daher zu Recht.

[21] Lediglich soweit die Beklagte vorbringt, nach der
EU-Sanktionsverordnung 2014 sei auch das Beschlussan-
fechtungsrecht einer sanktionierten Aktionärin eingefroren
(in diesem Sinn: Kalss, Gesellschaftsrechtliche Folgen der
EU-Sanktionen gegen Russland und Belarus, GesRZ 2023,
75 [81]; Karollus, Russland/Belarus-Sanktionen und Aktio-
närsrechte, RdW 2023/632, 862, Langfassung rdw.lexis.ne-
xis.at, Punkt 4.3; gegen ein Einfrieren des Anfechtungs-
rechts: Heidinger, Asset Freeze in den Sanktionen gegen
Russland und Gesellschaftsbeteiligungen, ZFR 2022/273,
576 [580f]) trifft das nicht zu:

[22] Nach Art 47 der Charta der Grundrechte der Europä-
ischenUnion (GRC) hat jede Person, deren durch das Recht der

Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind,
das Recht auf einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf.

[23] Will hingegen ein Aktionär, der den Sanktionen
nach der EU-Sanktionsverordnung 2014 und den darin nor-
mierten Eingriffen in sein Eigentumsrecht unterliegt, wie im
vorliegenden Fall geltend machen, infolge einer unrichtigen
Anwendung der Sanktionsbestimmungen seien seine Aktio-
närsrechte im Zusammenhang mit der Beschlussfassung in
der Gesellschafterversammlung einer österreichischen Ge-
sellschaft unzulässig beschnitten worden, so liegt der einzige
ihm zur Verfügung stehende Rechtsbehelf, um die richtige
Anwendung der EU-Sanktionsverordnung 2014 im konkre-
ten Fall überprüfen zu lassen, darin, den Beschluss der
Hauptversammlung nach §§ 195ff AktG zu bekämpfen.

[24] Das Abschneiden dieser einzigen Kontrollmöglich-
keit der rechtsrichtigen Anwendung der EU-Sanktionsver-
ordnung 2014 würde zudem dem allgemeinen unionsrecht-
lichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der auch im Be-
reich des Sanktionenregimes gilt (vgl EuG T-720/14, Arkady
Romanovich Rotenberg/Rat, Rn 178, 180; T-732/22, Oleg
Vladimirovich Deripaska/Rat, Rn 259ff), zuwiderlaufen.

STRAFRECHT

Keine Nichtigkeit trotz Verständigungsproblemen des Angeklagten
§ 281 Abs 1 Z 3 und 4 StPO

Indem die Verfahrensrüge (Z 3) unter Bezugnahme auf Verständigungsprobleme zwischen dem

Schöffengericht und dem Angeklagten moniert, das Gericht habe die amtswegige Beiziehung eines

Dolmetschers zur Hauptverhandlung unterlassen, macht sie keine Verletzung einer der in § 281 Abs 1

Z 3 StPO taxativ aufgezählten – oder in (nach Inkrafttreten der StPO erlassenen) Nebengesetzen ent-

haltenen, ausdrücklich bei sonstiger Nichtigkeit zu beobachtenden – Bestimmungen geltend [. . .].

Die Bekämpfung aus Z 4 scheitert bereits am Unterlassen einer entsprechenden Antragstellung in

der Hauptverhandlung [. . .].

Da gegenüber einem Wahlverteidiger [. . .] keine Anleitungspflicht besteht, geht der in diesem Zu-

sammenhang erhobene Vorwurf eines Verstoßes gegen die Manuduktionspflicht von vornherein ins

Leere [. . .]. Im Übrigen wurde im – ungerügt gebliebenen – Protokoll über die Hauptverhandlung

lediglich festgehalten, dass der Angeklagte „manchmal“ bzw „teilweise“ [. . .] schwer verständlich

sei, insbesondere wenn er frei spreche und nicht auf Fragen antworte (siehe dazu auch die Gegen-

ausführung der Staatsanwaltschaft [. . .]). Überdies wurden die im Rechtsmittel als Beleg für (ver-

meintlich gravierende) Verständigungsprobleme hervorgehobenen Antworten des Angeklagten

im Beisein dessen (Wahl-)Verteidigers gegeben, sodass die Verteidigung auch keineswegs an geeig-

neter Antragstellung gehindert gewesen wäre.

OGH 19. 5. 2026, 11 Os 47/26k

Kontext

Gegen die Verurteilung des Angeklagten ua wegen Verge-
waltigung erhob dieser Nichtigkeitsbeschwerde nach § 281
Abs 1 Z 3 und 4 StPO, weil er in der Hauptverhandlung
Verständigungsprobleme mit dem Schöffensenat gehabt ha-
be. Der OGH wies die Nichtigkeitsbeschwerde zurück.

PRAXISTIPP

Das Recht auf Dolmetschleistungen nach § 56

Abs 2 StPO ist keine Bestimmung, deren Einhaltung

das Gesetz bei sonstiger Nichtigkeit anordnet

(§ 281 Abs 1 Z 3 StPO). Dem Fehlen eines den Um-

ständen nach erforderlichen Dolmetschers in der

Hauptverhandlung muss deshalb mit einem Antrag

in der Hauptverhandlung durch den Verteidiger

begegnet werden, um nachher den Nichtigkeits-

grund nach § 281 Abs 1 Z 4 StPO zu eröffnen.

SEVERIN GLASER
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Keine zwingende Freiheitsstrafe nach § 33 Abs 5 FinStrG
§ 15 Abs 2, § 33 Abs 1, 5 FinStrG; § 281 Abs 1 Z 11 StPO

Entgegen der Sanktionsrüge (Z 11) sieht § 33 Abs 5 letzter Satz FinStrG neben der Geldstrafe die

Verhängung einer Freiheitsstrafe gerade nicht zwingend, sondern (soweit hier von Interesse) nur bei

Vorliegen der Voraussetzungen des § 15 Abs 2 FinStrG vor. Solcherart darf für Finanzvergehen der

Abgabenhinterziehung (§ 33 FinStrG) allein dann auf eine Freiheitsstrafe erkannt werden, wenn dies

spezial- oder generalpräventive Gründe verlangen [. . .]. Das auf Z 11 Fall 3 gestützte Vorbringen, das

Erstgericht, das zwar bei beiden Angeklagten die Verhängung von Freiheitsstrafen neben den Geld-

strafen aus spezial- und generalpräventiven Gründen als notwendig erachtete, davon aber wegen

des in der überlangen Verfahrensdauer gelegenen Verstoßes gegen Art 6 MRK absah [. . .], hätte

(auch) Freiheitsstrafen von zumindest einem Monat verhängen müssen, geht somit fehl.

OGH 27. 5. 2026, 13 Os 18/26k

Kontext

Gegen eine erstinstanzliche Verurteilung ua wegen Abga-
benhinterziehung nach § 33 Abs 1 FinStrG gingen sowohl
die Verurteilten als auch die StA mit Nichtigkeitsbeschwer-
den vor, die der OGH allesamt beschlussmäßig zurückwies.
Die StA hatte in ihrer Nichtigkeitsbeschwerde nach § 281
Abs 1 Z 11 StPO moniert, dass bei Vorliegen der Vorausset-
zungen nach § 15 FinStrG die Verhängung einer Freiheits-
strafe für eine Abgabenhinterziehung zwingend sei.

Anmerkungen

Der Beschluss des OGH ist insoweit eine wohltuende Klä-
rung, weil der Wortlaut des § 33 Abs 5 FinStrG für sich be-
trachtet nämlich durchaus – im Einklang mit dem Vorbrin-
gen der StA – als Pflicht zur Verhängung einer Freiheitsstra-
fe verstanden werden könnte („[. . .] ist [. . .] auf Freiheits-
strafe [. . .] zu erkennen“). Erst aus § 15 Abs 2 FinStrG
ergibt sich die wesentliche Unterscheidung zwischen zwin-
gend und nicht zwingend zu verhängenden Freiheitsstrafen.

SEVERIN GLASER

Qualifikationsvoraussetzungen im Dopingbereich
nach § 28 Abs 4 Z 2 und Abs 5 ADBG 2021
§§ 28 Abs 4 Z 2 und 5 ADBG

Die Subsumtion nach der Qualifikationsnorm des § 28 Abs 4 Z 2 ADBG 2021 setzt die Begehung

einer Straftat nach § 28 Abs 1 ADBG 2021 und weiters voraus, dass der Täter innerhalb der letzten

zwölf Monate vor der Tat zumindest drei solche Taten begangen hat. Demnach muss der Täter zur

Verwirklichung des genannten Qualifikationstatbestands insgesamt zumindest vier derartige Hand-

lungen begangen haben [. . .]. Darüber hinaus muss der Täter in der Absicht gehandelt haben, sich

durch die wiederkehrende Begehung von Straftaten nach § 28 Abs 1 ADBG 2021 eine fortlaufende

Einnahme zu verschaffen.

Diese Absicht muss bei der (im Sinne des § 28 Abs 4 Z 2 ADBG 2021 aktuellen) „Straftat nach Abs. 1“,

nicht also bereits bei den drei vom Gesetz verlangten Vortaten (oder auch nur einer von ihnen)

gegeben sein [. . .]. Salimi (in Leukauf/Steininger, Strafrechtliche Nebengesetze3 § 28 ADBG Rz 45)

und Tipold (in WK2 ADBG § 28 Rz 48) weisen zwar zutreffend darauf hin, dass die Verwendung der

Vergangenheitsform („in der Absicht gehandelt hat“) als Bezugnahme auf die Vortaten zu verstehen

sein könnte. Folgte man dieser streng grammatikalischen Sicht, würde das aber bedeuten, dass zur

Verwirklichung der in Rede stehenden Qualifikation nur die Vortaten in auf gewerbsmäßige Bege-

hung gerichteter Absicht begangen worden sein müssen, weil die Begehung der aktuellen Tat ge-

setzlich ja im Präsens formuliert ist („eine Straftat nach Abs. 1 begeht“). Eine Konsequenz, die dem

Gesetzgeber bei sinnbezogener Betrachtung nicht unterstellt werden kann. Ganz im Sinne der

Rechtsprechung gehen übrigens auch die Gesetzesmaterialien davon aus, dass die Qualifikation

des § 22a Abs 4 Z 2 ADBG 2007 (nunmehr [inhaltsgleich] § 28 Abs 4 Z 2 ADBG 2021) insoweit dann

erfüllt ist, wenn der Täter drei Vortaten „nach Abs. 1“ begangen hat (ErläutRV 561 BlgNR 23. GP 8).

Die Qualifikationsvoraussetzung der drei Vortaten in § 28 Abs 4 Z 2 ADBG 2021 deckt sich daher im

Grunde mit jener der zwei Vortaten in § 70 Abs 1 Z 3 StGB [. . .].
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Wenngleich der Täter zur Verwirklichung der angesprochenen Qualifikationsnorm wegen der drei

Vortaten nicht bereits verurteilt sein muss, ist es jedenfalls erforderlich, dass die Begehung dieser

Taten im aktuellen Urteil festgestellt wird [. . .]. Urteilsmäßige Feststellung bedeutet, dass die drei

Vortaten subsumtionstauglich zu umschreiben sind [. . .]. Zudemmuss den Feststellungen zu entneh-

men sein, dass diese Taten innerhalb der letzten zwölf Monate vor der vierten Tat begangen worden

sind.

Zur Verwirklichung des zweiten Falls des § 28 Abs 5 ADBG 2021 ist die Annahme einer tatbestand-

lichen Handlungseinheit aber gar nicht erforderlich, weil die genannte Bestimmung – in Anlehnung

an § 29 StGB – ab der vierten Tat eine besondere Art des Zusammenrechnungsgrundsatzes normiert

[. . .]. Soweit Tipold (in WK2 ADBG § 28 Rz 51) die Ansicht vertritt, dass § 28 Abs 5 Fall 2 ADBG 2021

nur dann zur Anwendung gelange, wenn die Grenzmenge (§ 28 Abs 7 ADBG 2021) durch jeweils eine

einzelne Tat überschritten werde, übersieht er, dass die in Rede stehende Qualifikationsnorm gerade

nicht einzeltatbezogen formuliert ist („handelt es sich jedoch um eine die Grenzmenge [Abs. . 7]

übersteigende Menge“).

Liegt also Gewerbsmäßigkeit im Sinne des § 28 Abs 4 Z 2 ADBG 2021 in Bezug auf (zumindest) eine

der in § 28 Abs 5 ADBG 2021 genannten Substanzen vor, ist § 28 Abs 5 Fall 1 ADBG 2021 verwirk-

licht. Begeht der Täter mehrere nach dieser Norm qualifizierte Vergehen, sind die Substanzmengen

zusammenzurechnen. Ergibt diese Rechnung ein Überschreiten der Grenzmenge, ist § 28 Abs 5

Fall 2 ADBG 2021 erfüllt. Der Vorsatz muss sich (wie im Vermögensstrafrecht) auf die (ziffernmäßig

bestimmten) Einzelmengen und bloß solcherart auf das Überschreiten der Grenzmenge beziehen

[. . .], ein Additionsvorsatz bei jeder einzelnen Tathandlung ist nicht erforderlich. Dass diese Qualifi-

kationsnorm (bei entsprechender Menge) auch durch eine einzige Tat erfüllt werden kann, bedarf

keiner Erörterung.

OGH 22. 4. 2026, 13 Os 19/26g

Kontext

Der OGH erkannte über eine Nichtigkeitsbeschwerde zur
Wahrung des Gesetzes, die die GenProk gegen ein unange-
fochten in Rechtskraft erwachsenes Urteil eines Schöffenge-
richts erhoben hatte, mit dem der Angeklagte ua wegen den
Qualifikationen des gerichtlichen Straftatbestands nach § 28
Abs 4 Z 2 und Abs 5 ADBG 2021 verurteilt worden war.
Das schöffengerichtliche Urteil verletzte aus Sicht des
OGH in Bezug auf das ADBG 2021 das Gesetz, wurde inso-
weit aufgehoben und die Sache in diesem Umfang zu neuer
Verhandlung und Entscheidung an das LG zurückverwie-
sen.

Anmerkungen

Von besonderem Interesse an diesem Urteil ist die Ausei-
nandersetzung mit der Literaturmeinung Tipolds bei der
Auslegung des § 28 Abs 5 2. Fall ADBG 2021: Es handelt
sich dabei um eine Qualifikationsnorm einer Qualifika-
tionsnorm (nämlich des § 28 Abs 4 ADBG 2021), die die
(von Tipold und übrigens auch Salimi1 bejahte) Frage auf-
wirft, ob die Voraussetzung des § 28 Abs 5 2. Fall – das

Übersteigen der Grenzmenge – im Fall des § 28 Abs 4 Z 2
ADBG 2021 („[. . .] eine Straftat nach Abs. 1 begeht, inner-
halb der letzten zwölf Monate vor der Tat zumindest drei
solche Taten begangen [. . .] hat [. . .]“) in Bezug auf jede ein-
zelne der vier Taten vorliegen muss. Der OGH schließt sich
der Meinung Tipolds nicht an, und zwar mit einem gram-
matikalischen Argument (der Gesetzeswortlaut [„handelt es
sich“] stünde im Singular), das mE wohl stimmig ist, jedoch
auf eine viel naheliegendere Auslegung hindeuten könnte,
die weder die Lit noch der OGH in Erwägung zu ziehen
scheinen, nämlich das Erfordernis des Übersteigens der
Grenzmenge nur in der vierten Tat allein (die auch erst
für sich die Qualifikation des zugrunde liegenden § 28
Abs 4 Z 2 ADBG 2021 auslöst).

SEVERIN GLASER

1 Salimi in Leukauf/Steininger, Strafrechtliche Nebengesetze3 (2022) § 28
ADBG Rz 47.
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Grenzen des Doppelverwertungsverbots bei § 136 Abs 2 StGB
§ 136 Abs 2 StGB; § 281 Abs 1 Z 11 StPO

Bleibt anzumerken, dass das Schöffengericht hinsichtlich L* „die Tatbegehung unter Drohung mit

einer Waffe zu I./A./1./ und I./B./1./“ als erschwerend wertete [. . .]. Darin erblickt die Generalproku-

ratur einen Verstoß gegen das Doppelverwertungsverbot im Sinn des § 32 Abs 2 Satz 1 StGB (§ 290

Abs 1 Satz 2 Fall 1 iVm § 281 Abs 1 Z 11 Fall 2 StPO).

Nach den Feststellungen [. . .] verschaffte L* sich die Gewalt über das Fahrzeug nicht nur durch die

„Drohung mit einer Waffe“, sondern gerade auch dadurch, dass er Gewalt [. . .] gegen J* anwendete,

indem er die Tür aufriss, den Genannten an den Schultern packte und aus dem Fahrzeug zerrte

(§ 136 Abs 2 iVm § 131 StGB). Daher war das Mitführen oder Verwenden einer Waffe zu I./A./1./

für die Subsumtion nach § 136 Abs 2 StGB nicht mehr bestimmend und konnte bei der Strafbemes-

sung ohne Verstoß gegen das Doppelverwertungsverbot berücksichtigt werden (§ 33 Abs 2 Z 6

StGB; [. . .]).

Da dieser Erschwerungsgrund solcherart grundsätzlich in Anschlag gebracht werden durfte, bewirk-

te es keine Nichtigkeit, dass das Schöffengericht dazu – wenngleich mit Blick auf die Bejahung der

Qualifikation nach § 143 Abs 1 Fall 2 StGB irrig – gleichzeitig auch I./B./1./ erwähnte [. . .].

OGH 6. 5. 2026, 15 Os 17/26b

Kontext

Der Angeklagte war erstinstanzlich wegen § 136 Abs 2 StGB
und mehrerer anderer Delikte verurteilt worden und erhob
dagegen Nichtigkeitsbeschwerde, die der OGH zurückwies.
Aus Anlass der Nichtigkeitsbeschwerde setzte sich der OGH
auch mit den Bedenken der GenProk hinsichtlich eines Ver-

stoßes gegen das Doppelverwertungsverbot auseinander,
kam jedoch zum Schluss, dass es nicht verletzt wurde, weil
die Qualifikation nach § 136 Abs 2 StGB bereits aus anderen
Gründen als der bei der Strafzumessung berücksichtigten
Verwendung einer Waffe erfüllt war.

VERWALTUNGSVERFAHRENSRECHT

Mandantenkommunikation über die E-Mail-Adresse eines Dritten
Art 4 Z 7 DSGVO; § 1 DSG; § 9 Abs 1 RAO

Rechtsanwälte sind, wenn sie Daten für den Zweck der Vertretung ihrer Mandanten verarbeiten,

regelmäßig als selbständige Verantwortliche tätig. Datenschutzwidrige Weisungen bilden keinen

Rechtfertigungsgrund zur Erfüllung eines Bevollmächtigungsvertrags mit einem Rechtsanwalt. Die

Befolgung einer solchen Weisung kann Rechtsanwälte nicht von ihrer datenschutzrechtlichen Ver-

antwortlichenstellung entbinden.

BVwG 24. 2. 2026, W274 2331886-1 (zwei VwGH-Revisionen anhängig)

Aus den Entscheidungsgründen

Die belangte Behörde [Datenschutzbehörde] verneinte den
Beschwerdepunkt einer Geheimhaltungspflichtverletzung
seitens der MB [mitbeteiligten Rechtsanwältin] bereits des-
halb, weil sie die MB aufgrund ausdrücklicher Weisung ih-
rer Mandantin, über welches E-Mail-Postfach die Anwalts-
korrespondenz zu führen sei, in diesem Umfang nicht als
Verantwortliche ansah.

Aufgrund – soweit überblickbar – einhelliger Rechtspre-
chung sind Rechtsanwälte, wenn sie Daten für den Zweck
der Vertretung ihrer Mandanten verarbeiten, regelmäßig als
selbständige Verantwortliche tätig. Dieser Grundsatz steht
auch rechtlich in diesem Verfahren nicht in Diskussion.

Der BF verweist allerdings zutreffend auf die Bestim-
mung des § 9 RAO, dem zufolge Rechtsanwälte Vertretun-
gen dem Gesetz gemäß zu führen haben. Daraus folgt lo-

gisch, dass Klientenaufträge nur insoweit zu befolgen sind,
als sie dem Gesetz nicht widerstreiten.

Die Datenschutzbehörde beschäftigte sich mit dieser
Frage, inwieweit die Bindung des Rechtsanwalts an das Ge-
setz der Weisungsautonomie des Mandanten Grenzen setzt,
nicht.

Es ist zwar nach den Sachverhaltsfeststellungen richtig,
dass die MB nicht aus eigenem, sondern über Weisung
ihrer Mandantin die Anwaltskorrespondenz über ein von
dieser mitgeteiltes E-Mail-Postfach, lautend auf eine dritte
Person, abwickelte. Die MB beschränkt sich auch in ihrer
Stellungnahme zur Beschwerde darauf, dass sie diese Wei-
sung offenbar ohne weitere Erörterung im Hinblick auf
die – wenn auch nachvollziehbare – Befürchtung ihrer
Mandantin, dass der BF Zugriff auf ihr E-Mail-Postfach
habe, befolgt habe.
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Wie dargestellt, unterliegt der Rechtsanwalt bei der Aus-
übung seines Mandates zwar der anwaltlichen Treuepflicht
im Hinblick auf die Interessen seiner Partei. Diese findet
aber ihre Grenze bei Weisungen, deren Befolgung Gesetzen
widerstreitet. Auch die Datenschutzvorschriften sind Teil
der gesetzlichen Bindung des Rechtsanwalts.

Entgegen den Ausführungen der MB liegt in der Über-
mittlung von Anwaltskorrespondenz an ein E-Mail-Post-
fach (eines Dritten) eine „Übermittlung“ gemäß Art 4
Z 2 DSGVO im Sinne einer Unterform der „Offenlegung“.
Es handelt sich dabei um eine Mitteilung an einen indivi-
duell bestimmten Adressaten, in diesem Fall auf elektroni-
schem Weg. Hierbei entsteht jedenfalls für den Dritten
(den Onkel der Mandantin der MB) die Möglichkeit, sich
Kenntnis vom Inhalt zu verschaffen. Für die Frage, ob ei-
ne Offenlegung in diesem Sinne stattgefunden hat, ist da-
bei nicht erforderlich, dass sich der Dritte tatsächlich
Kenntnis von den Inhalten verschafft hat. Die Ausführung
der MB, dass mit dem Onkel „weder Kommunikation
stattgefunden“ habe, noch diesem „die Einsicht und Ab-
schrift ermöglicht“ worden sei, ist in diesem Zusammen-
hang nicht nachvollziehbar.

Wenn die MB weiters meint, es habe lediglich eine Über-
mittlung, nicht jedoch eine Offenlegung [. . .] nachgewiesen
werden können, so liegt darin datenschutzrechtlich insofer-
ne kein relevanter Unterschied, als beide Tatbestandsmerk-
male „Verarbeitungen“ darstellen.

Eine „Verarbeitung“ im Sinne des Art 4 Z 2 DSGVO be-
darf jedenfalls eines Rechtfertigungsgrundes nach Art 6
DSGVO. Die MB hat sich zwar diesbezüglich pauschal auf
Art 6 Abs 1 lit b DSGVO (Erfüllung eines Vertrags – Man-
datsverhältnis) sowie Art 6 Abs 1 lit f DSGVO (berechtigtes
Interesse an einer sicheren, vertraulichen Mandatskommu-
nikation) berufen, hierfür aber keine näheren Argumente
eingebracht, zumal sie davon ausging, dass gar keine „Of-
fenlegung“ stattgefunden habe.

Soweit sich die MB hier auf eine „vertrauliche Mandats-
kommunikation“ (gemeint mit ihrer Mandantin) beruft, war
die gewählte Kommunikationsart gleichzeitig mit der Ge-
fährdung datenschutzrechtlicher Positionen des BF verbun-
den, weil – wie festgestellt – Unterlagen mit diesen betref-
fenden personenbezogenen Daten an einen im Scheidungs-
verfahren nicht beteiligten Dritten übermittelt wurden. Die
Rechtsgrundlage des Art 6 Abs 1 lit b DSGVO (Erfüllung
eines Vertrags) kann in dieser Allgemeinheit die gewählte
Kommunikationsart nicht rechtfertigen, weil das Mandan-
tenverhältnis – neuerlich auf das Weisungsverhältnis zu-
rückzukommend – einen Rechtsanwalt nicht dazu ver-
pflichtet oder berechtigt, im Ergebnis gesetzwidrige Wei-
sungen zu befolgen. Insofern bilden datenschutzwidrige
Weisungen daher keinen datenschutzrechtlichen Rechtferti-
gungsgrund zur Erfüllung eines Bevollmächtigungsvertrags
mit einem Rechtsanwalt.

Betreffend die Generalklausel des Art 6 Abs 1 lit f
DSGVO hat die MB gar keine expliziten Gründe genannt,

weshalb ihre Interessen bzw jene ihrer Mandantin jene des
BF überwiegen.

Wie festgestellt, wurden umfangreiche Daten des BF, die
dessen höchstpersönliche Sphäre betreffen (insbesondere E-
Mail-Korrespondenz, Unterlagen betreffend Einkommens-
und Vermögenssituation, Immobilienbewertung) an einen
unbeteiligten Dritten offengelegt. Es handelt sich dabei of-
fenbar auch um Daten, die die Mandantin der MB erst im
Zuge des Scheidungsverfahrens erlangt hat. Es besteht zwar
zweifellos ein berechtigtes Interesse der (Ex-)Ehefrau des
BF, auf vertrauenswürdige Art und Weise die aus dem Man-
dantenverhältnis entspringende Korrespondenz mit der MB
übermittelt zu erhalten. Es stehen aber jedenfalls abseits der
bisherigen Nutzung ihrer – als gefährdet erachteten – E-
Mail-Adresse weitere Möglichkeiten zur Verfügung, wie
die Anlegung einer neuen E-Mail-Adresse, eine Passwortän-
derung, die Möglichkeit über einen Downloadbereich oder
letztlich auch eine postalische Übermittlung. Unter diesen
Möglichkeiten finden sich nach Ansicht des Gerichts durch-
aus auch für die Mandantin der MB zumutbare Möglichkei-
ten.

Eigene Interessen der MB, die Übermittlung wie festge-
stellt vorzunehmen, sind nicht naheliegend, zumal für die
MB nur der Umstand wesentlich sein kann, eine taugliche
Kommunikation mit ihrer Mandantin zu führen und die
oben dargestellten Varianten zumindest abstrakt zur Verfü-
gung standen.

Es sind daher keine Umstände hervorgekommen, die ei-
ne Interessenabwägung diesbezüglich zugunsten der MB
oder ihrer Mandantin erscheinen lassen.

Da keine Rechtfertigungsgründe für die MB hervorka-
men, dass die Korrespondenz mit ihrer Mandantin in Bezug
auf personenbezogene Daten des BF an ein E-Mail-Postfach
eines Dritten zulässig wäre, war die diesbezügliche Weisung
der Mandantin der MB gegenüber nicht gesetzeskonform.

Die Befolgung einer solchen Weisung kann nach Ansicht
des Verwaltungsgerichts die MB aber nicht von ihrer daten-
schutzrechtlichen Verantwortlichenstellung entbinden, weil
sie aus ihren dargestellten anwaltlichen Verpflichtungen he-
raus verpflichtet gewesen wäre, auf eine gesetzeskonforme
Kommunikationsweise der MB gegenüber hinzuwirken
und – im hier unwahrscheinlichen Fall der Nichtfindung
einer gesetzeskonformen Variante – auch allenfalls das
Mandat niederzulegen.

Zwar besteht für einen Rechtsanwalt wohl keine Erkun-
digungs- oder Erforschungsobliegenheit, ob Kommunika-
tionsadressen datenschutzrechtlich unbedenklich sind. Bei
Offenkundigkeit eines solchen Umstands ist ihm im Sinne
seiner Bindung an die Gesetze aber eine Klärung und ein
Hinwirken auf eine datenschutzrechtlich taugliche Kommu-
nikation abzuverlangen. Aufgrund des Auseinanderfallens
des Namens mit jenem der Mandantin bezüglich der hier
angegebenen E-Mail-Adresse im Zusammenhalt mit dem
ausdrücklichen Hinweis, es handle sich um jene des Onkels,
ist eine solche Offenkundigkeit wohl gegeben.
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Selbst für den Auftragsverarbeiter wird, wenn er der An-
sicht ist, eine gesetzwidrige Weisung erhalten zu haben, ver-
treten, dass er angehalten ist, den Verantwortlichen unver-
züglich auf den möglichen Rechtsverstoß aufmerksam zu
machen (Hödl in Knyrim, DatKomm Art 4 DSGVO [Stand
01. 12. 2018] rdb.at, Rz 100). Ausgehend vom Grundsatz,
dass der Rechtsanwalt selbst Verantwortlicher ist, führt aber
im konkreten Fall eine Weisung, deren Befolgung offen-
sichtlich einen Verstoß gegen Datenschutzbestimmungen
darstellt, zu dessen Verpflichtung, auf eine datenschutzkon-
forme Vorgangsweise hinzuwirken und gegebenenfalls das
Mandat zu beenden. Insoferne entscheidet der Rechtsanwalt
auch in solchen Weisungskonstellationen zumindest über
die Zwecke (das „ob“) und Mittel (das „wie“) der beabsich-
tigten Datenverarbeitung mit.

Wie dargestellt, waren die datenschutzrechtliche Verant-
wortlichkeit einerseits und ein Verstoß gegen die Geheim-
haltungspflicht andererseits nicht getrennt voneinander zu
prüfen, weil gegenständlich bereits die Beurteilung der
(Mit-)Verantwortlichenstellung der MB eine Klärung vor-
aussetzt, ob die Weisung in Konflikt mit Datenschutzbe-
stimmungen steht.

Im Ergebnis war die MB daher auch im Bezug auf Wahl
der Mandantenkommunikation mit der (Ex-)Ehefrau des
BF als datenschutzrechtliche Verantwortliche zu qualifizie-
ren. Als solche ist es ihr nicht gelungen, sich betreffend die
gewählte Kommunikationsart zutreffend auf Rechtferti-
gungsgründe zu stützen.

Kontext

Im Zuge der Vertretung in einem Scheidungsverfahren wur-
de die mitbeteiligte Rechtsanwältin von ihrer Mandantin
ausdrücklich dazu aufgefordert, die Korrespondenz über
die E-Mail-Adresse ihres Onkels zu führen, weil sie befürch-
tete, dass ihr (Ex-)Gatte Zugriff auf ihr persönliches E-Mail-
Postfach gehabt habe. Die Rechtsanwältin kam dieser Auf-
forderung nach, was der Gegner herausfand und zum An-
lass für eine Beschwerde an die Datenschutzbehörde wegen
behaupteter Verletzung des Rechts auf Geheimhaltung
nahm. Die Datenschutzbehörde wies die Beschwerde ab,
weil die Mandantin die Entscheidung über den Kommuni-
kationsweg getroffen habe und die Rechtsanwältin daher

nicht als Verantwortliche iSd Art 4 Z 7 DSGVO zu qualifi-
zieren sei. Das BVwG bejahte hingegen eine Verletzung des
Rechts auf Geheimhaltung mit der Begründung, dass die
Weisung der Mandantin datenschutzwidrig gewesen sei
und daher von der Rechtsanwältin nicht hätte befolgt wer-
den dürfen. Allerdings wurde die Revision gem Art 133
Abs 4 B-VG für zulässig erklärt, weil – so das BVwG – „bis-
lang höchstgerichtliche Rechtsprechung zur Frage der Ver-
antwortlicheneigenschaft eines Rechtsanwalts im Falle einer
Mandantenweisung, die im Ergebnis datenschutzwidrige
Vorgangsweisen des Rechtsanwalts zur Konsequenz hätte,
nicht ersichtlich ist“. Dem Vernehmen nach bekämpfen so-
wohl die Datenschutzbehörde als auch die mitbeteiligte
Rechtsanwältin das Erkenntnis des BVwG mit Revision an
den VwGH.

Anmerkungen

Die Rechtsauffassung des BVwG hat ihre Schwächen. Zu-
vörderst liegt der Einwand auf der Hand, dass der Begriff
des „Verantwortlichen“ iSd Art 4 Z 7 DSGVO nicht von
den berufsrechtlichen Anforderungen des § 9 Abs 1 RAO
abhängt. Selbst wenn die Weisung der Mandantin rechts-
widrig gewesen sein sollte und von der Rechtsanwältin im
Hinblick auf § 9 Abs 1 RAO nicht hätte befolgt werden dür-
fen (was das BVwG bejaht, aber sowohl datenschutzrecht-
lich als auch berufsrechtlich weitaus differenzierter zu be-
trachten wäre und letztlich höchst zweifelhaft ist), so würde
dies nichts daran ändern, dass die Rechtsanwältin in der ge-
gebenen Konstellation dennoch nicht „Verantwortliche“ iSd
Art 4 Z 7 DSGVO ist. Folglich steht gerade die zentrale ent-
scheidungstragende Prämisse des BVwG auf tönernen Bei-
nen, wonach die Befolgung einer solchen Weisung die
Rechtsanwältin „nicht von ihrer datenschutzrechtlichen
Verantwortlichenstellung [sic!] entbinden“ könne, „weil sie
aus ihren dargestellten anwaltlichen Verpflichtungen heraus
verpflichtet gewesen wäre, auf eine gesetzeskonforme Kom-
munikationsweise [. . .] hinzuwirken und [. . .] auch allenfalls
das Mandat niederzulegen“. Die Entscheidung des VwGH
im Revisionsverfahren wird mit Interesse zu verfolgen sein.

MATHIS FISTER

Zur Zustellung gleichlautender Bescheide am selben Tag
§§ 58ff AVG

Bescheide, die gleichzeitig zugestellt werden und sich auf dieselbe Sache beziehen, bilden eine

normative Einheit. Eine Zustellung gilt als gleichzeitig ergangen, wenn die Erledigungen am selben

Tag zugestellt werden.

VwGH 21. 5. 2026, Ra 2025/10/0112

Aus den Entscheidungsgründen

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs
kommt es bei Zustellung im Wege der Post nämlich auf

den Tag der Zustellung (und nicht etwa auf eine bestimmte
Uhrzeit) an (vgl VwGH 23. 5. 2017, Ra 2016/05/0143, mit
Verweis auf VwGH 27. 2. 1997, 95/16/0134), wobei am sel-
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ben Tag zugestellte Erledigungen als gleichzeitig ergangen
anzusehen sind (vgl nochmals VwGH 23. 5. 2017, Ra
2016/05/0143, mit Verweis auf VwGH 7. 9. 2005, 2002/08/
0215). Es trifft daher nicht zu, dass die beiden Bescheide
(wie zu ergänzen ist: lägen zwei Bescheide vor und wäre
deren Zustellung durch die Übernahme bewirkt worden)
nicht gleichzeitig ergangen seien.

Im Übrigen hat der Verwaltungsgerichtshof bereits da-
rauf hingewiesen, dass – auch wenn es nicht zulässig ist,
über dieselbe Sache in zwei getrennten Bescheiden und da-
mit zweimal abzusprechen – derartige Bescheide, so sie auf-
grund gemeinsamer Zustellung gleichzeitig erlassen wurden
und sich auf dieselbe Sache beziehen, insoweit als eine nor-
mative Einheit anzusehen sind (vgl das zuletzt genannte Er-
kenntnis VwGH 7. 9. 2005, 2002/08/0215). Es besteht daher
kein Raum für die Annahme, von den beiden hier in Rede
stehenden Bescheiden sei einer unangefochten geblieben,
weil insofern der (hinsichtlich des abweichenden Datums
und der abweichenden Ordnungszahl) in der Beschwerde
nicht genannte Bescheid – weil dieser mit dem ausdrücklich
angefochtenen Bescheid eine normative Einheit bildet – als
mitangefochten zu behandeln gewesen wäre.

Kontext

Gegenstand des Verfahrens war die Feststellung der Wald-
eigenschaft einer Teilfläche eines Grundstücks nach dem
Forstgesetz. Die zuständige Behörde stellte die Waldfläche
bescheidmäßig fest; ein graphischer Lageplan war dabei Teil
des Spruchs. In weiterer Folge wurde ein weiterer, inhaltlich

gleichlautender Bescheid samt Lageplan erlassen, einzig Da-
tum und Ordnungszahl unterschieden sich voneinander.
Die Zustellung beider Bescheide erfolgte am selben Tag, je-
doch mit einer zeitlichen Differenz von einer Minute. Das
VwG ging davon aus, dass aufgrund des unterschiedlichen
Datums der Genehmigung und der abweichenden Ord-
nungszahl zwei Bescheide erlassen und nicht bloß zwei Aus-
fertigungen versendet wurden. Der zweite Bescheid ist laut
dem VwG inhaltlich rechtswidrig, da über einen bestimm-
ten Sachverhalt bei Gleichbleiben der tatsächlichen und
rechtlichen Gegebenheiten nicht neuerlich abgesprochen
werden darf.

Anmerkungen

Werden zwei Bescheide über dieselbe Sache erlassen, sind
folgende Konstellationen zu unterscheiden: Werden die Be-
scheide gleichzeitig zugestellt (und als gleichzeitig gilt der
gleiche Tag),1 gelten sie als eine normative Einheit. Werden
die Bescheide zu unterschiedlichen Zeitpunkten zugestellt,
ist grundsätzlich der zweite Bescheid aufgrund res iudicata
rechtswidrig.2 Wird der zweite Bescheid jedoch nicht be-
kämpft und erwächst er in Rechtskraft, derogiert er den ers-
ten Bescheid aufgrund der lex-posterior-Regel.3

LUKAS BONO BERGER

Zur Verfahrenshilfe vor dem VfGH und dem VwGH
§ 61 VwGG; Art 144 B-VG, Art 133 Abs 1 Z 1 B-VG

Gem § 61 Abs 7 VwGG gilt eine vom VfGH bewilligte Verfahrenshilfe und die Bestellung eines

Rechtsanwalts auch für das Revisionsverfahren, wenn der VfGH eine Beschwerde gem Art 144 Abs 3

B-VG dem VwGH abgetreten hat. Wenn hingegen statt der VfGH-Beschwerde, für die die Verfahrens-

hilfe bewilligt wurde, eine VwGH-Revision ausgeführt wird, ist § 61 Abs 7 VwGG nicht einschlägig.

VwGH 21. 5. 2026, Ra 2026/14/0115

Aus den Entscheidungsgründen

Mit den [. . .] Erkenntnissen des Bundesverwaltungsgerichts
(BVwG) vom 13. 10. 2025 wurden die Beschwerden der [. . .]
vor dem BVwG beschwerdeführenden Parteien gegen die
Abweisung ihrer Anträge auf Erteilung von Einreisetiteln
nach § 26 FPG iVm § 35 Abs 1 Asylgesetz 2005 (AsylG
2005) als unbegründet abgewiesen.

Die vor dem BVwG beschwerdeführenden Parteien stell-
ten sodann auch Anträge auf Bewilligung der Verfahrens-
hilfe gem § 35 Verfassungsgerichtshofsgesetz (VfGG) in
Verbindung mit § 64 Zivilprozessordnung an den VfGH,
der diesen Anträgen mit Beschluss vom 13. 1. 2026,
E 3647–3650/2025–7, stattgab. In weiterer Folge wurde
die einschreitende Rechtsanwältin mit Beschluss der
Rechtsanwaltskammer für Wien vom 20. 1. 2026, Vz 0055/
2026, zur Verfahrenshelferin bestellt.

Die einschreitende Rechtsanwältin brachte sodann die
vorliegende außerordentliche Revision ein und berief sich
hinsichtlich ihres Einschreitens für die vor dem BVwG be-
schwerdeführenden Parteien auf diese Beschlüsse und ihre
darauf gründende Bestellung zur Verfahrenshelferin. Eine
Erteilung einer Vollmacht an sie wird in der Revision nicht
behauptet.

Auf Nachfrage des VwGH gab die einschreitende Rechts-
anwältin an, sich gegen eine Erhebung einer Beschwerde an
den VfGH entschieden und stattdessen eine außerordentli-
che Revision an den VwGH erhoben zu haben.

Gem § 61 Abs 7 VwGG gilt eine vom VfGH bewilligte
Verfahrenshilfe und die Bestellung eines Rechtsanwalts
auch für das Revisionsverfahren, wenn der VfGH eine Be-
schwerde gem Art 144 Abs 3 B-VG dem VwGH abgetreten
hat. Ein derartiger Fall des § 61 Abs 7 VwGG liegt in Er-

1 Vgl VwGH 23. 5. 2017, Ra 2016/05/0143.
2 Und es wäre das Recht auf den gesetzlichen Richter verletzt, vgl Hengst-
schläger/Leeb, AVG § 68 Rz 20 (Stand 1. 3. 2018, rdb.at).
3 Hengstschläger/Leeb, AVG § 68 Rz 49.
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mangelung einer an den VfGH erhobenen Beschwerde je-
doch nicht vor.

Der Aufforderung des VwGH, ihre Bevollmächtigung
durch die vor dem BVwG beschwerdeführenden Parteien
nachzuweisen, kam die einschreitende Rechtsanwältin bin-
nen der gesetzten Frist nicht nach.

Sie kann sich somit hinsichtlich der Erhebung der Revi-
sion an den VwGH weder auf eine ihr als bestellter Verfah-
renshelferin zukommende Vertretungsmacht noch auf eine
ihr erteilte Vollmacht berufen. Damit erweist sich die Revi-
sion aber mangels Berechtigung zu ihrer Erhebung als nicht
zulässig.

Dabei ist zu beachten, dass mangels bestehender Voll-
macht im Zeitpunkt der Revisionserhebung die Revision
dem einschreitenden Rechtsanwalt selbst zuzurechnen ist
(vgl VwGH 17. 3. 2023, Ra 2023/08/0033; 27. 4. 2016,
2013/05/0167, mwN).

Die Revision war somit ohne weiteres Verfahren mangels
Berechtigung zu ihrer Erhebung gem § 34 Abs 1 VwGG als
unzulässig zurückzuweisen.

Anmerkungen

Die vorliegende Entscheidung ruft eine Besonderheit des
Verfahrenshilfesystems vor den Gerichtshöfen des öffentli-
chen Rechts in Erinnerung. Grundsätzlich ist die Verfah-
renshilfe jeweils separat („etappenweise“) für das Verfahren
vor den VwG, dem VwGH und VfGH zu beantragen.1 Als
eine Ausnahme von diesem Grundsatz sieht § 61 Abs 7

VwGG vor, dass im Fall einer Abtretung der Beschwerde
gem Art 144 Abs 3 B-VG durch den VfGH die von ihm be-
willigte Verfahrenshilfe und die Bestellung eines Rechtsan-
walts auch für das Revisionsverfahren vor dem VwGH gilt.2
In diesem Fall muss (und kann) die Verfahrenshilfe also
nicht nochmals für das Revisionsverfahren beantragt wer-
den.3 Abseits der Konstellation des § 61 Abs 7 VwGG müss-
te jedoch ein separater Verfahrenshilfeantrag für das Revi-
sionsverfahren gem § 61 VwGG gestellt werden.4 In der Pra-
xis ist das bspw dann notwendig, wenn – wie im obigen Fall
– der VfGH trotz Bewilligung der Verfahrenshilfe doch
nicht mehr angerufen werden soll oder wenn es drohen
könnte, dass die Beschwerde vom VfGH zurückgewiesen
wird, weil für diesen Fall keine Abtretung der Beschwerde
vorgesehen ist,5 weshalb § 61 Abs 7 VwGG wiederum nicht
greift (gewiss ist dann idR auch die Revisionsfrist schon lan-
ge verstrichen).

MATHIS FISTER

ANWALTLICHES BERUFSRECHT

OGH: Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen das Erlöschen
der Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft bei
Nichteröffnung eines Konkursverfahrens mangels kostendeckenden
Vermögens
§ 34 Abs 1 Z 4 RAO; Art 7, 140 Abs 1 B-VG

Es besteht kein Anlass, die Aufhebung von § 34 Abs 1 Z 4 RAO beim Verfassungsgerichtshof zu be-

antragen.

OGH 16. 3. 2026, 19 Ob 4/25 i

Aus den Entscheidungsgründen

1. Gem § 34 Abs 1 Z 4 RAO erlischt die Berechtigung zur
Ausübung der Rechtsanwaltschaft bei rechtskräftiger Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens oder dessen rechtskräftiger
Nichteröffnung mangels kostendeckenden Vermögens, oh-
ne dass es dazu einer gesonderten Entscheidung bedarf. Die
Streichung von der Liste ist vom Ausschuss anzuordnen.

2. Im Anlassfall ist zu prüfen, ob die rechtskräftige
Nichteröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels kosten-
deckenden Vermögens im Sinn des Art 7 B-VG gleichheits-
widrig ist. Ein Insolvenzverfahren wurde im vorliegenden
Fall gerade nicht eröffnet, weshalb es auf diesen Grund für

das Erlöschen der Ausübung der Rechtsanwaltschaft nicht
ankommt. Fraglich ist somit, ob – wie vom Berufungswer-
ber ohne nähere Begründung behauptet wird – bei verschie-
denen Gruppen der rechtsberatenden Berufe unterschiedli-
che Regelungen bestehen und ob diese gegebenenfalls sach-
lich gerechtfertigt sind.

3. Wirtschaftstreuhandberufe (Wirtschaftsprüfer, Buch-
prüfer, Steuerberater und Selbständige Buchhalter):

3.1 Gem § 8 Abs 1 Z 3 WTBG 2017 sind (unter ande-
rem) „geordnete wirtschaftliche Verhältnisse“ Vorausset-
zung für die öffentliche Bestellung von Wirtschaftstreuhän-
dern. Diese liegen nach § 10 Abs 1 Z 3 WTBG 2017 dann

1 Zur fragmentarischen Struktur der Verfahrenshilfe vgl Fister, Verfahren
des öffentlichen Rechts, in Geroldinger/Fister/Schumann (Hrsg), Handbuch
Verfahrenshilfe (2024) 4. Kap Rz 4.1 und 4.72.
2 Siehe zum Lauf der Revisionsfrist in diesem Fall § 26 Abs 4 VwGG.
3 Siehe VwGH 29. 7. 2024, Ra 2024/20/0110 und in der Folge VwGH
7. 10. 2024, Ra 2024/20/0110.
4 Und zwar innerhalb der Revisionsfrist, um die Rechtsfolgen des § 26 Abs 3
VwGG auszulösen.
5 Vgl § 87 Abs 3 VfGG (Abtretung nur bei Ablehnung oder Abweisung, aber
nicht bei Zurückweisung der Beschwerde).
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nicht vor, wenn „gegen den Berufswerber innerhalb der
letzten 10 Jahre ein Insolvenzverfahren mangels kostende-
ckenden Vermögens nicht eröffnet oder aufgehoben worden
ist und die Überschuldung nicht beseitigt wurde“. Eine all-
fällige Beseitigung der Überschuldung gem Abs 1 Z 3 ist
durch Vorlage eines Vermögensverzeichnisses im Sinn des
§ 100a der Insolvenzordnung nachzuweisen (§ 10 Abs 2
WTBG 2017).

3.2 Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder hat die Be-
rechtigung zur selbständigen Ausübung eines Wirtschafts-
treuhandberufs zu widerrufen, wenn eine der allgemeinen
Voraussetzungen für die öffentliche Bestellung nicht mehr
gegeben ist, wobei gleichzeitig die Ausübung der Berufsbe-
fugnis vorläufig zu untersagen ist (§ 111 Abs 1 Z 1 WTBG
2017). Dies gilt auch für den Wegfall der geordneten wirt-
schaftlichen Verhältnisse gem § 10 Abs 1 WTBG 2017 und
damit für den hier vorliegenden Fall derNichteröffnung eines
Insolvenzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens.

Über den Widerruf der Bestellung ist ein schriftlicher
Bescheid zu erlassen. Einer Beschwerde dagegen kommt
keine aufschiebende Wirkung zu (§ 111 Abs 2 WTBG
2017).

3.3 Auch nach dem WTBG 2017 führt die Abweisung
eines Insolvenzantrags und Nichteröffnung des Insolvenz-
verfahrens mangels kostendeckenden Vermögens zum Ver-
lust der Berufsbefugnis. Die Bestimmungen des WTBG
2017 unterscheiden sich von jenen der RAO nur insofern,
als die Nichteröffnung des Insolvenzverfahrens nach dem
WTBG 2017 nicht ex lege zum Verlust der Berufsbefugnis
führt, sondern diese erst mit Bescheid zu widerrufen ist.

Dieser geringfügige, rein verfahrensrechtliche Unter-
schied begründet keine unsachliche Differenzierung zum
Nachteil der Rechtsanwaltschaft. Rechtsanwälte sind anders
als Wirtschaftstreuhänder regelmäßig mit Aufgaben der
Fremdgeldgebarung, etwa im Zusammenhang von Forde-
rungsbetreibungen und der treuhändigen Abwicklung von
Liegenschaftstransaktionen, befasst, weshalb eine rasche
Klarheit über das Bestehen einer aufrechten Berufsbefugnis
unumgänglich ist, um mögliche Malversationen zu vermei-
den und Schäden für Klienten und den Berufsstand abzu-
wenden.

3.4 Im Widerrufsverfahren nach dem WTBG 2017 kann
der Nachweis der Beseitigung der Überschuldung erbracht
werden, was bei Fehlen eines ausreichenden Vermögens zur
Deckung der Kosten des Insolvenzverfahrens aber kaum in
Betracht kommen wird. Nach der RAO kann nach Beseiti-
gung der Überschuldung neuerlich die Eintragung in die
Liste der Rechtsanwälte – und zwar auch vor Ablauf der
dreijährigen Sperrfrist des § 18 DSt, die für den Anlassfall
nicht gilt – beantragt werden, wobei der Ausschuss der RAK
in diesem Fall im Rahmen der Prüfung der Vertrauenswür-
digkeit des Eintragungswerbers (§ 5 Abs 2 RAO) auch die
Ursachen für die Nichteröffnung des Insolvenzverfahrens
mangels kostendeckenden Vermögens prüfen kann (19 Ob
3/14a;Murko, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und Er-

löschen der Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft – Eine Replik, AnwBl 2008, 356; Kleibel in Murko/
Nunner-Krautgasser, Anwaltliches und notarielles Berufs-
recht, § 5 RAO Rz 20). Dabei hat der Ausschuss auch eine
Zukunftsprognose zu berücksichtigen (19 Ob 2/25w).

Diese Rechtslage erscheint im Hinblick auf den erforder-
lichen Schutz der rechtsuchenden Bevölkerung, der von
Rechtsanwälten höchste Integrität vor allem in vermögens-
rechtlichen Angelegenheiten erfordert (Vitek in Engelhart/
Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 5 Rz 4; OBDK
Bkv 2/77), sachgerechter als ein bloß schematisches Abstellen
auf den Nachweis der Beseitigung einer Überschuldung, ins-
besondere wenn dafür die bloße Vorlage eines – nicht über-
prüften – Vermögensverzeichnisses ausreichend sein soll.

3.5 Zwar wurden in der Vergangenheit in der Literatur
vereinzelt Überlegungen geäußert, die das automatische Er-
löschen der Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft durch die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens kriti-
sierten und stattdessen darauf abstellen wollten, ob dies be-
triebliche Ursachen hatte und ob eine Fortführung des
Kanzleibetriebs und eine Sanierung möglich sei (Recken-
zaun, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und Erlöschen
der Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft,
AnwBl 2008, 351 ff). Der im Jahr 1990 eingeführte Erlö-
schungsgrund der rechtskräftigen Nichteröffnung eines In-
solvenzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens
wurde in diesem Zusammenhang jedoch gerade nicht kriti-
siert, sondern vielmehr ausdrücklich befürwortet, was ange-
sichts der gegebenen Vermögenslosigkeit sachgerecht er-
scheint.

3.6 Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass der Beru-
fungswerber die Beseitigung seiner Zahlungsunfähigkeit
bzw die Möglichkeit der finanziellen Sanierung seines
Kanzleibetriebs nicht behauptet, sondern in der mündlichen
Verhandlung vielmehr die Position eingenommen hat, dass
die Frage seiner Entschuldung nicht Thema des Verfahrens
sei.

4. Notare:
4.1 Auch nach § 19 Abs 1 lit d NO erlischt das Amt des

Notars durch die rechtskräftige Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens oder dessen rechtskräftige Nichteröffnung man-
gels kostendeckenden Vermögens.

4.2 Es wird zwar nicht verkannt, dass den Notaren teil-
weise öffentlich-rechtliche Befugnisse, etwa als Urkundsper-
son oder als Gerichtskommissär, zukommen. In vielen Be-
langen, etwa bei der treuhändigen Abwicklung von Liegen-
schaftstransaktionen oder überhaupt bei Amtsgeschäften
nach § 5 NO, deckt sich der Aufgabenbereich der Notare
aber mit der Tätigkeit der Rechtsanwälte. Auch aus diesem
Grund erscheint es angemessen, für beide Berufsgruppen
den gleichen strengen Maßstab in Bezug auf ihre finanzielle
Gebarung anzulegen.

5. Patentanwälte:
5.1 Nach § 7 Abs 1 lit c PatAwG erlischt die Berechti-

gung zur Ausübung des Patentanwaltsberufs bei rechtskräf-
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tiger Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder rechtskräfti-
ger Abweisung eines Antrags auf Eröffnung eines Konkurs-
verfahrens mangels kostendeckenden Vermögens.

5.2 Diese Regelung deckt sich inhaltlich mit der Bestim-
mung des § 34 Abs 1 Z 4 RAO.

6. Ziviltechniker:
6.1 Obwohl es bei den Ziviltechnikern mittlerweile zu

einer gewissen Liberalisierung gekommen ist, führt auch
dort die Abweisung eines Insolvenzantrags mangels kosten-
deckenden Vermögens nach wie vor zum Erlöschen der Be-
rufsbefugnis. Konkret erlischt nach § 16 Abs 1 ZivTG 2019
die Befugnis (unter anderem)

„Z. 4 durch die Eröffnung des Konkurses über das Ver-
mögen des Ziviltechnikers, sofern nicht innerhalb eines Jah-
res ein Sanierungsplan oder ein Zahlungsplan bestätigt wur-
de oder

Z. 5 wenn ein Insolvenzverfahren mangels kostende-
ckenden Vermögens nicht eröffnet oder aufgehoben wurde“.

Das Erlöschen der Befugnis ist – so wie nach der RAO –
bescheidmäßig festzustellen (§ 16 Abs 3 ZivTG 2019).

6.2 Nach der früheren Regelung des § 17 Abs 1 Z 4
ZivTG 1993 erlosch die Berufsbefugnis allgemein durch
die Eröffnung des Konkurses oder die Abweisung des An-
trags auf Konkurseröffnung mangels hinreichenden Vermö-
gens.

7. Keine verfassungsrechtlichen Bedenken:
7.1 In seinem Erkenntnis vom 11. 6. 2013, B 1267/2012,

hatte der Verfassungsgerichtshof die Beschwerde eines ehe-
maligen Rechtsanwalts zu behandeln, dessen Berufsbefugnis
infolge der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein
Vermögen erloschen war. Der Beschwerdeführer stützte
die Beschwerde auch auf eine Verletzung seines verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechts auf Gleichheit aller
Staatsbürger vor dem Gesetz. Zwar wurden in der Be-
schwerde keine konkreten Bedenken gegen die zugrunde
liegenden Rechtsvorschriften vorgebracht; solche sind beim
Verfassungsgerichtshof aber auch nicht aus Anlass des da-
maligen Beschwerdeverfahrens entstanden.

7.2 Schon aufgrund der weitgehenden Gleichartigkeit
der Regelungen über das Erlöschen bzw den Widerruf der
Berufsbefugnis in den Berufsrechten der österreichischen
rechtsberatenden Berufe bestehen gegen die Verfassungs-
konformität der in § 34 Abs 1 Z 4 RAO enthaltenen Rege-
lung, wonach die rechtskräftige Nichteröffnung eines Insol-
venzverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens ex le-
ge zum Erlöschen der Berechtigung zur Ausübung der
Rechtsanwaltschaft führt, keine Bedenken. Finanziell geord-
nete Verhältnisse sind eine unabdingbare Voraussetzung für
die Ausübung des Rechtsanwaltsberufs, sodass insofern
auch die Anwendung strengerer Bestimmungen sachlich ge-
rechtfertigt erscheint als bei anderen rechtsberatenden Be-
rufen, deren Aufgabe nicht die Fremdgeldgebarung ist.

Auch die vom Berufungswerber in der mündlichen Ver-
handlung behauptete Verletzung des Grundrechts der Er-
werbsfreiheit (Art 6 StGG) ist nicht zu erkennen. Wie schon

erwähnt bewirkt der Verlust der Berufsbefugnis infolge
Nichteröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels kosten-
deckenden Vermögens keinen dauernden Ausschluss von
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft. Vielmehr ist nach ge-
lungener Sanierung eine Wiedereintragung möglich, wofür
ein entsprechender Antrag gestellt werden muss (vglMurko,
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und Erlöschen der Be-
rechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft – Eine
Replik, AnwBl 2008, 356). Den vom Berufungswerber eben-
falls in der mündlichen Verhandlung angestellten Überle-
gungen, wonach es als „gelinderes Mittel“ ausreichend sei,
ihm bloß die selbständige Ausübung der Rechtsanwaltschaft
zu untersagen, ihm aber eine Tätigkeit als angestellter
Rechtsanwalt weiterhin zu gestatten, ist zu entgegnen, dass
der RAO eine solche bloße Teilbefugnis fremd ist und die
RAO auch keine „Rechtsanwälte zweiter Kategorie“ kennt,
an deren Zuverlässigkeit geringere Anforderungen zu stel-
len wären. Außerdem ist es nicht unsachlich, auch von ei-
nem angestellten Rechtsanwalt zu fordern, dass er dem Kri-
terium der Vertrauenswürdigkeit entspricht (19 Ob 1/14g),
wozu geordnete finanzielle Verhältnisse gehören.

Es besteht daher kein Anlass, die Aufhebung von § 34
Abs 1 Z 4 RAO beim Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

8. Keine unionsrechtlichen Zweifel:
Die Anregung auf Einleitung eines Vorabentscheidungs-

verfahrens war mangels unionsrechtlicher Zweifel nicht auf-
zugreifen. Eine Verletzung konkreter unionsrechtlicher Be-
stimmungen wurde vom Berufungswerber nicht behauptet.
Unionsrechtliche Fragestellungen, die für den Anlassfall re-
levant sein könnten, sind aufgrund des vorliegenden Sach-
verhalts auch nicht zu erkennen.

Kontext

Ein Rechtsanwalt, über dessen Vermögen ein Insolvenzver-
fahren mangels kostendeckenden Vermögens rechtskräftig
nicht eröffnet worden war, wurde von der Rechtsanwalts-
kammer aufgrund von § 34 Abs 1 Z 4 RAO von der Liste
der Rechtsanwälte gestrichen. Gegen diesen Bescheid erhob
er Berufung und machte im Wesentlichen geltend, die Be-
stimmung des § 34 Abs 1 Z 4 RAO verstoße gegen den
Gleichheitssatz, weil für andere freie Berufe – insbesondere
Wirtschaftstreuhänder – keine vergleichbare Rechtsfolge
vorgesehen sei. Er regte daher an, dass der OGH beim
VfGH die Aufhebung dieser Bestimmung beantragen möge.

Anmerkungen

Dem sehr ausführlichen Vergleich des OGH mit der Rechts-
lage bei anderen freien Berufen ist der Vollständigkeit hal-
ber nur die (aus österreichischer verfassungsrechtlicher
Sicht allerdings nicht relevante) deutsche Rechtslage hinzu-
zufügen: Dort ist nach § 14 Abs 2 Z 7 BRAO die Zulassung
zu widerrufen, wenn der Rechtsanwalt in „Vermögensver-
fall“ geraten ist, es sei denn, dass dadurch die Interessen
der Rechtsuchenden nicht gefährdet sind. Ein Vermögens-
verfall wird vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren über das
Vermögen des Rechtsanwalts eröffnet oder der Rechtsan-
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walt in das Schuldnerverzeichnis gem § 882b dZPO (dies
entspricht der österreichischen Exekutionsdatenbank) ein-
getragen ist.

Diese Regelung ist einerseits strenger als die österreichi-
sche, weil die Zulassung schon bei Anhängigkeit eines Exe-
kutionsverfahrens widerrufen werden kann; die Eröffnung
oder Nichteröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels kos-
tendeckenden Vermögens ist nicht Voraussetzung für den
Widerruf. Andererseits ist sie scheinbar liberaler, weil stets
zu prüfen ist, ob durch den Vermögensverfall Interessen
der Rechtsuchenden gefährdet werden. Dies wird aber nach
der Rechtsprechung vermutet; der Rechtsanwalt kann aber
den Gegenbeweis erbringen (BGH 12. 12. 2018, AnwZ [Brfg]
65/18). Von einem solchen Ausnahmefall kann nur ausge-
gangen werden, wenn im Zeitpunkt des Widerrufs eine si-
chere Prognose dahingehend getroffen werden kann, dass
sich im zu entscheidenden Einzelfall die typischen Gefahren,

die mit dem Vermögensverfall eines Anwalts verbunden
sind, nicht realisieren werden (BGH 14. 4. 2023, AnwZ
[Brfg] 4/23). In der Praxis führt das zu vielen aufwendigen
Verfahren bei den deutschen Anwaltsgerichten, deren Ent-
scheidungen oft erst dann rechtskräftig werden, wenn der
Schaden beim Klienten schon eingetreten ist. Demgegenüber
ist der einfacheren und klareren österreichischen Regelung
der Vorzug zu geben, auch wenn sie zu Härtefällen führen
kann, etwa im Fall einer unverschuldeten Insolvenz (aber
gibt es diese wirklich?). Dem OGH ist daher zuzustimmen,
dass geordnete finanzielle Verhältnisse vor allem zur Vermei-
dung von Malversationen im Zusammenhang mit der
Fremdgeldgebarung eine unabdingbare Voraussetzung für
die Ausübung der Rechtsanwaltschaft sein müssen.

MICHAEL BURESCH

Interessenkollision bei Exekutionsführung gegen den Mandanten
und dessen gleichzeitiger Vertretung?
§ 1 DSt; § 9 Abs 1 und 2, § 10 RAO; § 10 RL-BA 2015

Das in § 10 Abs 1 RAO und spezifisch in § 10 RL-BA 2015 normierte Verbot der Doppelvertretung ist

Ausfluss und Konkretisierung der Kardinalspflicht des Rechtsanwalts, nämlich der in § 9 Abs 1 RAO

angeordneten allgemeinen Treuepflicht. Diese gebietet dem Rechtsanwalt, die von ihm übernom-

menen Vertretungen dem Gesetz gemäß zu führen, die Rechte seiner Partei gegen jedermann mit

Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu vertreten und enthält solcherart das grundsätzliche – nicht

bloß auf Fälle der Doppelvertretung beschränkte – Gebot der Vermeidung von Interessenkollisio-

nen. Zu den Grundprinzipien der Berufsausübung zählt weiters – gleichfalls nicht nur unter dem

Aspekt der Doppelvertretung (§ 10 Abs 1 Z 1 RL-BA 2015) – die in § 9 Abs 2f RAO geregelte anwalt-

liche Verschwiegenheitspflicht. Diese wird auch dann verletzt, wenn der Anwalt während aufrechten

Mandatsverhältnisses Kenntnisse, die bei der Vertretung des Mandanten erlangt werden, für die

Verfolgung eigener Interessen ausnutzt.

OGH 10. 3. 2026, 23 Ds 5/25z

Aus den Entscheidungsgründen

Vorauszuschicken ist zunächst, dass das – hier aktuelle –
Vorgehen des (bloß für sich selbst einschreitenden) Rechts-
anwalts gegen seine Mandantin in eigener Sache (vgl RIS-
Justiz RS0055853) und die gleichzeitige Übernahme eines
Mandats für dieselbe – entgegen zweier veralteter Judikate
(RIS-Justiz RS0055258; ersichtlich anders gelagert 20 Os 9/
16y [arg: „offene Forderungen seiner Anwaltssozietät . . . an-
meldete“]) – keinen Fall der formellen Doppelvertretung
iSd § 10 RL-BA 2015 darstellt. Dies ergibt sich nicht nur
aus dem allgemeinen Sprachverständnis des Begriffs „Dop-
pelvertretung“, sondern auch aus demWortlaut der relevan-
ten Bestimmungen des § 10 Abs 1 RAO und § 10 RL-BA
2015 (vgl § 10 Abs 1 RAO: „. . . die Vertretung einer Partei
zu übernehmen . . . verpflichtet, die Vertretung abzulehnen
. . . die Gegenpartei . . . vertreten hat“ sowie § 10 RL-BA 2015:
„Interessen der jeweiligen Klienten in den jeweils anvertrau-
ten Mandaten“ . . . „neues Mandat“; vgl auch RIS-Justiz

RS0019621 [zur Unterscheidung zwischen Insichgeschäft
durch Doppelvertretung und durch Selbstkontrahieren in
der zivilrechtlichen Judikatur]). Doppelvertretung kommt
also in solchen Fällen mangels Handelns im Rahmen eines
neuen, für einen weiteren Klienten übernommenen Man-
dats nicht in Betracht (so schon 28 Ds 3/17f und 21 Ds 9/
23w; vgl aber auch 24 Ds 1/20m).

Allerdings ist das in § 10 Abs 1 RAO und spezifisch in
§ 10 RL-BA 2015 normierte Verbot der Doppelvertretung
Ausfluss und Konkretisierung der Kardinalspflicht des
Rechtsanwalts, nämlich der in § 9 Abs 1 RAO angeordneten
allgemeinen Treuepflicht (RIS-Justiz RS0112203; Engelhart/
Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 10 Rz 6, § 1
DSt Rz 40/2; Ansaloni/Aumüllner/Kutschera, Die anwaltli-
che Konfliktprüfung unter besonderer Berücksichtigung
des neuen § 12a RL-BA, Jahrbuch Anwaltsrecht 2013,
217). Diese gebietet dem Rechtsanwalt, die von ihm über-
nommenen Vertretungen dem Gesetz gemäß zu führen, die
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Rechte seiner Partei gegen jedermann mit Eifer, Treue und
Gewissenhaftigkeit zu vertreten und enthält solcherart das
grundsätzliche – nicht bloß auf Fälle der Doppelvertretung
beschränkte – Gebot der Vermeidung von Interessenkolli-
sionen. Zu den Grundprinzipien der Berufsausübung zählt
weiters – gleichfalls nicht nur unter dem Aspekt der Dop-
pelvertretung (§ 10 Abs 1 Z 1 RL-BA 2015) – die in § 9
Abs 2f RAO geregelte anwaltliche Verschwiegenheitspflicht.
Diese wird auch dann verletzt, wenn der Anwalt während
aufrechten Mandatsverhältnisses Kenntnisse, die bei der
Vertretung des Mandanten erlangt werden, für die Verfol-
gung eigener Interessen ausnutzt.

Daraus folgt insgesamt, dass die aus § 10 RL-BA 2015
ersichtlichen Prinzipien auch für eine Kollision der Eigen-
interessen des Rechtsanwalts mit jenen seines Klienten ohne
Weiteres als Leitlinien dienen können (vgl dazu auch 2 Ob
177/22a sowie Engelhart/Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek,
RAO11 § 10 RL-BA 2015 Rz 17/1).

Für die Feststellung einer Treuepflichtverletzung in sol-
chen Fällen reicht demnach der bloße Anschein eines
„Frontwechsels“ ebenso wenig aus wie in jenen der formel-
len Doppelvertretung (vgl zu Letzterer Engelhart/Hoffmann/
Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 10 RAO Rz 20, § 10
RL-BA 2015 Rz 8; 20 Ds 4/18w; 20 Ds 1/20g). Es geht stets
darum, dass tatsächliche Interessenkonflikte sowie Verstöße
gegen die anwaltliche Schweigepflicht, nicht aber generell
das gleichzeitige Einschreiten einmal für und einmal gegen
den Mandanten (sei es als Parteienvertreter, sei es in eigener
Sache), ausgeschlossen sind (vgl Engelhart/Hoffmann/Leh-
ner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 1 DSt Rz 40), worauf die Be-
rufung im Ergebnis zutreffend hinweist.

Dem angefochtenen Erkenntnis mangelt es zunächst an
einer Feststellungsbasis, wonach die von § 10 Abs 1 Z 1
RL-BA 2015 und § 9 Abs 2 RAO verlangte – nicht schon
aus der Tatsache der „Übernahme eines zweiten Mandats“
(hier: der Übernahme eines Mandats trotz gleichzeitiger
exekutiver Betreibung eigener offener Honorarforderungen
gegen die Mandantin) ableitbare – konkrete (Engelhart/
Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 10 RL-BA
2015 Rz 16; 20 Ds 11/22f [Rz 12]; 2 Ob 177/22a [Rz 5]) Ge-
fahr einer Verletzung der anwaltlichen Verschwiegenheit
bestanden hätte (vgl zudem RIS-Justiz RS0114273 [zur Aus-
nahme von der Verschwiegenheitspflicht im Zusammen-
hang mit der Durchsetzung eigener Honoraransprüche, dies
jedoch – mit Ausnahme des Antrags auf Entziehung der
Verfahrenshilfe (20 Ds 15/21t) – immer nach Beendigung
des Mandatsverhältnisses]).

Ebenso wenig lassen sich den Sachverhaltsannahmen
Anhaltspunkte dafür entnehmen, die die Annahme des Vor-
liegens einer konkreten Gefahr, die Kenntnisse der Belange
der H* könnten dem Beschuldigten einen unlauteren Vor-
teil verschaffen, rechtfertigen würden (zum Erfordernis ei-
ner tiefergehenden Prüfung im Einzelfall vgl Engelhart/
Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 10 RL-BA
2015 Rz 17; Ansaloni/Aumüllner/Kutschera, Die anwaltliche

Konfliktprüfung unter besonderer Berücksichtigung des
neuen § 12a RL-BA, Jahrbuch Anwaltsrecht 2013, 221; vgl
dazu erneut auch 2 Ob 177/22a [Rz 7]; 21 Ds 2/19k).

Davon wäre – wie der Vollständigkeit halber anzumer-
ken bleibt – etwa auszugehen, wenn der Rechtsanwalt durch
seine besondere (Vertrauens-)Stellung als rechtsfreundli-
cher Vertreter erlangtes Wissen bei einem Vertragsabschluss
in eigener Sache mit dem Mandanten im eigenen Interesse
und gegen die Interessen des Mandanten ausnützt (vgl 28
Ds 3/17 f), oder auch, wenn durch Kenntnisse der wirt-
schaftlichen Gegebenheiten eines Mandanten eine zielge-
richtete Exekutionsführung möglich würde (vgl Engelhart/
Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 1 DSt Rz 40/1).

Im – hier gegebenen – Fall einer Exekutionsführung ge-
gen die eigene Mandantin wäre eine tatsächliche Interessen-
kollision bei nachträglich übernommener, gleichzeitiger
rechtsfreundlicher Vertretung derselben Mandantin in von
dieser aktiv geführten Prozessen wegen geldwerter Leistun-
gen grundsätzlich ebenfalls denkbar. Zwar läge in Bezug auf
den Ausgang des Verfahrens kein Interessengegensatz oder
die Befürchtung nahe, der Rechtsanwalt werde die Klientin
in diesen Aktivprozessen nicht mit Eifer und Gewissenhaf-
tigkeit vertreten. Zu bedenken ist aber, dass dem Rechtsan-
walt im Falle klagsstattgebender Entscheidung zufolge sei-
nes Informationsvorsprungs als Rechtsvertreter die Mög-
lichkeit zeitnaher Exekution (Pfändung und Überweisung
des nun titulierten Anspruchs der Mandantin) offenstünde
und dabei das Prozesskostenrisiko, welches bei eigener
Klagsführung gegen den Drittschuldner (§ 308 Abs 1 EO)
beim Rechtsanwalt läge, alleine die Mandantin träfe, womit
ein Vorteilsgewinn aus deren rechtsfreundlicher Vertretung
zu deren Nachteil indiziert ist.

Nach dem Vorgesagten fehlt es dem angefochtenen Er-
kenntnis – insbesondere mangels Konkretisierung des Ge-
genstands auch nur eines der Verfahren, in denen der Be-
schuldigte seine in Exekution gezogene Mandantin vertrat,
und Ausführungen zu den konkreten Umständen der Man-
datsübernahme – aber an der zur rechtsrichtigen Subsum-
tion erforderlichen Sachverhaltsbasis in Bezug auf das (tat-
sächliche) Bestehen eines Interessenkonflikts und die Be-
fürchtung, der Beschuldigte wäre gegenüber seiner Klientin
infolge der von ihm betriebenen Exekution nicht mit dem
erforderlichen Eifer, der gebotenen Treue und Gewissenhaf-
tigkeit (§ 9 Abs 1 RAO) tätig geworden (vgl 23 Ds 18/22g
[Rz 14] mwN).

Schon diese Rechtsfehler mangels Feststellungen erfor-
dern – in Übereinstimmung mit der Stellungnahme der Ge-
neralprokuratur – die Aufhebung des angefochtenen Er-
kenntnisses und die Rückverweisung an den Disziplinarrat
zu neuer Verhandlung und Entscheidung.

Mit seiner Berufung gegen den Ausspruch über die Stra-
fe war der Beschuldigte auf diese Entscheidung zu verwei-
sen.

Bleibt im Übrigen anzumerken, dass die Unterstellung
des Verhaltens des Beschuldigten (auch) unter § 1 Abs 1
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zweiter Fall DSt – wie vom Berufungswerber ebenfalls zu-
treffend beanstandet – schon deshalb verfehlt war, weil das
Erkenntnis keine hinreichenden Konstatierungen zur Pub-
lizitätswirkung enthält. Richtig ist zwar, dass in Fällen
schwerwiegenden Fehlverhaltens selbst mit einer auf wenige
Personen beschränkten Kenntnis die Gefahr der Beeinträch-
tigung verbunden ist und insoweit die Kenntniserlangung
von „einigen Gerichtspersonen“ ausreichen kann (RIS-Justiz
RS0054876; RS0055086; RS0055403 [T 3]).

Die Feststellungen, nach denen das (unkonkretisierte)
verpönte Verhalten (unspezifiziert) „dem Gericht“, der – da-
mit ausdrücklich einverstandenen – eigenen Klientin des
Beschuldigten und dem die Anzeige erstattenden Rechtsan-
walt bekannt wurde (ES 4), reichen hiefür nicht aus. Dass
die Wahrnehmung eines disziplinären Gebarens eines Be-
rufskollegen tauglich wäre, Ehre und Ansehen des (gesam-
ten) eigenen Standes zu beeinträchtigen, steht jedoch nicht
zu befürchten, jedenfalls dann nicht, wenn wie im vorlie-
genden Fall nur der selbst betroffene Berufskollege als Ein-
ziger davon Kenntnis erlangt (20 Ds 4/19x).

Kontext

Ein Rechtsanwalt leitete aufgrund eines vollstreckbaren No-
tariatsakts ein Exekutionsverfahren gegen seine eigene
Mandantin zur Hereinbringung offener Honorarforderun-
gen ein, setzte jedoch gleichzeitig seine Vertretung der Man-
dantin in mehreren Gerichtsverfahren fort bzw übernahm
eine solche neu. Mit dem angefochtenen Erkenntnis er-
kannte der Disziplinarrat darin eine unzulässige formelle
Doppelvertretung und sprach den Rechtsanwalt der Diszip-
linarvergehen der Verletzung von Berufspflichten sowie der

Beeinträchtigung von Ehre oder Ansehen des Standes nach
§ 1 Abs 1 erster und zweiter Fall DSt schuldig.

Anmerkungen

Dass ein Rechtsanwalt seine Mandantin weiter vertritt, ob-
wohl er gegen sie wegen offener Honorarforderungen Exe-
kution führt, ist wohl ein ziemlich ungewöhnlicher Sachver-
halt. Die Überlegungen des OGH, dass der Rechtsanwalt
diese Vertretung nur deshalb übernommen hat, um sich
im Fall eines gewonnenen Aktivprozesses einen Informa-
tionsvorsprung zu verschaffen und ohne Kostenrisiko For-
derungsexekution und Drittschuldnerklage führen zu kön-
nen, liegen daher auf der Hand. Mangels konkreter Feststel-
lungen des Disziplinarrats über diese Verfahren musste der
Fall daher an den Disziplinarrat zurückverwiesen werden.

Dass im Rahmen des Mandatsverhältnisses erlangtes
Wissen über den Mandanten, etwa über seine Vermögens-
verhältnisse, nicht zum Nachteil des Mandanten verwendet
werden darf, um sich selbst einen unlauteren Vorteil zu ver-
schaffen, hat der OGH auch schon früher ausgesprochen
(28 Ds 3/17f; 21 Ds 9/23w).

Eine Bemerkung noch zum Schluss: Weder die RAO
noch die RL-BA 2015 kennen den Begriff der „Doppelver-
tretung“, der sich aber in der Vergangenheit eingebürgert
hat. § 10 RL-BA 2015 spricht vielmehr von „Interessenkol-
lisionen“. Richtigerweise hat der OGH den Sachverhalt da-
her unter diesem Aspekt geprüft.

MICHAEL BURESCH

Kein Disziplinarvergehen bei bloßem Verschweigen
vertraulicher Informationen
§ 1 DSt; § 9 Abs 2, § 10 Abs 2 RAO; §§ 17, 19 RL-BA 2015

Insoweit die Beschuldigte lediglich das besondere Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwalt und

Klient schützen und ihrer Verschwiegenheitsverpflichtung nach § 9 Abs 2 RAO nachkommen wollte,

erreicht ihr – der Redlichkeitsverpflichtung des § 10 Abs 2 RAO widerstreitendes – Verhalten (das

Verschweigen einer ihr von ihrer Mandantin K* V* anvertrauten Information), das in einer Gesamt-

abwägung einem aktiven wissentlich falschen Vorbringen nicht gleichzuhalten ist, noch nicht die

Schwelle eines Disziplinarvergehens.

OGH 21. 1. 2026, 24 Ds 2/25s

Aus den Entscheidungsgründen

Zum Schuldspruch a./ hat die Disziplinarbeschuldigte nach
den Annahmen des Disziplinarrats eine ihr von ihrer Man-
dantin K* V* anvertraute Information, nämlich dass diese
den ihr gehörenden Hälfteanteil an einer Liegenschaft be-
reits an ihren Sohn übertragen hatte, im Aufteilungsverfah-
ren nicht zur Sprache gebracht. Dieser Übergabevertrag war
mit der notwendigen Bewilligung durch die Grundver-
kehrskommission aufschiebend bedingt, zum Tatzeitpunkt
war somit der Eigentumsübergang rechtlich noch nicht voll-

zogen. Die Disziplinarbeschuldigte wollte durch ihr Verhal-
ten allfällige Einflussnahmen auf das Verfahren vor der
Grundverkehrsbehörde hintanhalten, um ihre Mandantin
vor einem finanziellen Nachteil zu bewahren. Die Genehmi-
gung zum Eigentumsübertrag wurde von der Grundver-
kehrskommission letztlich nicht erteilt.

Insoweit die Beschuldigte somit lediglich das besondere
Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwalt und Klient
schützen und ihrer Verschwiegenheitsverpflichtung nach
§ 9 Abs 2 RAO nachkommen wollte, erreicht ihr – der Red-
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lichkeitsverpflichtung des § 10 Abs 2 RAO widerstreitendes
– Verhalten, das in einer Gesamtabwägung einem aktiven
wissentlich falschen Vorbringen nicht gleichzuhalten ist,
noch nicht die Schwelle eines Disziplinarvergehens.

Im Ergebnis zutreffend zeigt die (der Sache nach)
Rechtsrüge (Z 9 lit a) zu Schuldspruch b./ auf, dass die Fest-
stellungen des angefochtenen Erkenntnisses die rechtliche
Annahme einer Verletzung von Berufspflichten und einer
Beeinträchtigung von Ehre oder Ansehen des Standes nicht
zu tragen vermögen.

Vorauszuschicken ist, dass ein Rechtsanwalt grundsätz-
lich befugt ist, alles, was er nach dem Gesetz zur Vertretung
seiner Partei für dienlich erachtet, unumwunden vorzubrin-
gen und Angriffs- und Verteidigungsmittel in jeder Weise
zu gebrauchen, welche seinem Auftrag, seinem Gewissen
und den Gesetzen nicht widerstreitet (§ 9 Abs 1 Satz 2
RAO). Sachlich nicht gerechtfertigte Druckmittel darf er da-
bei jedoch weder ankündigen noch anwenden (vgl § 17
RL-BA 2015; RIS-Justiz RS0056346; RS0055886; Lehner in
Engelhart/Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 1
DSt Rz 50).

Nach § 19 RL-BA 2015 darf der Rechtsanwalt den
Rechtsanwalt einer anderen Partei nicht umgehen. Diese
Bestimmung verbietet dem Anwalt jeglichen direkten Kon-
takt mit der anwaltlich vertretenen Gegenseite (in einer be-
stimmten Rechtssache oder einer damit konnexen Angele-
genheit), sei es telefonisch, sei es in einer persönlichen Un-
terredung, sei es durch direktes Anschreiben (Lehner in En-
gelhart/Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 1 DSt
Rz 71/2; Engelhart, ebd § 19 RL-BA 2015 Rz 4f mwN).

Dass sich die Disziplinarbeschuldigte mehrfach unaufge-
fordert im Haus der Ehegatten V* und dabei auch in den
von (vom gegnerischen Mandanten) L* V* benutzten
Räumlichkeiten aufhielt, ohne dabei jedoch mit L* V* in
Kontakt zu treten, stellt für sich genommen – ungeachtet
des Umstands, dass ihre Anwesenheit für den Genannten
unangenehm und stark belastend war (ES 3) – kein unzu-
lässiges Druckmittel und somit keinen Verstoß gegen die in
§§ 17 und 19 RL-BA 2015 normierten Standespflichten dar.

Es begründet – im Übrigen auch mangels Annahmen
dahingehend, dass das Verhalten einem größeren Personen-
kreis zur Kenntnis gelangte (RIS-Justiz RS0054876;
RS0055086), – ebenso keine Beeinträchtigung von Ehre
oder Ansehen des Standes.

Die Schuldsprüche a./ und b./ und somit auch der Straf-
ausspruch waren daher aufzuheben und die Disziplinarbe-
schuldigte von diesen Vorwürfen freizusprechen, weil nach
der Aktenlage Sachverhaltsannahmen, die einen Schuld-
spruch tragen könnten, in einem weiteren Rechtsgang nicht
zu erwarten sind (RIS-Justiz RS0100239).

Zum Schuldspruch c./ hingegen geht die Berufung fehl.
Die Feststellungen in objektiver Hinsicht zu c./ stützte

der Disziplinarrat mängelfrei auf die für glaubwürdig erach-
teten Angaben der Zeugen R* und S* (ES 5). Entgegen der
Unvollständigkeit einwendenden Mängelrüge (Z 5 zweiter

Fall) blieben die Aussage des Zeugen M* V* sowie die Ver-
antwortung der Disziplinarbeschuldigten nicht unerörtert,
sondern wurden ausdrücklich als widersprüchlich verwor-
fen (ES 5).

Die im Rahmen der Berufung wegen des Ausspruchs
über die Schuld erhobenen Einwände, die Angaben der
Zeugen R* und S* seien aufgrund ihres Eigeninteresses, in
den Besitz des Oberreitguts zu gelangen, nicht geeignet, die
Verantwortung der Disziplinarbeschuldigten zu widerlegen,
und es sei nicht festgestellt worden, welchen Vorteil sich die
Genannte durch ihr Vorgehen erwartet hätte, sie habe M*
V* bloß aus freundschaftlicher Verbundenheit an das Kran-
kenbett seines Vaters begleitet, vermögen keine Bedenken
gegen die Richtigkeit der entscheidenden – den Schuld-
spruch c./ tragenden – Sachverhaltsannahmen des Diszipli-
narrats hervorzurufen.

Mit der Behauptung (Z 9 lit a), der Disziplinarrat habe
zu c./ keinerlei Feststellungen zu den tatsächlichen Tathand-
lungen getroffen, legt die Berufung nicht dar, weshalb die
Annahmen, die Disziplinarbeschuldigte habe L* V* am
Krankenbett zu überreden versucht, alle Verfahren zu been-
den, die Vollmachten zu widerrufen und dies schriftlich zu
erklären (ES 3), in rechtlicher Hinsicht ungenügend sein
sollten und welche weiteren Konstatierungen zur rechts-
richtigen Beurteilung des Sachverhalts notwendig wären.

Insoweit war die Berufung zu verwerfen.
Bei der durch die Aufhebungen notwendig gewordenen

Strafneubemessung wurde das Ausnützen der Hilflosigkeit
des L* V* als erschwerend gewertet, als mildernd hingegen
die disziplinarrechtliche Unbescholtenheit der Beschuldig-
ten.

Bei Abwägung dieser Strafzumessungskriterien und un-
ter Berücksichtigung des erheblichen Unrechtsgehalts der
Tat und der unangemessenen Vermengung von persönli-
chem Interesse und beruflicher Tätigkeit ist eine Geldbuße
in der Höhe von € 5.000,– tat- und schuldangemessen.

Kontext

Eine Rechtsanwältin vertrat ihre Mandantin in einem Auf-
teilungsverfahren. Im Zusammenhang mit dieser Vertre-
tung wurde ihr vorgeworfen, (i) im Aufteilungsverfahren
den bereits abgeschlossenen Übergabsvertrag über den we-
sentlichen Vermögenswert ihrer Mandantin verschwiegen
zu haben, (ii) sich mehrfach unangemeldet in den Wohn-
räumlichkeiten der Ehegatten und damit auch der anwalt-
lich vertretenen Gegenseite aufgehalten zu haben und (iii)
den gegnerischen Mandanten während eines Krankenhaus-
aufenthalts am Krankenbett dazu bewegen zu wollen, sämt-
liche Verfahren zu beenden, seine Vollmachten zu widerru-
fen und dies schriftlich zu erklären. Der Disziplinarrat
sprach sie deshalb mehrerer Disziplinarvergehen nach § 1
Abs 1 DSt schuldig und verhängte eine Geldbuße von
€ 10.000,–. Der OGH hob die Schuldsprüche hinsichtlich
des Verschweigens im Aufteilungsverfahren und der Auf-
enthalte in den Wohnräumlichkeiten auf, bestätigte ledig-
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lich den Schuldspruch wegen des Krankenhausbesuchs und
reduzierte die Geldbuße auf € 5.000,–.

Anmerkungen

Der Weg zwischen der Treue zum Mandanten und dem dis-
ziplinären Verhalten ist manchmal ein schmaler Grat. Nach
der ständigen Judikatur des OGH ist dem Rechtsanwalt wis-
sentlich falsches Prozessvorbringen untersagt (etwa 20
Ds 15/17m in AnwBl 2018, 474 oder zuletzt 24 Ds 1/25v
in AnwBl 2026, 135). Er riskiert dabei nicht nur eine diszip-
linäre Behandlung, sondern auch eine strafrechtliche Verur-
teilung wegen Prozessbetrugs nach § 146 StGB. Täuschung
nach § 146 StGB kann aber nicht nur durch aktives Tun,
sondern auch durch Unterlassen verwirklicht werden, wobei
idR die Gleichwertigkeit bloßen Unterlassens mit aktivem

Tun zu prüfen ist (Näheres bei Kirchbacher/Sadoghi in Höp-
fel/Ratz [Hrsg], WK2 StGB § 146 Rz 29f [Stand 30. 11. 2023,
rdb.at]). Für den OGH war diese Gleichwertigkeit im vor-
liegenden Fall noch nicht erreicht, wobei es offenbar eine
Rolle spielte, dass der Eigentumsübergang am Liegen-
schaftsanteil mangels grundverkehrsbehördlicher Geneh-
migung noch nicht verwirklicht war und diese Genehmi-
gung später versagt wurde. Es ist daher Vorsicht angebracht,
aus dieser Entscheidung einen allgemeinen Grundsatz abzu-
leiten, wonach das Verschweigen verfahrensrelevanter In-
formationen generell nicht disziplinär ist.

MICHAEL BURESCH

Notwendigkeit der Anmeldung der Berufung gegen ein
Disziplinarerkenntnis seit BRÄG 2024
§§ 9, 10 RAO; § 16 Abs 1 Z 3 DSt; §§ 4 RL-BA 2015

Seit Inkrafttreten des BRÄG 2024 (BGBl I 2024/93) am 1. 8. 2024 kann gegen ein mündlich verkün-

detes Erkenntnis des Disziplinarrats nur dann eine Berufung erhoben werden, wenn diese binnen

14 Tagen nach Zustellung der Niederschrift über die mündliche Verhandlung schriftlich angemeldet

wird. Unterbleibt die Anmeldung, kann die Berufung nicht mehr erhoben werden.

OGH 13. 5. 2026, 22 Ds 1/26f

Aus den Entscheidungsgründen

[5] Das Erkenntnis wurde am 9. 9. 2025 mündlich verkün-
det (ON 16), mit Wirkung vom 4. 11. 2025 (§ 89d Abs 2
GOG) wurden dem Beschuldigten Ausfertigungen der Ver-
handlungsniederschrift und des Erkenntnisses zugestellt
(Direktzustellungsnachweis bei ON 17).

[6] Am 1. 12. 2025 brachte der Beschuldigte eine Beru-
fungsschrift ein (Postaufgabevermerk zu ON 18).

[7] Mit dem BRÄG 2024 BGBl I 2024/93 wurden als zen-
trale Neuerungen die Instrumente der disziplinarrechtli-
chen Strafverfügung und der gekürzten Erkenntnisausferti-
gung in das rechtsanwaltliche Disziplinarrecht eingeführt.
Aufgrund dieser Novellierung beginnt mit der Zustellung
der Niederschrift über die mündliche Verhandlung (§ 42
DSt) eine Frist von 14 Tagen zu laufen, innerhalb derer (so-
weit hier von Interesse) der Beschuldigte schriftlich Beru-
fung gegen das Erkenntnis anmelden kann (§ 40 Abs 2
DSt [AB 2621 BlgNR 27. GP 12f]). Unterbleibt dies, kann
die Berufung nicht mehr erhoben werden (§ 46 Satz 2 DSt).

[8] Die angesprochenen Bestimmungen traten mit
1. 8. 2024 in Kraft und sind auf Disziplinarvergehen anzu-
wenden, die (wie hier) ab diesem Zeitpunkt begangen wor-
den sind (§ 80 Abs 13 DSt).

[9] Die Berufung des Beschuldigten, die nicht innerhalb
der (fallbezogen bis zum 18. 11. 2025 laufenden) 14-tägigen
Frist des § 40 Abs 2 DSt, sondern erst am 1. 12. 2025 ange-
meldet (und gleichzeitig ausgeführt) wurde, war daher nach
§ 48 Abs 1a DSt durch den Präsidenten des Disziplinarrats
zurückzuweisen.

[10] Da dies nicht geschehen ist, war – in Übereinstim-
mung mit der Stellungnahme der Generalprokuratur – vom
OGH mit Zurückweisung nach § 54 Abs 1 DSt vorzugehen.

[11] Die Kostenentscheidung gründet sich auf § 54 Abs 5
DSt, welche Bestimmung sich auch auf die von § 54 Abs 1
DSt umfassten Beschlüsse bezieht (RIS-Justiz RS0132219).

Kontext

Im gegenständlichen Fall bezahlte ein Rechtsanwalt eine
rechtskräftige und vollstreckbare Judikatschuld nicht, wes-
halb gegen ihn Fahrnisexekution geführt wurde und die
zwangsweise Begründung von Pfandrechten auf in seinem
Eigentum stehenden Liegenschaften beantragt werden
musste.

Der Disziplinarrat verhängte aufgrund der Verletzung
von Berufspflichten sowie der Beeinträchtigung der Ehre
oder des Ansehens des Standes gem §§ 9 und 10 RAO, § 1
Abs 1 erster und zweiter Fall DSt gem § 16 Abs 1 Z 3 DSt
die Disziplinarstrafe der Untersagung der Ausübung der
Rechtsanwaltschaft für die Dauer eines Monats und sah die-
se Sanktion nach § 16 Abs 2 DSt unter Bestimmung einer
Probezeit von drei Jahren bedingt nach.

Anmerkungen

Mit der Novelle des DSt durch das BRÄG 2024 wurden die
disziplinarrechtliche Strafverfügung und die gekürzte Er-
kenntnisausfertigung sowie das Erfordernis einer Beru-
fungsanmeldung neu eingeführt.

Die gekürzte Urteilsausfertigung ist im umfassend novel-
lierten § 40 DSt geregelt. Neben dem schon bisher geltenden
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Grundsatz, dass das Erkenntnis samt dessen wesentlichen
Gründen sogleich zu verkünden ist, ist nach neuer Rechts-
lage eine Ausfertigung der Verhandlungsniederschrift (§ 42
DSt) ehestens dem Beschuldigten, dem Kammeranwalt, der
Oberstaatsanwaltschaft und dem Ausschuss der Rechtsan-
waltskammer zuzustellen (§ 40 Abs 1 Satz 2 DSt). Innerhalb
von 14 Tagen nach der Zustellung der Verhandlungsnieder-
schrift können der Beschuldigte, der Kammeranwalt oder
unter der Voraussetzung des § 47 Z 3 DSt die Oberstaatsan-
waltschaft schriftlich Berufung gegen das Erkenntnis an-
melden (§ 40 Abs 2 DSt). § 46 Satz 2 DSt regelt dazu ergän-
zend, dass eine Berufung nur erhoben werden kann, wenn
der Berufungswerber eine solche zuvor angemeldet hat.

Unterbleibt eine Berufungsanmeldung oder wird eine
solche zurückgezogen und wurde der Beschuldigte freige-
sprochen oder gegen diesen eine Disziplinarstrafe nach
§ 16 Abs 1 Z 1 oder 2 erster Fall DSt (schriftlicher Verweis
oder Geldbuße bis € 45.000,– bzw 1 Mio Euro) verhängt, so
kann das Erkenntnis in gekürzter Form ausgefertigt werden
(§ 40 Abs 3 Satz 2 DSt).

Wie in den EB zum Gesetzesentwurf ausgeführt, „orien-
tieren sich [diese Änderungen] dabei an den bewährten Be-
stimmungen der StPO zum Mandatsverfahren (§ 491 StPO)
und zur gekürzten Urteilsausfertigung (§ 270 Abs 4 StPO)
unter Bedachtnahme auf die Besonderheiten des disziplinar-
rechtlichen Verfahrens. Diese Maßnahmen sollen zu einer
merklichen Entlastung der Disziplinarräte der Rechtsanwalts-
kammern und ihrer Mitglieder führen, dies unter Beibehal-
tung sämtlicher rechtsstaatlicher Garantien und unter Beach-
tung der Verfahrensrechte der Disziplinarbeschuldigten“ (EB
319/ME 27. GP 2).

Berufungen gegen Disziplinarerkenntnisse bedürfen so-
mit seit Inkrafttreten des BRÄG 2024 einer Anmeldung bin-
nen 14 Tagen nach Zustellung der Verhandlungsschrift, in
der das Erkenntnis verkündet wurde. Die Berufungsausfüh-
rung ist weiterhin binnen vier Wochen nach Zustellung der
Entscheidung beim Disziplinarrat, der sie gefällt hat, schrift-
lich einzubringen (§ 48 Abs 1 DSt).

JULIA KUSTERNIGG

Kanzleiinterne Nachbearbeitung von Fortbildungsinhalten ist
keine Fortbildungsveranstaltung
§ 28 Abs 3 DSt; § 54 RL-BA 2015

Eine „kanzleiinterne Nachbearbeitung“ der Inhalte von Fortbildungsveranstaltungen stellt keine

Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung iSd § 54 Abs 2 Satz 2 RL-BA 2015 dar.

OGH 29. 4. 2026, 23 Ds 1/26p

Aus den Entscheidungsgründen

[7] Nach ständiger Judikatur kann der Disziplinarrat in
nichtöffentlicher Sitzung nur dann mit Einstellungsbe-
schluss (§ 28 Abs 3 DSt) vorgehen, wenn nicht einmal ein
Verdacht eines standeswidrigen, also eines ein Disziplinar-
vergehen begründenden Verhaltens vorliegt (RIS-Justiz
RS0056969 und RS0057005). Vom Fehlen eines solchen
Verdachts ist – im Licht des § 212 Z 2 StPO (iVm § 77 Abs 3
DSt) – dann auszugehen, wenn das vorliegende Tatsachen-
substrat Grund zur Annahme bietet, dass Dringlichkeit und
Gewicht des Verdachts nicht ausreichen, um eine Verurtei-
lung des Angezeigten auch nur für möglich zu halten, und
von weiteren Ermittlungen eine Intensivierung des Ver-
dachts nicht zu erwarten ist (zum Ganzen Engelhart/Hoff-
mann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO11 § 28 DSt Rz 9).

[8] Ein Rechtsanwalt hat seine – im Umfang von mindes-
tens 36 Stunden innerhalb eines Zeitraums von drei Kalen-
derjahren bestehende (§ 54 Abs 2 Satz 1 RL-BA 2015) –
Fortbildungsverpflichtung (§ 10 Abs 6 RAO) persönlich
durch Teilnahme an facheinschlägigen Fortbildungsveran-
staltungen (in Form einer Präsenzveranstaltung oder in vir-
tueller Form) oder (im Ausmaß von höchstens 18 Stunden)
durch Selbststudium zu erfüllen (§ 54 Abs 2 Satz 2 und 3
RL-BA 2015). Auf den Umfang der Fortbildungsmaßnah-

men kann zudem der mit facheinschlägigen Tätigkeiten
als Vortragender, Prüfungskommissär, Autor von Fachbei-
trägen oder Gesetzesbegutachtungen verbundene angemes-
sene Zeitaufwand angerechnet werden (§ 54 Abs 3 RL-BA
2015). Dabei hat der Rechtsanwalt die zum Nachweis der
Erfüllung der Fortbildungsverpflichtung notwendige Doku-
mentation vorzunehmen (§ 54 Abs 4 RL-BA 2015).

[9] Der erste Durchrechnungszeitraum hat für den zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 54 RL-BA 2015 bereits als
Rechtsanwalt eingetragenen Beschuldigten am 1. 1. 2022
begonnen (vgl Cernochova, AnwBl 2021, 446; Fink in Mur-
ko/Nunner-Krautgasser, Anwaltliches und notarielles Be-
rufsrecht, § 54 RL-BA 2015 Rz 9 [zur Anrechnung von
Fortbildungsmaßnahmen im Zeitraum 24. 6. 2021 bis
31. 12. 2021 vgl § 59 Abs 6 RL-BA 2015]).

[10] Die Beschwerde macht im Ergebnis zutreffend gel-
tend, dass die geschilderte „kanzleiinterne Nachbearbei-
tung“ der Inhalte von Fortbildungsveranstaltungen keine
Teilnahme (des Beschuldigten) an einer Fortbildungsveran-
staltung iSd § 54 Abs 2 Satz 2 RL-BA 2015 darstellt. Weder
hat der Beschuldigte an den nur von seinen Mitarbeiterin-
nen besuchten (teilweise Online-)Fortbildungsveranstaltun-
gen (BS 2) teilgenommen noch ist die „kanzleiinterne Nach-
bearbeitung“ selbst als Fortbildungsveranstaltung zu wer-
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ten. Darunter sind nämlich nur organisierte (arg: „[. . .]ver-
anstaltungen“), nicht aber eine bloß auf (bis zu) vier Kanz-
leiangehörige als Teilnehmer und (zugleich) Vortragende
beschränkte Fortbildungsmaßnahme zu verstehen (vgl auch
die Pflicht zu einer diesbezüglich objektiv überprüfbaren
Dokumentation [§ 54 Abs 4 RL-BA 2015; vgl Cernochova,
Effektuierung der Fortbildungsverpflichtung, AnwBl 2021/
225, 443]). Aus dem selben Grund scheidet auch eine Beur-
teilung des Geschehens als Vortragstätigkeit iSd § 54 Abs 3
RL-BA 2015 aus.

[11] Da die Möglichkeit einer zu ahndenden disziplinar-
rechtlichen Verfehlung somit nicht auszuschließen ist und
über allfällige Zweifel an der disziplinären Verantwortlich-
keit des Beschuldigten nur in einer mündlichen Disziplinar-
verhandlung entschieden werden kann (vgl RIS-Justiz
RS0110142), war der angefochtene Beschluss – in Stattge-
bung der Beschwerde und in Übereinstimmung mit der
Stellungnahme der Generalprokuratur –, wie aus dem
Spruch ersichtlich, abzuändern.

Kontext

Dem Rechtsanwalt wurde vorgeworfen, seine Verpflichtun-
gen zur Fortbildung und deren Dokumentation gem § 54
Abs 2 und 3 RL-BA 2015 verletzt und dadurch das Diszip-
linarvergehen der Berufspflichtenverletzung begangen zu
haben. Der Disziplinarrat verneinte jedoch einen Grund
zur disziplinarrechtlichen Behandlung und fasste einen Ein-
stellungsbeschluss. Er vertrat die Auffassung, dass die Fort-
bildungsverpflichtung nicht nur durch die Absolvierung
von Seminaren, sondern auch durch die Vorbereitung, prü-
fende Wiederholung und Vertiefung des von seinen Konzi-
pientinnen erlernten Wissensstoffs in direkter Wechselrede
mit diesen erfüllt werden könne. Auf diese Weise habe der
Rechtsanwalt während des dreieinhalbjährigen Durchrech-
nungszeitraums rund 84 Fortbildungsstunden absolviert
und die Erfüllung seiner Fortbildungsverpflichtung auch
iSd § 54 Abs 4 RL-BA 2015 nachgewiesen. Gegen diesen
Einstellungsbeschluss richtet sich die Beschwerde des Kam-
meranwalts, der die Fassung eines Einleitungsbeschlusses
begehrt.

Anmerkungen

Auch wenn die gegenständliche Entscheidung formal die
Aufhebung eines Einstellungsbeschlusses betrifft, hat sich
der OGH – soweit überblickbar – erstmals inhaltlich mit
der Auslegung der Fortbildungsverpflichtung des § 54
RL-BA 2015 beschäftigt.

Der Grundsatz des § 10 Abs 6 RAO, wonach jeder
Rechtsanwalt und jede Rechtsanwältin verpflichtet ist, sich
fortzubilden, wird in § 54 RL-BA 2015 präzisiert. Die Fort-
bildungsverpflichtung besteht im Umfang von 36 Stunden
innerhalb eines Zeitraums von drei Kalenderjahren (§ 54
Abs 2 Satz 1 RL-BA 2015). Hinsichtlich der Art der Fortbil-
dung werden die Teilnahme an facheinschlägigen Fortbil-
dungsveranstaltungen (weltweit, sowohl in Form einer Prä-
senzveranstaltung als auch in virtueller Form) und das

Selbststudium erwähnt, letzteres jedoch mit einem Ausmaß
von höchstens 18 Stunden begrenzt (§ 54 Abs 2 RL-BA
2015). Auf den Umfang der Fortbildungsmaßnahmen kann
der mit facheinschlägigen Tätigkeiten als Vortragender,
Prüfungskommissär, Autor von Fachbeiträgen oder Geset-
zesbegutachtungen verbundene angemessene Zeitaufwand
angerechnet werden. Zu Vortragstätigkeiten und zur Tätig-
keit als Prüfungskommissär sind auch Vorbereitungszeiten
zu zählen. Diese sind pauschal mit dem Zweifachen der
Vortragszeit dieser hinzuzurechnen (§ 54 Abs 3 RL-BA).

Die erstmalige Pflicht zur Dokumentation der Fortbil-
dungen und der erste Durchrechnungszeitraum begannen
am 1. 1. 2022 und endete am 31. 12. 2024, wobei Fortbil-
dungsmaßnahmen ab 24. 6. 2021 ebenfalls berücksichtigt
werden konnten.1 Aktuell läuft der Durchrechnungszeit-
raum von 1. 1. 2025 bis 31. 12. 2027.

Anders als der zuständige Disziplinarrat sieht der OGH
im konkreten Fall die Möglichkeit eines Pflichtenverstoßes
und folgt der Ansicht des Kammeranwalts. Demnach stellt
„die geschilderte ‚kanzleiinterne Nachbearbeitung‘ der Inhalte
von Fortbildungsveranstaltungen keine Teilnahme (des Be-
schuldigten) an einer Fortbildungsveranstaltung iSd § 54
Abs 2 zweiter Satz RL-BA 2015 dar“ (Rz 10). Auch das Vor-
liegen einer Vortragstätigkeit iSd § 54 Abs 3 RL-BA 2015
wird abgelehnt.

Wie bereits von Cernochova anlässlich der Einführung
der Dokumentationspflicht zur Fortbildung angemerkt
und nun vom OGH aufgegriffen, ist „eine konkrete Form
[der Dokumentation] nicht vorgeschrieben“, sie muss jedoch
objektiv überprüfbar sein.2

Der Ausgang des einzuleitenden Disziplinarverfahrens
im gegenständlichen Fall bleibt ebenso abzuwarten wie die
Frage, ob und inwieweit der konkrete oder ein vergleichba-
rer Sachverhalt nochmals zur Entscheidung an den OGH im
Hinblick auf eine mögliche Präzisierung der Anforderungen
an Fortbildungsveranstaltungen sowie Vortragstätigkeit iSd
§ 54 RL-BA herangetragen wird.

JULIA KUSTERNIGG

1 Cernochova, Effektuierung der Fortbildungsverpflichtung, AnwBl 2021,
443 (446).
2 Cernochova, AnwBl 2021, 443 (445).
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Rechtsstaatlichkeitsbericht 2026
EU-Kommission berücksichtigt ÖRAK-Eingaben

D ie Europäische Kommission hat am 17. 7. 2026 ihren
jährlichen Rechtsstaatlichkeitsbericht vorgelegt. Im

Länderkapitel zu Österreich wurden dabei zahlreiche Einga-
ben des ÖRAK berücksichtigt.

Der Rechtsstaatlichkeitsbericht ist Teil des jährlichen
Rechtsstaatlichkeitszyklus der Europäischen Union. In die-
sem bewertet die Kommission systematisch Entwicklungen
in den Mitgliedstaaten in vier Kernbereichen: Justizsystem,
Antikorruptionsrahmen, Medienpluralismus und institutio-
nelle Fragen im Zusammenhang mit Gewaltenteilung und
Kontrollmechanismen.

Die Digitalisierung der Justiz in Österreich schreitet
aus Sicht der Kommission weiterhin gut voran. Der vom
ÖRAK hervorgehobene Verbesserungsbedarf und die un-
einheitlichen Vorschriften im Bereich der Verwaltungsver-
fahren wurden von der Kommission ausdrücklich aufge-
nommen. Aufmerksamkeit erhält im Bericht auch die Kritik
des ÖRAK zum teilweise bestehenden Ungleichgewicht im
Zugang zu (noch nicht veröffentlichten) Urteilen.

Ein weiterer zentraler Punkt des ÖRAK-Beitrags war die
Höhe der Gerichtsgebühren. Die Kommission nimmt die
Kritik des ÖRAK auf, wonach hohe Gerichtsgebühren ein
wesentliches Hindernis für den Zugang zur Justiz darstellen.
Besonders hervorgehoben wird das Fehlen einer Obergren-
ze, das auch durch Vertreter der Wirtschaft unterstützt
werde.

Die Kommission verweist ebenfalls auf die nachdrückli-
chen Bedenken des ÖRAK hinsichtlich der Bestellung von
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten als Vertreter
schutzbedürftiger Erwachsener. Dies führe zu einer erheb-
lichen potenziellen Belastung anwaltlicher Ressourcen.

Im horizontalen, auf die gesamte EU und teilnehmende
Beitrittskandidaten gerichteten Teil des Rechtsstaatlichkeits-
berichts wird weiterhin ein eigener Abschnitt der Rolle der
Rechtsanwaltschaft im Rechtsstaat gewidmet.

Wie der EuGH anerkannt habe, „stellen das rechtsan-
waltliche Berufsgeheimnis und die Vertraulichkeit der
Kommunikation zwischen Rechtsanwalt und Mandant all-
gemeine Grundsätze des EU-Rechts dar, die eng mit den
Rechten der Verteidigung und der ordnungsgemäßen
Rechtspflege verbunden seien“.

Zwar seien die Unabhängigkeit von Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälten in der EU im Allgemeinen gewähr-
leistet, doch bestünden weiterhin Herausforderungen, so
fordern Rechtsanwälte in Belgien weiterhin zusätzliche Ver-
fahrensgarantien zum Schutz ihrer Unabhängigkeit und des
Verschwiegenheitsgebots, in den Niederlanden wurden an-
gesichts der Bedenken der Rechtsanwälte Änderungen an
den Regelungen zur visuellen Überwachung von Gesprä-

chen zwischen Rechtsanwälten und Mandanten in Hochsi-
cherheitsgefängnissen vorgenommen.

Auch die Verfügbarkeit von Prozesskostenhilfe und die
Höhe der Gerichtsgebühren haben aus Sicht der Kommis-
sion erhebliche Auswirkungen auf den Zugang zur Justiz,
hier wird ein gemischtes Bild aus positiven und negativen
Entwicklungen gezeichnet.

Die Stellungnahme des ÖRAK anlässlich der Konsulta-
tion der EU-Kommission zum Rechtsstaatlichkeitsbericht
finden Sie hier:

Weitere Stellungnahmen aus dem EU-Bereich finden Sie
hier:

BRITTA KYNAST
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12 Cg 24/26p 
VERSÄUMUNGSURTEIL 

Im Namen der Republik 
 

Klagende Partei: Österreichischer Rechtsanwaltsverein, Rotenturmstraße 13/DG, 1010 Wien 
vertreten durch: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 1030 Wien 
Beklagte Parteien: 1. AKHA GmbH, Rasumofskygasse 34/11, 1030 Wien 
 2. Mag. Egor Kharitonov, geb. 10.11.1977, Geschäftsführer,  
 Rasumofskygasse 34/11, 1030 Wien 
 
1. Die beklagten Parteien sind gegenüber der klagenden Partei schuldig, die erstbeklagte Partei als 
unmittelbarer Täter, die zweitbeklagte Partei in ihrer Eigenschaft als für deren Verhalten 
verantwortlicher Geschäftsführer, im geschäftlichen Verkehr in Österreich nachstehende 
Handlungen zu unterlassen: 
Das Anbieten und die Durchführung von Rechtsberatung und rechtlicher Vertretung, insbesondere 
iZm folgenden Angelegenheiten: 
• Aufenthaltserlaubnis für finanziell Selbständige, 
• Aufenthaltserlaubnis für selbstständig erwerbende Schlüsselspezialisten, 
• Aufenthaltserlaubnis für Startup-Gründerinnen und -Gründer, 
• Aufenthaltserlaubnis von Hochschulabsolventinnen und -absolventen, 
• rot-weiß-rot Karte, 
• blaue Karte, 
• Aufenthaltserlaubnis für Künstler, 
• Aufenthaltserlaubnis für Familie eines EU-Bürgers, 
• Familiennachzug mit einem Österreicher/Ausländer mit einem Aufenthaltstitel in 
Österreich, 
• Registrierung von EU-Bürgern, 
• Unterstützung in allen rechtlichen und wirtschaftlichen Fragen. 
 

Handelsgericht Wien; Abteilung 12 
Wien, 27. April 2026 

Martin Hüttenmayr, LL.M., Richter 

Vorschläge der Europäischen Kommission
zu Europol, Eurojust und Europäischer
Ermittlungsanordnung
D ie Europäische Kommission hat im Rahmen der

neuen Sicherheitsstrategie ProtectEU ein Paket vorge-
legt, das die EU-Strafverfolgung stärken und den Kampf ge-
gen grenzüberschreitende Kriminalität und Terrorismus
verbessern soll. Das Paket umfasst zwei Verordnungsent-
würfe zur Stärkung der Mandate von Europol und Euro-
just, eine Überarbeitung der Europäischen Ermittlungs-
anordnung sowie Änderungen der Datenschutzverord-
nung für die Organe und Einrichtungen der Union.

Europol

Mit dem Vorschlag zur Änderung der Europol-Verord-
nung soll Europol weiter ausgebaut werden und als zent-

rale Agentur zur Unterstützung der Mitgliedstaaten im Be-
reich der Strafverfolgung dienen. Vorgesehen sind insbe-
sondere:
• Schneller, automatisierter Informationsaustausch
Über eine Cloud-Infrastruktur und einen gemeinsamen
europäischen Polizeidatenraum soll der Informations-
austausch beschleunigt werden. Dies soll insbesondere ei-
ne Echtzeit-Zusammenarbeit in gemeinsamen Fällen
ermöglichen.

• Europol-Unterstützungsbüros in den Mitgliedstaaten
In den Mitgliedstaaten sollen Europol-Unterstützungs-
büros eingerichtet werden. Diese sollen die Nutzung
der Europol-Unterstützung und -Instrumente verbes-
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sern und den Zugang zu den Systemen von Europol er-
leichtern.

• Technologie- und Innovationszentrum
Geplant ist ein Technologie- und Innovationszentrum,
das Forschung, Entwicklung und Investitionen in kriti-
sche Strafverfolgungstechnologien bündelt.

• Vertiefte Zusammenarbeit mit EU-Agenturen und Ein-
richtungen
Die Zusammenarbeit mit anderen EU-Agenturen und
Einrichtungen, insbesondere mit Eurojust und der Eu-
ropäischen Staatsanwaltschaft (EUStA), soll verstärkt
werden.

• Verstärkte internationale Zusammenarbeit
Schließlich ist eine intensivere Zusammenarbeit mit
Partnerländern vorgesehen, um den Informationsaus-
tausch und die Koordination bei grenzüberschreitender
Kriminalität weiter zu verbessern.

Eurojust

Auch Eurojust soll ein deutlich erweitertes Mandat erhal-
ten. Der Verordnungsentwurf sieht im Wesentlichen Fol-
gendes vor:
• Mehr Eigeninitiative
Eurojust soll verstärkt von sich aus Fallzusammenhänge
identifizieren und Koordinierungsbedarf erkennen
können, anstatt primär nur auf Ersuchen der Mitglied-
staaten zu reagieren.

• Ausweitung auf neue Kriminalitätsbereiche
Das Mandat soll auf weitere Kriminalitätsfelder ausge-
dehnt werden, insbesondere auf Cybercrime, Sanktions-
verstöße und geschlechtsspezifische Gewalt.

• Stärkere Governance und Entscheidungsfindung
Durch straffere Entscheidungsprozesse soll Eurojust
schneller in dringenden und komplexen Fällen handeln
können.

• Integriertes EU-Strafjustizsystem
Der Aufbau eines integrierten EU-Strafjustizsystems
soll die Zusammenarbeit mit Europol und der EUStA
weiter vertiefen.

• Flexiblere und frühere Zusammenarbeit mit Drittstaa-
ten
Eurojust soll flexibler und in einem früheren Stadium
mit Drittstaaten zusammenarbeiten können, um Ermitt-
lungen und Strafverfahren mit Auslandsbezug besser zu
unterstützen.

Europäische Ermittlungsanordnung (EEA/EIO)

Die Europäische Ermittlungsanordnung (EEA/EIO) soll
durch einen neuen Vorschlag der Kommission gezielt über-
arbeitet werden. Die neuen Vorschriften sollen die Anwen-
dung der Europäischen Ermittlungsanordnung erleichtern.
Ziel dabei ist eine reibungslosere, schnellere Vollstreckung
von Ermittlungsmaßnahmen in anderen Mitgliedstaaten.
Neu ist die Europäische Fernteilnahmeanordnung, diese

soll Verdächtigen, beschuldigten Personen und Opfern er-
möglichen, aus der Ferne an Strafgerichtsanhörungen in ei-
nem anderen Mitgliedstaat teilzunehmen. Hiermit soll die
Teilnahme an Verhandlungen in grenzüberschreitenden
Konstellationen erleichtert werden.

Datenschutzverordnung für EU-Organe (EUDPR)

Zusätzlich schlägt die Kommission Änderungen der Daten-
schutzverordnung für die Organe und Einrichtungen der
Union (EUDPR) vor. Die EUDPR soll aktualisiert werden,
um eine wirksamere Zusammenarbeit zwischen den Orga-
nen und Einrichtungen der EU im Bereich der Strafjustiz zu
ermöglichen. Insbesondere ist vorgesehen, die Anwendung
der EUDPR ausdrücklich auf die Europäische Staatsanwalt-
schaft (EUStA) zu erstrecken. Dadurch sollen datenschutz-
rechtliche Rahmenbedingungen für den Informationsaus-
tausch zwischen den Strafjustizakteuren der EU verbessert
werden, ohne die bestehenden Datenschutzstandards abzu-
senken.

Verordnungsvorschlag Europol

Verordnungsvorschlag Eurojust

Richtlinienvorschlag EEA

Verordnungsvorschlag EUDPR
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Das BRÄG 2026 – Strukturreform der
rechtsanwaltlichen Versorgung und
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf

Das mit BGBl I 2026/63 kundgemachte Berufsrechts-Änderungsgesetz 2026 (BRÄG 2026) bringt
umfassende und zukunftsorientierte wichtige Neuerungen des anwaltlichen Berufsrechts. Vor
allem greift der Gesetzgeber – über die Initiative der Rechtsanwaltschaft – das so essenzielle

Thema der sozialen Absicherung auf. Gerade in ihr verdichten sich Standesautonomie,
Eigenverantwortung und die praktische Fähigkeit eines freien Berufs, seine Angelegenheiten im Wege der
Selbstverwaltung dauerhaft, solidarisch und generationengerecht – somit zukunftsfit – zu ordnen.

A. Soziale Absicherung als Ausdruck

berufsständischer Selbstverwaltung

Die historische Entwicklung der anwaltlichen Versorgung
reicht weit zurück. Bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts
schufen die Rechtsanwaltskammern erste Einrichtungen zur
Alters-, Berufsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversor-
gung. Die gesetzliche Verankerung erfolgte mit BGBl
1973/570. Seither ist in § 49 Abs 1 RAO angelegt, was das
System bis heute prägt: Die rechtsanwaltliche Versorgung ist
nicht staatlich verordnet, sondern von der Rechtsanwalt-
schaft mit eigener Satzung zu schaffen und in ihrer Selbst-
verwaltung aufrechtzuerhalten.1

Diese Entwicklung war kein Zufall, sondern Ausdruck
eines über Jahrzehnte gepflegten Selbstverständnisses. Die
Rechtsanwaltskammern verstanden seit jeher ihre Versor-
gungseinrichtungen als autonome Selbsthilfeeinrichtungen
und verteidigten damit zugleich ihre Distanz zum Staat,
die gleichzeitig auch den Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälten die Unabhängigkeit in ihrer Berufsausübung sichern
soll. Gerade diese Verbindung von Unabhängigkeit und Ei-
genverantwortung macht auch den normativen Kern der
aktuellen Reform verständlich.2

Systematisch beruht die rechtsanwaltliche Versorgung
auf zwei Säulen: dem umlagefinanzierten Teil A und dem
kapitalgedeckten Teil B, welcher Ende der 1990er-Jahre ein-
geführt wurde.3 Dieses Zwei-Säulen-Modell verschränkt ei-
ne solidarische Basissicherung mit einem zusätzlichen
Standbein, das Renditechancen auf den Kapitalmärkten
nutzt und die Demografie ausbalanciert. Gerade diese aus-
gewogene Konstruktion könnte als Musterbeispiel für ande-
re Renten- und Versorgungssysteme dienen.

Einen weiteren entscheidenden Schritt brachte das Ar-
beits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997 (ASRÄG
1997).4 Obwohl für selbständig Erwerbstätige mit
1. 1. 2000 grundsätzlich eine Pflichtversicherung in allen
Zweigen der Sozialversicherung eingeführt wurde, nutzte

die Rechtsanwaltschaft das gesetzlich eröffnete Opting-out
für die gesamte Berufsgruppe. Auf dieser Grundlage wurden
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte hinsichtlich jener
Erwerbstätigkeit, die die Teilnahme an einer Versorgungs-
einrichtung begründet, weiterhin von der Pflichtversiche-
rung in der Pensionsversicherung nach dem GSVG ausge-
nommen.

Mit dem Berufsrechts-Änderungsgesetz 2010 (BRÄG
2010)5 wurde sodann auch die Einbeziehung der Rechtsan-
waltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter im Umla-
gesystem Teil A per 1. 1. 2011 vollzogen. Das war nicht bloß
eine technische Erweiterung, sondern ein berufsrechtliches
Bekenntnis: Versorgung beginnt nicht erst mit der etablier-
ten Berufsausübung, sondern begleitet den Berufsweg von
Anfang an.

I. Die Zusammenführung der

Versorgungseinrichtungen

Die bisherige Architektur der Versorgungseinrichtungen
von neun Rechtsanwaltskammern ist historisch gewachsen,
wird aber administrativ und systematisch vor deutliche He-
rausforderungen gestellt. Schon seit Jahren wurden die Vor-
gangsweisen der Rechtsanwaltskammern in Bezug auf ihre
Versorgungseinrichtungen durch Gremien im Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK) eng koordiniert;
mit dem Berufsrechts-Änderungsgesetz 2016 (BRÄG
2016)6 wurde sodann in einem sehr wesentlichen Verein-
heitlichungsschritt die Kompetenz zur Erlassung der Sat-
zungen für Teil A, Teil B und Teil C (Krankenversicherung)

1 Koch, Ein Streifzug durch die Entwicklung des rechtsanwaltlichen Versor-
gungssystems, in FS Sedlacek (2015) 105 (107ff).
2 Koch/Utudjian in Murko/Nunner-Krautgasser (Hrsg), Anwaltliches und
notarielles Berufsrecht (2022) § 49 RAO Rz 1ff; Koch in FS Sedlacek 105
(117); Bericht des Justizausschusses 569 BlgNR 28. GP 1, 1ff.
3 Koch/Utudjian in Murko/Nunner-Krautgasser, Berufsrecht § 49 RAO
Rz 11ff.
4 BGBl I 1997/139.
5 BGBl I 2009/141.
6 BGBl I 2017/10.
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der Vertreterversammlung des ÖRAK zugewiesen.7 Den-
noch ist ein erheblicher sachlicher und personeller Aufwand
bei den einzelnen Rechtsanwaltskammern verblieben. Be-
sonders die getrennte Verwaltung der Sondervermögen in
Teil A hat sich letztlich als verbesserungsfähig erwiesen,
weil die gemeinsame Veranlagung aufgrund des Volumens
bessere und diversifizierte Veranlagungschancen bietet.

Die Reformantwort lautet daher nicht Verstaatlichung,
sondern institutionelle Neuordnung innerhalb der Selbst-
verwaltung. Die Versorgungseinrichtung der österreichi-
schen Rechtsanwaltschaft (VÖR) soll als eigenständige Kör-
perschaft öffentlichen Rechts geschaffen werden (§ 49a
Abs 1 RAO), getrennt von den Rechtsanwaltskammern
und doch aus ihrer Mitte hervorgehend. Sie verfügt über
eine eigene Rechtspersönlichkeit (§ 49b Abs 1 RAO). Mit
ihr soll die soziale Absicherung, insbesondere die Versor-
gung für den Fall des Alters, der Berufsunfähigkeit und
der Krankheit sowie die Versorgung der Hinterbliebenen
von Rechtsanwälten und Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
waltsanwärtern und -anwärterinnen, in einer Organisation
vereinheitlicht werden.

Der Gesetzgeber betont ausdrücklich, dass es sich dabei
nicht um eine Angelegenheit der Sozialversicherung han-
delt. Die neue Einrichtung ist kein Sozialversicherungsträ-
ger, sondern eine eigenständige Einrichtung der beruflichen
Selbstverwaltung. Gerade diese Klarstellung ist dogmatisch
wie standespolitisch von erheblicher Bedeutung.8

Mit der Neuordnung werden mehrere Ziele zugleich ver-
folgt:
• Stabilisierung der Versorgungsleistungen,
• Ausgleich regionaler Unterschiede bei Beiträgen und
Leistungen,

• Effizienzgewinn in der Verwaltung sowie
• Erleichterungen bei der Mobilität, etwa bei Kanzleisitz-
verlegungen.

In diesen Zielangaben tritt das Reformmotiv deutlich her-
vor: Einheit soll nicht Uniformität bedeuten, sondern trag-
fähigere Solidarität.

II. Neue Struktur: Gründung, Organe,

demokratische Legitimation

Die neue Versorgungseinrichtung VÖR entsteht nicht auto-
matisch etwa als Anordnung der RAO, sondern aufgrund
von Beschlüssen der Rechtsanwaltskammern in ihrer Selbst-
verwaltung. Voraussetzung ihrer Gründung ist, dass zumin-
dest sechs Rechtsanwaltskammern einen Gründungsbe-
schluss fassen (§ 49a Abs 1 RAO). Mit dem sechsten Bei-
trittsbeschluss einer Rechtsanwaltskammer gilt VÖR als ge-
gründet. In den Regelungen zu diesem Gründungsbeschluss
liegt die demokratische Legitimation für diese Reform.

Die Entscheidung wird von den Plenarversammlungen
jeder einzelnen Rechtsanwaltskammer getroffen, also auf ei-
ner basisdemokratischen Grundlage. Für das Zustandekom-
men eines gültigen Beschlusses der Plenarversammlung ist

die Teilnahme von mindestens einem Fünftel der Kammer-
mitglieder und eine Mehrheit von zwei Dritteln erforderlich
(§ 49a Abs 2 RAO). Mit diesem Beschlusserfordernis soll
der Tragweite der Entscheidung Rechnung getragen wer-
den. Für zunächst nicht teilnehmende Rechtsanwaltskam-
mern bleibt ein späterer Beitritt möglich. Gem § 49a Abs 3
RAO können nämlich mit Zustimmung der VÖR-Haupt-
versammlung auch weitere Rechtsanwaltskammern nach
Gründung der VÖR ihre Aufgaben in der Versorgungsein-
richtung auf die VÖR übertragen.

Auch der Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit durch
die VÖR wird demokratisch festgelegt. Dieser Tätigkeitsbe-
ginn bedarf eines Beschlusses der Hauptversammlung (§ 60
Abs 27 RAO); der Tätigkeitsbeginn muss aber auf den 1. 1.
fallen, der diesem Beschluss der Hauptversammlung folgt
(spätestens am 1. 1. 2030). Auch dieser Beschluss erfordert
ein qualifiziertes Quorum von zwei Dritteln der gültig ab-
gegebenen Stimmen.

Mitglieder der VÖR sind alle Mitglieder der an VÖR teil-
nehmenden Rechtsanwaltskammern, aber auch ehemalige
Mitglieder dieser Rechtsanwaltskammern, sofern sie Leis-
tungen aus dieser Versorgungseinrichtung beziehen (§ 49b
Abs 2 RAO). Auch dieser Umstand dokumentiert eine
wichtige Neuerung, nämlich die Einbeziehung der Leis-
tungsbezieher und -bezieherinnen.

Organe der neuen Körperschaft sind Hauptversamm-
lung und Vorstand (§ 49f RAO). Die Mitglieder der Haupt-
versammlung werden – ähnlich wie die Delegierten zur Ver-
treterversammlung des ÖRAK – durch die Mitglieder der
teilnehmenden Rechtsanwaltskammern in den Plenarver-
sammlungen gewählt, wobei es auch in der Hauptversamm-
lung Vertreter sowohl der Rechtsanwälte und Rechtsanwäl-
tinnen als auch der Rechtsanwaltsanwärter und -anwärte-
rinnen geben wird. Zusätzlich werden auch Vertreter aus
dem Kreis der Bezieher und Bezieherinnen einer Altersren-
te (Teil A) der Hauptversammlung angehören und damit an
der Willensbildung teilnehmen, um damit die Leistungsbe-
zieher und -bezieherinnen auch institutionell einzubezie-
hen.

Gerade in diesem Punkt zeigt sich der Wille zu einer an-
gemessenen demokratischen Ausbalancierung. Der Gesetz-
geber stellt klar, dass diese Vertreter Personen sein müssen,
die eine Altersrente aus dem auf dem Umlagesystem beru-
henden Teil A beziehen. Das aktive Wahlrecht steht jenen
Personen zu, die am Stichtag eine Alters- oder Berufsunfä-
higkeitsleistung aus Teil A und/oder Teil B beziehen. Bezie-
her und Bezieherinnen von Hinterbliebenenleistungen sind
hingegen nicht aktiv wahlberechtigt.

Die erstmalige Wahl dieser Rentenvertreter und -vertre-
terinnen hat spätestens bis 30. 4. des der Gründung folgen-
den Jahres zu erfolgen (§ 60 Abs 28 RAO).

7 Siehe dazu auch Koch/Moser/Aufner, Neuregelungen im Bereich der Sat-
zung, AnwBl 2018, 160.
8 Siehe dazu auch Bericht des Justizausschusses 569 BlgNR 28. GP 1, 2 f.
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Die Aufgaben der Hauptversammlung sind in § 49g
RAO definiert. Sie umfassen alle wichtigen Beschlussfassun-
gen insb über
• die Änderung oder Neuerlassung des Statuts,
• die Satzungen der Versorgungseinrichtung,
• die Leistungs- und Umlagenordnung sowie
• die Wahl des Vorsitzenden und der übrigen Mitglieder
des Vorstands.

Dem Vorstand wiederum obliegt die Geschäftsführung der
VÖR. Diesem kommt die Entscheidung über Anträge auf
Gewährung von Leistungen aus der VÖR ebenso wie die
Besorgung der ökonomischen Geschäfte der VÖR zu, wozu
auch die Einbringung der in der Umlagenordnung festge-
setzten Beiträge zählt (§ 49h Abs 4 RAO). Darüber hinaus
hat der Vorstand die für die VÖR einzurichtende Geschäfts-
stelle zu beaufsichtigen (§ 49i Abs 1 RAO).

Das Aufsichtsrecht über die Versorgungseinrichtung
kommt weiterhin dem Bundesministerium für Justiz zu
(§ 49j RAO).

III. Übergangsrecht und das Rucksack-Modell

Das Übergangsrecht der Novelle ist gestuft angelegt. Die
Kernbestimmungen treten überwiegend mit 1. 8. 2026 in
Kraft; ab diesem Zeitpunkt können auch die kammerinter-
nen Beschlussfassungen zur Gründung der VÖR nach § 49a
RAO erfolgen. Die Gründung der VÖR hängt von der Be-
schlussfassung in den Rechtsanwaltskammern ab. Fasst die
sechste Rechtsanwaltskammer einen positiven Beschluss, ist
die VÖR gegründet. Der tatsächliche Beginn der Tätigkeit
der VÖR hängt sodann vom Hauptversammlungsbeschluss
ab, spätestens jedoch vom gesetzlichen Enddatum
1. 1. 2030. Derzeit ist die Aufnahme der Tätigkeit der
VÖR für 1. 1. 2028 geplant.

Mit diesem Zeitpunkt gehen alle Rechte und Pflichten
der Versorgungseinrichtungen der beitretenden Rechtsan-
waltskammern mit Gesamtrechtsnachfolgewirkung auf die
VÖR über (§ 49a Abs 4 RAO).

Hinzu treten Übergangsregelungen für später beitreten-
de Rechtsanwaltskammern, für die Weiterleitung der Pau-
schalvergütung sowie für die geordnete Behandlung von
Beitragsrückständen.

Die Systematik der Zusammenführung kann am besten
als „Rucksack-Modell“ verstanden werden, das von der
Standesvertretung insb wegen der leichten Administrier-
barkeit und größtmöglicher Fairness und Generationenge-
rechtigkeit ausgearbeitet wurde und nunmehr auch in die
RAO-Novelle Eingang gefunden hat. Ab dem Stichtag gel-
ten für die Mitglieder aller beitretenden Rechtsanwalts-
kammern gleiche Normbeiträge und eine gleiche Basisal-
tersrente (§ 60 Abs 35 RAO). Zugleich werden die bisher
in der jeweiligen Rechtsanwaltskammer erworbenen An-
wartschaften nicht nivelliert, sondern gleichsam im Ruck-
sack in die VÖR mitgenommen, wie das bereits nach dem
aktuellen System bei einem Wechsel der Rechtsanwalts-

kammer der Fall ist. Das bisher bereits bewährte System
bei Kammerwechseln wird daher für den Übertritt in die
VÖR genutzt.

Die Altersrente ergibt sich nach dem Zusammenfüh-
rungsmodell aus einer anteiligen Verknüpfung „alter“ Bei-
tragsmonate mit der „alten“ Basisaltersrente (in der bisheri-
gen Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer)
und „neuer“ Beitragsmonate mit der „neuen“ Basisalters-
rente in der VÖR. Entscheidend ist, dass beide Basisalters-
renten künftig stets gleich angepasst werden. Darin liegt der
wichtigste Aspekt der Reform: Bestandsschutz ohne System-
stillstand, Vereinheitlichung ohne Entwertung der bisheri-
gen Erwerbsbiografien.

B. Familie und Beruf: Ausbau eines

bereits angelegten Instruments

Der zweite große Akzent des BRÄG 2026 liegt in der Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Familie und Rechtsan-
waltsberuf (§ 53 Abs 2 Z 4 RAO). Der Gesetzgeber sieht
den von der Standesvertretung initiierten Ausbau bereits
bestehender Möglichkeiten einer (teilweisen) Befreiung
von den Beiträgen gemäß der Umlagenordnungen bei
gleichzeitigem (teilweisen) beitragsfreien Erwerb entspre-
chender Beitragszeiten als wesentlichen Schritt zur Attrakti-
vierung des Rechtsanwaltsberufs.9

Daher ermächtigt nunmehr die RAO den Satzungsgeber,
• Rechtsanwältinnen und Rechtsanwaltsanwärterinnen zu-
sätzlich zur Mutterschutz-Frist vor der Geburt für die
Dauer von zwölf Monaten ab der Geburt eines Kindes,
der Annahme eines minderjährigen Kindes an Kindes
statt oder der Übernahme eines minderjährigen Kindes
in unentgeltliche Pflege über Antrag vollständig von der
Leistung der Beiträge zu befreien (§ 53 Abs 2 Z 4 RAO),
sowie

• ungeachtet dieser Befreiung den ungekürzten Erwerb die-
ser Beitragszeiten anzuordnen (§ 50 Abs 2 Z 2 lit a RAO).

Eine analoge Regelung ist ebenso für Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsanwärter für die Dauer von zwölf Monaten
vorgesehen, wenn ein geeigneter Nachweis der überwiegen-
den Betreuung des Kindes erbracht wird.

Die zu dieser RAO-Novelle korrespondierenden Sat-
zungsregelungen sind bereits vorbereitet und werden der
Vertreterversammlung des ÖRAK zur Beschlussfassung be-
reits im September 2026 vorgelegt; damit kann die Umset-
zung dieser so wichtigen Neuerung sehr rasch erfolgen; be-
gleitend dazu sollten auch die entsprechend neugefassten
Umlagenordnungen von den Plenarversammlungen der
Rechtsanwaltskammern beschlossen werden.

Damit verfolgt die Novelle ein doppeltes Ziel: Sie will in
Familienphasen die laufende wirtschaftliche Belastung min-
dern und zugleich verhindern, dass Unterbrechungen oder

9 Siehe dazu auch ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 18.
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Reduktionen der Berufsausübung in dauerhafte Versor-
gungslücken umschlagen.

Gerade im Kontext der rechtsanwaltlichen Selbstverwal-
tung ist dieser Ansatz folgerichtig. Wer Versorgung berufs-
nah gestaltet, muss auch moderne und nichtlineare Er-
werbsbiografien abbilden können. Auch hier werden sich
die Möglichkeiten bei einer Zusammenführung der Versor-
gungseinrichtungen mit einer größeren Risikogemeinschaft
erweitern.

Die praktische Bedeutung liegt auf der Hand: mehr Li-
quidität in Familienphasen, weniger strukturelle Benachtei-
ligung in der Altersversorgung und ein deutliches Signal an
jüngere Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen sowie an
Rechtsanwaltsanwärterinnen und Rechtsanwaltsanwärter,
dass Standesrecht auf reale Lebensverläufe antworten kann
und die Familienplanung nicht zu einem Nachteil in der
Pension führen muss.

Der Standesvertretung ist klar, dass Selbstverwaltung
nicht nur als Institution, sondern als Verantwortungsord-
nung zu begreifen ist – eine Ordnung, die die Freiheit des
Berufsstandes mit innerer Fairness verbinden muss.

C. Zusammenfassung

Das BRÄG 2026 stellt keine bloße Verwaltungsreform dar,
sondern setzt eine materielle berufsständische Linie fort. Seit
den frühen Selbsthilfeeinrichtungen über die gesetzliche Ver-
ankerung 1973, das Opting-out aus der staatlichen Pensions-
versicherung und die Ergänzung um kapitalgedeckte Elemen-
te bis hin zur nun geplanten bundesweiten Versorgungsein-
richtung bleibt die Leitidee dieselbe: Die Unabhängigkeit der
Rechtsanwaltschaft verlangt Eigenverantwortung – und Ei-
genverantwortung braucht Institutionen, die diese Unabhän-
gigkeit tragen. Wenn die Novelle die Versorgungseinrichtun-
gen zusammenführt und zugleich Familienphasen versor-
gungsrechtlich ernster nimmt, dann stärkt sie nicht nur die
Organisation der Versorgung, sondern auch das Selbstver-
ständnis eines Freien Berufs, der seine Zukunft selbst gestaltet.

Durch die Zusammenführung der Versorgungseinrich-
tungen der einzelnen Rechtsanwaltskammern wird die Ver-
sorgungseinrichtung gestärkt und stellt langfristig ein stabi-
leres System dar, das auch den zukünftigen Entwicklungen
und Herausforderungen besser gerüstet begegnen kann.

BRÄG 2026 – die weiteren Neuerungen
A. Einleitung

Den Schwerpunkt der Änderungen der Rechtsanwaltsord-
nung (RAO) im BRÄG 2026 bilden ohne Zweifel die Rege-
lungen über anwaltliche Versorgungseinrichtungen. Neben
diesem die Novelle dominierenden Teil1 hat der Gesetzgeber
eine Aktualisierung des anwaltlichen Gesellschaftsrechts so-
wie Anpassungen bei den Regelungen über Kammerkom-
missärinnen vorgenommen. Abgerundet werden diese Be-
stimmungen durch Änderungen im Rechtsanwaltsprü-
fungsgesetz (RAPG).

B. Zu den Änderungen beim

rechtsanwaltlichen Gesellschaftsrecht

I. Kanon der Gesellschafter

Die Core Values der Rechtsanwältinnen (Unabhängigkeit,
Verschwiegenheit und Freiheit von Interessenkollisionen)
dienen im Interesse der Klientinnen zur Festigung der be-
sonderen Stellung der Rechtsanwältin in der Rechtsord-
nung.2 Zur Sicherung dieser Core Values dient auch das an-
waltliche Sondergesellschaftsrecht, wie es insbesondere in
den §§ 1a, 1b und 21g RAO verankert ist.3 Berufsrechtliche
Beschränkungen spiegeln sich bereits durch die Einschrän-
kung des Kreises der Gesellschafter wider4 – sofern sie zur
Sicherung der Core Values erforderlich sind. Der Europä-
ische Gerichtshof (EuGH) hat dies jüngst5 für zulässig er-

klärt. Solche Beschränkungen im Kreis der Gesellschafter
sind jedoch an dem von der Judikatur des EuGH6 entwickel-
ten Kohärenzgebot zu messen. So bezeichnete der EuGH die
Anforderungen für Patentanwältinnen in Bezug auf die Be-
teiligung am Vermögen als nicht kohärent im Sinne seiner
einschlägigen Rechtsprechung.7 Die Regelungen der Beteili-
gungsverhältnisse an einer Patentanwaltsgesellschaft ent-
sprachen jedoch jener an einer Rechtsanwaltsgesellschaft
in der Fassung der RAO vor dem BRÄG 2020.8 Dass nächste
Angehörige von Patentanwältinnen Gesellschafter einer Pa-
tentanwaltsgesellschaft werden können, während diese
Möglichkeit für einschlägig tätige Gesellschaften, die in an-
deren Mitgliedstaaten als der Republik Österreich niederge-
lassen sind, nicht vorgesehen ist, widersprach dem Kohä-
renzgebot.

Bereits mit dem BRÄG 2020 wurde daher die Möglich-
keit beseitigt, dass eine Privatstiftung nach dem PSG Gesell-
schafterin einer Rechtsanwaltsgesellschaft sein darf,9 den-

1 Vgl hierzu in dieser Ausgabe den Aufsatz von Koch/Utudjian, Das BRÄG
2026 – Strukturreform der rechtsanwaltlichen Versorgung und Verbesserung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, AnwBl 2026, S 465.
2 G. Murko/M. Murko, Ausgewählte berufsrechtliche Fragen zur FlexCo. Zur
Rechtsanwalts-FlexCo und Anteilsübertragung durch rechtsberufliche Pri-
vaturkunden, AnwBl 2024, 561.
3 G. Murko in G. Murko/Nunner-Krautgasser (Hrsg), Anwaltliches und no-
tarielles Berufsrecht (2022) § 1 RAO Rz 1.
4 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 4.
5 Vgl zuletzt EuGH C-295/23, Halmer, ECLI:EU:C:2024:1037, zum Fremd-
beteiligungs- und Fremdbesitzverbot.
6 Vgl EuGH C-209/18, Kommission/Österreich, ECLI:EU:C:2019:632, Rn 95.
7 EuGH C-209/18, Kommission/Österreich, ECLI:EU:C:2019:632, Rn 93f.
8 BGBl I 2020/19.
9 Vgl jedoch die Übergangsbestimmung des § 60 Abs 14 RAO.
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noch war ein gewisses Maß an Fremdbeteiligung weiterhin
zulässig.

§ 21c lit b, c, e und f räumte Ehegattinnen, Kindern,
Witwen und Waisen in der dort normierten Form die be-
schränkte Möglichkeit ein, Gesellschafterin in einer Rechts-
anwaltsgesellschaft zu sein. Dadurch sollten Versorgungs-
möglichkeiten für nahe Angehörige der Rechtsanwälte ge-
währleistet werden.10

Um jedoch gewisse Inkonsistenzen zu vermeiden,11
kommen nach § 21c Z 1 RAO in der Fassung des BRÄG
2026 nur mehr folgende Personen als Gesellschafterinnen
in Betracht:
• inländische Rechtsanwältinnen, Rechtsanwältinnen iS der
Anlage zum EIRAG sowie international tätige Rechtsan-
wältinnen unter den Voraussetzungen und dem Ausmaß
des § 41 Abs 2 EIRAG,

• ehemalige Rechtsanwältinnen, die auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft verzichtet haben, die im Zeitpunkt
der Verzichtsleistung Gesellschafterinnen waren oder de-
ren Kanzlei von der Gesellschaft fortgeführt wird,

• Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Flexible Kapi-
talgesellschaften sowie diesen gleichartige Kapitalgesell-
schaften iSd § 1a Satz 2 RAO, wenn sie einziger Komple-
mentär einer Rechtsanwaltsgesellschaft in Form einer
Kommanditgesellschaft oder einer dieser gleichartigen
Personengesellschaft iSd § 1 Abs 1 Satz 2 RAO sind.

Der Gesetzgeber hat damit eine mehr als kohärente Rege-
lung für den Kanon der Gesellschafterinnen von Rechtsan-
waltsgesellschaften geschaffen. Die diesbezüglichen Nor-
men stellen einen weiteren wesentlichen Schritt zur Siche-
rung der Unabhängigkeit der Rechtsanwaltschaft dar.

Ergänzend muss jedoch festgehalten werden, dass auf-
grund des gesellschaftlichen Wandels die Versorgung naher
Angehöriger von Rechtsanwältinnen nur mehr einge-
schränkt über Rechtsanwaltsgesellschaften erfolgt. So gab
es mit Stand August 2024 österreichweit lediglich 49 Perso-
nen, die nicht-rechtsanwaltliche Gesellschafterinnen einer
Rechtsanwaltsgesellschaft waren, davon 30 Ehegattinnen
oder eingetragene Partnerinnen, 14 Kinder einer Rechtsan-
wältin, zwei hinterbliebene Ehegattinnen und drei Kinder
einer verstorbenen Rechtsanwältin.12 Aufgrund der Über-
gangsbestimmung des § 60 Abs 25 Z 2 RAO ist auf diese
Personen § 21c RAO idF vor dem BRÄG 2026 jedoch wei-
terhin anwendbar. Sie brauchen daher so lange aus der Ge-
sellschaft nicht auszuscheiden oder konnten ihr noch bis
31. 7. 2026 beitreten, wenn die maßgeblichen Vorausset-
zungen des § 21c RAO idF vor dem BRÄG 2026 erfüllt sind.
Fest steht jedoch, dass diese Voraussetzungen auch weiter-
hin iS der Rechtsprechung des OGH13 jederzeit erfüllt sein
müssen. Vollendet daher das Kind einer Rechtsanwältin das
35. Lebensjahr und bereitet sich nicht weiter auf die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft vor, so besteht die Verpflich-
tung, aus der Gesellschaft auszuscheiden, auch wenn das
Kind vor dem 31. 7. 2026 bereits Gesellschafterin in der Ge-
sellschaft war.

II. Regelungen zur FlexCo

Aufgrund der Erweiterung der österreichischen Gesell-
schaftsformen um die Flexible Kapitalgesellschaft (Flex-
KapG) oder Flexible Company (FlexCo) steht den österrei-
chischen Rechtsanwältinnen seit 2024 auch die Rechtsform
der FlexCo als Berufsausübungsgesellschaft zur Verfügung.
§ 1a RAO erlaubt sämtlichen Kapitalgesellschaften, mit
Ausnahme der Aktiengesellschaft, die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft, sofern die Regelungen des § 21c RAO
eingehalten werden.14 § 21c RAO stellt dagegen nicht gene-
rell auf Kapitalgesellschaften ab, sondern erwähnt insbeson-
dere bei Kommanditgesellschaften, deren einzig persönlich
haftende Gesellschafterin eine juristische Person ist, aus-
schließlich die GmbH oder gleichartige ausländische Kapi-
talgesellschaften iSd § 1a Abs 2 RAO.15 Aus Gründen der
Rechtsklarheit schien es dem Gesetzgeber angezeigt, die
entsprechenden Klarstellungen parallel zur Rechtslage bei
der GmbH auch für die FlexCo zu treffen.16 Eine FlexCo
kann daher Komplementärgesellschafterin einer Rechtsan-
walts FlexCo & Co KG sein (§ 21c Z 1 lit g RAO). Der Ge-
schäftsgegenstand der Komplementär FlexCo ist auf die
Wahrnehmung der Aufgaben als Gesellschafterin der Perso-
nengesellschaft und der Verwaltung des Gesellschaftsver-
mögens einschließlich der dazu erforderlichen Hilfstätigkei-
ten beschränkt. Auch die Rechtsanwalts FlexCo ist nicht zur
selbstständigen Ausübung der Rechtsanwaltschaft befugt.
Die Berufsausübungsgesellschaft ist daher weiterhin nur
die Rechtsanwalts FlexCo & Co KG. Alle Geschäftsführer
der Komplementär-FlexCo müssen Rechtsanwältinnen sein,
die gleichzeitig Kommanditistinnen der Kommanditgesell-
schaft sind (§ 21c Z 12 RAO).

III. Rechtsanwältinnen als

Unternehmenswertbeteiligte

Eine weitere Klarstellung hat der Gesetzgeber auch dahin-
gehend vorgesehen, dass Rechtsanwältinnen Unterneh-
menswertbeteiligte einer Rechtsanwalts FlexCo sein dürfen.
Dies war meines Erachtens – mangels ausdrücklicher ge-
setzlicher Einschränkung in der RAO – schon bisher zuläs-
sig.17 § 21c Z 2 letzter Satz RAO normiert jedoch ausdrück-
lich, dass Rechtsanwältinnen der Kapitalgesellschaft auch als
Unternehmenswertbeteiligte angehören dürfen. Sie müssen
jedoch als Gesellschafterinnen einer flexiblen Kapitalgesell-
schaft auch Geschäftsführerinnen dieser FlexCo sein. Ledig-
lich dann, wenn sie die Rechtsanwaltschaft iSd § 20 lit a
RAO vorübergehend nicht ausüben sowie wenn sie emeri-
tierte Rechtsanwältinnen sind, ist es ihnen gestattet, der Ge-

10 Murko, Rechtsanwaltsgesellschaften im Spannungsfeld zwischen Gesell-
schaftsrecht und Standesrecht, in FS Benn-Ibler (2011) 257 (260).
11 Vgl ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 4.
12 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 4.
13 OGH 10. 6. 2016, 20 Os 14/15g.
14 G. Murko/M. Murko, AnwBl 2024, 561.
15 G. Murko/M. Murko, AnwBl 2024, 561.
16 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 3.
17 G. Murko/M. Murko, AnwBl 2024, 561 (562).
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sellschaft als Unternehmenswertbeteiligte nach § 9 FlexKap
ohne Vertretungs- und Geschäftsführungsbefugnis anzuge-
hören. Einer aktiven Rechtsanwältin ist es daher auch wei-
terhin untersagt, der Gesellschaft als ausschließlich Unter-
nehmenswertbeteiligte anzugehören, ohne zur Geschäfts-
führung und Vertretung dieser Gesellschaft berufen zu
sein.18 Diese Klarstellung ermöglicht es nunmehr, rechtssi-
cher Beteiligungsmodelle mit UWA zu entwickeln,19 ohne
dass Restrisiken verbleiben.

IV. Mindestversicherung

Weiters wurde in § 21a Abs 4 RAO klargestellt, dass auch
die Mindestversicherungssumme einer Flexiblen Kapitalge-
sellschaft oder einer Flexiblen Kapitalgesellschaft & Co KG
2,4 Mio Euro betragen muss.20

C. Kammerkommissärin

Eine Nachschärfung erfuhren die Regelungen über die
Kammerkommissärin. Das Institut der Kammerkommissä-
rin als Organ der Rechtsanwaltskammer hat sich in der Pra-
xis bewährt. Mit dem BRÄG 2026 werden Konkretisierun-
gen vorgenommen, um die in den letzten zwölf Jahren auf-
getretenen praktischen Probleme abfedern zu können. So
werden im § 34a Abs 2 RAO die Pflichten der Kammer-
kommissärin klarer gefasst und durch eine taxative Aufzäh-
lung inhaltlich abgegrenzt.21 Nunmehr hat die Kammer-
kommissärin
• anhand der vorhandenen Informationen und der ihr zu-
gänglich gemachten Akten und Unterlagen
– die bekannten oder ihr bekannt gewordenen Mandan-

tinnen der Rechtsanwältin über ihre Bestellung und
über die Rechtsfolgen des Erlöschens oder Ruhens
der Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft zu informieren und diese gegebenenfalls bei
der Überleitung von Aufträgen an andere Rechtsanwäl-
tinnen zu beraten,

– Treuhandschaften der Rechtsanwältin festzustellen und
die daran beteiligten Personen über die erforderliche
Besorgung der Treuhandschaft durch eine andere Treu-
händerin zu informieren und

– die Fremdgelder der Rechtsanwältin festzustellen und
zu verwalten.

Sie tritt daher weiterhin nicht in die Mandate der Rechtsan-
wältin ein. Eine Übernahme ist jedoch zulässig. Diesfalls
wird die Kammerkommissärin als freigewählte Rechtsan-
wältin tätig.22 Auch in die Treuhandschaften tritt sie nicht
ein. Eine Bestellung der Kammerkommissärin als Treuhän-
derin ist ebenfalls möglich und zulässig.23

Darüber hinaus hat die Kammerkommissärin für die
ordnungsgemäße Verwahrung der Akten der Rechtsanwäl-
tin in versperrten Räumlichkeiten zu sorgen und verwahrte
Urkunden und Vermögenswerte vor Verlusten zu sichern.
Die aus der Verwahrung Berechtigten sind vom Erlöschen

oder Ruhen der Berechtigung der Ausübung der Rechtsan-
waltschaft zu verständigen.

Die wesentliche Neuerung stellt die Verpflichtung der
Rechtsanwältin dar, der Kammerkommissärin alle für das
Tätigwerden notwendigen Informationen und Zugriffsbe-
rechtigungen zu erteilen. Sie hat ihr die Akten und Urkun-
den zu übergeben sowie den Zutritt zu Räumlichkeiten zu
ermöglichen, in denen sich Akten, Urkunden und EDV be-
finden. Erfolgt die Bestellung der Kammerkommissärin,
weil für die Rechtsanwältin eine Erwachsenenvertreterin, ei-
ne Insolvenzverwalterin oder eine Vertreterin des ruhenden
Nachlasses bestellt wurde, so sind auch diese Personen ver-
pflichtet, der Kammerkommissärin die entsprechenden In-
formationen zu erteilen, Akten und Urkunden auszufolgen
und den Zutritt zu Räumlichkeiten zu ermöglichen.24 Klar-
gestellt wird in § 34a Abs 2 RAO auch, dass die Kammer-
kommissärin in ihren Verfügungsbereichen ein umfassen-
des Einsichtsrecht in physisch oder elektronisch geführte
Akten und Urkunden hat sowie zur Eröffnung und Ein-
sichtnahme der an die Rechtsanwältin gerichteten Postsen-
dungen berechtigt ist. Mit dieser Klarstellung der Befugnisse
der Kammerkommissärin können auch Problemfälle, wie
sie in der Vergangenheit aufgetreten sind, wohl nunmehr
leichter gelöst werden.

Neben dem Urkundenarchiv hat die Kammerkommissä-
rin auch Zugang zum Testamentsregister der österreichi-
schen Rechtsanwälte, dem Patientenverfügungsregister der
österreichischen Rechtsanwälte und allen sonstigen zur Be-
rufsausübung vom Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertag geführten Registern und gespeicherten Urkunden.
Desgleichen haben die Rechtsanwaltskammern der Kam-
merkommissärin Zugang zum Treuhandregister über die
von der Rechtsanwältin registrierten Treuhandschaften zu
geben. Ein solcher Zugang zu allen Registern, seien sie
vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag oder von
der Rechtsanwaltskammer geführt, steht auch der Rechtsan-
waltskommissärin iSd § 34a Abs 5 RAO zu.25

§ 34b Abs 1a RAO statuiert die Verpflichtung der Kam-
merkommissärin des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertags und der Rechtsanwaltskammern, darauf hinzuwir-
ken, dass eine aktive und passive Teilnahme der Rechtsan-
wältin am elektronischen Rechtsverkehr als Parteienvertre-
terin unterbleibt. Sofern die Berechtigung zur Ausübung der
Rechtsanwaltschaft erlischt oder ruht, so entfällt auch die
Befugnis der Rechtsanwältin zur Teilnahme am elektroni-
schen Rechtsverkehr in der Rolle als Parteienvertreterin.
Die Rechtsanwaltskammern und der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag haben unverzüglich den der

18 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 5.
19 Vgl dazu G. Murko/M. Murko, AnwBl 2024, 561 (562).
20 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 3.
21 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 7.
22 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 7; Vitek in Engelhart/Hoffmann/Lehner/Rohr-
egger/Vitek (Hrsg), RAO11 § 34a Rz 9 (Stand 1. 11. 2022, rdb.at).
23 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 23.
24 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 23.
25 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 8.
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Rechtsanwältin zugeordneten rechtsanwaltschaftlichen An-
schriftencode zu deaktivieren. Des Weiteren ist die zur Füh-
rung des ERV-Teilnehmerverzeichnisses zuständige GmbH
zu verständigen. Die vorliegende Regelung soll eine rasche
Setzung der notwendigen Schritte sicherstellen,26 um Nach-
teile für die Klientinnen hintanzuhalten.

In § 34b Abs 2 RAO werden die Befugnisse der Kam-
merkommissärin insofern erweitert, als Kreditinstitute ihr
Auskünfte über alle bei ihr geführten Konten und Depots
der Rechtsanwältin zu erteilen haben. Des Weiteren ist ihr
Zugang zu diesen Konten und Depots zu gewähren.

Klarstellend bleibt jedoch festzuhalten, dass sich bei den
Privatkonten der Rechtsanwältin die Befugnis der Kammer-
kommissärin darauf beschränkt, sich einen Überblick über
die finanzielle Situation der Rechtsanwältin zu verschaffen.
Allfällige Geldflüsse sind zu überprüfen, insbesondere ist
festzustellen, ob nicht entgegen § 43 RL-BA 2015 Fremd-
geld auf Eigenkonten liegt. Eine Verfügungsbefugnis über
diese Konten und Depots ist nicht gegeben.27 Klarzustellen
ist, dass die Kammerkommissärin jedoch noch gem § 34b
Abs 2 RAO eine Verfügungsbefugnis über die Anderkonten
hat. Ausgenommen sind hiervon nur die Fälle der Bestel-
lung einer Erwachsenenvertreterin oder die rechtskräftige
Eröffnung des Insolvenzverfahrens.28 Selbst bei Eröffnung
eines Schuldenregulierungsverfahrens über das Vermögen
einer ehemaligen Rechtsanwältin ist, auch wenn eine Kam-
merkommissärin bestellt ist, zwingend eine Insolvenzver-
walterin für die Anderkonten sowie alle Konten der Rechts-
anwältin, die im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tä-
tigkeit stehen, zu bestellen.29 In diesem Zusammenhang
verliert die Kammerkommissärin ihre Zeichnungsbefugnis.

Wesentliche Unterstützung erfährt die Kammerkommis-
särin bei ihren Tätigkeiten, weil in § 34b Abs 2a RAO eine
Amtshilfepflicht aller Gerichte und Behörden ihr gegenüber
normiert wird. Diese Amtshilfepflicht wird sich in erster Li-
nie in der Erteilung von Auskünften sowie der Übermitt-
lung der zur Erfüllung der Aufgaben der Kammerkommis-
särin erforderlichen Informationen manifestieren. Es kom-
men aber auch Ersuchen um sonstige Maßnahmen der
Rechtshilfe in Betracht. Das Amtshilfeersuchen hat sich je-
doch auf die die Kammerkommissärin treffenden Aufgaben
zu beziehen und sich im Rahmen des gesetzmäßigen Wir-
kungsbereiches des ersuchten Organs zu bewegen.30 Die Er-
läuternden Bemerkungen31 nennen als Beispiel für die Not-
wendigkeit solcher Ersuchen die mangelnde Kooperations-
bereitschaft der betroffenen Rechtsanwältin oder die Vertre-
tungs- oder Verfügungsberechtigung dritter Personen nach
§ 34a Abs 2 vorletzter Satz RAO. Es kann demnach Amts-
hilfe etwa durch die Organe der Polizei zur Sicherstellung
von Akten und Datenträgern als auch zur Betretung von
Räumlichkeiten angefordert werden. Die diesbezügliche
Umsetzung in der Praxis bleibt abzuwarten. Jedenfalls ist
die diesbezügliche Regelung im Interesse der Klientinnen
der ehemaligen Rechtsanwältin in eingeschränkter Form
zu begrüßen.

D. Übergangsbestimmungen

Die gesellschaftsrechtlichen Regelungen der RAO sowie
jene über die Kammerkommissärin sind mit 1. 8. 2026 in
Kraft getreten. Auf die speziellen Übergangsbestimmungen
für den Kreis der Rechtsanwaltsgesellschafterinnen wurde
bereits oben (siehe Punkt B.I.) hingewiesen.

E. Rechtsanwaltsprüfungsgesetz

Abgerundet werden die Bestimmungen des BRÄG 2026, so-
weit sie Rechtsanwältinnen und Rechtsanwaltsanwärterin-
nen betreffen, durch geänderte Bestimmungen des RAPG.
So ermöglicht § 10 Abs 2 RAPG der Prüfungswerberin, sich
gegen die Beibehaltung des Prüfungstermins auszusprechen,
wenn durch Verhinderung einer Prüfungskommissärin eine
neue Prüfungskommissärin bestellt wird und zwischen der
Bekanntgabe der Person der Ersatzprüfungskommissärin
und dem Prüfungstermin weniger als sieben Tage liegen.

Bei Eintritt eines unvorhergesehenen und unabwendba-
ren Ereignisses, das die Prüfungswerberin an der Ablegung
der schriftlichen oder mündlichen Prüfung am vorgesehe-
nen Termin hindert, ist eine Verlegung des Prüfungstermins
möglich (§ 10 Abs 3 RAPG).

Tritt die Verhinderung zwischen schriftlicher und münd-
licher Prüfung ein, so kann die mündliche Prüfung bis
längstens zwei Jahre nach dem letzten schriftlichen Prü-
fungstermin absolviert werden. Die nicht abgeschlossene
Prüfung ist dabei nicht auf die Anzahl der Antritte anzu-
rechnen (§ 10 Abs 3 RAPG).

Tritt die Prüfungswerberin entweder zur schriftlichen
oder mündlichen Prüfung nicht an, ohne dass ein unvorher-
gesehenes oder unabwendbares Ereignis vorliegt, so ist ein
neuer Antritt frühestens sechs Monate nach dem unbesuch-
ten Prüfungstermin möglich. Bricht die Prüfungswerberin
eine begonnene Prüfung ohne Vorliegen eines unvorherge-
sehenen oder unabwendbaren Ereignisses ab, so ist die Prü-
fung als nicht bestanden zu werten (§ 10 Abs 4 RAPG).

Bei außergewöhnlichen Verhältnissen kann die mündli-
che Prüfung auch im Wege einer Videokonferenz abgehal-
ten werden. Auch eine Prüfungskommissärin kann die Prü-
fung im Wege einer Videokonferenz abnehmen (§ 18 Abs 2
und 3 RAPG).

Die Bestellung der Prüfungskommissärinnen hat in
möglichst gleichbleibender, eine möglichst gleichmäßige
Belastung der Prüfer wahrenden Form zu erfolgen (§ 9
RAPG). Mit der Bekanntgabe des Prüfungstermins und
der Prüfungskommissärinnen ist auch das Rechtsgebiet
des besonderen Verwaltungsrechts mitzuteilen. Ein solches
bezieht sich nicht nur auf die schriftliche, sondern nunmehr

26 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 23.
27 Schwarz in G. Murko/Nunner-Krautgasser, Berufsrecht § 34b RAO Rz 5.
28 Schwarz in G. Murko/Nunner-Krautgasser, Berufsrecht § 34b RAO Rz 6.
29 OGH 27. 11. 2025, 8 Ob 150/25d.
30 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 23.
31 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 23.
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auch auf die mündliche Prüfung (§ 9 RAPG).32 Die Bezeich-
nung „Österreichisch-öffentliches“ Recht in § 20 Z 7 RAPG
wird nunmehr auf österreichisches Verfassungsrecht, öster-
reichisches allgemeines Verwaltungsrecht und ein Rechtsge-
biet des besonderen Verwaltungsrechts geändert. Zusätzlich
wird klargestellt, dass dieser Prüfungsbereich auch die Ver-
tretung in Verwaltungsstrafsachen umfasst.33

F. Schlusspunkt

Das BRÄG 2026 ist aufgrund seiner Vereinheitlichung der
Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltschaft eine histo-

rische Novelle. Die flankierenden Gesetzesbestimmungen
zum Gesellschaftsrecht und zur Kammerkommissärin tra-
gen den Bedürfnissen der Praxis Rechnung, die das anwalt-
liche Berufsrecht kohärenter und in der Praxis leichter voll-
ziehbar machen. In jedem Fall eine mehr als gelungene No-
velle.

Aktuelle Rechtsprechung des Obersten
Gerichtshofs in Strafsachen

Auch die aktuelle Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs bildet einen zentralen Teil der
jährlich stattfindenden Strafrechtskommission und wird dort von Mitgliedern des OGH referiert
und von den Anwesenden diskutiert. Auf Basis der dort behandelten Entscheidungen bzw über

diese hinausgehend wird der nachfolgende Überblick über verteidigungsrelevante – sowohl materiell- als
auch formalrechtliche – Judikatur verfasst.

A. Der gesetzliche Erwachsenen-

vertreter und § 166 StGB

Im hier relevanten Teil seiner Entscheidung 11 Os 11/25i
führt der OGH aus wie folgt:

„[1] Mit dem angefochtenen Urteil wurde R* P* wegen des
nunmehr vom Freispruch umfassten Vorwurfs des Verbre-
chens der Untreue nach § 153 Abs 1 und Abs 3 zweiter Fall
StGB schuldig erkannt.

[2] Dagegen richtet sich die auf § 281 Abs 1 Z 9 lit a StPO
gestützte Nichtigkeitsbeschwerde des Angeklagten mit dem –
inhaltlich zutreffenden – Einwand (hier der Sache nach Z 9
lit c), dass die Ausnahme (§ 166 Abs 1 zweiter Satz StGB) von
den Privilegierungen nach § 166 Abs 1 erster Satz und Abs 3
StGB für den Angeklagten als gesetzlichen Erwachsenenver-
treter nicht zum Tragen komme.

[3] Nach § 166 Abs 1 erster Satz und Abs 3 StGB ist unter
anderem (und soweit hier relevant) ein Kind, das eine der
dort genannten strafbaren Handlungen – hier: das Verbre-
chen der Untreue nach § 153 Abs 1 und Abs 3 zweiter Fall
StGB – zum Nachteil eines Elternteils begangen hat, in Anse-
hung der Strafdrohung und darüber hinaus insoweit privile-
giert, dass es nur auf Verlangen des Verletzten (das heißt, über
Privatanklage) zu verfolgen ist (vgl Kirchbacher/Ifsits in WK2

StGB § 166 Rz 1; Germ/Hajszan, SbgK § 166 Rz 5).
[4] § 166 Abs 1 zweiter Satz StGB enthält eine Ausnahme

von diesen Privilegierungen, wenn der an sich Privilegierte zu
einem der dort genannten Vertreter bestellt wurde und in die-
ser Funktion zum Nachteil des Vertretenen gehandelt hat.

[5] Der – soweit hier von Bedeutung – gesetzliche Erwach-
senenvertreter fällt jedoch schon mangels Bestellung (zu den
Begriffen und Unterscheidungen vgl § 245 Abs 2 und 3
ABGB; Wagner/Burgstaller in Feniyves/Kerschner/Vonkilch,
Klang-Kommentar § 245 ABGB Rz 11; Schauer in Kletečka/
Schauer, ABGB-ON 1.03 § 245 Rz 8, 11 f) in keine der in
§ 166 Abs 1 zweiter Satz StGB genannten Kategorien (zur
Maßgeblichkeit der Wortlautgrenze und zum Analogieverbot
vgl RIS-Justiz RS0088809, RS0075142) und ist deshalb von
den Privilegierungen nach § 166 Abs 1 erster Satz und Abs 3
StGB nicht ausgenommen.

[6] Solcherart kommt dem Angeklagten, der nach dem Ur-
teilssachverhalt die inkriminierte Tat als gesetzlicher Erwach-
senenvertreter seiner Mutter zu deren Nachteil begangen hat
(US 2ff), nach aktueller Gesetzeslage sehr wohl die Privilegie-
rung des § 166 StGB zu.

[7] In Übereinstimmung mit der Generalprokuratur war
der Angeklagte mangels Vorliegens einer nach dem Gesetz er-
forderlichen Privatanklage des Opfers (§ 71 Abs 3 StPO) frei-
zusprechen (§ 259 Z 1 StPO).“

B. Zum Widerruf bei nachträglicher

Verurteilung nach § 55 StGB

Ein immer wiederkehrendes Problem der Verteidigungspra-
xis wird vom Höchstgericht in 12 Os 65/25p, 66/25k wie
folgt aufgezeigt:

„[1] Mit in Rechtskraft erwachsenem Urteil des Landesge-
richts für Strafsachen Wien vom 27. August 2024, GZ 144 Hv

32 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 23.
33 ErläutRV 527 BlgNR 28. GP 21.
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76/24p-27.2, wurde * N* zu einer unter Bestimmung einer
dreijährigen Probezeit bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe
verurteilt.

[2] Mit rechtskräftigem Urteil desselben Gerichts vom
10. Jänner 2025, GZ 143 Hv 86/24a-17.2, wurde der Genann-
te wegen am 3. August 2024 und am 22. August 2024 began-
gener Taten – ohne Bedachtnahme auf das vorgenannte Urteil
– zu einer bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe verurteilt.
Unter einem fasste dieses Gericht „gemäß § 494a Abs 1 Z 2,
Abs 6 StPO iVm § 53 Abs 1 und 3 StGB“ den Beschluss, vom
Widerruf des N* mit Urteil des Landesgerichts für Strafsachen
Wien zu AZ 144 Hv 76/24p gewährten bedingten Strafnach-
sicht abzusehen und verlängerte die Probezeit auf fünf Jahre
(ON 17.2, 4).

[. . .]
[4] 1./ Nach § 31 Abs 1 erster Satz StGB ist eine Zusatz-

strafe zu verhängen, wenn jemand, der bereits zu einer Strafe
verurteilt worden ist, wegen einer anderen Tat verurteilt wird,
die nach der Zeit ihrer Begehung schon in dem früheren Ver-
fahren hätte abgeurteilt werden können.

[5] Mit Blick auf die dem angefochtenen Urteil zugrunde
liegenden Tatzeiten hätte das Gericht – worauf es ohnedies
selbst hinwies (ON 18) – auf das im Verfahren AZ 144 Hv
76/24p des Landesgerichts für Strafsachen Wien ergangene
(und aus der in der Hauptverhandlung als ON 9 verlesenen
[ON 17.2, 2] Strafregisterauskunft ersichtliche), rechtskräftige
Urteil vom 27. August 2024 Bedacht zu nehmen gehabt. Das
Unterbleiben dieser Bedachtnahme verletzt § 31 Abs 1 erster
Satz StGB.

[6] 2./ Gemäß § 53 Abs 1 erster Satz StGB kommt der Wi-
derruf einer bedingten Strafnachsicht – abgesehen von hier
nicht relevanten Ausnahmen des § 53 Abs 1 letzter Satz StGB
– nur bei einer Verurteilung des Rechtsbrechers wegen einer
während der Probezeit begangenen strafbaren Handlung in
Betracht (RIS-Justiz RS0112811). Wird die bedingte Straf-
nachsicht in einem solchen Fall nicht widerrufen, so kann
das erkennende Gericht die Probezeit bis auf fünf Jahre ver-
längern (§ 53 Abs 3 erster Satz StGB; § 494a Abs 6 StPO).
Die dem in Rede stehenden Beschluss unterliegenden Verge-
hen des schweren Betrugs nach §§ 146, 147 Abs 1 Z 1 vierter
Fall StGB (I./) und der Sachbeschädigung nach § 125 StGB
(II./) wurden am 3. August 2024 und am 22. August 2024
begangen, somit vor Rechtskraft des Urteils des Landesgerichts
für Strafsachen Wien vom 27. August 2024, GZ 144 Hv 76/
24p-27.2, und demzufolge auch vor Beginn der zu jenem Ver-
fahren bestimmten Probezeit (§ 49 erster Satz StGB). Demzu-
folge lag kein Anwendungsfall des § 53 Abs 3 erster Satz StGB
vor und verletzt der Beschluss das Gesetz in § 494a Abs 6
StPO.

[7] Mit dem genannten Beschluss wurde der Sache nach
über den Widerruf bei nachträglicher Verurteilung im Sinn
des § 55 StGB abgesprochen, weil die abgeurteilten Taten
nach der Zeit ihrer Begehung schon im früheren Verfahren
hätten abgeurteilt werden können (§ 31 Abs 1 erster Satz
StGB).

[8] Die Zuständigkeit zu einer solchen Entscheidung richtet
sich nach § 495 Abs 2 StPO; eine Zuständigkeit des nach
§ 494a Abs 1 StPO erkennenden Gerichts scheidet aus (RIS-
Justiz RS0111521, RS0101843 [T 1]). § 495 Abs 2 StPO ist da-
bei ungeachtet der unterbliebenen Verknüpfung beider Urteile
nach § 31 StGB maßgebend, denn § 55 StGB, auf den § 495
Abs 2 StPO Bezug nimmt, stellt nicht auf die im nachträglichen
Strafurteil erfolgte Anwendung oder Nichtanwendung des § 31
StGB ab, sondern auf das tatsächliche Verhältnis der nachträg-
lichen Verurteilung zu derjenigen, in der die bedingte Straf-
nachsicht gewährt wurde (RIS-Justiz RS0111521 [T 6]; anders
noch die ältere Rspr RIS-Justiz RS0092478).

[9] Werden mehrere strafbare Handlungen eines Rechts-
brechers, die nach der Zeit ihrer Begehung Gegenstand eines
Urteils hätten sein können, in verschiedenen, im Verhältnis
des § 31 StGB stehenden Erkenntnissen abgeurteilt, so ist an-
lässlich der zeitlich nachfolgenden Verurteilung zu prüfen, ob
eine im zeitlich vorangegangenen Verfahren ausgesprochene
bedingte Strafnachsicht auch bei gemeinsamer Aburteilung
gewährt worden wäre. Wird dies verneint, ist die bedingte
Strafnachsicht gemäß der diese Fallgestaltung abschließend
regelnden Bestimmung des § 55 Abs 1 StGB zu widerrufen;
andernfalls bleibt die im vorangegangenen Urteil gewährte
Strafnachsicht mit der dort bestimmten Probezeit unberührt.
Wird die bedingte Nachsicht nicht widerrufen, so dauert jede
der (hier) zusammentreffenden Probezeiten bis zum Ablauf
der Probezeit, die zuletzt endet, jedoch nicht länger als fünf
Jahre (§ 55 Abs 3 StGB; zum ex lege Eintritt siehe RIS-Justiz
RS0091706; Jerabek/Ropper in WK2 StGB § 55 Rz 11). Eine
Verlängerung der Probezeit durch Richterspruch ist, weil ge-
setzlich nicht vorgesehen, jedenfalls unzulässig (RIS-Justiz
RS0090596, RS0092515, RS0091706 [T 2]).

[10] Indem das Landesgericht für Strafsachen Wien die
Probezeit bei nachträglicher Verurteilung mit Beschluss ver-
längerte, verletzte es das Gesetz auch in der Bestimmung
des § 55 Abs 3 StGB.“

C. Zur Einziehung von Suchtgift

Ein häufiges Problem in Suchtmittelstrafsachen adressiert
der OGH in 13 Os 86/24g wie folgt:

„[12] ‚Gemäß § 26 Abs 1 StGB iVm § 34 SMG‘ ordnete das
Schöffengericht die Einziehung ‚d[es] sichergestellten Suchtgif-
tes‘ und ‚d[es] Equipments zum Anbau der Suchtmittel‘ an
(US 3).

[13] Mit dem angesprochenen ‚Equipment‘ sind – ersicht-
lich – jene ‚57 Vorschaltgeräte, 65 Lampen 400W und
59 Lampenschirme‘ gemeint, die den Urteilsfeststellungen
(US 5) zufolge zur Begehung der vom Schuldspruch umfassten
Taten verwendet (§ 26 Abs 1 StGB) worden sind.

[14] Während § 34 SMG – soweit hier von Interesse – nur
bei Suchtmitteln (§ 1 Abs 2 SMG) anwendbar ist, setzt die
Einziehung nach § 26 Abs 1 StGB voraus, dass die vorbeugen-
de Maßnahme nach der besonderen Beschaffenheit des betrof-
fenen Gegenstands geboten ist, um der Begehung mit Strafe
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bedrohter Handlungen entgegenzuwirken, wobei das Wort
‚geboten‘ die Deliktstauglichkeit des Gegenstands anspricht
(RIS-Justiz RS0121298).

[15] Vorschaltgeräte, Lampen und Lampenschirme sind –
per se – keineswegs besonders deliktstauglich. Mangels Fest-
stellungen zu besonderen Eigenschaften, die eine solche (vom
Erstgericht gleichwohl in rechtlicher Hinsicht angenommene)
Deliktstauglichkeit fallkonkret begründen würden, ist der
Ausspruch der Einziehung dieser Gegenstände mit Nichtigkeit
aus Z 11 zweiter Fall belastet (RIS-Justiz RS0133343).

[16] Hinzugefügt sei, dass ein auf diese Gegenstände bezo-
genes, einer (oder mehreren) sanktionierten Person(en) kon-
kret zuzuordnendes (vgl RIS-Justiz RS0134391, jüngst 11 Os
45/24p [Rz 18]) Konfiskationserkenntnis (vgl Oshidari,
Suchtmittelrecht7§ 34 SMG Rz 6 und 16) – im Ersturteil
ebenso wenig getroffene – Feststellungen zum Eigentum
(§ 19a Abs 1 StGB) sowie die Bejahung der von § 19a Abs 2
StGB verlangten Verhältnismäßigkeit erfordert hätte.

[17] In Bezug auf ‚das sichergestellte Suchtgift‘ wiederum
lässt das Ersturteil offen, ob der – durch diese Bezeichnung
allein nicht hinreichend determinierte (RIS-Justiz
RS0121298 [T 9]) – Gegenstand der Einziehung zu einer
der festgestellten (Anlass-)Taten (vgl RIS-Justiz RS0088115
[T 3]) in dem von § 26 Abs 1 StGB (iVm § 34 SMG) geforder-
ten Verhältnis steht (dazu Hinterhofer in Hinterhofer [Hrsg]
SMG2 § 34 Rz 13ff), was Nichtigkeit aus Z 11 erster Fall be-
gründet (Haslwanter in WK2 StGB § 26 Rz 18).“

D. Zum Schädigungsvorsatz an Rechten

iSd § 302 StGB

§ 302 Abs 1 StGB erfordert gerichtliche Feststellungen zum
Vorsatz, dadurch einen anderen an seinen Rechten zu schä-
digen. Da dies in der Praxis immer wieder zu Problemen
führt, hält der OGH in 14 Os 22/25d einmal mehr fest:

„[1] Mit dem angefochtenen Urteil wurde * R* des Verbre-
chens des Missbrauchs der Amtsgewalt nach § 302 Abs 1
StGB schuldig erkannt.

[2] Danach hat er ‚nach dem 22. Dezember 2022‘ (ersicht-
lich gemeint: vom 22. Dezember 2022 bis zum 13. September
2023 [US 14]) in S* als Bürgermeister dieser Gemeinde und
Baubehörde erster Instanz, mithin als Beamter im strafrecht-
lichen Sinn, mit dem Vorsatz, dadurch die Antragstellerin c*
GmbH an ihrem Recht ‚auf Einhaltung der Bestimmungen
des Steiermärkischen Baugesetzes‘ zu schädigen, seine Befug-
nis, im Namen der Gemeinde als deren Organ in Vollziehung
der Gesetze Amtsgeschäfte vorzunehmen, wissentlich miss-
braucht, indem er das Bauverfahren betreffend die Errichtung
eines Gebäudes auf einem im angefochtenen Urteil näher be-
zeichneten Grundstück durch Untätigkeit sowie unvertretbare
Verfahrenshandlungen verschleppte, um den Bau einer Apo-
theke an diesem Standort zu verhindern oder zumindest er-
heblich zu verzögern, indem er entgegen seiner Verpflichtung

1/ die Genehmigungsfähigkeit dieses Bauansuchens nicht
unverzüglich unter Zugrundelegung der im Beschluss des Lan-

desverwaltungsgerichts Steiermark vom 20. Dezember 2022
dargelegten, bindenden Rechtsansicht zur Widmungskonfor-
mität (vgl § 28 Abs 5 VwGVG) prüfte, sondern den Bauwer-
bern zwei weitere Verbesserungsaufträge erteilte, die neuerlich
auf die bereits rechtskräftig geklärte Frage der Widmungskon-
formität abzielten, keinen konkreten (und damit erfüllbaren)
Auftrag enthielten oder bereits wiederholt von den Bauwer-
bern beantwortet worden waren oder keine Relevanz für die-
ses Bauverfahren aufwiesen;

2/ bei unveränderter Sach- und Rechtslage nicht binnen
sechs Monaten eine Entscheidung über dieses Bauansuchen
traf (§ 73 Abs 1 AVG; vgl auch § 8 VwGVG).

[. . .]
[4] Im Ergebnis zutreffend zeigt die Rechtsrüge (Z 9 lit a)

auf, dass ein – hier mit Hilfe der oben wiedergegebenen For-
mulierung allein festgestellter (US 13, 14, 15, 20 und 24) –
Vorsatz auf Schädigung am Recht auf Einhaltung gerade jener
(Verfahrens-) Vorschriften, deren Verletzung den Vorwurf des
Befugnismissbrauchs begründet, nach ständiger Rechtspre-
chung als (tauglicher) Bezugspunkt des Schädigungsvorsatzes
ausscheidet (RIS-Justiz RS0096270 [insbesondere T 10, T 12,
T 14]; jüngst [zu einem darauf gerichteten subjektiven An-
spruch] 14 Os 49/24y; Nordmeyer in WK2 StGB § 302
Rz 152, 159 und 161; Huber/Tipold, SbgK § 302 Rz 131,
134 und 138).

[. . .]
[8] Im weiteren Verfahren wird zu beachten sein, dass

§ 302 Abs 1 StGB tatsächliche Schädigung an Rechten gerade
nicht voraussetzt. Entgegen der vom Erstgericht zum Aus-
druck gebrachten Überlegung steht es der Annahme eines –
in derartigen Konstellationen in Frage kommenden (vgl
17 Os 23/16k) – Vorsatzes auf Schädigung der Antragsteller
an deren Recht auf Erteilung der Bewilligung eines den gesetz-
lichen Vorgaben entsprechenden Bauansuchens demnach
nicht entgegen, wenn (im Strafverfahren) nicht feststeht, dass
‚unabhängig vom Vorliegen der Widmungskonformität sämt-
liche weitere Voraussetzungen für die Baubewilligung gegeben
waren‘ (US 24f; vgl auch US 16 und 21). Vorsatz an der Schä-
digung eines solchen Rechts wäre vielmehr schon dann gege-
ben, wenn es der Beamte (zur Tatzeit, hier also vor Abschluss
dahingehender Ermittlungen) zumindest ernsthaft für mög-
lich hält und sich damit abfindet, dass die (abgesehen von
der rechtskräftig geklärten Frage der Widmungskonformität
sonstigen) gesetzlichen Voraussetzungen für einen positiven
Bescheid vorliegen (vgl dazu US 9 iVm ON 2, 44). Anders
wäre es nur, wenn das (wie hier) zur Prüfung der Vorausset-
zungen befugte Organ deren Erfüllung (zur Tatzeit) für aus-
geschlossen hält (vgl [mit ausführlicher Begründung] 17 Os
53/14v, 54/14s; Nordmeyer in WK2 StGB § 302 Rz 154).

[9] In einem solchen Fall wäre das Vorliegen eines – eben-
falls in Betracht kommenden – Vorsatzes auf Schädigung der
Bauwerber an deren (durchsetzbarem [vgl § 73 Abs 2 AVG,
§ 8 Abs 1 VwGVG) Recht auf Entscheidung über ihren Antrag
ohne unnötigen Aufschub, längstens innerhalb von sechs Mo-
naten (§ 73 Abs 1 AVG), zu prüfen (vgl 14 Os 86/22m)“.
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E. Zur Prüfpflicht des Gerichts bei

notwendiger Verteidigung

Dass auch Erstrichter verpflichtet sind, die Verteidigerei-
genschaft einer in dieser Funktion einschreitenden Person
im Strafverfahren zu überprüfen, hält der OGH in 15 Os
62/25v wie folgt fest:

„Im Verfahren AZ 17 Hv 3/25t des Landesgerichts Feld-
kirch verletzt die Zulassung einer zur Verteidigung des Ange-
klagten nicht befugten Person in der – somit ohne Verteidiger
(§ 48 Abs 1 Z 5 StPO) durchgeführten – Hauptverhandlung
am 29. April 2025 vor dem Geschworenengericht § 61 Abs 1
Z 4 StPO.

Das Urteil des Landesgerichts Feldkirch als Geschworenen-
gericht vom selben Tag, GZ 17 Hv 3/25t-76, wird aufgehoben
und die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung an
dieses Gericht verwiesen.

Mit seinem Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand und seiner Nichtigkeitsbeschwerde wird der Angeklagte
auf diese Entscheidung verwiesen.

[1] Mit auf dem Wahrspruch der Geschworenen beruhen-
den, unbekämpft gebliebenem Urteil des Landesgerichts Feld-
kirch als Geschworenengericht vom 29. April 2025, GZ 17 Hv
3/25t-76, wurde * W* der Verbrechen der Aufforderung zu
nationalsozialistischer Wiederbetätigung nach § 3d Abs 1
VerbotsG (A./) und der Verbrechen der nationalsozialisti-
schen Wiederbetätigung nach § 3g Abs 1 und Abs 2 VerbotsG
(B./a./) sowie nach § 3g Abs 1 VerbotsG (B./b./) schuldig er-
kannt und zu einer Freiheitsstrafe verurteilt.

[2] In der der Urteilsfällung vorausgegangenen Hauptver-
handlung am 29. April 2025 war nach dem Inhalt des darü-
ber aufgenommenen Protokolls ‚RAA Dr. * Y* (große LU)‘ für
den als Verfahrenshilfeverteidiger bestellten (ON 25) RA Dr. *
T*, Rechtsanwalt in D*, eingeschritten (ON 75, 2).

[3] Aufgrund der Umbestellung des Verfahrenshilfeverteidi-
gers mit Bescheid der V* Rechtsanwaltskammer vom 20. Mai
2025 wurde bekannt, dass ‚Dr. * Y* [. . .] zum Zeitpunkt der
Verrichtung der Hauptverhandlung vom 29. 04. 2025 weder
eingetragener Rechtsanwalt noch eingetragener Rechtsanwalts-
anwärter‘ war und ‚zu diesem Zeitpunkt auch nicht über eine
Legitimationsurkunde gemäß § 15 RAO (weder über eine klei-
ne noch über eine große Legitimationsurkunde)‘ verfügte (ON
84.2, 2; siehe auch ON 96.5).

[4] Anlässlich des Einlangens dieses Bescheids hielt der
Vorsitzende in einem Aktenvermerk vom 21. Mai 2025 Fol-
gendes fest:

‚Der Verfahrenshilfeverteidiger Dr. T* wurde am
18. 03. 2025 nachweislich zur Hauptverhandlung geladen.
Wenige Tage vor der Hauptverhandlung erschien bei mir
Dr. * Y* und kündigte mir an, dass er als Konzipient von
Dr. T* die Hauptverhandlung verrichten werde. Im Zuge die-
ses Gesprächs fragte ich unter anderem, ob er über eine große
LU verfüge, was er bejahte‘ (ON 87).

[5] Eine Überprüfung der Legitimation des Dr. * Y* als
Verteidiger (§ 48 Abs 1 Z 5 StPO) durch Einsichtnahme in

eine Legitimationsurkunde ist nach der Aktenlage unterblie-
ben.

[6] Wie die Generalprokuratur in ihrer zur Wahrung des
Gesetzes ergriffenen Nichtigkeitsbeschwerde zutreffend auf-
zeigt, steht der Vorgang der Zulassung einer zur Verteidigung
des Angeklagten nicht befugten Person in der Hauptverhand-
lung am 29. April 2025 vor dem Geschworenengericht mit
dem Gesetz nicht in Einklang:

[7] Gemäß § 61 Abs 1 Z 4 StPO muss der Angeklagte in
der Hauptverhandlung vor dem Landesgericht als Geschwore-
nengericht durch einen Verteidiger vertreten sein.

[8] Verteidiger ist eine zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft, eine sonst gesetzlich zur Vertretung im Strafverfahren
berechtigte oder eine Person, die an einer inländischen Uni-
versität die Lehrbefugnis für Strafrecht und Strafprozessrecht
erworben hat, sobald sie der Beschuldigte als Rechtsbeistand
bevollmächtigt hat, und eine Person, die dem Beschuldigten
nach den Bestimmungen der StPO als Rechtsbeistand bestellt
wurde (§ 48 Abs 1 Z 5 StPO).

[9] § 15 Abs 1 RAO bestimmt, dass sich der Rechtsanwalt,
wenn seine Beiziehung gesetzlich vorgeschrieben ist, vor allen
Gerichten und Behörden auch durch einen bei ihm in Ver-
wendung stehenden substitutionsberechtigten Rechtsanwalts-
anwärter unter seiner Verantwortung vertreten lassen kann.
§ 15 Abs 2 RAO erklärt jeden Rechtsanwaltsanwärter, der die
Rechtsanwaltsprüfung mit Erfolg abgelegt hat, für substitu-
tionsberechtigt, darüber hinaus jene, denen vom Ausschuss
der Rechtsanwaltskammer dieses Erfordernis nachgesehen
wurde.

[10] Andere Rechtsanwaltsanwärter, auf die diese Voraus-
setzungen nicht zutreffen und die mithin nicht substitutions-
berechtigt sind, sind gemäß § 15 Abs 3 RAO lediglich in jenen
Fällen vertretungsbefugt, in welchen die Beiziehung eines
Rechtsanwalts gesetzlich nicht vorgeschrieben ist.

[11] Gemäß § 15 Abs 4 RAO ist die Substitutionsbefugnis
(§ 15 Abs 2 RAO) aus einer vom Ausschuss der Rechtsan-
waltskammer auszustellenden sogenannten großen Legitima-
tionsurkunde, und die Vertretungsbefugnis nach § 15 Abs 3
RAO aus einer sogenannten kleinen Legitimationsurkunde er-
sichtlich. Daraus folgt, dass die jeweilige Vertretungsbefugnis
eines für einen Rechtsanwalt einschreitenden Rechtsanwalts-
anwärters jederzeit durch Einsichtnahme in eine von diesem
vorzuweisende entsprechende Legitimationsurkunde über-
prüft werden kann.

[12] Aus der gesetzlichen Anordnung der notwendigen
Verteidigung im Fall des § 61 Abs 1 Z 4 StPO als Prozessvo-
raussetzung folgt die Verpflichtung des Gerichts zur Überprü-
fung der erforderlichen Verteidigerlegitimation des jeweils
einschreitenden Vertreters (vgl auch § 58 Abs 2 StPO; RIS-
Justiz RS0097281 [T 1]).

[13] Dieser Verpflichtung ist der Vorsitzende durch die we-
nige Tage vor der Hauptverhandlung erfolgte (bloße) Nach-
frage, ob der (ihm ausgehend von der Aktenlage auch nicht
von Vertretungstätigkeiten in anderen Strafverfahren bekann-
te) als Konzipient des Verfahrenshilfeverteidigers auftretende
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Dr. * Y* ‚über eine große LU verfüge‘, ohne spätestens nach
Beginn der Hauptverhandlung (§ 304 StPO) dessen Legitima-
tion zum Einschreiten als Verteidiger durch Einsichtnahme in
eine entsprechende Legitimationsurkunde zu überprüfen, fall-
bezogen nicht nachgekommen (vgl zu einer solchen Einsicht-
nahme als adäquate Überprüfungsmaßnahme Kirchbacher,
StPO15 § 281 Rz 28/1).

[14] Durch die solcherart erfolgte Zulassung einer zur Ver-
teidigung des Angeklagten nicht (gemäß § 15 Abs 2 RAO) be-
fugten Person in der somit ohne Verteidiger (§ 48 Abs 1 Z 5
StPO) durchgeführten Hauptverhandlung vor dem Geschwo-
renengericht wurde daher § 61 Abs 1 Z 4 StPO verletzt
(14 Os 124/15i, 12 Os 94/18t)“.

F. Zur Zustimmung des Angeklagten zu

einer Verkürzung der

Vorbereitungsfrist

Eine wesentliche Klarstellung wird durch das Höchstgericht
in 13 Os 35/25h vorgenommen:

„[3] Die Verfahrensrüge (Z 3) moniert einen Verstoß gegen
die mit ausdrücklicher Nichtigkeit bewehrte Vorschrift des
§ 221 Abs 2 erster Satz StPO, weil weder die Ladung zur
Hauptverhandlung dem (in Brasilien wohnhaften) Beschwer-
deführer persönlich zugestellt worden sei noch dieser zu Be-
ginn derselben explizit auf die ihm zustehende Vorbereitungs-
frist verzichtet habe. Vom Termin der Hauptverhandlung ha-
be er faktisch erst fünf Tage davor erfahren.

[4] Der geltend gemachte Nichtigkeitsgrund ist zu vernei-
nen, wenn der – nicht wirksam zur Hauptverhandlung per-
sönlich geladene (§ 83 Abs 4 zweiter Satz StPO; zu Ladungen
aus dem Ausland siehe Danek/Mann, WK-StPO § 221
Rz 14/1) – Angeklagte einer Abkürzung seiner in § 221 Abs 1
erster Satz StPO normierten (Mindest-)Vorbereitungsfrist
ausdrücklich zustimmt. Dass er sich in die Hauptverhandlung
einlässt, ohne die Fristverkürzung zu rügen, ist keine solche
ausdrückliche Zustimmung (RIS-Justiz RS0097942; Danek/
Mann, WK-StPO § 221 Rz 8).

[5] Nach dem Protokoll über die Hauptverhandlung am
9. Oktober 2024 hat sich der (dort persönlich anwesende) Be-
schwerdeführer ‚trotz [der] mangelnden Zustellung nach [. . .]
Brasilien‘ mit der ‚Abführung der heutigen Hauptverhand-
lungsführung einverstanden‘ erklärt (ON 227 S 4).

[6] Daraus erschließt sich nicht unmissverständlich, dass
er mit dieser (ausdrücklichen) Erklärung auch seine Einwilli-
gung (gerade) in die Verkürzung seiner Vorbereitungsfrist
(§ 221 Abs 2 erster Satz StPO) zum Ausdruck gebracht hätte
(zur für die Rechtsgültigkeit eines entsprechenden Verzichts
geforderten Kenntnis des rechtlichen Sinnzusammenhangs
nach Laienart siehe Ratz, WK-StPO § 281 Rz 241 iVm
Rz 138).

[7] Allerdings hat sich der Beschwerdeführer nach der Ak-
tenlage sowohl im Ermittlungs- (ON 111 S 45f) als auch im
Hauptverfahren (ON 227 S 12f und 17; vgl US 60ff) zu den
vom Schuldspruch umfassten Tatvorwürfen umfänglich ge-

ständig verantwortet. In solchen Fällen ist regelmäßig ausge-
schlossen, dass die reklamierte Formverletzung auf die Ent-
scheidung einen dem Angeklagten (im Sinn des § 281 Abs 3
erster Satz StPO) nachteiligen Einfluss üben konnte – es sei
denn, eine gleichwohl bestandene Notwendigkeit besonderer
Vorbereitung der Verteidigung würde in der Beschwerde dar-
getan (vgl RIS-Justiz RS0098369 sowie Ratz, WK-StPO § 281
Rz 743 und 746). Mit hypothetischen Spekulationen, der Be-
schwerdeführer hätte sich ‚[b]ei entsprechender Vorbereitung‘
‚auch zur Gänze nicht schuldig verantworten und freigespro-
chen werden können‘, geschieht dies gerade nicht.“

G. Keine analoge Anwendung des § 285

Abs 2 StPO bei Beschwerden

Zur Frage, ob eine Fristverlängerung nach § 285 Abs 2 StPO
über den gesetzlich vorgesehenen Anwendungsbereich bei
Nichtigkeitsbeschwerden hinaus auch bei Beschwerden
möglich ist, führt der OGH in 14 Os 85/25v aus:

„[3] Am 6. November 2024 beantragte die Staatsanwalt-
schaft Wien (nur) ‚gemäß §§ 9 Abs 1 ARHG iVm 285 Abs 2
StPO (analog) die Verlängerung der Frist zur Ausführung der
Beschwerde gegen den Beschluss des Landesgerichts für Straf-
sachen Wien vom 4. November 2024, der Staatsanwaltschaft
Wien zugestellt am 4. November 2024, aufgrund des außerge-
wöhnlichen Umfangs und der Komplexität des Verfahrens um
weitere vier Wochen um eine ausreichende Vorbereitung der
Beschwerdeausführung zu gewährleisten‘ (ON 1.33, ON 312).

[4] Mit Beschluss vom 7. November 2024 verlängerte der
Einzelrichter des Landesgerichts für Strafsachen Wien ‚gemäß
§§ 9 Abs 1 ARHG iVm 285 Abs 2 StPO (analog) die Frist zur
Ausführung der Beschwerde gegen den Beschluss des Landes-
gerichts für StrafsachenWien vom 4. November 2024 (. . .) um
vier Wochen‘ (ON 1.34 und ON 313).

[5] Am 13. Dezember 2024 brachte die Staatsanwaltschaft
Wien Beschwerde gegen den Beschluss vom 4. November 2024
ein (ON 1.36 und ON 316). Über diese hat das Oberlandes-
gericht Wien noch nicht entschieden.

[. . .]
[7] Voranzustellen ist, dass strafprozessuale Vorschriften –

vom hier nicht relevanten Fall des § 5 Abs 1 erster Fall StPO
abgesehen – zwar einer Analogie zugänglich sind (RIS-Justiz
RS0088780), unabdingbare Voraussetzung für einen zulässi-
gen Analogieschluss aber eine Regelungslücke ist (RIS-Justiz
RS0106092). Eine solche ist dort anzunehmen, wo das Gesetz
– gemessen an seiner eigenen Absicht und den aus der kon-
kreten gesetzlichen Regelung hervorgehenden Zwecken und
Werten – planwidrig unvollständig ist und seine Ergänzung
nicht einer vom Gesetz selbst gewollten Beschränkung wider-
spricht (RIS-Justiz RS0008866). Wurde vom Gesetzgeber für
einen bestimmten Sachverhalt eine spezifische Rechtsfolge be-
wusst nicht angeordnet, fehlt es an einer Gesetzeslücke und
damit an der Grundvoraussetzung ergänzender Rechtsfin-
dung. Allein der Umstand, dass eine Regelung wünschenswert
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wäre, reicht für die Annahme einer Lücke nicht aus (RIS-Jus-
tiz RS0008866 [insb T 6, T 8, T 10, T 12 und T 13]).

[8] Gemäß § 9 Abs 1 ARHG ist auf das Auslieferungsver-
fahren – soweit sich aus den Bestimmungen des ARHG nichts
anderes ergibt – die StPO sinngemäß anzuwenden.

[9] Abgesehen vom hier nicht relevanten Fall, dass bei
mündlicher Verkündung eines Beschlusses über die Zulässig-
keit der Auslieferung die Beschwerde binnen drei Tagen nach
der Verkündung anzumelden ist und sodann binnen 14 Tagen
nach Zustellung der schriftlichen Ausfertigung des Beschlusses
näher ausgeführt werden kann (§ 31 Abs 6 ARHG), finden
sich im ARHG keine die Rechtsmittelfrist oder deren Verlän-
gerung betreffenden Regelungen.

[10] Gemäß § 88 Abs 1 StPO wird die 14-tägige Frist zur
Einbringung einer Beschwerde (soweit hier relevant) mit de-
ren Bekanntmachung (vgl § 81 Abs 1 StPO) ausgelöst.

[11] Die in der StPO normierten (verfahrensrechtlichen)
Fristen können – soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt
– nicht verlängert werden (§ 84 Abs 1 Z 1 StPO; Murschetz,
WK-StPO § 84 Rz 1f).

[12] Eine Sonderbestimmung für Rechtsmittel sieht die
StPO im Fall extremen Umfangs des Verfahrens (nur) zur
Verlängerung der Frist zur Ausführung der (binnen drei Ta-
gen anzumeldenden [§ 284 Abs 1 StPO]) Nichtigkeitsbe-
schwerde gegen ein Urteil des Schöffengerichts (§ 285 Abs 2
StPO) oder des Geschworenengerichts (§ 344 iVm § 285 Abs 2
StPO) sowie zur Ausführung der (ebenfalls binnen drei Tagen
anzumeldenden [§ 489 Abs 1 iVm § 466 Abs 1 StPO]) Beru-
fung gegen ein Urteil des Einzelrichters des Landesgerichts
(§ 489 Abs 1 zweiter Satz iVm § 285 Abs 2 StPO) vor.

[13] Anlass für die Einführung dieser Möglichkeit zur
Fristerstreckung (mit BGBl I 2000/108) war ein Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofs vom 16. März 2000, G 151/99
ua, mit dem dieser die beiden Wortfolgen ‚binnen vier Wo-
chen‘ in § 285 Abs 1 erster Satz StPO wegen Verletzung des
in Art 6 Abs 3 lit b MRK iVm Art 2 7. ZPMRK garantierten
Rechts, über ausreichende Gelegenheit zur Vorbereitung der
Verteidigung zu verfügen, als verfassungswidrig aufhob, weil
die damals bestehende gesetzliche Bestimmung keine Ausnah-
memöglichkeit für Extremfälle vorsah. Nach den Materialien
solle diese Möglichkeit aus gleichheitsrechtlichen Erwägungen
auch den Staatsanwaltschaften offenstehen. In Bezug auf Ur-
teile des Bezirksgerichts erachtete der Gesetzgeber die Imple-
mentierung einer derartigen Regelung für entbehrlich, ‚weil
im bezirksgerichtlichen Verfahren Extremfälle der erwähnten
Art nicht bekannt‘ seien (vgl AB 289 BlgNR 21. GP 7ff).

[14] Für die Anfechtung von Beschlüssen (§ 35 Abs 2, § 86
StPO) sieht das Gesetz (nur) eine – gegenüber der Anfechtung
von Urteilen wegen eines Nichtigkeitsgrundes (vgl § 285 Abs 1
zweiter Satz, § 285a Z 2 StPO) grundsätzlich verschiedene –
(eingeschränkte) Begründungspflicht vor (zu deren Umfang
und deren rechtlichen Konsequenzen vgl RIS-Justiz
RS0123976; Ratz, WK-StPO Vor §§ 280–296a Rz 6f).

[15] Daraus resultiert, dass auch eine ‚Einmaligkeit‘ des
Rechtsmittels in dem Sinn nicht besteht, dass Beschwerdevor-

bringen nur in einer einzigen Schrift erstattet werden dürfte.
Einwände gelten zwar nur dann als Beschwerdevorbringen,
wenn sie innerhalb der (hier:) 14-tägigen Beschwerdefrist er-
stattet werden. Das Beschwerdegericht, welches – auch bei Be-
schwerden der Staatsanwaltschaft – von Amts wegen zur um-
fassenden Prüfung der angefochtenen Entscheidung verpflich-
tet ist (RIS-Justiz RS0089977; erneut Ratz, WK-StPO Vor
§§ 280–296a Rz 6; Göth-Flemmich/Riffel in WK2 ARHG
§ 31 Rz 10), hat aber bei seiner Entscheidung auch auf Um-
stände Rücksicht zu nehmen, die nach dem angefochtenen Be-
schluss eingetreten oder bekanntgeworden sind, daher auch
auf solche, die durch ein Vorbringen nach Ablauf der Be-
schwerdefrist (und vor Entscheidung über das Rechtsmittel)
aufgezeigt werden (vgl § 89 Abs 2b StPO; RIS-Justiz
RS0118014).

[16] Unter dem Aspekt der Wahrung von Rechten des Be-
schwerdeführers liegt somit bei Beschlüssen eine andere Aus-
gangslage als bei Urteilen vor, sodass von einer bewussten Ent-
scheidung des Gesetzgebers auszugehen ist, eine Verlänge-
rungsmöglichkeit nur bei Urteilen zur Ausführung einer Nich-
tigkeitsbeschwerde oder (im Verfahren vor dem Landesgericht)
einer Berufung vorzusehen.

[17] Mangels Vorliegens einer Lücke kommt daher eine
analoge Anwendung des § 285 Abs 2 StPO zur Erstreckung
einer (hier:) gesetzlich gar nicht vorgesehenen Frist zur Be-
schwerdeausführung ebenso wenig in Betracht wie generell ei-
ne Verlängerung der gegen Beschlüsse vorgesehenen 14-tägi-
gen Rechtsmittelfrist. Die im Beschluss des Landesgerichts für
Strafsachen Wien vom 4. November 2024, AZ 313 HR 62/13k
(ON 312), vorgenommene Fristverlängerung verletzt daher
das Gesetz in § 84 Abs 1 Z 1 StPO iVm § 9 Abs 1 ARHG.“

H. Zur Untersagung von „Live-Tickern“

Das medial immer wieder interessante Thema, ob ein Senat
die mediale Berichterstattung in Form von „Live-Tickern“
untersagen darf, wird vom OGH in 14 Os 61/23m wie folgt
angesprochen:

„[165] 2.3.4. Entgegen der weiteren Rüge des Angeklagten
Mag. G* wurde auch dessen Antrag, den in der Hauptver-
handlung anwesenden Journalisten die textbasierte Berichter-
stattung durch sogenannte ‚Live-Ticker‘ zu untersagen (ON
3771 S 3ff [14], ON 3774 S 47f), zu Recht abgewiesen (ON
4900 S 6ff [8]).

[166] § 228 Abs 1 StPO normiert – wie auch § 12 Abs 1
StPO – auf einfachgesetzlicher Ebene den verfassungsrechtlich
durch Art 6 Abs 1 MRK und Art 90 Abs 1 B-VG gewährleis-
teten Grundsatz der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung.
Die Bestimmungen der §§ 228ff StPO sprechen die Volksöf-
fentlichkeit und damit das objektive Recht an, dass Unbetei-
ligte Verhandlungen als Zuhörer beiwohnen dürfen. Volksöf-
fentlichkeit umfasst auch die Medienöffentlichkeit. Journalis-
ten ist unter den gleichen Bedingungen wie allen anderen In-
teressierten Zugang zu den öffentlichen Verhandlungen zu
gewähren, über die sie auch frei berichten dürfen. Eine Ein-
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schränkung erfährt die Berichterstattung durch § 228 Abs 4
StPO und § 22 MedienG, die (gleichlautend) ein Verbot von
Fernseh- und Hörfunkaufnahmen und -übertragungen sowie
Film- und Fotoaufnahmen von Gerichtsverhandlungen nor-
mieren. Von diesem Verbot nicht erfasst ist das Mitschreiben
eines Zuhörers und das Anfertigen von Zeichnungen über das
in der Hauptverhandlung Vorgefallene sowie die Veröffentli-
chung derartiger Dokumentationen (Danek/Mann, WK-StPO
§ 228 Rz 1 f, 22 f, 28; Kroschl in Schmölzer/Mühlbacher,
StPO2 § 228 Rz 16; Grabenwarter/Pabel, EMRK7 § 24
Rz 86f).

[167] Unter einem sogenannten ‚Live-Ticker‘ wird eine be-
sondere Form der schriftlichen medialen Berichterstattung
über das Prozessgeschehen verstanden, bei der Journalisten
mittels Smartphone, Tablet oder Notebook live oder mit nur
sehr geringer zeitlicher Verzögerung aus dem Gerichtssaal be-
richten und diese Nachrichten mittels internetfähiger Geräte
überall abgerufen werden können. Von der herkömmlichen Be-
richterstattung in Printmedien unterscheiden sich ‚Live-Ticker‘
vor allem durch die Geschwindigkeit der Veröffentlichung und
die häufig im Wesentlichen wörtliche Wiedergabe des Gespro-
chenen, wobei eine solche wörtliche Veröffentlichung des Ver-
handlungsinhalts auch bei sonstigen Presseberichten nicht aus-
zuschließen ist. Das nach § 228 Abs 4 StPO und § 22 MedienG
nicht verbotene Verfassen von ‚Live-Tickern‘ kann im konkre-
ten Einzelfall vom Vorsitzenden zur Vermeidung der Verfah-
rensbeeinträchtigung im Rahmen der Sitzungspolizei (§§ 233
bis 237 StPO) untersagt werden. Eine solche (allenfalls partiel-
le, etwa für den Zeitraum der Vernehmung von Belastungszeu-
gen, nicht aber für die Urteilsverkündung mögliche) Untersa-
gung schriftlicher Berichterstattung, die einem Live-Bericht na-
hekommt, ist aber stets unter dem Aspekt des (verfassungs-
rechtlich garantierten) Rechts der Öffentlichkeit auf
Information (Art 10 MRK) zu prüfen und nach sorgfältiger
Interessenabwägung nur in Ausnahmefällen zulässig (zum
Ganzen Danek/Mann, WK-StPO § 228 Rz 22, 28f; Kirchba-
cher, StPO15 § 228 Rz 7; Nimmervoll, Strafverfahren2 Kap V
Rz 120; Kroschl in Schmölzer/Mühlbacher, StPO2 § 228 Rz 17;
eingehend Thiele, Tweets aus dem Gerichtssaal, RZ 2016, 130;
Sengstschmid in Fasching/Konecny3 II/3 § 171 ZPO Rz 123f;
Stuefer in Soyer, Handbuch Unternehmensstrafrecht Rz 11.11;
vgl Sengstschmid in Fasching/Konecny3 II/3 § 171 ZPO
Rz 125; hingegen für ein Verbot de lege ferenda Hinterhofer/
Oshidari, Strafverfahren Rz 8.65).

[168] Demzufolge mangelte es dem Antrag an einer Be-
gründung, inwieweit gerade ein (uneingeschränktes) sitzungs-
polizeiliches Verbot der textbasierten Berichterstattung mittels
‚Live-Ticker‘ geeignet sein sollte, ‚falsche‘ (ON 3771 S 9ff, ON
3774 S 47), ‚in reißerische Schlagzeilen‘ verpackte (ON 3771
S 9, 12, 14), ‚aus dem Zusammenhang gerissen[e], einseitig[e]
und verzerrend wiedergegeben[e]‘ (ON 3771 S 8, 11 f, 14) Me-
dienberichterstattung oder eine mediale Beeinflussung von
Zeugen (insb ON 3771 S 13) hintanzuhalten (siehe aber er-
neut RIS-Justiz RS0130796 [T 3]; Ratz, WK-StPO § 281
Rz 333f).

[169] Das erstmals im Rechtsmittel zur Antragsfundierung
nachgetragene, die Argumentation einer medialen Zeugenbe-
einflussung (im Hinblick auf die Ausführungen des Zeugen
Dkfm * Ra* [ON 4731 S 77]) ergänzende Vorbringen hat
auf sich zu beruhen (erneut RIS-Justiz RS0099618; Ratz,
WK-StPO § 281 Rz 325).“

I. Zur Ausgeschlossenheit von Richtern

im Fall ihrer Vorbefassung

Ob die Fällung eines früher ergangenen Urteils gegen Mit-
angeklagte zu einer Ausgeschlossenheit der Richter im
Strafverfahren gegen den später zu verhandelnden weiteren
Mitangeklagten führt, beantwortet das Höchstgericht in
14 Os 72/24f sehr einschränkend:

„[24] Die Besetzungsrüge (Z 1) des Angeklagten Su* be-
hauptet die Ausgeschlossenheit der Mitglieder des Schöffense-
nats nach § 43 Abs 1 Z 3 StPO im Hinblick auf mehrere Pas-
sagen in den Entscheidungsgründen des – nach Trennung
(ON 432.6, 38) des Verfahrens (unter anderem) gegen den
Beschwerdeführer – bereits am 19. Oktober 2023 ergangenen
Urteils gegen mehrere (ursprünglich) Mitangeklagte, das den
Anbau, die Erzeugung und das Überlassen von Suchtgift als
Mitglieder einer kriminellen Vereinigung zum Gegenstand
hatte (ON 432.7).

[25] Darin werde insbesondere ausgeführt, dass Su* ‚be-
schloss [. . .], dass er Cannabispflanzen [. . .] anbaute, um da-
mit Cannabiskraut und -harz zu erzeugen‘, sich gemeinsam
mit B* und Bl* zu einer kriminellen Vereinigung (zur Bege-
hung von Verbrechen nach dem SMG) zusammenschloss, wo-
bei er ‚deutlich die führende Rolle in der Vereinigung ein-
nahm‘, ‚es [. . .] zur Aufzucht von etwa 19.600 Pflanzen
[kam], aus denen Su*, B* und Bl* eine Mindestmenge von
1.430.000 Gramm Cannabiskraut [. . .] erzeugten‘, ‚bis
21. 4. 2023 [. . .] zumindest 430.000 Gramm Cannabiskraut
[. . .] gelagert [waren], welche von Su*, B* und Bl* gemeinsam
besessen wurden‘ und Sc* von Su* ‚für jede Ernte eine Ent-
lohnung von € 7.000,-- [erhielt]‘ (ON 432.7, 9 f).

[26] Aus Beschwerdesicht seien damit Fragen, welche die
Schuld des Angeklagten betreffen, vorweggenommen worden.
Zudem seien in jenem (ersten) Urteil die Angaben des Be-
schwerdeführers zur (geringeren) Menge an erzeugtem Sucht-
gift als unglaubwürdig abgetan worden, weshalb die Mitglie-
der des Schöffengerichts, das in unveränderter Besetzung das
(hier angefochtene) Urteil über den Beschwerdeführer gefällt
habe, ausgeschlossen seien.

[. . .]
[28] Ausgeschlossenheit nach § 43 Abs 1 Z 3 StPO – so-

weit es die Schöffen betrifft iVm § 46 erster Satz StPO – liegt
vor, wenn ein Richter an eine Rechtssache nicht mit voller
Unvoreingenommenheit und Unparteilichkeit herantritt, so-
mit eine Hemmung zu unparteiischer Entscheidung durch
sachfremde psychologische Motive gegeben ist. Es genügt
schon der entsprechende Anschein (RIS-Justiz RS0096914).
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[29] Nach der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs,
welche sich diesbezüglich mit jener des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte deckt, ist die Erledigung eines
– wie hier – gegen Beteiligte anhängig gewesenen Strafverfah-
rens per se nicht geeignet, die Unvoreingenommenheit und
Unparteilichkeit des betreffenden Richters in Zweifel zu setzen
(13 Os 91/21p mwN; RIS-Justiz RS0133886).

[30] Zieht doch nicht schon der Umstand Ausschließung
nach sich, dass sich Berufs- oder Laienrichter vor der Ent-
scheidung eine Meinung über den Fall gebildet haben, son-
dern erst die begründet erscheinende Annahme, dass sie auch
angesichts allfälliger gegenteiliger Verfahrensergebnisse nicht
gewillt seien, von dieser Meinung abzugehen (RIS-Justiz
RS0096733).

[31] Eine solche Annahme könnte im Fall der (wie hier)
vorangegangenen Aburteilung von Beteiligten dann begrün-
det erscheinen, wenn in jenem früheren Urteil mit Bezug
auf die – auch den nunmehrigen Verfahrensgegenstand bil-
denden – Taten des Angeklagten dessen Schuld in einer Vor-
verurteilung gleichkommender Weise bewertet wurde. Die Be-
urteilung, ob die Umstände des Falles insoweit Ausschließung
begründen, orientiert sich an der – unter dem angesprochenen
Aspekt – zu Art 6 Abs 1 MRK entwickelten (in EGMR
16. 2. 2021, 1128/17, Meng/Deutschland [Rz 48 ff] ausführ-
lich dargestellten) Judikatur des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte (erneut 13 Os 91/21p).

[32] Vorliegend war die Erwähnung des Beschwerdeführers
im früheren Urteil schon deshalb erforderlich, weil der Zusam-
menschluss zu einer kriminellen Vereinigung zunächst nur aus
ihm und zwei damals abgeurteilten Mitangeklagten bestand
(vgl ON 432.7, 9 f), denen das Handeln als Mitglieder dieser
kriminellenVereinigung zur Last lag. Die daran gemessen über-
schießende Darstellung der Rolle des Beschwerdeführers in den
Entscheidungsgründen des früheren Urteils (ON 432.7) bietet
zwar grundsätzlich Anlass für Kritik, ausreichende Anhalts-
punkte für die Annahme der Ausgeschlossenheit der Mitglieder
des Schöffensenats ergeben sich jedoch nach den oben darge-
stellten Kriterien aus folgenden Gründen nicht:

[33] Dass die Tatrichter bereit waren, die im Verfahren
gegen den Beschwerdeführer gewonnenen (umfangreichen)
Beweisergebnisse eigenständig zu würdigen, ergibt sich schon
daraus, dass nach den Feststellungen im früheren Urteil, auf
die nunmehr nicht verwiesen wurde, Tathandlungen in Bezug
auf deutlich größere Suchtgiftmengen zur Last lagen

(ON 432.7, 4; vgl EGMR 10. 8. 2006, 75737/01, Schwarzen-
berger/Deutschland [Rz 43]).

[34] Zudem beschreiben die kritisierten Formulierungen
im früheren Urteil äußere Umstände, ohne eine Aussage zu
einem (allfälligen) Vorsatz des Beschwerdeführers zu treffen
(vgl ON 432.7, 12). Umso weniger kann daher gesagt werden,
dass die Tatrichter schon in jenem Urteil auch in dessen An-
sehung alle Strafbarkeitsvoraussetzungen als erfüllt angesehen
hätten (vgl EGMR 23. 7. 2024, 39300/18, Sacharuk/Litauen
[Rz 108]; 28. 6. 2011, 20197/03, Miminoshvili/Russland
[Rz 118]).

[35] Schließlich wird der Beschwerdeführer im früheren
Urteil als ‚abgesondert verfolgt‘ (ON 432.7, 9) bezeichnet, wo-
rin ebenfalls zum Ausdruck kommt, dass damit (gerade) keine
Beurteilung seiner Strafbarkeit vorgenommen werden sollte
(vgl erneut 13 Os 91/21p).“

J. Zur Ausarbeitung von

Nichtigkeitsbeschwerden durch

künstliche Intelligenz

Mag es auch manchen Verteidigern verlockend erscheinen,
der künstlichen Intelligenz die alleinige Ausarbeitung von
Rechtsmitteln ohne nachfolgende inhaltliche Kontrolle zu
überlassen, so zeigt doch der OGH in 14 Os 95/25 i die
Grenzen derartiger Arbeitsminimierung auf. Insbesondere
sei dazu aber auch auf die dort angesprochenen möglichen
disziplinarrechtlichen Folgen eines solchen Tuns hingewie-
sen:

„[10] Das weitere, mit zahlreichen Fehlzitaten (betreffend
einerseits vorgebliche Verfahrensergebnisse, andererseits zum
Großteil gar nicht oder jedenfalls nicht zum angegebenen
Thema existierende oberstgerichtliche Entscheidungen)
durchsetzte, offenbar ohne fachliche Kontrolle (vgl aber § 9
Abs 1 RAO; RIS-Justiz RS0120395) durch sogenannte ‚künst-
liche Intelligenz‘ erstellte Vorbringen genügt dem Erfordernis,
Nichtigkeitsgründe deutlich und bestimmt zu bezeichnen, al-
so einen Nichtigkeit begründenden Sachverhalt auf einem
dem Obersten Gerichtshof als Höchstgericht angemessenen
Argumentationsniveau (vgl 11 Os 87/15a; RIS-Justiz
RS0106464 [insb T 10]) anzuführen (vgl § 285a Z 2 StPO),
nicht ansatzweise und entzieht sich daher einer inhaltlichen
Erwiderung.“

479

Abhandlungen

Roland Kier Aktuelle Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs in Strafsachen

05_2026



Schenkung von Liegenschaften
Wer eine Liegenschaft geschenkt bekommt, bewegt sich auf unsicherem Terrain: Welche Akte
eine „wirkliche Übergabe“ begründen, lässt sich der Rechtsprechung nach über 200 Jahren
Diskussion noch immer nicht zuverlässig entnehmen. Der Beitrag zeigt, warum die Entscheidung

OGH 2 Ob 122/17f das Problem nicht gelöst hat – und welcher Ansatz die bestehenden Unsicherheiten
vermeiden würde.

A. Problemaufriss

§ 1 Abs 1 lit d NotaktsG1 nennt mit dem Notariatsakt und
der wirklichen Übergabe zwei alternative2 Formen, die ei-
nen Schenkungsvertrag verbindlich machen.3 Der Zweck
der Formvorschrift ist klar: Sie soll den Geschenkgeber
vor einem übereilten Schenkungsversprechen schützen
(„Übereilungsschutz“).4 Abgesehen davon sind zahlreiche
Fragen umstritten. Insbesondere ist selbst nach 200-jähriger
Diskussion nicht geklärt, worin eine „wirkliche Übergabe“
liegt. Auch nach einer Grundsatzentscheidung eines ver-
stärkten Senats5 im Jahr 2018 bleiben Fragen offen.

Vor diesem Hintergrund beschäftigt sich der vorliegende
Beitrag mit den fortbestehenden Problemen bei der Schen-
kung von Liegenschaften. Er prüft zunächst in der gebote-
nen Kürze, ob Formsubstitute den Notariatsakt ersetzen
können (B.). Sodann widmet sich der Beitrag ausführlicher
der Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Liegen-
schaft als wirklich übergeben anzusehen ist (C.). Dabei wird
zunächst der von der Autorin vertretene Lösungsweg darge-
stellt, der viele der derzeit bestehenden Unsicherheiten ver-
meidet (C.I.), und dieser sodann dem in der Rechtspre-
chung vertretenen Ansatz gegenübergestellt (C.II.). Zuletzt
behandelt der Beitrag die Heilung formmangelhafter Lie-
genschaftsschenkungen (D.).

B. Notariatsaktspflicht und

Formsubstitute?

§ 1 Abs 1 lit d NotaktsG unterwirft Schenkungsverträge oh-
ne wirkliche Übergabe der Notariatsaktform. Entgegen dem
insofern zu weiten Wortlaut ist aber klar, dass nicht beide
Willenserklärungen – also jene des Geschenkgebers und
jene des Beschenkten – formpflichtig sind. Da die Schen-
kungsform den freigiebigen Geschenkgeber vor einem über-
eilten Schenkungsversprechen schützen soll, verlangt der
Normzweck nämlich lediglich die Formgebundenheit der
Erklärung des Geschenkgebers.6

Strittig ist, ob andere Formen als die wirkliche Übergabe
die Notariatsaktspflicht substituieren können. Eine notariel-
le Beurkundung (§§ 76ff NO) reicht nicht aus, da sie den
Übereilungsschutzzweck mangels Prüfungs- und Beleh-
rungspflicht nicht erfüllen kann.7 Aus denselben Gründen
genügt auch die Beurkundung in einem Gerichtsprotokoll

oder durch den Gerichtskommissär entgegen der Rsp8
nicht.9

Steht der Abschluss eines Verpflichtungsgeschäfts bereits
im Raum und droht eine Klage oder ist diese bereits anhän-
gig, stellt sich die Frage, ob ein prätorischer oder gerichtli-
cher Vergleich die Notariatsaktsform ersetzen kann. Ein sol-
cher Vergleich sieht Prüfungs- und Belehrungspflichten
vor.10 Dennoch wird man festhalten müssen, dass er damit
allenfalls „gleich gut“ schützen kann wie die Notariatsakt-
form. Damit kann die Zulässigkeit der Ersetzung zunächst
nicht aus § 886 Satz 2 ABGB abgeleitet werden. Denn die
Wertungen dieser Norm eröffnen die Substituierbarkeit
nur insoweit, als „die strengere Form“ die gesetzlich ange-
ordnete ersetzen kann.11 Für die alternative Zulässigkeit des
prätorischen oder gerichtlichen Vergleichs müsste daher ei-
ne analoge Anwendbarkeit und damit eine planwidrige Un-
vollständigkeit des Gesetzes argumentiert werden können.
Dagegen spricht, dass § 1 Abs 1 lit d NotaktsG anders als
andere Formvorschriften12 das gerichtliche Protokoll13 nicht

1 ME wurde § 943 ABGB zur Gänze derogiert, Fritzer, Die Form der Schen-
kung unter Lebenden (2018) 90; siehe auch Kletečka, Schenkungen und ge-
meinsame Gewahrsame, NZ 2015, 161 (162); aM etwa Kellner in Rummel/
Lukas/Geroldinger (Hrsg), ABGB4 § 943 Rz 1 (Stand 1. 8. 2022); Giller/Bin-
der, Die wirkliche Übergabe geschenkter Liegenschaften – steht eine Judika-
turwende bevor? (Teil I und II), EF-Z 2015, 105 bzw 153 (156); Liedermann,
Die Schenkung (2012) 115f.
2 OGH 5 Ob 294/01y; Fritzer, Form 69.
3 MwN Kellner in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 943 Rz 1.
4 Andere Formzwecke werden nicht verfolgt bzw können durch die Form
nicht erreicht werden, siehe Fritzer, Form 47ff; siehe auch Kellner in Rummel/
Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 943 Rz 2.
5 OGH 2 Ob 122/17f AnwBl 2018/231 = EvBl 2019/15 (Parapatits).
6 Analog § 1346 Abs 2 ABGB, mwN zur hA Kellner in Rummel/Lukas/Ge-
roldinger, ABGB4 § 943 Rz 4; Fritzer, Form 269f. . Gleiches muss mE für die
wirkliche Übergabe gelten, die mithin nicht von einer Übernahme abhängig
ist.
7 Dullinger in Rummel/Lukas (Hrsg), ABGB4 Anhang zu § 886: § 1 No-
taktsG Rz 2 (Stand 1. 11. 2014); Riedler in Schwimann/Kodek (Hrsg), ABGB
Praxiskommentar V5 (2021) § 883 Rz 8; Ertl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch
(Hrsg), Großkommentar zum ABGB – Klang-Kommentar3 (2013) § 943
Rz 23.
8 RIS-Justiz RS0070917; OGH 2 Ob 142/15v Zak 2016/321; Löcker in Kle-
tečka/Schauer (Hrsg), ABGB-ON1.05 § 943 Rz 7 (Stand 15. 7. 2024).
9 P. Bydlinski, Veräußerung und Erwerb von GmbH-Geschäftsanteilen
(1991) 22 ff, 24; Krasnopolski, Obligationenrecht III (1910) 325; Wagner/
Knechtel,Notariatsordnung6 (2006) § 1 NotaktsG Rz 3;Welser, Zivilrechtliche
Formgebote und Notariatsakt, in Rechberger (Hrsg), Formpflicht und Gestal-
tungsfreiheit 1 (19ff, 21); Fritzer, Form 271ff.
10 OGH 8 Ob 521/94 HS 25.208 (Übertragung von Geschäftsanteilen); Kodek
in Fasching/Konecny (Hrsg), Zivilprozessgesetze III/23 § 433 ZPO Rz 13
(Stand 1. 11. 2017).
11 Dullinger in Rummel/Lukas, ABGB4 § 886 Rz 11; Kalss in Kletečka/Schauer
(Hrsg), ABGB-ON1.07 § 886 Rz 7 (Stand 15. 2. 2026).
12 Siehe zB zum Erbverzicht § 551 Satz 2 ABGB und zum Erbschaftskauf
§ 1278 Abs 2 ABGB.
13 Der prätorische und der gerichtliche Vergleich sind Fälle, in denen ein
Gerichtsprotokoll ausgefertigt werden kann.
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ausdrücklich als alternative Form nennt. In dieselbe Rich-
tung weisen die Materialien zum NotaktsG: „Das Bestehen
eines Notariatszwangs sichert dem Notare ein gewisses Maß
der Beschäftigung und bildet daher einen tatsächlichen Aus-
gangspunkt für die Regelung des Notariatswesens; die Ein-
führung desselben aber, an dessen Stelle ja auch ein Zwang
zur Errichtung bei Gericht treten könnte, und die Bestim-
mung des Umfangs dieses Zwangsgebotes beruht auf Grün-
den, welche mit den Interessen des Notariates in keinem
Zusammenhange stehen.“14 Diese Tendenz scheint auch
§ 547 Abs 3 GEO15 zu bestätigen. De lege lata ist die Sub-
stituierbarkeit des Notariatsakts durch gerichtlichen oder
prätorischen Vergleich daher entgegen der überwiegenden
Ansicht16 zu verneinen.17

C. Wirkliche Übergabe von

Liegenschaften

Das Gesetz setzt in § 943 ABGB die wirkliche Übergabe vo-
raus, es definiert diesen Begriff aber nicht. Es überrascht
daher nicht, dass der Inhalt der wirklichen Übergabe, gera-
de auch bei der Schenkung von unbeweglichem Vermögen,
seit jeher umstritten ist. Der OGH lässt in stRsp außerbü-
cherliche Akte genügen. Das hat zu einer reichhaltigen Ka-
suistik,18 damit aber auch zu großer Rechtsunsicherheit in
der Praxis geführt. Da sich die Zulässigkeit außerbücherli-
cher Akte bei unbefangener Lektüre nicht aus dem Gesetz
ableiten lässt, hat sich die Autorin in ihrer Dissertation all-
gemein näher mit dem Begriff und den Voraussetzungen
der wirklichen Übergabe auseinandergesetzt.19 Für Liegen-
schaften führte das zu dem Ergebnis, dass allein der legiti-
miert gestellte Intabulationsantrag als wirkliche Übergabe in
Frage kommt. Dieser Ansatz wird zunächst dargestellt (C.
I.). In der Folge wird ihm der von der Rechtsprechung be-
schrittene Weg der außerbücherlichen Übergabe gegenüber-
gestellt (C.II.).

I. Der eigene Ansatz: legitimiert gestellter

Intabulationsantrag

1. Alleinige Maßgeblichkeit der rechtlichen

Übergabe

Die Autorin kommt in ihrer Dissertation bei der Untersu-
chung des Begriffs und der Voraussetzungen der wirklichen
Übergabe zu dem Ergebnis, dass jede tatsächlich bereits ge-
schehene – also nicht bloß künftig versprochene – rechtli-
che Übergabe (§§ 426ff, 1392 ABGB) eine wirkliche Über-
gabe ist.20 Sind die Tatbestandsvoraussetzungen der „recht-
lichen Übergabe“ iSd § 425 ABGB erfüllt, bestehen keine
schenkungsspezifischen Zusatzerfordernisse. Das bedeutet
etwa, dass die wirkliche Übergabe beweglicher Sachen we-
der auf die körperliche Übergabe beschränkt ist, noch, dass
die Übergabe mit Besitzkonstitut ausscheidet. Es genügt je-
de Übergabe, die auch sonst für die konkrete bewegliche
Sache rechtlich in Frage kommt.21 Für unbewegliche Sachen

ist die rechtliche und damit wirkliche Übergabe der legiti-
miert gestellte Intabulationsantrag (§§ 321, 431 ABGB).22
Eine wie auch immer geartete „außerbücherliche Übergabe“
ist gesetzlich nicht vorgesehen und scheidet daher als wirk-
liche Übergabe aus.

2. Roma locuta! Causa finita?

Der OGH hat diese Ansicht in 2 Ob 122/17 f (verstärkter
Senat) aus Anlass der Schenkung eines Wertpapierdepots
kritisch gewürdigt und abgelehnt. Dabei werden die Aus-
führungen der Autorin missverstanden. So wird etwa unter-
stellt, dass das – aus Übergabe und Übernahme beste-
hende –23 Verfügungsgeschäft bereits vollständig abge-
schlossen oder der Vertrag gar zur Gänze erfüllt sein muss.24
Das ist nicht der Fall. Nur der erste Teil – die Übergabe – ist
für die Frage der wirklichen Übergabe relevant.

Der OGH25 scheint für das Vorliegen einer wirklichen
Übergabe zunächst zu verlangen, dass der Beschenkte in
der Lage ist, „sich ohne (. . .) weiteres Zutun [des Geschenk-
gebers] in den Alleinbesitz des geschenkten Vermögens zu
setzen“. Dieses Kriterium ist aber problematisch. Denn es
gerät in ein Spannungsverhältnis zu anderen Fällen, in de-
nen der OGH (bisher) eine formrichtige Schenkung an-
nimmt; etwa, wenn sich eine Sache im gemeinsamen Ge-
wahrsam gerade beim Geschenkgeber befindet. Der Be-
schenkte darf die Sache in diesem Fall nicht eigenmächtig
entziehen, sondern er ist auf eine Mitwirkung des Ge-
schenkgebers angewiesen. Dasselbe gilt bei der Schenkung
von Liegenschaften, wo nach bisheriger Rsp26 Mitgewahr-
sam bzw fortbestehende Wohnrechte des Geschenkgebers
einer wirklichen Übergabe nicht zwingend entgegenstehen.
Denn der Beschenkte kann auch in diesen Fällen nicht ohne
weiteres Alleinbesitz herstellen, weil er den Geschenkgeber
nicht der Liegenschaft verweisen darf. Dieses Kriterium ist

14 Kaserer, Das Gesetz über das Erfordernis notarieller Errichtung einiger
Rechtsgeschäfte mit Materialien (1885) 12f.
15 „§ 433 ZPO verfolgt den Zweck, streitige Rechtsverhältnisse in einfachster
Weise zu bereinigen. Hingegen sind die Gerichte weder verpflichtet noch be-
rechtigt, zwischen den Parteien außergerichtlich zustande gekommene Ver-
einbarungen zu beurkunden und vollstreckbar zu machen. Diesem Zwecke
hat vielmehr die Einrichtung des vollstreckbaren Notariatsaktes (§ 3 NO) zu
dienen.“
16 OGH 7 Ob 190/70 JBl 1971, 263 (Ehepakt); 8 Ob 521/94 HS 25.208 (Über-
tragung von Geschäftsanteilen); 5 Ob 247/21s NZ 2023/113 (Schenkung auf
den Todesfall); Dullinger in Rummel/Lukas, ABGB4 § 886 Rz 11; Dullinger in
Rummel/Lukas, ABGB4 Anhang zu § 886: § 1 NotaktsG Rz 2; Ertl in Fenyves/
Kerschner/Vonkilch, Klang3 § 943 Rz 4, 23.
17 P. Bydlinski, Veräußerung und Erwerb von GmbH-Geschäftsanteilen 26f;
Welser in Rechberger, Formpflicht und Gestaltungsfreiheit 1 (19ff); vgl auch
P. Bydlinski/F. Bydlinski, Gesetzliche Formgebote für Rechtsgeschäfte auf dem
Prüfstand (2001) 42ff.
18 Siehe C.II.
19 Fritzer, Form passim zur Liegenschaftsschenkung ab Seite 212.
20 Fritzer, Form 12ff, 80. Zur Würdigung der Untersuchung, auch in Gegen-
überstellung zum Ansatz der Rechtsprechung, siehe Kellner in Rummel/Lu-
kas/Geroldinger (Hrsg), ABGB4 § 943 Rz 10ff (Stand 1. 8. 2022).
21 In Abhängigkeit vom Geschenkgegenstand und davon, wo er ist, stehen
daher die körperliche Übergabe, symbolische Übergabe, Besitzanweisung,
Zession, Schulderlass, Besitzkonstitut und traditio brevi manu offen.
22 Fritzer, Form 237ff, 243ff; siehe auch Abschnitt D. am Ende.
23 Siehe nur Fritzer, Form 82ff; sowie § 425 ABGB „[. . .] Das Eigenthum und
alle dingliche Rechte überhaupt können, außer den in dem Gesetze bestimm-
ten Fällen, nur durch die rechtliche Uebergabe und Uebernahme erworben
werden.“
24 Siehe OGH 2 Ob 122/17f (11, 17, 20).
25 OGH 2 Ob 122/17f (20, 22).
26 Siehe C.II.2.
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sogar in dem der Entscheidung des verstSen zugrunde lie-
genden Anlassfall problematisch: Ob die Beschenkte Allein-
besitz über die Wertpapiere herstellen kann, hängt nämlich
gerade auch vom Verhalten der Geschenkgeberin ab. Reali-
siert diese das Wertpapierdepot oder verkauft sie auch nur
eine Position27 im Depot, bevor die Beschenkte es (teilwei-
se) tut, bedürfte es ihres Zutuns, um Alleinbesitz der Be-
schenkten herstellen zu können.28 Daraus ergeben sich wei-
tere schwierige Folgefragen: Wie wäre der Anlassfall vom
verstSen etwa entschieden worden, wenn die Geschenkge-
berin zwei Stunden nach den Schenkungshandlungen alle
Wertpapiere verkauft und den Erlös vom Verrechnungskon-
to auf ein anderes Konto gebucht hätte? Die Beschenkte hat-
te dann für zwei Stunden die Möglichkeit, sich in den Al-
leinbesitz zu versetzen. Ist die Schenkung einmal wirksam,
verhielte sich die Geschenkgeberin vertragswidrig, wenn sie
Buchungen vornimmt, die der Schenkung widersprechen.
Genügt es, dass die Beschenkte für eine juristische Sekunde
Alleinbesitz herstellen kann? Oder hätte der OGH dann ei-
ne schädliche Besitzkontinuität angenommen oder das (je-
denfalls auch vorliegende) Besitzkonstitut, um den Überei-
lungsschutz hochzuhalten?

Es ist daher zu bezweifeln, dass das Kriterium „sich in
Alleinbesitz versetzen zu können“ für die wirkliche Überga-
be ausschlaggebend ist. Tatsächlich geht auch der OGH
selbst in dem letztlich formulierten Rechtssatz auf dieses
Kriterium nicht mehr ein. Entscheidend sei, „[. . .] dass der
Geschenkgeber dem Geschenknehmer [. . .] die rechtliche und
tatsächliche Möglichkeit einräumt, darüber [über das Ge-
schenk] ohne sein weiteres Mitwirken zu verfügen. Das Ein-
räumen einer ausschließlichen Verfügungsbefugnis ist nicht
erforderlich.“29 Offenbar kommt es dem Höchstgericht also
darauf an, dass der Beschenkte über das Geschenk allein
verfügen kann.30 Nimmt man dieses Kriterium ernst, kann
die Rechtsprechung, wonach gewisse rechtliche Übergabe-
arten per se für eine wirkliche Übergabe ausscheiden sollen,
nicht aufrechterhalten werden. Das zeigt ein Vergleich von
traditio brevi manu und Besitzkonstitut: Nach dem OGH
werde der Übereilungsschutz bei der Zession31 und beim
Besitzkonstitut „grundlegend verfehlt“32, weil dies bloße Er-
klärungen seien, die nicht ausreichend warnen können. Auf
der anderen Seite soll die traditio brevi manu – ebenso eine
bloße Erklärung – bei Sachen im gemeinsamen Gewahrsam,
auch bei einer Liegenschaftsschenkung,33 aber genügen.34
Der OGH unterscheidet also nicht konsequent danach, ob
eine bloße Erklärung genügen kann, oder nicht. Die Wider-
sprüchlichkeit verstärkt sich, wenn man nun das Kriterium
des „alleine verfügen können“ hinzunimmt: Beim Besitz-
konstitut kann der Beschenkte das Geschenk an jemanden
weiterveräußern und den Geschenkgeber anweisen, die Sa-
che nunmehr für diesen zu haben; er kann also allein über
die Sache verfügen. Gemessen am eigenen Kriterium des
OGH müsste das Besitzkonstitut damit genügen – das Ge-
genteil gilt für die traditio brevi manu bei Liegenschaften:
Für einen Beschenkten, der eine Liegenschaft durch traditio

brevi manu in Mitgewahrsam hat, aber nicht im Grundbuch
steht, ist alleiniges Verfügen schwierig. Die Schwierigkeiten
beginnen damit, dass die traditio brevi manu für die Über-
tragung von Eigentum an Liegenschaften rechtlich gar nicht
in Frage kommt. Dritte würden nur mit dem im Grundbuch
nicht eingetragenen Beschenkten im Regelfall keine Ge-
schäfte abschließen. Die traditio brevi manu dürfte für Lie-
genschaften konsequenterweise keine wirkliche Übergabe
sein. Anderes gilt bei beweglichen Sachen. Über diese kann
auch jemand verfügen, der sie mit traditio brevi manu über-
geben bekommen hat; auch wenn sie im Mitgewahrsam ste-
hen. Dass der Geschenkgeber faktisch auch selbst noch über
die Sache verfügen könnte (aber wegen der wirksamen
Schenkung nicht dürfte), kann, wie der OGH selbst aus-
führt, an der Erfüllung der Warnfunktion nichts ändern.35

Der unter C.I.1. vorgeschlagene Ansatz hat mit diesen
Widersprüchen nicht zu kämpfen. Für bewegliche Sachen
kann neben der traditio brevi manu etwa auch die Zession
oder das Besitzkonstitut genügen: Es genügt jede Übergabe,
die auch sonst für die konkrete Sache rechtlich in Frage
kommt. Daraus folgt aber auch, dass die traditio brevi manu
für unbewegliche Sachen ausscheidet (§§ 321, 431 ABGB).

II. Der Ansatz der Rechtsprechung:

außerbücherliche Akte

Die Entscheidung des verstärkten Senats musste mangels
Erheblichkeit im Anlassfall auf die Lösung für Liegen-
schaftsschenkungen nicht eingehen; der Senat hat aber
den in der Dissertation vertretenen Lösungsweg wegen sei-
ner Ergebnisse zu Zession und Besitzkonstitut wohl grund-
sätzlich abgelehnt. Damit ist im Folgenden auf die Voraus-
setzungen der Rechtsprechung für die wirkliche Übergabe
allgemein (1.) und daraus abgeleitet für Liegenschaften im
Speziellen (2.) einzugehen.

1. Die „wirkliche Übergabe“ in der stRsp

Nach stRsp liegt eine wirkliche Übergabe vor, wenn der Ge-
schenkgeber einen vom Schenkungsvertrag verschiedenen
und als Übergabe erkennbaren Akt setzt. Dieser muss nach
außen (aber nicht notwendig gegenüber Dritten)36 in Er-
scheinung treten und geeignet sein, dem Willen des Ge-

27 Im Anlassfall war durch die Urkunden klar, dass jede Position im Depot
zur Hälfte geschenkt werden sollte, Angyan/Pehm, Forum für Zivilrecht in
Traunkirchen: OGH Cercle 2018, ÖJZ 2019, 615 (620).
28 Im Anlassfall war jede Position zur Hälfte geschenkt (siehe vorherige FN).
Verkaufserlöse werden auf ein Verrechnungskonto gebucht. Die Geschenkge-
berin kann als Kontoinhaberin, selbst wenn das Verrechnungskonto mitge-
schenkt wird, das verbuchte Geld auf ein Konto überweisen, über das nur sie
verfügen kann.
29 OGH 2 Ob 122/17f (22).
30 OGH 2 Ob 122/17f (19, 22).
31 Gegen die Zession spreche, dass Titel und Verfügungsgeschäft regelmäßig
zusammenfallen. Warum die Zession den Geschenkgeber daher aber mehr
übereilen soll als der Schulderlass, bleibt offen. Letzterer ist nach stRsp aber,
auch wenn er unentgeltlich erfolgt, an keine besondere Form gebunden. Sie-
he nur OGH 2 Ob 35/17m NZ 2017/65. Krit Fritzer, Form 171f.
32 OGH 2 Ob 122/17f (18).
33 Siehe den Verweis in OGH 2 Ob 122/17f (18) auf die Entscheidung 1 Ob
527/91.
34 OGH 2 Ob 122/17f (18f).
35 OGH 2 Ob 122/17f (19).
36 OGH 1 Ob 115/02x ecolex 2002, 881; 2 Ob 2/25w Zak 2025/254.
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schenkgebers Ausdruck zu verleihen, das Schenkungsobjekt
aus seiner Gewahrsame in die des Beschenkten zu übertra-
gen.37 Das sei jedenfalls bei der Verschaffung von Mitge-
wahrsam, die dem Geschenknehmer faktisch das alleinige
Verfügen über die Sache ermöglicht, der Fall. Denn darin
liege eindeutig ein zum Schenkungsversprechen hinzutre-
tender Akt, der geeignet sei, dem Geschenkgeber die Kon-
sequenzen seiner Erklärung vor Augen zu führen.38 Eine
wirkliche Übergabe liege vor, wenn der Geschenkgeber
dem Beschenkten „die rechtliche und tatsächliche Möglich-
keit einräumt, darüber [über das Geschenk] ohne sein weite-
res Mitwirken zu verfügen. Das Einräumen einer ausschließ-
lichen Verfügungsbefugnis ist nicht erforderlich.“39 Wie die
wirkliche Übergabe konkret zu erfolgen hat, ist nach der
Rsp daher nach den Umständen des Einzelfalls zu beurtei-
len.40 Die daraus erwachsene Kasuistik für Liegenschafts-
schenkungen ist Gegenstand des folgenden Abschnitts.

2. Welche außerbücherlichen Akte?

Nach stRsp41 sollen bei Liegenschaftsschenkungen42 außer-
bücherliche Akte hinreichend nach außen – wenngleich
nicht notwendig gegenüber Dritten – in Erscheinung treten-
de Akte sein, die geeignet sind, den Willen des Geschenk-
gebers auszudrücken, dass das Schenkungsobjekt aus seiner
Gewahrsame in die des Beschenkten übertragen wird. So
genüge die gemeinsame Begehung der Liegenschaft (§ 426
ABGB) samt Übernahme der Verwaltungsunterlagen oder
Schlüssel durch den Beschenkten (§ 427 ABGB);43 auch oh-
ne Begehung erfülle die Übergabe aller Verwaltungsunter-
lagen, die eine Bewirtschaftung der Liegenschaft ermögli-
chen, die Formvorgabe;44 dasselbe gelte für die Übergabe
der Schlüssel an die Beschenkte45 oder den vertragserrich-
tenden Notar.46 Die Begehung samt Abstecken oder Aus-
pflocken reiche demgegenüber nur aus, wenn sie eindeutig
der Übertragung der Verfügungsmacht und nicht nur der
Beschreibung des Schenkungsgegenstands dient.47

Schwierig ist der Umgang mit Fällen, in denen sich die
Stellung des Geschenkgebers nach der Schenkung nicht we-
sentlich ändert; etwa, weil er sich ein Wohnungsgebrauchs-
recht zurückbehält. Unklar ist hier, ob48 und bejahenden-
falls49 welche zusätzlichen Akte eine wirkliche Übergabe si-
cherstellen können. Die Rsp ist kasuistisch: Behält sich der
Geschenkgeber Nutzungsrechte zurück, wie sie sonst nur
einem Eigentümer zukommen (zB die Dienstbarkeit der le-
benslänglichen unentgeltlichen Wohnung mit dem Recht,
bauliche Veränderungen nach Gutdünken an „seiner“ Woh-
nung und den allgemeinen Teilen der Liegenschaft vorzu-
nehmen), fehle es an der wirklichen Übergabe.50 Demge-
genüber bejahte der 4. Senat eine wirkliche Übergabe in ei-
nem Fall,51 in dem sich der Geschenkgeber ein unentgeltli-
ches uneingeschränktes dingliches und lebenslanges
Fruchtgenussrecht52 an der Liegenschaft sowie ein Belas-
tungs- und Veräußerungsverbot vorbehielt, sämtliche Abga-
ben für die Liegenschaft trug und diese auch tatsächlich
weiterhin bewohnte. Ausreichend war für den OGH, dass

der Geschenkgeber der Beschenkten vor Vertragsabschluss
die Schlüssel zur Liegenschaft sowie einen Vertragsentwurf
aushändigen ließ und dieser Vertrag in weiterer Folge auch
notariell beglaubigt53 wurde. Für den Fall, dass sich die Stel-
lung des Geschenkgebers nicht wesentlich ändert, betont
das Höchstgericht in einer anderen aktuellen Entscheidung,
dass zwar die Begehung der Liegenschaft samt Übergabe der
Verwaltungsunterlagen für sich allein keine wirkliche Über-
gabe darstellt,54 die zusätzliche Schlüsselübergabe und der
allein von der Geschenkgeberin erteilte Auftrag an den Ver-
tragsverfasser aber schon.55 Eine wirkliche Übergabe liege
auch dann vor, wenn sich der Geschenkgeber zwar ein le-
benslanges, unentgeltliches Wohnungsgebrauchsrecht an
bloß einer von mehreren Wohnungen im geschenkten Vier-
kanthof sowie das Mitbenutzungsrecht für Keller, Dachbo-
den, Hausgarten und Garage vorbehält, der Beschenkte sich
in der Folge aber jahrelang als Eigentümer verhält und der
Geschenkgeber dem nie widerspricht.56

Eine weitere praktische Hürde bildet das Grundbuchs-
verfahren: Die vertragliche Erklärung kann – und muss –
dafür beurkunden, dass die wirkliche Übergabe stattgefun-
den hat.57 Denn das Gericht stellt im Grundbuchsverfahren
– als reinem Urkundenverfahren – für die Beantwortung
der Frage, ob eine wirkliche Übergabe stattgefunden hat,

37 Grundlegend OGH Plenissimarbeschluss 20. 6. 1899/20 GlUnF 650 = JB
142 = zBl 1899, 867; seither RIS-Justiz RS0011383; OGH 2 Ob 122/17f AnwBl
2018/231; jüngst zu Liegenschaften: OGH 2 Ob 196/20t RZ 2022, 43 (Wil-
finger); 2 Ob 2/25w Zak 2025/254.
38 OGH 2 Ob 122/17f AnwBl 2018/231.
39 OGH 2 Ob 122/17f AnwBl 2018/231.
40 RIS-Justiz RS0018975.
41 RIS-Justiz RS0011118; OGH 2 Ob 2/25w Zak 2025/254; 5 Ob 671/76 JBl
1977, 257. Krit Fritzer, Form 217ff mwN.
42 Gleiches gelte für Trennstücke des Grundbuchskörpers (RIS-Justiz
RS0011228), ideelle Anteile und Anteile, mit denen Wohnungseigentum
(OGH 5 Ob 136/18p) verbunden ist; mwN Kellner in Rummel/Lukas/Gerol-
dinger, ABGB4 § 943 Rz 26. Zur gemischten Schenkung mit Leibrente OGH
2 Ob 2/25w Zak 2025/254. Zu Dienstbarkeiten siehe RIS-Justiz RS0018975
und OGH 5 Ob 155/16d Zak 2017/45: tatsächliche Gestattung der Ausübung
des Rechts.
43 OGH 5 Ob 124/92 JBl 1993, 312; 7 Ob 128/19b Zak 2019/722; 2 Ob 196/
20t RZ 2022, 43 (Wilfinger).
44 OGH 1 Ob 2/99x EFSlg 90.072.
45 OGH 2 Ob 2/25w Zak 2025/254; 8 Ob 129/22mMietSlg 74.103: Übergabe
der Schlüssel und des Mietvertrags über das Schenkungsobjekt; 2 Ob 229/
23z: Übergabe der geräumten Wohnung samt Schlüssel und Verständigung
der Hausverwaltung von der Übergabe.
46 OGH 4 Ob 189/12s NZ 2013/4.
47 OGH 6 Ob 501/88 NZ 1989, 66.
48 OGH 5 Ob 8/16m Zak 2016/98 (Kolmasch); 2 Ob 60/18i iFamZ 2018, 361
(Schweda).
49 OGH 2 Ob 196/20t RZ 2022, 43 (Wilfinger).
50 OGH 5 Ob 172/15b immolex 2016, 58 (Cerha).
51 OGH 4 Ob 189/12s NZ 2013/46.
52 Das Fruchtgenussrecht (§§ 509ff, 521 Satz 3 ABGB) ist umfassender als
das Wohnungsgebrauchsrecht (§§ 504 ff, 521 Satz 1 und 2 ABGB); Zach/
Spath in Schwimann/Kodek (Hrsg), ABGB Praxiskommentar5 (2019) § 521
Rz 1.
53 In 2 Ob 60/18i Zak 2014/824 hatte die notarielle Beglaubigung demgegen-
über keine Bedeutung für die außerbücherliche Übergabe. Dass die notarielle
Beglaubigung für die wirkliche Übergabe eine Rolle spielen soll, scheint vor
dem Umstand, dass die wirkliche Übergabe nur durch den Notariatsakt, aber
gerade nicht durch die notarielle Beglaubigung der Unterschriften ersetzt
werden kann, nicht konsequent.
54 Insofern OGH 9 Ob 149/04h ecolex 2005, 687 und 2 Ob 60/18 i iFamZ
2018, 361 (Schweda) bestätigend.
55 OGH 2 Ob 196/20t RZ 2022, 43 (Wilfinger).
56 OGH 6 Ob 133/21h Zak 2022/81.
57 OGH 5 Ob 76/16m bbl 2016/201 (Egglmeier-Schmolke); 5 Ob 156/17b im-
molex 2018/104 (Cerha); 5 Ob 78/20m MietSlg 72.506.
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allein auf den Wortlaut des Schenkungsvertrags ab.58 Zwar
müssen dafür keine konkreten Übergabeakte dargestellt
werden.59 Der Vertrag muss aber eine bereits erfolgte Über-
gabe dokumentieren. Damit reicht für den OGH zwar die
Floskel „Die Übergabe und Übernahme der Liegenschaft ist
bereits erfolgt“60 aus, nicht aber die Floskel „Die Übergabe
und Übernahme der Liegenschaft erfolgt mit Unterfertigung
dieser Urkunde“.61

Diese ausgewählten Fälle zeigen die Widersprüchlichkeit
der Rechtsprechung: Ein unentgeltliches uneingeschränktes
dingliches und lebenslanges Fruchtgenussrecht samt tat-
sächlichem Weiterbewohnen und Tragen aller Abgaben
schade der wirklichen Übergabe nicht, wenn Schlüssel und
Vertragsentwurf vorab ausgehändigt wurden; das sachen-
rechtlich weniger weitreichende lebenslange unentgeltliche
Wohnungsgebrauchsrecht am (gesamten) Geschenk soll da-
gegen schädlich sein. Überdies untergräbt das Grundbuchs-
verfahren die materiell-rechtlichen Anforderungen und da-
mit den Schutzzweck der Norm selbst: Da das Grundbuchs-
gericht ausschließlich auf den Urkundeninhalt abstellt, re-
duziert sich die Frage, ob eine wirkliche Übergabe
stattgefunden hat, in der Praxis häufig auf eine Formulie-
rungsfrage. Die außerbücherliche Übergabe wird damit ver-
fahrensrechtlich zur Leerformel.

D. Heilung formmangelhafter

Liegenschaftsschenkungen?

Die Gefahr einer formmangelhaften Schenkung ist nicht ge-
ring. Daher ist im letzten Abschnitt auf die Möglichkeiten
der Heilung des Formmangels einzugehen.

Eine formmangelhafte Liegenschaftsschenkung kann
mit ex nunc-Wirkung heilen, wenn den Anforderungen
der Rsp genügende außerbücherliche Akte nachgeholt wer-
den oder (zumindest) der Geschenkgeber seine Schen-
kungserklärung solennisieren62 oder über diese einen No-
tariatsakt errichten lässt.63 Kommt es zur Verbücherung ei-
ner formmangelhaften Liegenschaftsschenkung,64 stellt sich
die Frage, ob auch diese Verbücherung den Formmangel
heilen kann. Die ältere Rsp bejaht eine Heilung, sobald
das Eigentum des Beschenkten rechtskräftig einverleibt
ist.65 Demgegenüber verlangt die jüngere Rsp für die Hei-
lung ein aktives Tun des Geschenkgebers. Eine Heilung
scheide aus, wenn der Beschenkte die Verbücherung ein-
seitig oder sogar gegen den Willen des Geschenkgebers be-
antragt.66 Konsequenterweise müsste die formmangelhafte
Schenkung jedenfalls dann heilen, wenn der Geschenkge-
ber den Eintragungsantrag stellt.67 Hier beißt sich die Kat-
ze aber in den Schwanz. Bewilligt das Grundbuchsgericht,
heilt der Formmangel, weil der Geschenkgeber den Antrag
gestellt hat. Bewilligt das Grundbuchsgericht nicht, weil es
am „realen“ Aus-der-Hand-Geben zweifelt,68 kommt es
nicht zur Verbücherung, obwohl der Geschenkgeber den-
selben (heilenden) Akt, nämlich die Antragstellung, setzt.
Dieser Widerspruch wird etwa bei dem in OGH 5 Ob 8/

16m69 entschiedenen Sachverhalt deutlich: Da sich die Ge-
schenkgeber im Schenkungsvertrag ein lebenslängliches,
unentgeltliches Wohnungsgebrauchsrecht im Hinblick auf
alle Räumlichkeiten des Hauses und die Nutzung der ge-
samten Liegenschaft „so wie bisher“ vorbehielten, zweifelte
das Gericht daran, dass sie die Liegenschaft „real“ aus der
Hand gegeben hatten. Es wies den Intabulationsantrag der
Geschenkgeber daher ab. Wäre die Antragstellung der Ge-
schenkgeber ein echter Akt der Heilung, müsste aber uner-
heblich sein, ob davor eine wirkliche Übergabe stattgefun-
den hat oder nicht.

Nimmt man entgegen der aktuellen Rsp an, dass der le-
gitimiert gestellte Grundbuchsantrag die wirkliche Überga-
be ist (siehe C.II.1.), treten diese Probleme nicht auf: Stellt
der Geschenkgeber, der legitimierte Beschenkte oder der
sonst Bevollmächtigte den Grundbuchsantrag, bevor der
Geschenkgeber seinen Schenkungswillen widerruft, ist die
wirkliche Übergabe erfolgt und die Schenkung formrichtig.
Vor der Antragstellung liegt ohne Notariatsakt immer eine
formmangelhafte Schenkung vor. Diese kann bis zur An-
tragstellung nur heilen, wenn (zumindest) der Geschenkge-
ber seine Schenkungserklärung solennisieren oder darüber
einen Notariatsakt errichten lässt.

58 Etwa OGH 5 Ob 156/21h EvBl 2022/139 (Weixelbraun-Mohr); siehe dazu
auch Kellner in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 943 Rz 29.
59 RIS-Justiz RS0018923; OGH 5 Ob 8/16m Zak 2016/98 (Kolmasch).
60 Etwa OGH 5 Ob 167/15t Zak 2016/21; 5 Ob 181/15a wobl 2017/11; 5 Ob
8/16m Zak 2016/98 (Kolmasch); 5 Ob 76/16m bbl 2016/201 (Egglmeier-
Schmolke); 5 Ob 155/16d Zak 2017/45; mwN Fritzer, Form 220.
61 OGH 5 Ob 164/08s NZ 2009/32; 5 Ob 192/14t Zak 2015/233 (Kolmasch);
vgl auch 5 Ob 156/21h EvBl 2022/139 (Weixelbraun-Mohr).
62 Unterschriebene Privaturkunden, die ein Rechtsgeschäft oder eine Rechts-
erklärung beinhalten, können durch Solennisierungs-Notariatsakt bekräftigt
werden (§ 54 NO).
63 MwN auch zu den unterschiedlichen dogmatischen Begründungen der
Heilung Fritzer, Form 87ff, 267, 281. Ist die Schenkungsform einmal richtig
erfüllt, ist es unschädlich, wenn die Sache wieder in die Alleingewahrsame
des Geschenkgebers – etwa zur Miete oder Leihe – gelangt; statt vieler OGH
2 Ob 122/17f AnwBl 2018/231.
64 Das Grundbuchsgericht darf ein Grundbuchsgesuch zwar nur bewilligen,
wenn der Inhalt der Urkunden in seiner Gesamtheit auch bezüglich der ma-
teriell-rechtlichen Fragen keine Zweifel aufwirft; RIS-Justiz RS0060878; OGH
5 Ob 76/16m bbl 2016/201 (Egglmeier-Schmolke); 5 Ob 172/15b immolex
2016/20 (Cerha); Kellner in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 943
Rz 30. Urkunden können aber über Zweifel erhaben sein und dennoch Sach-
verhalte festhalten, die sich nicht zugetragen haben. Die Einverleibung kann
aber auch aufgrund von Urkunden erfolgen, die andere Gerichte als zweifel-
haft beurteilen würden; siehe etwa OGH 2 Ob 60/18i.
65 RIS-Justiz RS0011316; RS0018930. Krit ua Hoyer, Übergabeerfordernis bei
Vertragsschenkung ohne Notariatsakt (Anm zu OGH 6 Ob 179/97k), JBl
1999, 45 (46f); Schauer, Zur Formpflicht der Vollmacht bei der Schenkung,
NZ 1984, 185 (190).
66 OGH 9 Ob 149/04h ecolex 2005, 687; 2 Ob 94/14h Zak 2014/824; 2 Ob
60/18i Zak 2014/824; 5 Ob 156/21h EvBl 2022/139 (Weixelbraun-Mohr).
67 Siehe auch Kellner in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB4 § 943 Rz 48. Zu-
mindest implizit in diese Richtung auch bei ausschließlichem, lebenslangem
und bücherlich einzuverleibendem Wohnungsgebrauchsrecht OGH 9 Ob
149/04h ÖJZ 2005/133; siehe auch 2 Ob 60/18i Zak 2014/824.
68 OGH 2 Ob 196/20t RZ 2022, 43 (Wilfinger); 5 Ob 76/16m bbl 2016/201
(Egglmeier-Schmolke); 5 Ob 156/17b immolex 2018/104 (Cerha); 5 Ob 78/
20m MietSlg 72.506.
69 OGH 5 Ob 8/16m Zak 2016/98 (Kolmasch); siehe auch 5 Ob 172/15b im-
molex 2016/20 (Cerha); vgl auch die Entscheidungen der I. und II. Instanz in
5 Ob 181/15a JusGuide 2016/05/14574; aufgrund des kurzen Sachverhalts
nicht eindeutig, aber wohl ähnlich OGH 5 Ob 78/20m MietSlg 72.506.
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E. Ergebnis

Die Rsp zu Liegenschaftsschenkungen lässt nicht erkennen,
welcher Grad an Besitzkontinuität des Geschenkgebers ei-
ner „wirklichen“ außerbücherlichen Übergabe schädlich
sein kann.70 Die diesbezüglichen Aussagen widersprechen
sich zum Teil.71 Diese Widersprüchlichkeit zeigt, dass die
Judikatur keinen konsistenten Maßstab entwickelt hat, an
dem sich die Praxis orientieren könnte. Die Unsicherheiten
setzen sich bei der Heilungsfrage fort. Es bleibt zu hoffen,

dass der OGH zu einem kohärenten Kriterium findet – oder
den hier vertretenen Ansatz aufgreift, wonach der legiti-
miert gestellte Intabulationsantrag die wirkliche Übergabe
bildet.

Anwaltschaftliche Selbstverwaltung
und freiheitlicher Rechtsstaat in historischer
Perspektive
Die Entstehung der modernen Selbstverwaltung in Öster-
reich fällt in die Epoche des zu Ende gehenden Absolutis-
mus und des beginnenden Konstitutionalismus, also in ein
Zeitalter tiefen gesellschaftlichen und politischen Um-
bruchs. Kennzeichnend für den absolutistischen Polizei-
und Wohlfahrtsstaat war dessen Tendenz, alle Lebensbe-
reiche unter staatliche Aufsicht zu stellen – wenngleich
aus dem Mittelalter überkommene korporativ-genossen-
schaftliche Einrichtungen wie die Zünfte noch weiterbe-
standen. Im Staat des 19. Jahrhunderts drang dann das
Prinzip des liberalen Verfassungs- und Rechtsstaats vor.
Getragen wurde der Liberalismus von den Bürgern, die
bis zur Revolution 1848 durch die restaurativ-konservati-
ven Kräfte der Monarchen und Regierungen von einer Be-
teiligung an der Ausübung der Staatsgewalt ferngehalten
wurden. Für die konstitutionell-demokratische Bewegung
dieser Zeit bedeutete Selbstverwaltung daher die Gewähr
spezifischer Bürgerfreiheit gegenüber dem Staat. Freilich
trat diese Selbstverwaltung als delegierte Staatsgewalt zu
Tage, konnte doch der Staat über den Umfang der Selbst-
verwaltung bestimmen.1

Schon Anfang des 19. Jahrhunderts, also in den letzten
Jahren des alten Reichs und während der napoleonischen
Umwälzungen, beklagten Anwälte in Publikationen den Zu-
stand der Anwaltschaft. Der Beginn des Anwaltskammer-
wesens im deutschsprachigen Raum kann dann in der preu-
ßischen „Verordnung über die Bildung eines Ehrenrathes
unter den Justizkommissarien, Advokaten und Notarien“
vom April 1847 erblickt werden, die für die erstinstanzliche
Ausübung der Disziplinargewalt freigewählte Ehrenräte des
Standes vorsah2 und in weiterer Folge als Vorbild für andere
deutsche Staaten diente. Die preußische Verordnung konnte
ihrerseits an Vorbilder im Rheinland anknüpfen, die dort
bereits in napoleonischer Zeit bestanden hatten. Im Gel-
tungsbereich des französischen Rechts war nämlich nach ei-

ner Anordnung von 1800 bei jedem Tribunal eine Anwalts-
kammer zu bilden, die dazu berufen war, die Anwälte des
Gerichts zu vertreten und die Disziplinargewalt über sie
auszuüben.3

In Österreich waren die Advokaten in der Frühen Neu-
zeit völlig abhängig von den Gerichten, an denen sie nach
einem Numerus-clausus-System bestellt waren und die auch
die Disziplinargewalt über sie ausübten.4 Erst 1781 wurde
mit der Allgemeinen Gerichtsordnung5 das Berufsrecht
der Advokaten gesamtstaatlich geregelt und erstmals inso-
fern die Freiheit der Advokatur festgelegt, als es keine be-
hördliche Ernennung mehr gab, denn jeder konnte nun Ad-
vokat werden, der bestimmte gesetzliche Voraussetzungen
erfüllte.6 Allerdings kam es im Vormärz zu einem Backlash,
denn man kehrte wieder zum System der geschlossenen Ad-
vokatur zurück, also zu einer Begrenzung der Zahl der Ad-
vokaten durch einen regional differenzierten Numerus clau-
sus.7 Das hatte eine erhebliche Unzufriedenheit, vor allem
unter den Advokaturskandidaten, zur Folge, denn es bedeu-
tete lange Wartezeiten für eine Advokatenstelle.8 So waren
viele Advokaten und Advokaturskandidaten im „Juridisch-
politischen Leseverein“ organisiert, der im Vormärz dem
Zweck eines Anwaltsklubs diente, in dem auch Fragen der

70 Innerhalb kürzester Zeit etwa OGH 5 Ob 227/14i wobl 2015/136 (Bittner);
5 Ob 172/15b immolex 2016/20 (Cerha); 5 Ob 181/15a JusGuide 2016/05/
14574; 5 Ob 167/15t Zak 2016/21; 5 Ob 184/15t ÖJZ-LS 2016/11 (Brenn);
5 Ob 82/15t ecolex 2016/39 (Fritzer).
71 So auch Giller/Binder, EF-Z 2015, 153 (155).

1 Pernthaler, Die verfassungsrechtlichen Schranken der Selbstverwaltung in
Österreich, Gutachten (1967) 17.
2 Gesetzessammlung 196; vgl etwa Brix, Organisation der Advokatur in
Preussen, Österreich, Sachsen [. . .], Schweiz, Frankreich und England
(1868) 22–30.
3 Wettmann-Jungblut/Möhler, Rechtsanwälte an der Saar 1800–1960
(2004) 31.
4 Siehe ausführlich etwa Neschwara, Advokatenordnung 1648 (2013).
5 JGS 1781/13.
6 Neschwara, Die Entwicklung der Advokatur in Cisleithanien, ZRG/GA
1998, 441 (442); Kübl, Geschichte der österreichischen Advokatur3, in Ströher
(Hrsg), Schriftenreihe des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
(1981) 79ff.
7 Neschwara, ZRG/GA 1998, 441 (442); Kübl in Ströher, Geschichte3 97ff.
8 Wrabetz, Österreichs Rechtsanwälte in Vergangenheit und Gegenwart
(2002) 40.
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Reform der Advokatur diskutiert wurden.9 Viele der Kandi-
daten und jungen Advokaten nahmen in weiterer Folge an
den Kämpfen der Revolution 1848 teil.10

I. Revolution 1848

Das Gedankengut des Liberalismus schlug sich nach der Re-
volution 1848 nun in ersten frühkonstitutionellen Verfas-
sungen nieder, die einen Umbau der staatlichen Ordnung
mit sich brachten. Damit im Zusammenhang kam es auch
zu Reformen des Justizwesens, die vor allem der Realisie-
rung der Gewaltenteilung dienen sollten.11 Diesem Prinzip
trug man zunächst dadurch Rechnung, dass im Mai 1848
erstmals Staatsanwälte als öffentliche Ankläger installiert
wurden,12 im August 1848 das Justizministerium und der
OGH die bis dahin zuständige Oberste Justizstelle ablös-
ten,13 im September 1848 die grundherrliche Gerichtsbar-
keit mit der Aufhebung der Grunduntertänigkeit ihr Ende
fand14 sowie im Juni 1849 eine neue Gerichtsverfassung er-
lassen wurde.15

Auch die Selbstverwaltung wurde nun schrittweise insti-
tutionalisiert, so auf Betreiben von Innenminister Franz
Graf Stadion im März 1849 die Gemeindeautonomie mit
dem provisorischen Reichsgemeindegesetz.16 Bereits zuvor
war mit der Schaffung von Kammern als Selbstverwaltungs-
körper begonnen worden.17 Ende Oktober 1848 ergingen
etwa die provisorischen Bestimmungen in Betreff der Er-
richtung der Handelskammern18 und am 15. Jänner 1849
wurde die erste österreichische Handelskammer in Wien
konstituiert; weitere folgten. Die mit diesen Kammern ge-
machten Erfahrungen waren offenbar so gut, dass bereits
1850 das Gesetz über die Errichtung von Handelskammern
erlassen wurde, das auch den Wirkungskreis der Kammern
erweiterte.19 Im Anschluss an die Organisation der Han-
dels- und Gewerbetreibenden wendete man sich der Forde-
rung der freiberuflich Tätigen nach einer eigenen berufli-
chen Interessenvertretung zu und mit der provisorischen
Advokatenordnung 1849 wurde ein „langgehegter Wunsch
der Anwaltshaft nach korporativem Zusammenschluss, wie
sie ihn beispielgebend bei den Westmächten Europas vor
Augen sah, erfüllt“.20

1. Provisorische Advokatenordnung 1849

Die provisorische Advokatenordnung von 184921 war folg-
lich „ein – wenn auch spät geborenes – Kind der Revolution
des Jahres 1848“.22 Von einer völligen Freiheit der Advoka-
tur konnte allerdings keine Rede sein, obwohl sie sogar der
Oberste Gerichtshof in einem Gutachten gefordert und Jus-
tizminister Alexander Bach gutgeheißen hatte.23 Zum einen
wurde nun der Numerus clausus aufgehoben und der Justiz-
minister konnte die Zahl der Advokatenstellen frei festle-
gen, der Advokat blieb aber Inhaber eines für eine „systemi-
sierte“ Advokatenstelle verliehenen öffentlichen Amts. Zum
anderen normierte die Advokatenordnung die Bildung von
Advokatenkammern im Sinne einer beruflichen Selbstver-
waltung. Jede Kammer sollte von sämtlichen Advokaten ge-

bildet werden, welche im Bezirk eines Landesgerichts ihren
Wohnsitz hatten, und aus der Kammer durch Wahl ein
„ständiger Ausschuss“ hervorgehen. Als Aufgaben wurden
den Advokatenkammern unter anderem zugewiesen: die
Festlegung des Wirkungskreises des Ausschusses und der
Zahl der Mitglieder desselben, die Wahl des Präsidenten
und der Ausschussmitglieder, die Bestimmung der Einnah-
men und Ausgaben der Kammer, die Abgabe von Gutachten
für die Besetzung der Advokatenstellen sowie bei Suspen-
dierung und Entlassung eines Advokaten, die Aufrechter-
haltung der „Ehre und Würde des Advokatenstandes“ und
die Erstattung von Gesetzesvorschlägen. Der Ausschuss hat-
te die Aufgabe der Aufsicht über die Advokaturskandidaten
und die Benennung der Armenvertreter. Festgelegt wurden
aber auch die Erfordernisse, um zur Ausübung der Advoka-
tur zugelassen zu werden, wobei dem Justizminister aber
weiterhin das Ernennungsrecht hinsichtlich der Advokaten
zukam.

Zusammenfassend betrachtet enthielten die Befugnisse
der künftigen Advokatenkammer also bereits zahlreiche
Kriterien, die auch heute an eine autonome Selbstverwal-
tungsinstitution gestellt werden. Dennoch war die Advoka-
tenkammer von 1849 noch weit von einer echten Freiheit
des Standes entfernt, denn dem „freien Zugang zur Advoca-
tie“ wurde als einem „gefährlichen Mittel“ eine Absage er-
teilt, weil sie eine „zu weite Concurrenz“ bringen würde,
zumal die Anwaltschaft „nicht bloß Erwerbsquelle, sondern
ein öffentliches Amt“ sei.24 Es verblieb aber nicht nur das
Ernennungsrecht beim Justizminister, sondern auch die
Disziplinargewalt und die Honorarfestsetzung standen wei-
terhin den Gerichten zu.25 „Die Disziplinargewalt über Ad-
vokaten in den Händen der Richter“ beeinträchtigte nach
Ansicht des Advokatenkollegiums in Wien allerdings „den
Stand in seinem Ansehen und Vertrauen“ und zeige „nur
Mißtrauen, wenn man es nicht wagen zu können glaubt,
dem Advokatenstande selbst die Aufsicht und Strafgewalt
über seine Mitglieder einzuräumen“. Hinsichtlich der Kos-
tenfestsetzung durch das Gericht wurde der Vorwurf erho-
ben, dass Richter „oft parteiisch und ungerecht in der Be-

9 Brauneder, Leseverein und Rechtskultur. Der Juridisch-Politische Lesever-
ein zu Wien 1840–1990 (1992) 100.
10 Kübl in Ströher, Geschichte3 103.
11 Wrabetz, Rechtsanwälte 54.
12 JGS 1848/1151.
13 Kohl, „Keine dramatischen Momente?“ Zu den ersten acht Jahrzehnten des
175- bis 177-jährigen OGH, in Kodek/Wachberger (Hrsg), 175 Jahre Oberster
Gerichtshof und Generalprokuratur (2025) 43 (46).
14 PGS 1848/112.
15 RGBl 1849/278, RGBl 1849/288.
16 RGBl 1849/170.
17 Eberhard, Nichtterritoriale Selbstverwaltung (2014) 110; Rossmann, Die
Entwicklung der Kammern in Österreich seit 1848, NZ 1972, 209 (209 f).
18 RGBl 1849/27.
19 RGBl 1849/122.
20 Kübl in Ströher, Geschichte3 106.
21 RGBl 364/1849.
22 Kübl in Ströher, Geschichte3 161.
23 Wrabetz, Rechtsanwälte 55.
24 Zit nach Joham, Kärntens Advokaten und ihre Kammer als Institution or-
ganisierter Standesvertretung 1849–1919 (historische Masterarbeit Universi-
tät Klagenfurt 2021) 58.
25 Wrabetz, Rechtsanwälte 55 und 58.
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messung des Advokatenlohnes“ agierten und „vielmehr
noch [. . .] die persönliche Gunst [. . .] zu fürchten“ sei. Das
Advokatenkollegium in Wien war daher der Ansicht, dass
„die Advokatenordnung, wie sie erlassen wurde, auch als
provisorische Vorschrift ihrem Zwecke nicht genüge“ und
„die Bedürfnisse des Advokatenstands auch für die Gegen-
wart nicht befriedigen“ könne.26

Dennoch finden sich sehr wohlwollende Pressestimmen,
wie etwa in „Der Lloyd“ vom 28. August 1849 zu lesen war:
„So wäre denn abermals ein Stein in das stattlich emporstre-
bende Gebäude unserer neuen Justizverfassung eingefügt!
[. . .] Es war in der That höchste Zeit, dass endlich System
und Ordnung in ein Institut gebracht wurde, dass ehedem
in Fäulnis und Verrottung [. . .] geraten war. Die [. . .] Lebens-
frage der Freigebung der Advocatie dünkt uns in einer Wei-
se entschieden, daß man, gleich entfernt von knöchernem
Monopolsgeiste und luftigem Idealismus, den goldenen
Mittelweg einschlug, und die Interessen des Publikums
mit dem Nahrungsstande der Anwälte zu vereinbaren und
auszugleichen verstand. Zwischen dem System der fixen
Zahl, und der Freigebung steht das Verleihungssystem ohne
fixe Zahl in der Mitte. Es hängt nun freilich von der Art und
dem Maße des Gebrauches des dem Justizminister einge-
räumten Discretionsgewalt ab, ob und wiefern davon Ge-
deihliches zu erwarten ist. [. . .] Die Hauptsache ist, daß im
neuen Gesetze dem Advocatenstande Rechte und Attributen
zugestanden werden, die so sowohl sein gebührendes Anse-
hen nach außen, als die Reinigung und sittliche Erhebung
von innen heraus kräftig zu fördern geeignet sind. Ein
Stand, der früher nur in einigen dürftigen Beziehungen als
Ganzes, als Corporation, angesehen worden war, erhält nun
eine feste organische Gliederung; er tritt als Gesammheit
[. . .] aus dem Dunkel seines bisherigen Daseins heraus.“27

2. Konstituierung der Advokatenkammern

Die Konstituierung der einzelnen Advokatenkammern er-
folgte in weiterer Folge zu unterschiedlichen Zeiten. In Prag
machte der „Decan der hiesigen Doctoren der Rechte“ be-
reits Ende Jänner 1850 „bekannt, daß das Ministerium der
Justiz die Errichtung einer Advocaten-Kammer in Prag er-
laubt“ habe. Es werde daher „eine große Versammlung aller
Landes-Advocaten im Carolinum abgehalten werden, um
hinsichtlich der Zusammensetzung der Advocaten-Kammer
zu verhandeln und den Ausschuß und Präsidenten zu wäh-
len“.28 So wurden am 14. Februar 1850 „sämtliche böhmi-
sche Landesadvocaten nach Prag einberufen, um die Advo-
catenkammer zu constituieren und den betreffenden Aus-
schuß sammt Präsidenten zu wählen“.29 Allerdings erschie-
nen in Prag „vom Lande“ nur zwei Advokaten, weshalb die
Konstituierung erst drei Tage später stattfinden konnte.30
Für Wien war zu dieser Zeit „noch nichts Ähnliches er-
folgt“.31

Der Dekan der Wiener juridischen Fakultät Eugen Me-
gerle von Mühlfeld, der in dieser Funktion auch Vorstand
des Advokatenkollegiums war, wendete sich am 8. März

1850 an Justizminister Anton Schmerling und teilte ihm
den Wunsch der Wiener Advokaten mit, baldmöglichst eine
Kammer zu errichten.32 Am 19. März 1850 übermittelte das
niederösterreichische Appellationsgericht Mühlfeld die
Nachricht, dass die Bewilligung erteilt worden sei und daher
wegen Bildung der Kammer „ungesäumt die nöthige Ein-
leitung“ unternommen werde.33 Nachdem sich am 22. März
29 Wiener Advokaten mit einer Petition an Mühlfeld ge-
wendet hatten, in welcher sie diesen mit „Rücksicht auf
die immer lebhafter gefühlte Dringlichkeit des Bedürfnisses
der sofortigen Constituirung der für Wien bestimmten Ad-
vocatenkammer“ ersuchten, „eine Versammlung des Advo-
katen-Collegiums behufs der Beratung und Beschlussfas-
sung über die diesfälligen Maßregeln womöglichst noch
im Laufe des gegenwärtigen Monats zu veranstalten“,34 lud
Mühlfeld zu einer Versammlung am 28. März 1850 ein. Die
55 dabei anwesenden Wiener Advokaten beschlossen, sich
nicht mit bloßen vorbereitenden Maßnahmen zu begnügen,
sondern wollten „sich gleich medias in res stürzen“.35 Es
folgten die sofortige Konstituierung der Kammer sowie
die Wahl des Präsidenten (Mühlfeld) und von zwölf Aus-
schussmitgliedern.36 Bereits am 30. März versammelte sich
die Wiener Advokatenkammer erneut, um unter anderem
die in Zukunft zu den Advocatenprüfungen beizuziehenden
Prüfungskommissäre aus dem Advokatenstand zu wählen
sowie den Ausschuss mit der Ausarbeitung eines Statuts, ei-
ner Geschäftsordnung und eines Kostenvoranschlags zu be-
auftragen.37 Das darüber in Kenntnis gesetzte Justizministe-
rium fühlte sich nun aber „allem Anschein nach zufolge des
eigenmächtigen Vorgehens der Anwälte gekränkt und such-
te infolgedessen, da es schon die Entstehung der Kammer
nicht mehr hindern konnte, deren Wirksamkeitsbeginn zu
verzögern“.38 Es verfügte Ende April, dass die Befugnisse der
Kammer erst mit dem Inkrafttreten der neuen Gerichtsor-
ganisation am 1. Juli 1850 anerkannt würden.39 Nach dem
Beitritt der niederösterreichischen Advokaten 1851 führte
die Kammer in weiterer Folge bis Februar 1919 den Namen
„Niederösterreichische Advokatenkammer“.40

In Graz wurde die Advokatenkammer bereits im Februar
1850 provisorisch konstituiert und die erste Sitzung der
„Advokatenkammer für Steiermark“ fand am 3. November
1850 statt, wobei sich „die hierortigen und mehrere Advo-
katen vom Lande einfanden“. Die Sitzung „begann mit der
Verlesung des Ministerialerlasses“, dem zufolge die „provi-

26 Wrabetz, Rechtsanwälte 57f.
27 Der Lloyd, 28. 11. 1849, 1.
28 Wiener Zeitung, 29. 1. 1850, 2.
29 Der Wanderer, 28. 1. 1850, 1.
30 Wiener Zeitung, 17. 2. 1850, 4.
31 Der Wanderer, 28. 1. 1850, 1.
32 Kübl in Ströher, Geschichte3 162.
33 Schreiben 19. 3. 1850, Archiv RAK Wien.
34 Schreiben 22. 3. 1850, ebd.
35 Sitzungsprotokoll 28. 3. 1850, ebd.
36 Wrabetz, Rechtsanwälte 60.
37 Sitzungsprotokoll 30. 3. 1850, Archiv RAK Wien.
38 Kübl in Ströher, Geschichte3 163.
39 Schreiben, 23. 4. 1850, Archiv RAK Wien,
40 Wrabetz, Rechtsanwälte 60f; Kübl in Ströher, Geschichte3 163.
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sorisch constituirte, alle Advokaten des Kronlandes umfas-
sende Advokatenkammer für Steiermark vom Justizministe-
rium bewilligt“ worden war. Daraufhin wurden die Ge-
schäftsordnung angenommen sowie die Ausschuss- und
Präsidentenwahl erneuert.41 Im Frühjahr 1851 konstituier-
ten sich weiters die Advokatenkammern in Salzburg,42 Kla-
genfurt43 und Linz, wo in Linz bei der ersten Versammlung
Mitte März ebenfalls zunächst noch zu wenige Advokaten
anwesend waren.44 Weitere Advokatenkammern entstanden
ebenfalls noch 1850/51, nämlich in Bozen, Innsbruck, Ro-
vereto sowie in Brünn, Laibach, Triest und Görz.45 In Vor-
arlberg kam es „wegen der geringen Anzahl an Advokaten“
zu dieser Zeit noch nicht zur Errichtung einer Kammer,46
dies geschah erst 1869.47

Für die Notare wurde bereits 1850 ebenfalls eine eigene
Kammer vorgesehen,48 die anderen Berufe erhielten aber
erst weit später ihre Interessenvertretungen, nämlich die
Ärzte 1891 und für die Apotheker bestand bis zum Kam-
mergesetz 1926 ein 1906 geschaffenes Provisorium. Es folg-
ten weitere berufliche Vertretungen: 1913 für die Privattech-
niker und Bauingenieure, 1920 die Arbeiterkammer und ei-
ne Kammer für die Zahntechniker, in den 1920er- und
1930er-Jahren die Standesvertretungen der Land- und
Forstwirte, der Hebammen und in der Zweiten Republik
der Wirtschaftstreuhänder, Tierärzte und Patentanwälte.49

II. Konstitutionelle Ära und Advokatenordnung

1868

Die provisorische Advokatenordnung 1849 hatte, wie er-
wähnt, noch nicht alle Forderungen des Liberalismus erfüllt,
denn weiterhin bestand keine volle Autonomie, die Zahl der
Advokaten blieb beschränkt, ihr Tätigkeitsbereich war nach
wie vor örtlich gebunden und auch die Disziplinargewalt
der Oberlandesgerichte bestand weiterhin. Dies änderte sich
erst mit Inkrafttreten der Dezemberverfassung von 1867 mit
der Advokatenordnung von 1868.50 Mit dieser „Magna
Charta des Rechtsanwaltsstandes“, wie sie Hans Klecatsky
anlässlich ihres 100-Jahr-Jubiläums bezeichnete,51 erfolgte
nämlich die Hinwendung zum System einer freien Advoka-
tur und zur Unabhängigkeit derselben. Das „so heftig ange-
feindete ministerielle Ernennungsrecht“52 und die Bindung
der Advokaten an Gerichte und Verwaltungsbehörden wur-
de aufgehoben, denn der Advokat sollte „der Träger eines
freien, unabhängigen Berufes, nicht aber ein Beamter
sein“.53

Den Kammern wurde nun die Aufgabe übertragen, dem
Advokaten bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen
ohne Rücksicht auf die Zahl der bereits zugelassenen Advo-
katen und auch ohne örtliche Beschränkung die Befugnis
zur Berufsausübung zu erteilen und die Eintragung in die
Kammerliste vorzunehmen. Auch sollte die Handhabung
der Disziplinargewalt über die Advokaten und Advokaturs-
kandidaten „durch Organe des Advocatenstandes geübt
werden“. Das Verfahren dazu war durch „ein Disziplinarsta-

tut im Gesetzgebungswege“ zu regeln, das schließlich 1872
in Kraft trat.54 Damit ging die Disziplinargewalt nun tat-
sächlich auf die Advokatenkammern über, womit die Unab-
hängigkeit der Advokatur von den Gerichten erreicht war.
Mit der Reduktion der staatlichen Aufsicht brachte die Ad-
vokatenordnung 1868 also eine bedeutende Erweiterung der
beruflichen Selbstverwaltung und leitete damit die Entwick-
lung der modernen Rechtsanwaltschaft in Österreich ein. In
weiterer Folge wurde seit den 1880er-Jahren auch die Schaf-
fung eines anwaltlichen Zentralorgans gefordert und 1900
mit der Schaffung der „Ständigen Delegation der österrei-
chischen Advokatenkammern“ de facto realisiert, wenn-
gleich diese trotz einschlägiger Bemühungen noch keine ge-
setzliche Verankerung erhielt.55

III. Erste Republik

Die Autonomie der Advokatur wurde in weiterer Folge 1918
in den republikanischen Staat übergeleitet. Das Jahr 1919
brachte dann die Änderung der Kammerbezeichnung in
„Rechtsanwaltskammer“,56 das Jahr 1922 die Schaffung der
„Ständigen Vertreterversammlung der österreichischen
Rechtsanwaltskammern“ – allerdings nach wie vor nicht
auf gesetzlicher Basis –,57 das Jahr 1923 die Eingliederung
der burgenländischen Rechtsanwälte58 und das Jahr 1924
schließlich die Umbenennung der niederösterreichischen
Rechtsanwaltskammer in „Rechtsanwaltskammer in
Wien“.59 In die Zeit der Präsidentschaft von Gustav Harper
von 1922 bis 1924, der Friedrich Kübl zufolge „den alten
Aktenstaub von den Geschäften der Kammer wegblies
und nichtsdestoweniger ihre Tradition wahrte“,60 fielen
dann etwa die Gründung der wirtschaftlichen Organisation
der Rechtsanwälte in Wien, Niederösterreich und dem Bur-
genland sowie die Schaffung des Anwaltstarifs, was nun die
wirtschaftliche Abhängigkeit der Rechtsanwälte von den
Gerichten beseitigte.61 Eine zentrale, von der Kammer in

41 Wiener Zeitung, 7. 11. 1850, 2; Der Wanderer, 7. 11. 1850, 2.
42 Der Wanderer, 1. 5. 1851, 5.
43 Joham, Advokaten 64.
44 Der Wanderer, 4. 4. 1851, 5.
45 Zu den Landeskammern siehe Wrabetz, Rechtsanwälte 68.
46 Wiener Zeitung, 29. 11. 1850, 2.
47 Grass, Die Geschichte der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer, in Schröder
(Hrsg), Fiat Justitia (2021) 531 (534); Dürr, Die Revolution von 1848 und ihre
Folgen, in Vorarlberger Rechtsanwaltskammer (Hrsg), 150 Jahre Vorarlberger
Rechtsanwaltskammer (2019) 15 (17).
48 RGBl 1850/366.
49 Rossmann, Entwicklung, NZ 1972, 209 (214f).
50 RGBl 1868/96; ausführlich Neschwara, ZRG/GA 1998, 441 (442ff).
51 Wrabetz, Rechtsanwälte 79.
52 Kübl in Ströher, Geschichte3 114.
53 Kübl in Ströher, Geschichte3 115.
54 RGBl 1872/40.
55 Reiter-Zatloukal, Der Kampf um ein oberstes Standesorgan der Rechtsan-
waltschaft – von der „Ständigen Delegation“ über die „Ständige Vertreterver-
sammlung“ zum „Österreichischen Rechtsanwaltskammertag“, in Institut für
Anwaltsrecht (Hrsg), FS 50 Jahre ÖRAK (2024) 23 (25ff).
56 StGBl 1919/95.
57 Jahoda, Geschichte der österreichischen Advokatur 1918–1973 (1978) 11.
58 BGBl 1922/18.
59 Jahoda, Geschichte 11.
60 Kübl, Geschichte der österreichischen Advokatur2 (1967) 165.
61 Reiter, Gustav Harpner (1864–1924) (2008) 535f; Reiter-Zatloukal, Die
österreichische Rechtsanwaltschaft 1918 bis 1938, in Verein zur Erforschung
der anwaltlichen Berufsgeschichte der zwischen 1938 und 1945 diskreditierten
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der Zwischenkriegszeit diskutierte Frage war angesichts der
beklagten „Überfüllung des Standes“, welche Maßnahmen
diesbezüglich Abhilfe schaffen könnten, so etwa ob nicht
ein Numerus clausus für die Eintragung in die Rechtsan-
waltsliste eingeführt werden sollte.62 Die „überwiegende
Mehrheit des Standes“ sprach sich jedoch dafür aus, dass
„die Freiheit der Advokatur unbedingt und unter allen Um-
ständen aufrechtzuerhalten“ sei.63

IV. Diktatur 1933/34

In der Zeit des Dollfuß-Schuschnigg-Regimes wurde dann
die anwaltliche Autonomie zunächst massiv eingeschränkt
und schließlich vollständig beseitigt. Zuerst wurde die Dis-
ziplinargerichtsbarkeit der Kammern dadurch ausgehöhlt,
dass der Justizminister am 16. Februar 193464 die Möglich-
keit erhielt, bei politisch missliebigen Rechtsanwälten ein
Berufsverbot auszusprechen und Rechtsanwaltsanwärter
aus der Liste zu streichen.65 Ende März 1934 wurden dann
infolge des Verbots der Sozialdemokratischen Partei am
12. Februar 1934 alle Mandate der Kammerausschüsse für
erloschen erklärt, wenn die Inhaber zur Zeit ihrer Wahl die-
ser Partei angehört hatten. Neuwahlen oder Ersatzwahlen
hatten zu unterbleiben.66

Mit dem Gesetz betreffend das Erlöschen von Mandaten
in Standeskörpern der Rechtsanwälte und Notare vom Juli
193567 kam es dann zum völligen Ende der Autonomie der
Kammern. Per Ende 1935 wurden sämtliche Mandate für
erloschen erklärt und pro futuro die freien Wahlen von
Kammerfunktionären abgeschafft, vielmehr waren diese
nun durch den Justizminister zu ernennen.68 Dies hatte hin-
sichtlich der Wiener Kammer auch eine „ausgesprochen an-
tisemitische Tendenz“, denn obwohl sich die Maßnahme
vorgeblich gegen den nationalsozialistischen Einfluss in
den Provinzkammern richtete, wurde nun nämlich viel-
mehr der jüdische Einfluss im Wiener Ausschuss elimi-
niert.69

In der letzten Kammersitzung, so berichtet die „Arbei-
ter-Zeitung“ Anfang Februar 1936,70 habe der „Nestor der
Wiener Rechtsanwälte“, der 85-jährige Alois Ru icka, eine
Rede gehalten, in der er auf die Gründung der Kammer
als freie autonome Körperschaft 1849 und deren Zusam-
mentritt 1850, also „in der Zeit des ärgsten Absolutismus“
verwies, und so endete: „Heute, nach fünfundachtzig Jah-
ren, wird die letzte Kammersitzung unter einem freigewähl-
ten Präsidenten abgehalten, aber je autoritärer der Staat ge-
leitet wird, desto weniger kann er die Kontrolle einer freien
Anwaltschaft entbehren. Die anwaltschaftliche Autonomie
und die freie Advokatur kann und wird aber nicht für im-
mer vernichtet sein. Sie muß und wird wiederkehren.“ Prä-
sident Siegfried Kantor habe seine Präsidentschaft mit den
Worten beendet: „Ich scheide schweigend, ohne Rückblick
auf die ruhmreiche Vergangenheit der Kammer und ohne
Ausblick auf die unsichere Zukunft.“ Die „Arbeiter-Zei-
tung“ kommentierte: „Mit dem Scheiden dieser Männer

aus der Führung der Wiener Rechtsanwaltskammer sind
die letzten aufrechten bürgerlichen Demokraten aus dem
öffentlichen Leben beseitigt.“

Nach dem Inkrafttreten der Verfassung 1934 stand dann
die Stellung der Rechtsanwaltschaft vor allem in Hinblick
auf ihre Eingliederung in die von der Verfassung vorgesehe-
nen Berufsstände zur Diskussion, in welchen, dem „Gedan-
kengang des berufsständischen Prinzips“ folgend, „Unter-
nehmer und Angestellte, Arbeitgeber und Arbeitnehmer
gleichberechtigt einträchtig nebeneinander wirksam“ sein
sollten.71 Gemeinsam mit den anderen freien Berufen, wie
etwa Ärzten, Apothekern, Technikern udgl, sollten die
Rechtsanwälte nämlich den Berufsstand der „Freien Berufe“
bilden, wobei als Grundlage für den berufsständischen Auf-
bau die bisherigen Rechtsanwaltskammern vorgesehen so-
wie für Niederösterreich und das Burgenland eigene Rechts-
anwaltskammern angedacht waren.72 Anfang September
1937 wurde verkündet, dass die Ausarbeitung des Gesetz-
entwurfes für die Organisation des Berufsstandes der
„Freien Berufe“ schon „vor dem Abschluß“ stehe;73 zu die-
sem Gesetzentwurf kam es aber bis zum „Anschluss“ 1938
offenbar ebenso wenig wie zur Errichtung des Berufsstands.

V. NS-Herrschaft

Nach dem „Anschluss“ an das Deutsche Reich 1938 musste
nicht nur die Rechtsanwaltschaft in personeller Hinsicht ei-
nen dramatischen Aderlass erleiden, sondern es fanden
schließlich auch die Kammern als Selbstverwaltungskörper
ihr Ende. Bereits unmittelbar nach dem Einmarsch der
deutschen Truppen wurden am 14. März 1938 kommissari-
sche Leiter für die Rechtsanwaltskammern eingesetzt74 und
Ende April dann alle Kammerfunktionäre ihrer Funktionen

Mitglieder der österreichischen Rechtsanwaltskammern (Hrsg), Advokaten
1938. Das Schicksal der in den Jahren 1938 bis 1945 verfolgten österreichi-
schen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte (2010) 16 (20f).
62 Wagner, Der österreichische Rechtsanwaltsstand. Aspekte zur Fiktion und
Realität der Jahre 1919 bis 1938 (historische Diplomarbeit Universität Wien
2008) 89ff; Reiter-Zatloukal, The Austrian Bar, in Association of Research of
the Professional History of the Members of the Austrian Bar Discredited bet-
ween 1938 and 1945 (Hrsg), Advokaten 1938. The fate of the lawyers and
trainees registered with the Austrian Regional Bars barred from practising
in the legal profession from 1938 to 19452 (2022) 1 (60f).
63 Abel, 1850–1925. Ein Rückblick, AnwZ 1925, 58 (59).
64 BGBl 1934/135.
65 Reiter-Zatloukal, Verhaftung – Anhaltung – Berufsverbot. Zur Maßrege-
lung von Rechtsanwälten und RechtsanwaltsanwärterInnen 1933/34–1938,
BRGÖ 2025, 118 (135).
66 BGBl 1934/196.
67 BGBl 1935/300.
68 Siehe zu den Ernennungen, Sauer, Selbstbestimmung versus Fremdbestim-
mung: Die Wiener Rechtsanwaltskammer 1930–1950, in Enderle-Burcel/
Neubauer-Czettl/Stumpf-Fischer (Hrsg), Brüche und Kontinuitäten
1933–1938 – 1945 (2023) 159 (169).
69 Gold, Geschichte der Juden in Österreich (1971), 122; siehe dazu Reiter-
Zatloukal, „Volksfremde Elemente im Anwaltsberuf. Antisemitismus und Ad-
vokatur 1918 bis 1938, in Enderle-Burcel/Reiter-Zatloukal (Hrsg), Antisemi-
tismus in Österreich 1933–1938 (2018) 695 (719f).
70 Arbeiter-Zeitung, 2. 2. 1936, 7.
71 Braun, Die Stellung der Rechtsanwaltschaft in der berufsständischen Ord-
nung, AnwZ 1934, 161 (162).
72 Innsbrucker Nachrichten, 17. 9. 1935, 2.
73 Kärntner Zeitung, 8. 9. 1937, 4.
74 In Wien Hans Mann, zB Neues Wiener Tagblatt (Abend-Ausgabe),
16. 3. 1938, 1; für Tirol wurde dies schon für den 12.3. berichtet, Neueste
Zeitung. Bebildertes Abendblatt der „Innsbrucker Nachrichten“,
12. 3. 1938, 3.
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enthoben und Neubestellungen durchgeführt.75 Die 1936
eingesetzten Führungen der Rechtsanwaltskammern verlo-
ren nun also ihre Mandate in gleicher Weise, wie sie diese
erlangt hatten, nämlich durch Regierungsverfügung.76

Die Rechtsanwaltskammern wurden schließlich im Ok-
tober 1939 in die Reichs-Rechtsanwaltskammer eingeglie-
dert und bildeten somit bloß unselbständige Gliederungen
derselben.77 Mit der Einführung der Reichs-Rechtsanwalts-
ordnung 194178 kam dann das Ende der freien Advokatur in
Österreich. Die jederzeit widerrufbare Zulassung der
Rechtsanwälte erfolgte nunmehr „nach Maßgabe der Be-
dürfnisse einer geordneten Rechtspflege stets bei einem be-
stimmten Gericht“ und durch den Reichsjustizminister im
Einvernehmen mit dem Reichsführer des NS-Rechtswahrer-
bundes nach Anhörung des Präsidenten der Reichs-Rechts-
anwaltskammer. Die Wiener Kammer wurde also „zu einer
bedeutungslosen Provinzkammer herausgedrückt“, der
„freie Advokat, den die österreichische Advokatenordnung
vom Jahre 1868 geschaffen hatte, [. . .] zu einem mittleren
Beamten des Großdeutschen Reiches degradiert“.79

VI. Der Neubeginn 1945

Als im April 1945 die NS-Herrschaft zusammenbrach, kam
es umgehend zur Wiederaufnahme der Tätigkeit der Wiener
Kammer. Es zeigte sich, so Kübl, „daß die von der Kammer
in jahrzehntelanger, ernster Arbeit geschaffene Tradition
stärker war als alle Bemühungen der letzten reichsdeut-
schen Justizstellen, dieselbe zu zerstören“.80 Bereits am
16. April 1945 fand im Anwaltszimmer des Justizpalasts ei-
ne Versammlung Wiener Rechtsanwälte statt, in der be-
schlossen wurde, dass alle seit dem 13. März 1938 „aus ras-
sischen Gründen erfolgten Berufseinstellungen, Löschun-
gen oder erzwungenen Resignationen“ wirkungslos seien,81
und zwei Tage später erging bereits die erste schriftliche
Mitteilung der Rechtsanwaltskammer Wien an alle Kolle-
gen. Justizstaatssekretär Josef Gerö wies am 3. Mai 1945
die bereits mit den Kammergeschäften befassten Rechtsan-
wälte („Viererausschuss“)82 an, die Geschäfte der Rechtsan-

waltskammer in Wien vorläufig wahrzunehmen und die
Überleitung in die endgültige Ordnung vorzubereiten.83
Diese geschah mit dem Gesetz über die Wiederherstellung
der österreichischen Rechtsanwaltschaft vom 31. Juli 1945,
der RAO 1945.84 Mit der Wahl der – bislang ministeriell be-
stellten – Standesorgane im Oktober 1948 fand die Wieder-
errichtung der Wiener Kammer im Sinne der demokrati-
schen Selbstverwaltung ihren Abschluss.85 In weiterer Folge
wurde in der Zweiten Republik die Selbstverwaltung unter
anderem durch die Errichtung des ÖRAK 197486 erheblich
ausgebaut.

Wie die geschichtliche Betrachtung zeigt, kann die Aus-
prägung anwaltschaftlicher Selbstverwaltung als ein Krite-
rium für die Freiheitlichkeit eines Staatswesens und „Boll-
werk des Rechtsstaats“ gesehen werden. Welchen Weg die
Anwaltschaft hinkünftig zwischen den aktuellen Forderun-
gen nach einer „stringenten staatlichen Regulierung und
Aufsicht“ oder nach einer Deregulierung im Sinne „eines
Aufbrechens bestehender, angeblich verkrusteter, Systeme“
finden kann,87 wird die Zukunft zeigen.

75 Wagner, Von der freien Advokatur zur Gleichschaltung im Dritten Reich.
Rechtsanwälte 1938 bis 1950 (philosophische Dissertation Universität Wien
2017) 24.
76 Ausführlich Sauer in Enderle-Burcel/Neubauer-Czettl/Stumpf-Fischer 159
(171).
77 DtRGBl I 1939, 2005.
78 DtRGBl I 1941, 188ff.
79 Kübl in Ströher, Geschichte3 182.
80 Kübl in Ströher, Geschichte3 182.
81 Jahoda, Geschichte 60.
82 Sauer in Enderle-Burcel/Neubauer-Czettl/Stumpf-Fischer 159 (176).
83 Rudolph, Aus der Geschichte: 75 Jahre Wiedererstehen der RAK in Wien,
in Die Wiener Rechtsanwälte (Hrsg), Wir für Sie, Rückblick 2020 – Perspekti-
ven (2020) 68 (69).
84 StGBl 1945/103.
85 Sauer in Enderle-Burcel/Neubauer-Czettl/Stumpf-Fischer 159 (178f).
86 Reiter-Zatloukal in Institut für Anwaltsrecht 23 (61ff).
87 Rüffler/Müller, Selbstverwaltet oder fremdbestimmt? AnwBl 2018, 381
(381).
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573 Vašek, Markus: Über Verfassungsrecht im materiellen Sinn
578 Mayr, Magdalena: Insolvenzansprüche im Adhäsionsverfahren
582 Braunsberger, Maria und Stefan Bruckmüller: Personenfreizügigkeit und die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Ehen

ÖSTERREICHISCHE NOTARIATSZEITUNG
6 282 Parteder, Lisa: Einfluss von Erbrechtsstreitigkeiten auf die Verjährung des Pflichtteilsanspruchs nach § 1487 aF

291 Graf, Georg: Unterhalt oder Schenkung?

ÖSTERREICHISCHES RECHT DER WIRTSCHAFT
7 444 Tretthahn-Wolski, Elisabeth: Online-Glückspiel: Anwendbares Recht und internationale Zuständigkeit bei der Organhaftung

446 Schumacher, Hubertus: Brauchen wir Commercial Courts?
450 Amdessner, Stephan und Dragana Damjanovic: Smart Meter – zwischen Energieeffizienz und Datenschutz
454 Engleitner, Stefanie und Ulrike Stenzel: Kann ein Automatenshop ein „Betriebsraum“ sein und ist eine Alkoholabgabe mit den

jugendschutzrechtlichen Bestimmungen vereinbar?
474 Wolf, Patricia: Der Sturz im Stiegenhaus – ein Arbeitsunfall?
476 Gerhartl, Andreas: Betriebsratstätigkeit und Rechtsberatung
485 Mayr, Gunter: BudBG 2027–2028: Die steuerlichen Neuerungen
492 Zorn, Nikolaus: VwGH: Ersatz für Unfallschaden am Pkw des Dienstnehmers auf Dienstreise
493 Beiser, Reinhold: „Nova Iberomoldes“ – EuGH: Grunderwerbsteuerpflicht von Anteilsvereinigungen ist unionsrechtswidrig!
496 Zorn, Nikolaus: VwGH zum Vorsteuerausschluss für Schweizer Unternehmer
498 Zorn, Nikolaus: VwGH saniert falsche Reihenfolge von Wiederaufnahmebescheid und neuem Sachbescheid
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ÖSTERREICHISCHE STEUERZEITUNG
14 365 Fellner, Peter und Doris Reif: Steuerliche Forschungskooperationen und Forschungsprämie im Überblick (Teil 2)

374 Beiser, Reinhold: Eine Begrenzung der Pflichten der Arbeitgeber nach dem Sachlichtkeitsgebot und nach Treu und Glauben
377 Thiele, Clemens und Jessica Wagner: Gebührenrechtliche Behandlung von Datenlizenzverträgen
387 Spies, Karoline, Juliane Beverungen und Lukas Schuster: EU-Monitor: Aktuelle steuerliche Entwicklungen (Mär 26/Apr 26/Mai26)

TAXLEX
6 175 Mavher, Oliver, Roland Stegmüller und Regina Auer: Neuerliche Novelle der FoPV: kleine Änderung, große Relevanz

177 Steinhauser, Elisabeth, Sabine Urnik und Lea Hallinger: Abgabenbegünstigungen bei einer Erwerbstätigkeit im Pensionsalter
185 Untermeßner-Suntinger, Tamara: Die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung und ihre Besonderheiten
192 Holzleitner, Bernhard: Die Umrechnung von Auslandsverlusten
194 Geringer, Stefanie: Umsatzsteuersenkung auf ausgewählte Nahrungsmittel
199 Steiger, Stefan: Übertragung von Gesellschaftsanteilen an Mitarbeiter – Vorteil aus Dienstverhältnis oder „Sicherung der Unter-

nehmensfortführung“?
205 Drescher, Jakob: Gerichtliche Bindungswirkung von Erlässen der Finanzverwaltung

WIRTSCHAFTLICHE BLÄTTER
5 221 Gruber, Michael und Thomas Stern: EuGH C-18/24 Novis: Grenzüberschreitendes Versicherungsgeschäft – Zuständigkeit und

Aufsichtskoordination
231 Jaeger, Thomas: Europarecht: Das Neueste auf einen Blick

WOHNRECHTLICHE BLÄTTER
6 213 Garzon, Wilhelm: Die Liegenschaftsgrenze – eine unüberwindliche Hürde bei der Verrechnung von Aufwendungen?

226 Medwed, Florian: Der Finanzierungsbeitrag – (K-)Eine echte Mietzinsvorauszahlung?
233 Ortbauer, Philipp: Das Baurecht im WGG
243 Pesek, Reinhard: Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag bei Leerstand: Dotierungspflicht der GBV?
255 Breza, Raphael und Johannes Schramm: Gemeinnützige Bauvereinigungen: ein solidarisches System sozialer Sicherheit

ZEITSCHRIFT DER VERWALTUNGSGERICHTSBARKEIT
3 175 Huber, Tamara: Aktuelle Ereignisse und Entwicklungen in der Gesetzgebung

179 Wieser, Bernd: Großverfahren neu nach AVG
193 Haring, Lucas: Zur Verfassungswidrigkeit der Beschränkung von Beschlagnahme und Verfall auf „Raserfahrzeuge“ in Alleinei-

gentum des Lenkers

ZEITSCHRIFT FÜR ARBEITS- UND SOZIALRECHT
3 131 Friedrich, Michael: Die Rolle und Bedeutung des (österreichischen) Kollektivvertrags im grenzüberschreitenden Arbeitsverhältnis

138 Heindl, Julia:Grenzenloses Recht? Bedeutung undWirkungsweise von Eingriffsnormen iSd Art 9 Rom I-VO bei grenzüberschrei-
tenden Arbeitsverhältnissen

ZEITSCHRIFT FÜR BEIHILFENRECHT
2 67 Graf, Julius und Christian Koenig: Zur Beihilfefähigkeit von Rechenzentren nach der Mitteilung der Kommission über den Rah-

men für staatliche Beihilfen zur Unterstützung des Deals für eine saubere Industrie

ZEITSCHRIFT FÜR FAMILIEN- UND ERBRECHT
4 147 Schoditsch, Thomas: Der Widerruf von Schenkungen zwischen Ehegatten im Aufteilungsverfahren

153 Fucik, Robert: Genehmigungsbedürftigkeit widerstreitender Erbantrittserklärungen ohne Einbeziehung des Erblassers
157 Häusler, Mara-Sophie: Erbrechtsbezogene Vereinbarungen ohne Einbeziehung des Erblassers
161 Höfle-Stenech, Andrea: Update: Absage des Fürstentum Liechtenstein zur zwingenden Teilung von angesammeltem Altersvorsor-

geguthaben in Falle der Scheidung in Österreich

ZEITSCHRIFT FÜR FINANZMARKTRECHT
6 261 Sieder, Sebastian: Neues Konzept für öffentliche Bekanntheit im MAR-Insiderrecht durch Brännelius?

271 Messner-Kreuzbauer, David: Sicherungszession: Verjährungsunterbrechung und Beweislast für berechtigte Prozessführung
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ZEITSCHRIFT FÜR GESELLSCHAFTSRECHT
2 71 Al-Ghraibawi, Mustafa: „EU Inc.“ – Die neue europäische Gesellschaftsform als Prüfstein für das europäische und österreichische

Gesellschaftsrecht
79 Wolkerstorfer, Thomas: Zur uneinheitlichen Stimmrechtsausübung („Split Voting“) in der GmbH
89 Fantur, Lukas: Gesellschafterkonflikte infolge verbotener Einlagenrückgewähr: Ansprüche – Fallstricke – Steuerhaftungsschaden

ZEITSCHRIFT FÜR INSOLVENZRECHT UND KREDITSCHUTZ
3 82 Anzenberger, Philipp: Verlassenschaftsinsolvenz und Verfahrensunterbrechung

86 Casper, Philipp und Daniel Greiner: Der Schwebezustand nach § 12c IO
91 Jelinek, Wolfgang: Genehmigungspflichtige Geschäfte (§ 117 Abs 1 IO): Schuldneranhörung durch den Gläubigerausschuss
95 König, Bernhard: Alle gegen die Insolvenzanfechtung!
98 Pummerer, Lena: Zur (mangelnden) analogen Anwendung der Business Judgment Rule auf die Insolvenzverwalterhaftung

ZEITSCHRIFT FÜR STEUERSTRAFRECHT UND STEUERVERFAHREN
1 3 Mirha Karahodžić, Andreas Grabenweger und Natascha Sautter: Das neue Verbot der Insolvenzanfechtung nach § 211a Abs 1 und

2 BAO und § 65 Abs 3 ASVG vor dem Hintergrund der Schadenersatzpflicht nach § 25 GmbHG
13 Langeneder, Robin und Stefan Papst: Verfahrensrechtliche Praxis: Elektronische Signaturen im Abgabeverfahren
17 Stieglitz, Alexander: BFG: „Wurzelberichtigung“ und Gruppenbesteuerung
20 Obermann, Rainer: Hinterziehung von Einfuhrumsatzsteuer – trotz Vorsteuerabzugs
34 Kabler, Marie und Wolfgang Gurtner: BFG: Von Buchhalter fälschlicherweise geltend gemachter Vorsteuerabzug = grobe Fahr-

lässigkeit

ZEITSCHRIFT FÜR VERBRAUCHERRECHT
2 44 Bauer, Barbara und Katharina Pichler: Der Kampf gegen Shrinkflation

51 Ibl, Bernhard und Oliver Peschel: EuGH C-77/24 (Wunner) – „Rien ne va plus“ für Online-Casino-Geschäftsführer?
55 Huber, Katharina: Zur besonderen Prozessvoraussetzung der Gleichartigkeit und zur Herabsetzung des Substantiierungsgebots im

Abhilfeverbandsklageverfahren
65 Eder, Maximilian und Rahim Rastegar: Abhilfeklage: Zur Gleichartigkeit von Sachverhalten

ZEITSCHRIFT FÜR VERGABERECHT UND BAUVERTRAGSRECHT
4 167 Stalzer, Johannes und Benjamin Becic: Nicht sauber, sondern rein – Selbstreinigung zwischen Baukartell-Praxis und die BVergG-

Novelle 2026
173 Schnabl, Karin: Ausgewählte Entscheidungen der Verwaltungsgerichte der Länder
205 Hauser, Stefanie: Personenmehrheit beim Wiederkaufsrecht?

ZEITSCHRIFT FÜR VERKEHRSRECHT
6 295 Kathrein, Georg: Deutsches Schadenersatz- und Verkehrsrecht 2025

299 Kaltenegger, Armin: VfGH zu Fahrzeugbeschlagnahme: Einschränkungen verfassungswidrig

ZEITSCHRIFT FÜR VERSICHERUNGSRECHT
3 114 Dworniczak, Dominik: Fernabsatz von Finanzdienstleistungen nach der Richtlinie (EU) 2023/2673 und dem österreichischen

Umsetzungsentwurf
130 Csanyi, Andreas: Die VAG-Novelle im NaBeG
134 Pscheidl, Dieter: Bericht aus Brüssel

ZEITSCHRIFT FÜR WIRTSCHAFT UND FINANZSTRAFRECHT
3 106 Pampalk-Lorbeer, Madalena: Die neue Richtlinie zur Bekämpfung von Korruption

110 Loksa, Oliver M.: Verfahrensbeendende Absprachen – ein probates Mittel zur Verfahrensbeschleunigung
114 Hinterhofer, Hubert und Sophie Hinterhofer: Privatbeteiligtenanschluss des Insolvenzverwalters?
119 Schönborn, Elias und Jan Uwe Thiel: Zur Anwendbarkeit der Beschlagnahmebestimmungen bei freiwillig übergebenen Daten-

trägern
124 Reyman, Eric und Norbert Wess: Zum Recht des in Untersuchungshaft angehaltenen Beschuldigten auf Telefonverkehr
141 Glaser, Severin und Robert Kert: EuGH: Kontrolle der Rechtmäßigkeit von Verfahrenshandlungen der EUStA
144 Grünwald, Christoph: Die Abgabenerhöhung gemäß § 29 Abs 6 FinStrG
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149 Schrottmeyer, Norbert: Checkliste für die Erstellung einer Selbstanzeige nach § 29 FinStrG
152 Starl, Sebastian: Gesonderte Verbandsgeldbußen für Finanzvergehen und strafbare Handlungen anderer Art
154 Starl, Sebastian: Abgabenhinterziehung durch nachträgliche (nicht fristgerechte) Abgabe einer unrichtigen Steuererklärung

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER MEDIZIN
3 83 Strambach-Weissgärber, Melanie und Leon Seller: Revers und Belassung im Rettungsdienst

88 Noe, Danielle und Claudia Steinböck: Neuer Rechtsrahmen für Substanzen menschlichen Ursprungs (II)
94 Leischner-Lenzhofer, Aline: Ärztliches Disziplinarrecht – Überblick und Rechtsprechungslinien

ZEITSCHRIFT ZUM RECHT DER UMWELT
3 88 Stangl, Florian und Florian Hahn: EABG – Das Warten hat ein Ende(?)

95 Wagner, Erika M. und Lisa Ecker: Neuerungen durch die RV-EABG für Windkraftprojekte: Flaute oder Aufwind?
101 Jaeger, Thomas: Energiewende trifft Umweltprüfung

ZIVILRECHT AKTUELL
11 204 Griebler, Lukas: Unterlassungsansprüche bei Verletzungen der DSGVO?

206 Werderitsch, Lena: Rechtswidrig erlangte Beweismittel: Grünes Licht vom EuGH

Die Zeitschriftenübersicht wurde freundlicherweise zur Verfügung gestellt von:
Lorene Fenkart und Paul Kessler, Singer & Kessler Rechtsanwälte OG.
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